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Vorwort. 



Angesichts der bedeutenden Schwierigkeiten , die sich 
nach den gewonnenen Erfahrungen dem Zustandekommen 
einer Gesamtrefprm des österreichischen Strafrechtes entgegen*- 
stellen, ist in den letzten Jahren wiederholt die Meinung ver" 
treten worden, daß der Weg der Teilreformen fortzusetzen sei, 
und daß man auf diese Weise über die schwersten Mißstande 
hinwegkommen könne. Ich war bisher ein Gegner weiterer 
Teilreformen, schon mit Rücksicht auf die sich daraus erge-* 
bende Gefährdung der Gesamtreform. Insbesondere aber hielt 
ich stets — wohl in Übereinstimmung mit allen Praktikern — 
die Novellengeseggebung der legten 40 Jahre von geseges" 
technischem Standpunkte aus für verfehlt, da sie den einheit" 
lichen Aufbau des Geseges und dessen Übersichtlichkeit zer* 
störte, die Anwendung vor große Schwierigkeiten stellte und 
zahlreiche Widersprüche in das Strafrecht trug. 

Unmittelbar in das materielle Strafrecht greifen (abge" 
sehen von der Strafprozeßordnung) gegenwärtig nachstehende 
Gesege und mit Gesetzeskraft ausgestattete Verordnungen ein: 

1. Waffenpatent für Süd-Tirol vom 18. Januar 1818. 

2. Pestpatent vom 21. Mai 1805 JG. S. Nr. 731. 

3. Waffenpatent vom 24. Oktober 1852, RGB. Nr. 223. 

4. Vereinsgese^ vom 26. November 1852, RGB. Nr. 253. 

5. Forstgese^ vom 3. Dezember 1852, RGB. Nr. 250. 

6. Militärstrafgesefe vom 15. Januar 1855, RGB. Nr. 19. 

7. Gesefe zum Sdiufe der persönlidien Freiheit vom 27. Oktober 1862, 
RGB. Nr. 87. 

P=a V =^ 
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8. Gesefe zum Sdiufe des Hausredites vom 27. Oktober 1862, RGB. 
Nr. 88. 

9. PreQgese^ vom 17. Dezember 1862, RGB. Nr. 6 für 1863 samt 
seinen Novellen. 

10. Strafgese^novelle vom 17. Dezember 1862, RGB. Nr. 8 für 1863. 

11. Ministerverantwortlidikeitsgeset vom 25. Juli 1867, RGB. Nr. 101. 

12. Strafgesefenovelle vom 15. November 1867, RGB. Nr. 131. 

13. Vereinsgese^ vom 15. November 1867, RGB. Nr. 134. 

14. Versammlungsgesefe vom 15. November 1867, RGB. Nr. 135. 

15. Gesefe über die interkonfessionellen Verhältnisse vom 25. Mai 1868, 
RGB. Nr. 49. 

16. Preßgese^novelle vom 15. Oktober 1868, RGB. Nr. 142. 

17. Gese^ über den Ausnahmezustand vom 5. Mai 1869, RGB, Nr. 66. 

18. Militärjurisdiktionsnorm vom 20. Mai 1869, RGB. Nr. 78. 

19. Gesefe zum Sdiufee des Briefgeheimnisses vom 6. April 1870, 
RGB. Nr. 42. 

20. Koalitionsgesefe vom 7. April 1870, RGB. Nr. 43. 

21. Gese^ über die Landwehrgeriditsbarkeit (aufgehoben) vom 23. Mai 
1871, RGB. Nr. 45. 

22. Geset über die polizeiliche Abschaffung vom 27. Juli 1871, RGB. 
Nr. 88. 

23. Gese^ über die Einzelhaft vom 1. April 1872, RGB. Nr. 43. 

24. Gese^ über Erwerbs- und Wirtschaftsgenossensdiaften vom 9. April 
1873, RGB. Nr. 70. 

25. Landstreichergesefe vom 10. Mai 1873, RGB. Nr. 108. 

26. Galizisdies Wuchergese^ vom 19. Juli 1877, RGB. Nr. 66. 

27. Galizisdies Trunkenheitsgese^ vom 19. Juli 1877, RGB. Nr. 67. 

28. Tierseudiengese^ vom 29. Februar 1880, RGB. Nr. 35. 

29. Rinderpestgeset vom 29. Februar 1880, RGB. Nr. 37. 

30. Wudiergese^ vom 28. Mai 1881, RGB. Nr. 47. 

31. Abänderung der Tierseudiengese^e vom 24. Mai 1882, RGB. Nr. 51. 

32. Zwangsvollstreckungs-Vereitlungsgesefe vom 25. Mai 1883, RGB. 
Nr. 78. 

33. Gewerbeinspektorengesett vom 17. Juni 1883, RGB. Nr. 117. 

34. Geset über die Landwehrgeriditsbarkeit vom 2. April 1885, RGB. 
Nr. 93. 

35. Landstreidiergeset vom 24. Mai 1885, RGB. Nr. 89. 

36. Gese^ über die Zwangsarbeitsanstalten vom 24. Mai 1885, RGB. 
Nr. 90. 

37. Sprengmittelgese^ vom 27. Mai 1885, RGB. Nr. 134. 

38. Unterseekabelgeset vom 30. Mai 1888, RGB. Nr. 41. 

39. Wehrgese^ vom 11. April 1889, RGB. Nr. 61. 

40. Markensdiu^gese^ vom 6. Januar 1890, RGB. Nr. 19. 
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41. Gesefe gegen Niditbefolgung eines Einberufungsbefehles vom 
28. Juni 1890, RGB. Nr. 137. 

42. Urheberreditsgese^ vom 26. August 1896, RGB. Nr. 197. 

43. Lebensmittelgeset vom 16. Januar 1896, RGB. Nr. 89 (1897). 

44. Personalsteuergese^ vom 25. Oktober 1896, RGB. Nr. 220. 

45. Gese^ in bezug auf Auswanderungsgesdiäfte vom 21. Januar 1896, 
RGB. Nr. 27. 

46. Kaiserliche Verordnung, betreffend das Bankübereinkommen vom 
21. September 1899, RGB. Nr. 176. 

47. Margarinegese^ vom 1. Februar 1902, RGB. Nr. 26. 

48. Getreideterminhandelgesefe vom 4. Januar 1903, RGB. Nr. 10. 

49. Gesefe über Gesellschaften mit beschränkter Haftung vom 5. März 
1906, RGB. Nr. 58. 

50. Apothckergesefe vom 18. Dezember 1906, RGB. Nr. 5 von 1907. 

51. Gesefe über strafrechtliche Bestimmungen zum Schule des Wahl- 
und Versammlungsrechtes vom 26. Januar 1907, RGB. Nr. 18. 

Daß eine soldie Fülle von Novellen, die nodi dazu auf 
strafreditlidiem Gebiete keineswegs nadi einheitlidien Grund*- 
sägen abgefaßt sind, die Straf reditspf lege nidit erleichtern, 
liegt auf der Hand. 

Nur in der Apothekerordnung hat sidi die Gese^gebung 
entschlossen, statt selbständiger neuer Bestimmungen, an 
Stelle alter einen neuen Wortlaut des § 345 in das Strafgeseg 
einzufügen. Das wäre gesegestechnisch der Weg neuer Novellen, 
wobei nach Kräften zu trachten wäre, einen Teil der älteren 
ebenfalls allmählich in das Strafgesetz einzufügen, nämlich 
jene, die einer Änderung bedürfen. Es ist dies im ganzen 
der Weg, der bisher in Frankreich gegenüber dem aus dem 
Jahre 1810 stammenden Code p6nal eingeschlagen wurde. 

Angesichts der Tatsache, daß seit dem im Jahre 1863 
von Hye verfaßten Straf gese^entwurf eine Gesamtreform stets 
gescheitert ist, drängt sich der Gedanke auf, ob es in der Tat 
nicht wünschenswert erschiene, wenn die Gesamtreform in der 
Zeit unausgetragener Meinungsverschiedenheiten tiefgehender 
Natur nicht in Angriff genommen wird. Ich will deshalb im 
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Interesse der Sadie in dieser Abhandlung darzustellen versuchen, 
wie sdi rittweise durdi Einzelgeset^e das geltende Strafgeseg 
nahezu vollständig umgearbeitet werden könnte, ohne daß es (J ) 
im Laufe dieses Prozesses zu erheblid ien Sdiwierigkeij en «^ '^ 
käme. Allerdings stelle idi mir vor, daß die einzelnen Qi^ß"'^'''^ 
segesnovellen in rasdier Aufeinanderfolge erledigt werden (^^//^ 
müßten. Die Anhänger der Teilreformen werden ersehen, ^p^ 
daß der Weg kein einfad ier ist. In der Sadie selbst führe ^ 
ich im großen und ganzen (Ten Gedankengang fort, den idi 
vor etwas über 10 Jahren in meiner Sdirift „Straffälligkeit und 
Strafzumessung'' verfolgt hatte. 

Zu den Fassungen meiner Vorschläge weidie idi sdion 
mit Rücksicht auf die Anpassung an das geltende Redit, aber 
auch aus anderen Gründen nicht unbedeutend von den 
Fassungen jenes Strafgeset^entwurfes ab, den ich — im Jahre 
1898 von Sr. Exzellenz dem Justizminister Dr. von Ruber 
mit der Abfassung eines Strafgeset^entwurfes und Durch" 
beratung in einer engeren Kommission betraut, nach im 
Jahre 1904 erfolgtem Abschluß der Beratungen mit Hof rat 
Lammasch — im Februar 1905 Sr. Exzellenz dem damaligen 
Ministerpräsidenten Dr. von Ko erb er überreicht hatte. Meine 
jetzigen Vorschläge sind rein literarische, da ich mittlerweile 
aus der Strafgeset^kommission ausgeschieden bin. Ich füge 
nur kurze Begründungen bei, ohne jedes theoretische Beiwerk, 
auf die Gefahr hin das Mißfallen einzelner Theoretiker zu 
erregen. Der Sachverständige 'weiß Theorie und Literatur, 
sowie ausländische Gesetzgebung selber zu finden, für Laien 
ist diese Abhandlung nicht geschrieben; eine Wiedergabe 
der Materialien, die ich mir anläßlich meiner seinerzeitigen 
legislativen Arbeiten zusammenstellte, würde den Umfang 
dieser Abhandlung zwecklos erweitem. 

i:« VIII «J 
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Idi lasse midi audi im allgemeinen auf eine Erörterung 
dogmatisdier Streite nidit ein — bei anderer Gelegenheit 
wird man midi wie bisher bereit finden, Rede und Antwort 
zu geben. Begreiflidierweise kann idi es aber nidit vermeiden, 
zu einzelnen Vorsdilägen und Lehren Stellung zu nehmen, 
die in das Programm der Gegner der klassisdien Sdiule Auf" 
nähme fanden. Dadurdi, daß sidi diese zu den „Modernen'' 
zählen und die anderen mittelbar oder unmittelbar als rUdc" 
ständig bezeidinen, haben sie nodi gar nidits bewiesen. Die 
Flagge der Modernen dedct nidit jede Ware, sonst müßten wir 
uns audi die sdieußlidisten Kledcsereien der Sezession und die 
amerikanisdien Wolkenkrager widersprudislos gefallen lassen. — 

Es sdieint mir fast selbstverständlidi zu sein, daß vor 
Annahme einer fremdländisdien Einriditung die Frage aufge* 
worfen werden müsse, ob sie sidi im Ursprungslande bewährt 
habe, und ob die Verhältnisse dort genau so liegen wie bei 
uns. In dieser Beziehung sdieinen mir aber gerade die Ver« 
einigten Staaten von Nordamerika nidit die riditigste Bezugs^ 
quelle für Reditseinriditungen zu sein, denn abgesehen davon, 
daß dort gegen 50 Reditsgebiete bestehen, ist das anglo" 
amerikanisdie Straf redit so ziemlidi das rüdeständigste, die 
Strafreditspflege in Amerika ist gerade keine mustergültige, 
das Gefängniswesen audi nidit einwandfrei und die Krimi" 
nalität — wenn audi genaue statistisdie Taten fehlen — der 
unsrigen gegenüber eine ersdiredcend hohe (idi verweise nur 
darauf, daß dort 30 — 40 % Rüdcf alle bei den Jugendlidien als 
günstiges Ergebnis angesehen werden). Insoweit die Höhe 
der Straffälligkeit und Rüdcfälligkeit auf die Wirksamkeit der 
Strafreditspflege zurüdcgeführt werden kann, dürfen wir uns 
die Gesetzgebungen der einzelnen Vereinigten Staaten jeden- 
falls nidit als Vorbild nehmen. Es gilt dies insbesondere 
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auch auf dem Gebiete der sogenannten Fürsorge in Amerikai 
deren Erfolge höchst zweifelhafter Natur sind« wenn man sich 
durch die Außenseite nicht täuschen läßt. 

Ich gehe von dem Standpunkte aus, daß wir zunächst 
auf Grund unserer eigenen Erfahrungen zu reformieren haben« 
und ich denke« daß wir uns damit eine genügend große Auf- 
gabe stellen. Es empfiehlt sich nicht, gleichzeitig mit fremden 
Einrichtungen, die auf ganz anders gearteten Verhältnissen 
beruhen, zu experimentieren, weil sie gerade in der literarischen 
Mode sind. 

Ganz entschieden ist aber der Meinung entgegenzutreten, 
als ob es sich in dem Kampfe der beiden großen literarischen 
Richtungen der Gegenwart um den Kampf einer milderen 
Auffassung gegenüber der strengeren handeln würde. Diese 
Meinung beruht auf einer vollständigen Verkennung der Sach- 
lage. Wenn die Vertreter der klassischen Schule den „Ver- 
geltungsgedanken'' beibehalten, so geschieht dies in erster 
Linie in dem Sinn, daß das Straf übel in einem gewissen 
Verhältnis zur Tat stehen müßte, und daß der Zwedcgedanke 
nicht derart überwuchern darf, daß zu Vor beugungs- u nd 
Besserungszwedcen eine ganz außer Verhältni s mit der Tat 
stehende Freiheitsen^iehung verhängt wird. Dadurch, daß 
man das Wort Freiheitsstrafe vermeidet und von Sicherungs- 
haft, Anhaltung in Besserungsanstalten und dergl. spricht, 
wird an der Tatsache nichts geändert, daß der Betroffene 
dauernd, noch dazu in einer höchst fragwürdigen Gesellschaft, 
eingesperrt wird. Als man seinerzeit die unbestimmte Strafe 
ebenfalls aus Amerika importieren wollte, hatte sich ein so 
energischer Widerstand gegen eine derartige die Dauer der 
Freiheitsentziehung von dem Ermessen der Gefängnisorgane 
abhängig machende Einrichtung erhoben, das die Frage bald 
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wieder unmodern wurde, um in dem Kleide der Nachhaft oder 
dier Sicherungshaft wieder neu aufzutauchen (wie wir dies 
auch nach abgetaner Moral Insanity mit der nun modernen 
Minderwertigkeit erleben). Unter der Umarmung dieser Milde 
kann ihr Gegenstand Schaden leiden, und es ist bezeichnend, 
daß auch unter der Herrschaft der bedingten Verurteilung und 
des bedingten Straferlasses, die doch sehr human aussehen, 
soweit die statistischen Nachweisungen ein zutreffendes Urteil 
geben, der Mißerfolg sich einstellt, indem diese Einrichtung 
mehr Rücicfällige entstehen läßt als der Strafvollzug. Auf die 
Einzelheiten werde ich in der Folge zurückkommen. 

Ich teile nun den Stoff nicht systematisch, sondern nach 
der Reihenfolge ein, nach welcher er im Geseggebungswege 
zu behandeln wäre, so daß möglichst wenig Reibungs^läc^en 

und neu entstehen und eine glatte Einfüh rung 

i n das g eltende Strafgesefe stattfi nden kan n. Ich bringe meine 
Vorschläge nicht in' Jie t^orm von Gesefeentwürfen, diese sind 
jedoch ohne Mühe aus den vorgeschlagenen Fassungen her- 
zustellen. Jeder Abschnitt kann für sich a ls Gegenstand ein es 1 
Gese^es behandelt werden. Ich werde am Schlüsse ausführen, j 
welche Lücken noch bestehen würden, und insbesondere darauf 
hinweisen, daß in der Folge mit der Einfügung der straf- 
rechtlichen Bestimmungen verschiedener Nebengese^e zu be- 
ginnen wäre. Das Gesamtbild wird allerdings dem eines 
nach einem einheitlichen Plane entworfenen, vollkommen 
neuen Gese^es nicht entsprechen (so etwa wie der Code p£nal 
des französischen Rechtes in seiner gegenwärtigen Gestalt), 
aber wir wären über die Not des Tages schrittweise hinweg- 
gekommen. Wenn einzelne Theoretiker, deren Weizen noch 
nicht blüht, die aber dessen Blüte für die Zukunft erhoffen, 
meinen, es solle das Ergebnis der deutschen Reformarbeiten 
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abgewartet werden, so kann dieser Standpunkt nidit gebilligt 
werden. Die Theorie kann allerdings warten, nidit aber die 
Reditsanwendung, nodi weniger können es diejenigen, denen 
die Härten des geltenden Redites auferlegt werden. 



Beriditigungen. 



Seite 16 Zeile 8 von oben soll es heißen statt „Verfügung" „Verhangung*'. 

, 33 , 11 , unten statt „Zahl 4" „Zahl 2**. 

« 42 « . 11 « oben statt «der Mehrzahl' «die Mehrzahl*. 

, 82 , 3 , unten nadi «abhängt* «betreibt*. 

, 91 , 7 , , statt „466" „459". 

, 95 , 6 , , statt „266" „206". 
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, 112 , 3 , oben einzufügen vor „heftigen" „gerechtfertigten". 
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I. Sfrafmiffel und Strafzumessung. 

Als Hauptstrafen kommen nur die Todesstrafe, die Frei- 
heitsstrafe und die Geldstrafe in Betradit. 

Eine Erörterung über die Todesstrafe halte id\ für sehr 
überflüssig. Die Argumente sind vollständig verbraudit, im 
übrigen kann man für die Beibehaltung der Todesstrafe sein, 
ohne deren »Anhänger* sein zu müssen, wie ja aud\ der 
Chirurg, der Amputationen vornimmt, deshalb sich nidit als 
Anhänger von Amputationen erklärt. Man nimmt sie eben 
vor, wenn andere Mittel versagen. Die Todesstrafe ist die 
ultima ratio, die der Staat in der Reserve haben muß, um 
sidi soldier Elemente zu entledigen, die aud\ in lebensläng- 
lidier Haft gegenüber Mitsträflingen, Aufsiditsorganen und 
sdiließlidi im Falle einer Entweidiung gegenüber den übrigen 
Mitmenschen eine ständige Gefahr bilden. Es ist bedauerlich, 
daß man sid\ zum Vollzuge der Todesstrafe eines Menschen 
bedienen muß, gegen diese selbst sind Humanitätsbedenken 
dann schlecht am Plafee, wenn die Todesstrafe nur in den 
schwersten Fällen angedroht und nur gegen die verworfensten 
Elemente in Vollzug gese^t wird. 

Das Schwergewicht der Reform liegt auf dem Gebiete 
der Freiheitsstrafen. 

Das österreichische Recht kennt, abgesehen von d em gan z 
unpraktischen Hausarre st, nur zwei Freiheitsstrafen, Kerker 
und Arrest, die jedoch jede für sich in zwei Arten untergeteilt 
sind. Die Unterteilung des Kerkers in zwei Grade (Kerker 
und schwerer Kerker) ist vollständig bedeutungslos geworden, 
da sich der schwere Kerker nur durch Hinzufügung einer Ver-* 

Hoegel, Teilreformen. 1 
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sdiarfung (meist ein Fasttag im Monate) von dem einfachen 
untersdieidet. Dieser Unterschied ist daher aufzuheben und 
der Kerker schlechthin als Verbrecherstrafe festzusetzen. Da- 
bei ist natürlich in Aussicht zu nehmen, daß aus den Ver- 
brechen alle jene Straftaten allmählich ausgeschieden werden, 
die nach der heutigen Rechtsauffassung keine Verbrechen im 
engeren Sinne sind. Anderseits wäre der Unterschied zwischen 
strengem und Arrest schlechthin zu vertiefen. Der strenge 
Arrest soll die Mittelstufe zwischen Kerker und Arrest bilden, 
also dem Gefängnis des deutschen Rechts entsprechen. Wir 
würden dadurch zur Dreiteilung, Kerker, Gefängnis (strenger 
Arrest) und Arrest gelangen. 

Da jedoch die gesetzliche Festsetzung der Verbrechens- 
tatbestände niemals derart erfolgen kann, daß die typische 
Regelung allen Einzelfällen entsprechen könnte, so muß die 
Möglichkeit geschaffen werden, in besonders gearteten, mil- 
deren Fällen statt der gesetzlichen Kerkerstrafe die nächst 
mildere Gefängnisstrafe anzuwenden. Dies kann im Rahmen 
des geltenden Rechtes im Wege des außerordentlichen Milde- 
rungsrechtes geschehen. In Wirklichkeit wird dadurch das Ver- 
brechen, was die ausgesprochene Strafe anbelangt, zum Ver- 
gehen, und es erscheint angemessen, daß dies auch im Urteile 
zum Ausdrucke kommt. Es soll daher der Richter, wenn er 
die Kerkerstrafe umzuwandeln findet, zugleich nicht 
mehr wegen Verbrechens, sondern nur wegen Ver- 
gehens verurteilen. Die Richtigkeit dieses Gedankens er- 
gibt sich zwingend, wenn bedacht wird, daß die Unterteilungen 
doch nur von der technischen Möglichkeit der Findung all- 
' gemein zutreffender Unterscheidungs - Merkmale abhängen. 
Könnte man bei jedem Tatbestande alle jene individuellen 
Umstände, welche die Anwendung der Gefängnisstrafe an Stelle 
der Kerkerstrafe fordern, zusammenfassen, so wäre eben in 
eben diesem Umfange das Verbrechen eingeengt und das Ver- 
gehen erweitert. Kann man dies nicht, so muß man die Ab- 
grenzung zwischen Verbrechen und Vergehen gegebenen Falles 
ebenso dem Richter überlassen, wie die Wahl zwischen den 
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beiden Straf arten, natUrlidi mit der Beschränkung durdi das ^I^^^Cf^ 
Berufungsredit. ^ ^ 

Da es nidit angängig ist, in allen Stellen die gesefelidie \/t^f i ^ 
Bezeidinung der Straf art zu ändern, so bleibt kein anderer 
Ausweg übrig, als eine allgemeine darauf abzielende Bestim" \j ^"72^ 
mung in den allgemeinen Teil aufzunehmen. 

Für eine ganze Gruppe von Fällen wäre dieser Ersafe 
der Kerkerstrafe durch Gefängnisstrafe und damit die Ände*- 
rung der Eigensdiaft der Straftat vom Verbrechen zum Ver- 
gehen zwingend vorzuschreiben, nämlich bei Jugendlichen, 
so daß ihnen alle bis zu 5 Jahren bedrohten Verbrechen nur 
als Vergehen Zuzurechnen wa y^n . "* ""^ 

" Im Rahmen des geltenden Gesefees ist die Beibehaltung 
des Milderungsrechtes nicht zu vermeiden, da es nicht mög- 
lich erscheint, sämtliche Mindestmaße entsprechend herabzu- 
sehen. Ich füge jedoch diesem Rechte eine Einschränkung bei» 
daß nämlich nicht unter einer Woche bei V^rbxcyt^yensverurte i- 
lungen hera bgegängen werden darf , was schon mit Rücksicht 
aut die Änderung der Verbrechensgrenzen geboten ist 

Geboten erscheint es femer, daß der wesentlichste Grund" 
sag des Strafvollzuges, der auf Absonderung abzielt, anders 
geregelt wird, als dies in dem Einzelhaftgeseg vom I.April 
1872 RGBl. Nr. 43 der Fall ist. Es hat sid\ als ganz unhalt- 
bar erwiesen, mit der Einzelhaft Straf kürzung zu verbinden, 
da die Einzelhaft einerseits bei besserungsfähigen Elementen 
keine Strafverschärfung, sondern eine Wohltat darstellt, ander- 
seits die Abhängigkeit dieser Vollzugsart von äußerlichen 
Momenten (Vollzugsmöglichkeit) nicht zugleich eine Verände- 
rung der Strafdauer und daher eine Rechtsungleichheit nach 
sich ziehen soll. Die Einzelhaft soll bei gleicher Strafwirkung 
wesentliche Kürzung der Dauer schon im Urteilsspruche, 
die Bewahrung besserungsfähiger Verurteilter von der Berüh- 
rung mit schlechten Elementen, die Verhinderung dieser, auf 
ihre Umgebung nachteilig einzuwirken, bewirken. Eine ziel- 
bewußte und durch Schlagworte unbeirrte Durchführung des 
Einzelhaftsystems wird zahlreiche Menschen vor dem Rückfall 
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besser behUten, als eine dem Scheine dienende, mit der 
Wirklidikeit in Widerspruch stehende angebliche Humanität, 
die in der Einzelhaft gegenüber der erfahrungsgemäß verderb- 
lichen Gemeinschaftshaft ein größeres Übel erblickt. Es wären 
daher im Einführungsgese^ die §§ 1 — 4 des Einzelhaftgese^es 
aufzuheben und durch eine entsprechende Fassung des Straf- 
gesetzes zu ersehen. 

Es wäre ferner die Entlassung vor Ablauf der vollen 
Strafzeit aufzunehmen. Der bedingten Entlassung stehe ich 
skeptisch gegenüber, da ich von dem Werte der Bedingung 
eine geringe Meinung habe. Die äußeren Anlässe zur Be- 
gehung einer Straftat und daher auch zum Rückfall sind so 
mannigfaltig, daß all gemein der Rückschluß aus der Begehung 
^ einer neuen Straftat aut' die dadurch bewiesene Unwürdigkeit 
^ des Sträflings nicht zulässig erscheint. Die Macht der Be- 
dingung wird gegenüber den menschlichen Trieben, die der 
Mehrzahl der Straftaten zugrunde liegen, wesentlich über- 
schaut. Anderseits beruht das Vorhandensein der Erfüllung 
der Bedingung regelmäßig auf einer unbewiesenen Vermutung, 
nämlich auf dem Rückschluß aus der nicht erfolgten neuerlichen 
Verurteilung auf die angebliche Nichtbegehung einer Straftat 
oder gar auf eine innere Besserung. Derartige Prämien für 
einen Schein, die auch dem »Nichterwischenlassen'' zugute- 
kommen, bleiben aus dem Straf rechte besser weg. Ich wäre 
daher zunächst für eine unbedingte Kürzung der Strafdauer 
infolge Wohlverhaltens des Sträflings während der Strafe. 
Täuscht sich die Vollzugsbehörde, dann ist der Schade nicht 
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bedingte Entlassung mit dem Gnadenrechte vereinbaren lasse. ' f /•. C\ 

Ich glaube, daß in dieser Richtung unbedingte und bedingte / . ^^ ^ 

Strafentlassung gleichstehen. Sobald unter bestimmten gesefe- ä!^^^ ^ 
liehen Vorausse^ungen von dem Vollzuge eines Teiles der 

Strafe abzusehen ist, handelt es sich um kein Gnadenrecht, f^ JT^ 
gleichviel^ ob diese Vorausse^ungen nur während der Straf- 
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dauer oder auch zum Teil während der Freiheit zu erfüllen >«* *^ tiy/x ^ 
sind. Während bei der bedingten Entlassung die Entsdiei" ^^^ ^ 
düng besser einer (dermalen nicht bestehenden) Strafvollzugs" ^ 

behörde überlassen bliebe^ wäre die unbedingte richtiger einer-^/^^^ C-^^^^ 
ri(i\terli(i\en Behörde, und zwar gleidi der naciiträgliciien Nil" 
derung der Strafe (§ 410 StrPO.) d en Oberlandesger ichten zu j/vyL/ • 
übertragen. ' / /^9\ir 

Üurdi Beiseitelassen der Bedingung sind auch alleOe- ^ «^ ^ ^ ff 
fahren vermieden, die erfahrungsgemäß für den bedingt Ent- ^ /Z/äL ^ /^ 
lasseneh bestehen und min»\r ergera'c[ezu Anlalj zum Rückfall ^(/ ^ 
geben l^onneri." "" ' %>/ 2^ x 

Die Bestimmungen der §§ 17, 18, 19c und 22 wären 
aufzuheben. Es wären femer entsprechende Vorschriften in 
den zweiten Teil des Gese^es einzufügen. Dazu gehört vor 
allem die sdiärfere Scheidung zwischen strengem Arrest und 
einfachem, wobei dem ersteren die Bezeichnung mit «Ge- 
fängnis'' beizulegen wäre. Die heutige Bezeichnung und 
Behandlung der beiden Strafarten al s Unterarten des Arreste s 
hat wesentlich dazu beigetragen, daß sich der sachliche Unter- 
schied verwisBif eV^Tis muBte " ferner mit IRücksicht auf "3ie 
zaklreichen Stellen , in denen sich der Ausdruck » strenger 
Arrest "* findet, ein die, Gleichstellung mit Gefängnis klar- 
stellender Beisa^ gemacht werden. Ich werde die betreffenden 
Änderungen im II. Teile später im Zusammenhange anführen. 
Es würden demnach die neuen Fassungen im ersten 
Teile des Straf geseges zu lauten haben: 

§14. Kerkerstrafe. Die Einteilung der Kerkerstrafe 
in zwei Grade wird aufgehoben. Sofern sich ein Straf- 
gesetz des Ausdruckes schwerer Kerker bedient, ist dar- 
unter Kerker zu verstehen. 

Die zur Strafe des Kerkers Verurteilten sind in be- 
sonderen Strafanstalten oder in abgesonderten Abteilungen 
von Strafanstalten oder Gerichtshofgefängnisse n mit Be- 
schränkung auf die vorgeschriebene Kleidung, Nahrung und 
Lagerstätte zu verwahren. Sie sind zur Arbeit innerhalb 
oder außerhalb des Verwahrungsörtes anzuhalten. 
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Die Kerkerstrafe wird auf Lebensdauer oder zeitlich 
^ #• ^AA au' di^ Dauer von 6 Monaten bis zu 20 Jahren verhängt 

''^*7~^ (§§54.55). -=^=- 

^ny^ { d^j:^ §15. Vollzug in Einzelhaft Zeitliche Kerker- 

p ^ strafen, welche die Dauer von 3 Jahren nicht Obersteigen, 

^\^f/ /^t /w V sind in Einzelhaft zu vollstrecken, sofern der Gesundheits- 

' ^ ^ zustand des Sträflings dies zulaßt Insolange die Räum- 

. ^^^-^y^^C^Aj /V/- lichkeiten nicht zureichen, sind vor allem solche Sträflinge 

in Einzelhaft anzuhalten, die bisher keine oder nur gering- 

i^^^^'^^Y fügige Freiheitsstrafen erlitten haben. Anderseits sind 

Sträflinge, \on denen mit Rucksicht auf ihr Vorleben ein i 

^ ^ ? nachteiliger Einfluß auf ihre Mitsträflinge oder Gewalttätig- 
keit zu besorgen ist, in Einzelhaft anzuhalten. 

Mit Zua^mmung des Sträflings kann dieser bis zu 
5 Jahren in EinzelhaffSvilgehalten werden. 

Sträflinge der Gemeinschaftshaft sind, sofern ihr Ge- 
sundheitszustand dies zuläßt, nächtlich abzusondern. 

§ 16. Nach Abbüßung von mindestens 15 Jahren 
einer lebenslänglichen und mindestens zwei Dritteln einer 
zeitlichen, ein Jahr übersteigenden Freiheitsstrafe ist die 
Entlassung des Sträflings zu verfügen, wenn er vor seiner 
Verurteilung nicht vorbestraft/oder nur geringfügige Strafen l^^ri/f 
erlitten hatte und sein Verhalten in der Strafhaft erwarten 
läßt, daß er voraussichtlich nicht mehr rückfällig werden 
wird. 

Die Entscheidung erfolgt auf Antrag des Oberstaats- 
anwalts, dem der Vollzugsort unterstellt ist, durch das 
Oberlandesgericht desselben Sprengeis. 

(§§ 17, 18, 19c, 22, 32 und 33 werden aufgehoben.) ^ ^^^ 
§ 54. Milderungsrecht. Bei Vorhandensein über- ^^ 7, 

wiegender Milderungsumstände, cße^mit Grund die Besse- ' 

riing des Angeklagten erwarten lassen, kann bei Verbrechen, 
die mit Kerker bis zu fünf Jahren bedroht sind, unter 
das gese^liche Mindestmaß bis auf eine Woche herab- 
gegangen werden. Es kann ferner bei solchen Straftaten 
in besonders berücksichtigenswerten Fällen statt auf Kerker 
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auf Gefängnis (stre ngen Arrest) erkannt werden, in welchen 
fäilen die Verurteilung nicht wegen Verbrechens, sondern 
wegen Vergehens zu erfolgen hat. 

Ein Herabgehen u nter das gesefeliche Mindestmaß^ ist 
auch mit RQcicsicht auf die Gefährdung des Nahrungs- 
standes der schuldlosen Familie zulässig. 

§ 55. Veränderung der Strafandrohungen bei ' i 
g e n d 1 1 ch e n. Steht der Verurteilte im Alter vom vollen- 
deten 14. bis zum vollendeten lÄ. Lebensjahre, so hat bei 
^ X V /'^/^ sämtlichen mit nicht mehr als fünfjähriger Kerkerstrafe be- 
y / drohten Verbrechen die Verurteilung nur wegen Vergehens 
O 4^;;>'^4ycy ^^^ ^^^ ^^^ Kerkerstrafe zur Gefängnisstrafe zu erfolgen. 
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Ob unter das gesetzliche Mindestmaß herabzugehen ist, a , 

^ii.^^*»"^ richtet sich nach den Bestimmungen des § 54. ""^^^^rf/^^C 
J I Geboten erscheint es ferner, die Bestimmung des § 4ok 

\ JJJLc^^ StrG., nach welcher unverschuldete Untersuchungshaft als mil-^vA -^ < -^^ ^, 
*-- ^ demder Umstand anzusehen sei, durch eine die Einrechen- ^ j 

barkeit dieser Haft festse^ende Bestimmung (wie im deutschen ', /V« ,^r^K. 
Rechte) zu ersehen. Es ist an sich logisch verfehlt, die ^^ <^^ 
Untersuchungshaft zu den Milderungsumständen zu rechnen, 
außerdem ist der Umfang der Rücksichtnahme auf die Unter- 
suchungshaft bei Bemessung der Strafe unkontrollierbar. 
Richtiger ist, im Urteil die Strafe ohne Rüdesicht auf diese 
Haft zu bemessen und auszusprechen, welcher Teil der Strafe 
als durch die vorausgegangene Untersuchungshaft abgebüßt 
anzusehen sei. Es könnte dies durch einen zweiten Absag zu 
§53 geschehen, und würde die Bestimmung daher lauten: 

Die Bestimmung des § 46k StrG. wird aufgehoben. 
Zu § 53 wird als neuer zweiter Absatz festgese^t: Die von 
dem Verurteilten erlittene nicht selbst verschuldete Unter- 
suchungshaft ist bei zeitlichen Freiheitsstrafen und Geld- 
strafen in der Weise einzurechnen, daß im Urteile aus- 
gesprochen wird, welcher Teil der Strafe als durch die 
Untersuchungshaft verbüßt anzusehen ist. Derselbe Vor- 
gang ist zu beobachten, wenn infolge Wiederaufnahme des 
Strafverfahrens, Aufhebung eines Strafurteils oder voraus- 
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gegangener Verurteilung des Täters wegen derselben Tat . 
im Auslande eine verbüßte Strafe einzurechnen ist. Ist 
eine Freiheitsstrafe milderer Art einzurechnen, so erfolgt 
diese Einrechnung nach der vollen Dauer der verbüßten 
Strafe. Geldstrafen sind nach der Dauer der Ersa^strafe 
einzurechnen. 
Einer neuen Fassung wären ferner die Bestimmungen 
über das Zusammentreffen bedürftig. Nicht immer sind 
der Art nach strengere Freiheitsstrafen dies auch in bezug auf 
die Dauer. In je größerem Umfange die Mittelstrafe (Ge- 
fängnis) an Stelle der Kerkerstrafe tritt, um so zahlreicher wür- 
den die sich in bezug auf die Beurteilung, welche von 
mehreren Strafen die schwerere sei, ergebenden Schwierig- 
keiten anwachsen. Diese zu beseitigen, ist Aufgabe des 
Gese^gebers, man darf ihnen nicht zu Lasten der Recht- 
sprechung ausweichen, le^tere vor eine unmögliche Aufgabe 
stellen. 

Welche Fragen in Betracht kommen, dürfte sich klar aus 
folgender neuen Fassung der §§ 34, 35 und 267 des gelten- 
den Rechts ergeben, so daß eine weitere Erläuterung mir 
überflüssig zu sein scheint. 

§ 34. Zusammentreffen. Unterliegt dieselbe Tat 
mehreren Straf bestimmungen, oder hat sich der Täter 
mehrerer Stra ftaten s chuldig gemacht, so ist der auf ihn an- 
zuwendende Straf sat( nach folgenden Grundsätzen zu bilden: 

1. Steht dem Richter bei einer oder mehreren der in 
^ Frage kommenden Stra ftaten die Wahl zwischen mehreren 

Strafarten zu, so hat er zunächst diese Wahl zu treffen. 

2. Es ist sodann die Strafe in der schwersten Strafart 
zwischen dem schwersten Mindestmaß und schwersten 
Höchstmaß der anzuwendende n Strafen zu bemessen, so- \ 
fern nicht von den^lilderungsrechte des § 54 Gebrau3i ) 
gemacht wird. 

3. Eine als Hauptstrafe angedrohte Geldstrafe ist 
neben einer Freiheitsstrafe zu verhängen, ihre Ersa^strafe 
darf jedoch zusammen mit der Freiheitsstrafe das nach 
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Abs. 2 ZU bildende HödistmaO nidit übersdireiten. Neben- 
strafen unterliegen dieser Beschränkung nidit. 

4. Neben der Todesstrafe und der lebenslänglidien 
Freiheitsstrafe darf nur auf Verfall von Gegenständen er" 
kannt werden. 

5. Ist nach erfolgter Verurteilung wegen einer Straftat 
gemäß § 265 StPO. wegen einer neu hervorgekommenen, 
vorher begangenen Straftat zu verurteilen, so ist unter 
Anwendung der vorstehenden Grundsätze eine Zusa^strafe 
auszusprechen. Ist die neue Straftat mit einer der Art 
nach milderen Strafe bedroht, so ist die Zusa^strafe in 
dieser Strafe auszumessen, sie darf auch das Höchstmaß 
der für die neu hervorgekommene Tat angedrohten Strafe 
nicht überschreiten. Das Gericht hat von der Verfügung einer 
Zusa^strafe abzusehen, wenn der Täter bei gleichzeitiger 
Aburteilung der ihm zur Last fallenden Straftaten voraus-* 
sichtlich keine strengere als die im ersten Urteile aus- 
gesprochene Strafe erlitten hätte. 

§ 35. Zusammenrechnung von Wertbeträgen. 
Bei wiederholter Begehung einer Straftat, deren Straf" 
androhung von dem Werte eines Gegenstandes oder der 
Höhe eines Schadens abhängt, sind die Beträge zusammen- / 
zurechnen un d die mehreren An griffe als eine Tat zu be-^ , 
Sv f ^^ Rändeln. Dasselbe gilt bei nachträglichem HervofKommeh ^' 

_; *«i— HKBT^lchen Straftat. 

^ ^r kr^^n^ § ^^^' Zusammentreffen. Im Falle des Zu- 

^ >^^ sammentreffens gelten die in den §§ 34 und 35 aufgestellten 

^ J7.l/C\^^ Grundsä^e. 

y^^ i) Gleichzeitig bedarf die Bestimmung des § 265 StPO. 

y einer Änderung, da ihre heutige Fassung zu ganz unbrauch- 
baren Folgen führt (ich habe dies österr. Gerichtszeitung 1900 
Nr. 11 ausführlich dargetan), wenn eine später aufgekom- 
mene Tat die rechtliche Beurteilung der früher abgeurteilten 
ändert. 

§ 265 StPO. Ist der Angeklagte nach Fällung des 
Straf Urteils wegen einer vor dieser begangenen, neu her- 
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vorgekommenen oder der selbständiger Verfolgung vor- 
behaltenen Straftat neuerdings zu verurteilen, so sind die 
Grundsä^e der §§ 34 und 35 StG. anzuwenden. 

Zur Entscheidung ist in der Regel das für die neue 
Tat zuständige Geridit berufen. Wenn jedodi infolge Zu" 
sammentreffens beider Straftaten eine Strafbestimmung 
anzuwenden ist, bezQglidi deren ein Gericht höherer Ord- 
nung zu entscheiden hat, so ist für die neu hervorgekom- 
mene Strafsache dieses zuständig. 

Der Fall ist nicht selten, daß nach Aburteilung wegen 
einer Übertretung des Diebstahls ein zweiter für sich allein 
ebenfalls eine Übertretung bildender Diebstahl aufkommt, der 
nach den Grundsä^en über das Zusammentreffen sich als 
Verbrechen darstellt. Es wäre unzulässig, nun wieder das 
Bezirksgericht entscheiden zu lassen, abgesehen davon, daß 
dieses nicht wüßte, welchen Strafsa^ es anzuwenden hätte. 

In der Strafprozeßordnung wären zum Zwecke der Be- 
hebung von Fehlern auf dem Gebiete der Strafzumessung 
zwei Bestimmungen zu ändern. Vor allem ist die Bestim- 
mung über die Berufung anders zu fassen. Einerseits ist 
es unrichtig, daß dem Verurteilten die Berufung versagt 
bleiben soll, wenn entweder von dem Milderungsrechte oder 
von dem Umwandlungsrechte Gebrauch gemacht wurde. Gegen- 
wärtig könnte bei einem Strafsatze von 1 bis 5 Jahren 
schweren Kerkers durch Verhängung einer Strafe von 2 Jahren 
einfachen K erkers die Berufung ausgeschlossen werden. Ander- 
seits ist^es unrichtig, dem Ankläger keine Berufung zu geben, 
wenn der Richter nur innerhalb des geschlichen Strafrahmens 
geblieben ist. Es besteht ein unleugbares Bedürfnis, unter 
Umständen eine Erhöhung des Strafmaßes innerhalb des 
Strafrahmens im Wege der Beruf unjg erzwingen zu können, 
wenn es sich um wiederholt rückfällige, unverbesserliche Ver- 
brecher handelt, denen gegenüber die Rechtsprechung es 
häufig an einem entsprechend längeren Schu^ der mensch- 
lichen Gesellschaft fehlen läßt. Es sollte daher lauten: 
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§ 283 StPO. Die Berufung ist zulässig: 

1. gegen die Wahl der Strafart« sofern eine solche im 
Gese^e eingeräumt ist, 

2. zugunsten des Verurteilten, wenn die Strafe inner- 
halb des gese^lidien Strafrahmens bemessen wurde , zum 
Zwedce eines Herabgehens unte r das Mindestm aß oder 
zum Zwecke einer gese^Iich zulässigen Umwandlung in 
eine mildere Strafart, 

^ -v ^ ^ 3. zum Naditeil des Verurteilten, wenn die Strafe die 

^ ^ l^ Hälft e des nöcüstmaijes nicht erreicht 
^ f(^^^i^*r^ ^* gcg^^ <^®^ Ausspruch über Nebenstrafen, 

^ , 5. zugunsten des Verurteilten gegen die Zuerkennung 

'^^^^'^'*-^*'*'*^ ' einer Entschädigung an den Privatbeteiligten und gegen 
d^A/crtC^^-^ deren Höhe, 

A , 6. gegen die Entscheidung über die Kosten des Straf- 

^<r ^-<-^erfahrens. 

y Außerdem wäre durch eine Änderung des § 410 StPO. 

^"^^ "* die Möglichkeit zu schaffen, nach Rechtskraft eines Strafurteils 
auch o hne neu hervor gekommene Umstände eine Milderung 
der Strafe eintreten zu Tassen. Es zeigt sich nämlich nicht 
selten anläßlich des Strafvollzuges, daß einzelne Strafen zu 
strenge bemessen sind und daß in dieser Richtung sehr be-* 
deutende Ungleichheiten in der Rechtsprechung der verschie-* 
denen Gerichte herrschen, die zugunsten der Verurteilten be- 
heben zu können es gegenwärtig an einer Handhabe fehlt. 
Ich würde daher vorschlagen: 

§ 410 StPO. Das Oberlandesgericht hat nach An- 
hörung des Oberstaatsanwalts eine Milderung einer rechts- 
kräftig ausgesprochenen Strafe durch Herabse^ung in der 
Dauer oder Ausspruch einer anderen Strafart zu be- 
schließen, wenn entweder nachträglich neue Milderungs- 
umstände hervorkommen, oder wenn es sich ergibt, daß 
(^ das Gericht erster Instanz die vorhandenen Milderungs- 
. umstände nicht richtig gewürdigt hat. Die Herabse^ung 
ist nur in dem Maße zulässig, als die Strafe noch nicht 
vollzogen ist. Der Beschluß erfolgt von Amts wegen oder 
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auf Antrag des erkennenden Geridits oder des Oberstaats- 
anwalts; gegen den Besdiluß ist ein Rechtsmittel nidit zu- 
lässig. 

In gleidier Weise hat das Oberlandesgeridit zu be- 
stimmen, welcher Teil einer rechtskräftig ausgesprochenen 
Strafe nicht zu vollstredcen ist, weil wegen derselben Tat 
eine Verurteilung und Strafvollstreckung im Auslande statt- 
gefunden hat (§ 36 bis 38 StG.)i oder weil eine Ausliefe- 
rung mit Einschränkung auf eine von mehreren den Gegen- 
stand der Verurteilung bildenden Straftaten erfolgt ist 
Gegen diesen Beschluß steht dem Verurteilten und dem 
Oberstaatsanwalt die binnen 3 Tagen anzubringende Be- 
schwerde an den Kassationshof offen. 

Die im ersten und zweiten Absage angeführten Ent- 
scheidungen sind vom Kassationshofe zu treffen, wenn 
dieser die Strafe bemessen hatte. 
Einschneidende Veränderungen würde ich auf dem Ge- 
biete der sogenannten Nebenstrafen vornehmen. Ich lasse 
die Frage der Polizeiaufsicht und de r Zwangsarbeitsanstalten 
beiseite , da sie^i als außerhalb des 5tratgese6es geregelt, 
abgesondert behandelt werden kann. Daß ich mich beiden 
Einrichtungen gegenüber skeptisch verhalte, habe ich (so 
Straffälligkeit und Strafzumessung, 1897, S. 100 u. f.) wieder- 
holt ausgeführt. Es ist höchst fraglich, ob der Nu^en, den 
diese beiden Einrichtungen gewähren, den Schaden aufwiegt, 
den sie in zahlreichen Fällen stiften. 

Ganz entschieden bin ich für die Ausscheidung des Ver-^ 
lustes von bestimmten Rechten und Befugnissen, der so- 
genannten Ehrenfolgen, und der Abschaffung (Landesverwei- 
sung) aus dem Strafrechte. Ob es im gegebenen Falle zweck- 
mäßig oder notwendig erscheint, einen wegen Verbrechens 
Verurteilten den bisher innegehabten Beruf nicht mehr aus- 
üben zu lassen, ihn zu bestimmten Stellen nicht zuzulassen, 
ihm gewisse Ehrenvorzüge zu entziehen, das Wahlrecht zu 
nehmen, gehört auf das Gebiet des Verwaltungsrechts oder 
Staatsrechts. Nicht strafrechtliche Erwägungen sind ausschlag- 
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gebend, sondern Rücksichten auf den Sdiu^ bestimmter ver* 
waltungsred\tlid\er oder staatsred\tlid\er Interessen. Es soll 
beispielsweise gehindert werden, daß ein Vertrauensunwürdiger 
femer einen Beruf ausübe, zu dem es ihm an der Vertrauens- 
würdigkeit fehlt. Verbrechensverurteilungen sind nicht aus- 
schließlich Grund zu einem solchen Einschreiten, und wir 
finden daher auf allen Gebieten viel weitergehende Bestim- 
mungen, als sie das Strafgese^ gibt und geben kann, da 
dieses notwendig auf die Schablone gedrängt ist. Es ist 
zweifellos unhaltbar, daß Verbrechensverurteilungen den Ver- 
lust von Diensten und die Unfähigkeit zu Anstellungen nach 
sich ziehen, die in keiner Weise Unbescholtenheit oder größere 
Vertrauenswürdigkeit fordern. Es ist Sache der Gese^gebung 
und cies Verordnungsweges, für die einzelnen Berufe ihnen 
angepaßte entsprechende Vorschriften zu schaffen. Dadurch 
würden die- wesentlichsten Härten des geltenden Rechts auf 
diesem Gebiete hinweggeräumt, es würde auch dem Schlag- 
worte der sogenannten Rehabilitation der Boden entzogen 
werden. 

Die Tatsache einer Verurteilung kann durch keinen 
Machtspruch hinweggeräumt werden, sie kann so wenig be- 
seitigt werden wie die Tatsache des Dreißigjährigen Krieges. 
Dagegen kann die Frage, ob an diese Tatsache Folgen ge- 
knüpft werden sollen und wie lange sie bestehen sollen, ver- 
nünftig dem Bedürfnisse angepaßt, gelöst werden. D ie Folge n 
sind dann keine Strafe, sondern ei ne Schu^maßregel. Das- 
selbe gilt von dem Wahlrechte, dessen Verlust infoige einer 
Verurteilung nicht strafrechtlich, sondern vom Standpunkte der 
zu öffentlichen Aufgaben berufenen Körperschaften zu be- 
urteilen ist, deren Mitglieder ihre Wahl nicht Kridataren und 
entlassenen Sträflingen verdanken sollen. Ganz dasselbe gilt 
auch von der Abschaffung und Landesverweisung, für welche 
es gar keiner Bestimmung im Strafrechte bedarf, weil in dieser 
Richtung ohnehin das Gesefe vom 27. Juli 1871 RGBl. Nr. 88 
Vorsorge trifft. 

D= 13 =^ 



Digitized by 



Google 



L Stralmittel und Strafgumeasun^. 



Was sdiließlidi den derzeit bestehenden Verlust von 
Pensionsansprüd\en betrifft, so steht dieser mit der gegen^ 
wärtigen Regelung dieser Ansprüche in Widerspruch. Es ist 
allerdings zulässig bei bestimmten Verurteilungen, die den 
Verlust des Amtes nach sich ziehen, an Stelle des Pensions' 
anspruches eine versicherungsmäßige Abfertigung treten zu 
lassen. Die Regelung muß in den betreffenden Pensions' 
gesehen erfolgen. 

Ich bin aus diesen Gründen schlankweg für die Streichung 
aller dieser Bestimmungen. 

Zu streichen wären daher §§ 19f., 25, 26, 27, 30, 
31 und jene der §§ 6 bis 11 des Gesefees vom 15. No' 
"v6mber 180/ HüBl. Nr. 131. Es würde an Stelle der Be- 
stimmungen der (§§ 24 bis 31 aus folgender Verweisung 
treten : 

§ 24. Inwiefern auf Grund einer Verurteilung wegen 
Verbrechens der Verlust bestimmter Rechte oder Befug- ^ 
nisse, oder die Verweisung/einem bestimmten Gebiete oder ^^%^ 
dem Geltungsgebiete des Strafgese^es erfolgen kann, richtet 
sich nach den besonderen dafür bestehenden Vorschriften. 
Dasselbe gilt von den Folgen der Verurteilungen der Mili- 
tärgerichte. 
Was nun die entsprechenden Änderungen im zweiten 
Teile des Strafgese^es anbelangt, so hätten zu lauten an Stelle 
der §§ 240 und 242 bis 252 und 268 StG.: 

§ 240. Strafen der Vergehen und Übertre- 
tungen. Die Vergehen und Übertretungen werden mit 
Gefängnis (strengem Arrest), Arrest, Geld oder Verfall von 
Gegenständen bestraft. 

§ 242. Gefängnisstrafe. Die Strafe des Gefäng- 
nisses (strengen Arrestes) ist in besonderen Abteilungen 
der Gerichtsgefängnisse o der Strafanstalten zu vollstrecken. 
Die Gefängnissträflinge sind an die vorgeschriebene Klei- 
dung, Nahrung und Lagerstätte angewiesen und zur Arbeit 
im Gefängnis anzuhalten. Außerhalb des Strafortes können 
sie nur mit ihrer Zustimmung verwendet werden. 
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§ 243. Arreststrafe. Die Strafe des Arrestes wird 
in besonderen Abteilungen der Gerichtsgefängnisse voll^ 
streckt. Die Verurteilten haben innerhalb der durch die 
Hausordnung gegebenen Beschränkungen das Recht, ihre 
eigene Kleidung zu tragen, sich die Nahrung auf eigene 
Kosten zu beschaffen und ihre Beschäftigung zu wählen. 
Sie sind jedoch zu einer angemessenen Beschäftigung an* 
zuhalten. 

§ 244. Vollzugsbestimmungen. Sowohl die G e* 
1/9 fängnisstrafe, als die Arreststrafe ist in Einzelhaft zu voll' 
strecken, sofern dies der Gesundheitszustand des Verur- 
teilten zuläßt. In solange es an Vollzugsräumen fehlt, ist für 



^ y^ .y^ die Absonderung besserungsfähiger Sträflinge von den 

'^^ "^ übrigen zu sorgen. Männliche und weibliche Sträflinge sind 
J .j^ I räumlich zu trennen, ebenso Jugendliche von Erwachsenen, 

sofern dies dem Zwecke der Hintanhaltung schlechter Ein- 
flüsse dienlich erscheint. 

§245. Dauer der Gefängnis- und Arrest- 
strafe. Die kürzeste Dauer der Strafe des Gefängnisses 
^ ^ und Arrestes beträgt einen Tag, d ie längste bei Übertr e- j i 

O c/% %/ tungen sechs Monate, bei Vergehen fünf Jahre! *<>^ 

^//^T^RZ T§246! Aufhebung der auf Abschaffung und 
^' ^ d^ Verlust von Rechten lautenden Bestimmungen. 
L f^^ y^\i\e. in einem Strafgesetze bei Vergehen oder Übertretungen 
angedrohte Strafe der Abschaffung oder des Verlustes von 
Rechten und Befugnissen wird aufgehoben. Unberührt 
bleiben die in anderen Gesetzen an strafgerichtliche Ver- 
urteilungen geknüpfte Folgen dieser Art. 
Die Strafandrohung des § 498 hätte zu lauten: »sind an 
Geld von 20 bis 100 K zu bestrafen*. 

Aufzuheben sind §§ 256 und 260 bis 262; ferner müßte 
§ 266 lauten: 

§ 266. Milderungsrecht. 1. Bei Vorhandensein 
überwiegender Milderungsumstände, die mit Grund die 
Besserung des Beschuldigten erwarten lassen, kann bei 
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Vergehen und Übertretungen sowohl unter das angedrohte 
Mindestmaß der Strafe herabgegangen, als auch statt Ge* 
fängnis Arrest, statt Arres t__Gfildat]affe verhängt werden. 
M / ^ 2. Bei Vergehen und Übertretungen, die nur mit Geld' 

y^/f^'^b^j'^^ strafe bis 2000 K oder einer sechs Monate nicht überstei- 
genden Freiheitsstrafe bedroht sind, kann das Gericht in 
besonders berüdcsichtigenswerten Fällen, wenn der Täter 
bisher nicht vorbestratt ist, vc m der Verfügung einer Straf e 
absehen. Eine solche Verurteilung ohne Strafverhängung 
ist im falle neuerlicher Begehung einer Straftat einer Vor- 
bestrafung gleich zu achten. 
Die zweite Bestimmung soll die Möglichkeit geben, bei 
bisher nicht vorbestraften Personen in besonders berücksich- 
tigenswerten Fällen von der Strafe abzusehen. Es wird 
hierbei angenommen, daß der Ernst der Verhandlung, die in 
Aussicht gestandene Strafe einerseits genügen, um voraussicht- 
lich einen Rückfall hintanzuhalten, andererseits dem Rechts- 
bewußtsein entsprechen, d. h. den Grundsatz der General- 
prävention nicht erschüttern. Eines Verweises als Strafmittels 
bedarf es nicht, die Tatsache der Verurteilung und die Be- 
gründung des Schuldspruches, sowie der Nichtverhängung der 
Strafe genügen vollständig. Der Verweis wäre eine überflüssige 
Förmlichkeit, kann nur zu leicht seine Wirkung verfehlen, 
weil sein Ausspruch besonderen Takt und Rücksichtnahme auf 
Reife, Bildungsgrad und Alter erfordert, er bringt außerdem 
Prozeßschwierigkeiten mit sich, da die Rechtskraft des Urteils 
abgewartet werden müßte und die Erteilung des Verweises 
gewissermaßen nachhinken würde. 

Der unbedingte Nichtausspruch einer Strafe hat gegen- 
über der auf fremdem Boden gewachsenen, auf ganz anders- 
geartete Verhältnisse zugeschnittenen und auch im Ursprungs- 
lande in ihrer Wirkung höchst zweifelhaften Einrichtung des 
bedingten Straferlasses oder gar der bedingten Ver- 
urteilung vor allem den Vorzug, daß die Strafrechtspflege 
nicht gezwungen wird, an eine an sich unbewiesene Voraus- 
se^ung förmlich eine Belohnung zu knüpfen. Die sogenannte 
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^ ^ gute Führung wänrend der Bewährungszeit bleibt nämlich not^ 
^ ^^wendig in der großen Zahl der Fälle eine bloße Annahme 
r ^ aus Mangel des Gegenbeweises, sie kann in zahlreichen Fällen 
/l ksid\ als Prämie der Schlauheit darstellen. Mit dergleid\en 
V Unaufrichtigkeiten soll man dem Straf red\te ferne bleiben. 
^^ M^Ue angeblich wohltätigen erziehlichen Wirkungen der söge* 
<^" J nannten Bedingung sind eitel Schein. Die Gefahr, eine be- 
C^ ^ dingt auferlegte geringe Strafe abbüßen zu müssen, hält 
SN^ ^^icht mehr von der Begehung einer neuen Straftat ab, als die 
V *^ ^ auf diese selbst gese^te Strafandrohung und die Tatsache, / 

J\ik ^ daß der Rückfällig e eben als solcher behandelt zu werden in ' ^ ^ "^ ^ ^^ « 
^\ V Betracht ziehen muß — ^ wenn er überhaupt die Strafe in Be- y ^ 
^ ^ 'tracht zieht. WirTeBen in einer realen Welt und haben keinen/* «^-v»-^ 
^ ^ Anlaß, fremde Einrichtungen abzuschreiben, weil einzelne Theo" jT* ^^ 
. V ^iretiker vom grünen Tisch weg mit ihnen die alt gewordene ^ ^ 

^ ^IWissenschaft zu verbrämen versuchen. Man hat den Versuch Q -^^ yi/^ { 
^ ^ gemacht der bedingten Verurteilung große Erfolge zuzu' ^ r 

^jjs^ ^schreiben; seit aber die deutsche Statistik gelehrt hat, daß A% f< w4 
X ^ dort von den Nichtvorbestraften innerhalb 3V2 Jahren weniger 
^ ^(12,4 — 13,30/0) rückfällig werden, als von den bedingt Begna- 
*^ 4digten oder bedingt Verurteilten (Belgien 16,5 7o), unterläßt 
^\ t^ man es sich auf die Statistik zu berufen. Die so viel ge« 
\^^5^hmten Erfolge haben sich in ebensolche Mißerfolge ver- 
^wandelt, indem — soweit auf die Statistik etwas gegeben 
^'J^y werden kann — die bedingte Verurteilung und der bedingte 
^ ^Straferlaß den Rückfall fördert und nicht einschränkt. Aller« 
^_^% dings mag dabei in Anschlag zu bringen sein, daß durch die 
''^'^j^ Überwachung während der Probezeit mitunter kleinere Straf- 
l <v fälligkeiten zum Vorschein kommen, die sonst niemand be- 
^ p achten würde. Nicht zu übersehen ist ferner, daß der bedingt 
^ l^zu einer Strafe Verurteilte einem bedenklichen Drucke seiner 
^ ' . Umgebung ausgese^t ist — wie der ticket of Leave man des 
V v^nglischen Rechtes. 

Man glaubt den Gefahren der Überwachung dadurch be- 
V* ^gegnen zu können, daß man statt Polizeiorgane Fürsorge- 
V ^ Organe verwendet — als ob diese über den Verdacht der 

^ ^^^ Hoegel, Teilreformen. 2 
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Wid\tigtuerei> der Taktlosigkeit und der Aufdringlichkeit er* 
haben wären. Das Hi ditiestC bleib t es, In dül ' ttbLiwitgond en 
Mehrzahl der Fälle straffällig Gewordene mit der Fürsorge zu 
verschonen, wenn sie derselben nid\t bedürftig sind. Es ist 
eine Erfahrungstatsad\e, daß ein nicht geringer Teil der an« 
geblichen Erfolge der Fürsorgetätigkeit gegenüber Sträflingen 
in Nichts zerrinnt, weil die entlassenen Sträflinge ohne diese 
Tätigkeit dasselbe Fortkommen gefunden hätten. 

Ganz entsd\ieden muß dagegen Stellung genommen 
werden, daß der bedingte Straferlaß und die bedingte Ver« 
urteilung gewissermaßen als eine unabweislid\e Forderung 
jeder modernen Strafgese^gebung bezeichnet wird. Damit 
will man sid\ den Beweis der Nü^lichkeit der Einrid\tung er- 
sparen und ihn durd\ ein Sd\lagwort ersehen, das sich modern 
und populär ausnimmt. !Daß verschiedene Gese^gebungen 
die Einrid\tung aufgenommen haben, beweist gar nid\ts — 
wenn man weiß wie solche Kopien fremder Einrid\tungen, die 
gerade in der Mode sind, zustande kommen, es macht es eben 
einer dem anderen nach. Im übrigen glaube ich auf das ver- 
weisen zu können, was seit Beginn der Bewegung gegen sie 
vorgebracht wurde, auch ich selbst habe zu der Frage wieder- 
holt Stellung genommen (so «Straffälligkeit und Strafzumes- 
sung'' 1897 und so in jüngster Zeit «Statistik der bedingten 
Verurteilung in Belgien und Frankreich" Gerichtssaal B. 62, 
«Die deutsche Rückfallstatistik'', Archiv für Krimirialanthropo- 
logie 19, Juristische Blätter 1906 No. 30, «Grenzen der Kri- 
minalstatistik " statistische Monatsschrift 1907). 

Unbedingt geboten erscheint es, in die Gesefeesnovellen 
Bestimmungen über die Rückfallsverjährung aufzunehmen. 
Es ist unhaltbar, daß die Rückfallsfolgen im engeren Sinne 
ohne Zeitbeschränkung fortdauern sollen. Diese Frage hat mit 
jener der Streichung der Vorstrafen aus den Registern nichts 
zu tun, die Möglichkeit eines Aufschlusses über das Vorleben 
zu amtlichen Zwecken muß im öffentlichen Interesse fort- 
bestehen. 
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Eine Bestimmung über Rückfallsverjährung kann unschwer 
eingeschaltet werden, und zwar an Stelle der gegenwärtig nicht 
mehr haltbaren Bestimmung des § 45 (Erdichtung falscher 
Umstände in der Untersuchung als Erschwerungsumstand). Es 
würde daher nun lauten: 

§ 45. Erlöschung der Rückfallsfolgen. Die im 
Straf gese^e auf den Rückfall gese^ten Folgen, sowie de r 
Erschwerungsumstand des RüAfalles tr eten nicht ein, wenn 
seit Vollstreckung der letzten Strafe fünf Jahre ohne *7- 
^ /.^ y^ 2 neuerliche Verurteilung wegen einer strafbaren Handlung - ^ 
^ t^— verflossen sind, in diesem Zeitraum ist die in Zwangs^ 
arbeitsanstalten oder Besserungsanstalten zugebrachte Zeit 
nicht einzurechnen. Im Falle einer Begnadigung oderVer^ 
urteilung ohne Strafverhängung beginnt der Zeitraum mit 
dem Ablaufe des Tages der Begnadigung, beziehungsweise 
der Rechtskraft des Urteiles. 

§ 263. Zusafe zu b) „(§ 45)-. 

Gleichzeitig wäre hier Punkt m (der eine dem je^igen 
§ 45 entsprechende Bestimmung enthält) zu streichen. 

§ 170 StPO. Zusa^ zu Z. 3: sofern nicht seit ihrer 
Verurteilung ein Zeitraum von 10 Jahren verflossen ist 
Im übrigen bleibt die Tatsache der erfolgten Verurtei- 
lung weiter bestehen, geschehene Ereignisse lassen sich über- 
haupt nicht ungeschehen machen und schon deshalb ist die 
sogenannte Rehabilitation eine sehr fragwürdige Einrich- 
tung. Es kann niemand gezwungen werden, in seinem Privat- 
und Geschäftsleben von einer ihm bekannten Tatsache im 
Leben eines anderen, die dessen Ehrenhaftigkeit oder Ver- 
trauenswürdigkeit in Zweifel se^t, keinen Gebrauch zu 
f^ /% j ^ machen, gleichviel ob sie Gegenstand eines Strafurteile s war^ 
^/) oder nicht , und ob es sich nun um die Verheiratung einer 
! & hf^lZ^ Tochter, die Anstellung in einem Geschäfte, um ein Darlehen 
, oder um die gesellschaftliche Achtung handelt. Es kann aber 

- {^ ^ auch im öffentlichen Leben niemals mit Erfolg erzwungen 

^ werden, daß von einem schweren Makel, der das Vorleben 

eines anderen belastet, vollkommen abgesehen wird. Es be- 

I» 19 Esa 



Digitized by VrrOOQlC 



1. Strafmittel und Strnizumessunfl. 



darf in dieser Richtung nur des Hinweises auf die als Beispiel 
so beliebten Vereinigten Staaten von Amerika, wo in der Auf« 
dedcung dunkler Punkte bei einem politischen Gegner die 
größte Rücksichtslosigkeit herrscht Schließlich kann aber auch 
der Staat nicht auf die volle Kenntnis des Vorlebens ver^ 
ziehten, wenn es sich um eine Anstellung in öffentlichem 
Dienste, die Bestellung zum Laienrichter oder Geschworenen 
oder um einen Beweis in einem Verfahren handelt, bei dem 
die Glaubwürdigkeit eines Zeugen oder einer Partei, die gei' 
stige und sittliche Beschaffenheit eines Beschuldigten in Frage 
kommt. Wenn ein der Schändung Unmündiger Beschuldigter 
mit dem Brustton der Entrüstung diese Zumutung unter Hin* 
weis auf sein tadelloses Vorleben zurückweist, muß ihm eine 
Bestrafung wegen derselben Tat auch dann vorgehalten werden 
können, wenn sie vor längerer Zeit erfolgt ist. Es kann nicht 
zugelassen werden, daß der Schu^ wichtiger, vollberechtigter 
öffentlicher und privater Interessen hintangestellt wird, weil 
sich ein Abgestrafter angeblich in der Rehabilitationsfrist 
nichts zuschulden kommen ließ. So weit darf die Fürsorge 
für Abgestrafte nicht gehen. Es ist übrigens eine hohle Phrase, 
wenn ins Blaue hinein behauptet wird, der Mangel der Re* 
habilitation befördere den Rückfall. Die Schwierigkeit, einen 
ehrlichen Erwerb zu finden, besteht bei einem Bruchteile der 
Sträflinge sofort nach der Strafverbüßung, aber nicht Jahre 
hinterdrein. Als eine Anmaßung muß es zurückgewiesen 
werden, wenn einzelne Verfechter der Rehabilitation sich als 
die Modernen, Einsichtsvollen, die Träger des Menschlichkeits* 
gedankens aufspielen, während sie in Wirklichkeit im Banne 
von Modeschlagworten stehen. (Im übrigen verweise ich auf 
meine Bekämpfung der Rehabilitation, Gerichtszeitung 1906 
No. 18, Monatsschrift für Kriminalpsychologie B, 3, Juristische 
Blätter 1907, No. 17 und 18.) 

In die Strafprozeßordnung könnten allerdings Bestim- 
mungen aufgenommen werden, die geeignet sind, mitunter 
vorkommende Unzukömmlichkeiten zu verhindern. So wäre 
ein Beisatz zu Absag 2 des § 166 StPO. möglich, daß der 
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Zeuge auf eine Frage nad\ einer allfälligen Vorstrafe die Ant« 
wort verweigern dürfe und über dieses Red\t belehrt werden 
müsse. Großen Wert hat diese Bestimmung so wenig wie 
jene des § 153 StPO., da die Verweigerung der Antwort 
den Zeugen ebenfalls in eine unangenehme Lage bringt, weil 
sie eben klarstellti daß er etwas zu verheimlichen habe, und 
die Sache möglicherweise noch schlimmer macht, als wenn er 
den wahren Sachverhalt erzählt, und weil schließlich, wenn es 
darauf ankommt, sich über den Wert eines Zeugen Gewißheit 
zu verschaffen, man doch die Straf register zu Rate ziehen würde. 

Noch in einer anderen Richtung glaube ich an diesem 
Orte der «modernen'' Schule entgegentreten zu sollen, in der 
Frage des Gewohnheitsverbrechertums. Es gibt keinen 
unklareren, dehnbareren Begriff als jenen der Gewohnheit (ich 
verweise in dieser Richtung auf meine Ausführungen beim 
legten deutschen Juristentag), es ist ferner eine ganz unmög^ 
liehe Aufgabe, vor die man den Richter oder den Vollzugs- 
beamten stellt, wenn man sie fragt, ob ein bestimmter Mensch 
nach seiner Strafentlassung unbedingt neuerdings straffällig 
werden wird. Man kann es rechtfertigen, jemanden wegen 
wiederholter Rüdcfälligkeit und der dadurch bewiesen bishe* 
rigen Unverbesserlichkeit auf längere Dauer einzusperren, nicht 
aber wegen einer nach Ansicht des Beurteilenden bestehen* 
den künftigen Unverbesserlichkeit, mag diese auch in hohem 
Grade wahrscheinlich sein. Man soll arbeitsscheue Individuen 
nach ihrer Straf entlassung zu einer Arbeit, allenfalls wenn 
dies anders nicht geht, in einer Arbeitsanstalt anhalten, das 
ist aber eine polizeiliche und keine richterliche Funktion, für 
die lediglich durch entsprechende Zusammense^ung der ent^ 
scheidenden Behörde volle Gewähr für den Schug der per* 
sönlichen Freiheit geschaffen werden muß. 

Das Strafrecht soll sich daher mit der Festse^ung ^^ 
strengerer Strafen für die Rückfälligen im engeren Sinn e 
(Wiederbegehung g leichartiger Straftaten ) begnügen, wobei ff^jy 
durch die Art der Strafandrohung die Möglichkeit gegeben sein 
muß, mildernden Umständen Rechnung zu tragen. 
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Wesentlich ist die entsprechende Gestaltung des Voll' 
Zuges der Freiheitsstrafen. Die Gerichtsgefängnisse und die 
Strafanstalten müssen den strafrechtlichen Grundsägen ent* 
sprechend umgestaltet werden. Bedauerlicherweise sind die 
neuen österr. Strafanstalten un'3 Uerichtsgefangnisse nach 
dem gemischten System gebaut worden, ein Vorgang, der s ich 
no ch schwer rächen wird . Bis zur Durchführung der Gefängnis* 
reform allzuvieie Vollzugsvorschriften geseglich festzulegen, 
wäre nicht richtig. Gegenwärtig ist in dieser Richtung jedoch 
zu wenig geschehen. Das 23. Hauptstück der StPO. bedarf 
— übrigens auch mit Rücksicht auf die Beseitigung einzelner 
Nebenstrafen — einiger Änderungen (ich bemerke, daß ich in 
dem von mir seinerzeit vorgelegten Entwürfe das ganze Haupt- 
stück umgearbeitet hatte, daß ich mich aber hier auf die not- 
wendigsten Änderungen beschränke, die leitenden Grundsäge 
habe ich in »Zur Reform der Freiheitsstrafen*, M. f. Kriminal- 
psychologie II und das öMerr. Gefängniswesen, Bl. f. Ge- 
fängniskunde 1906, dargestellt). 

Vor allem wäre das Gefängniswesen insofern einheitlich 
zu organisieren, als auch die Gerichtshofgefängnisse den Ober- 
staatsanwaltschaften unterstellt würden. Es läßt sich dadurch 
eine einfachere und richtigere Einteilung der Sträflinge und 
eine umfassendere Beschäftigung derselben erzielen, den Ge- 
richtshofpräsidenten würde zugleich eine der zeitraubendsten 
administrativen Aufgaben, die sie ihrem eigentlichen Berufe 
entzieht , und ihre richterliche Stellung beeinträchtigt , ge- 
nommen. 

Zu ändern wären die Bestimmungen über den Strafauf- 
schub, die heute unzulänglich sind, weil sie nicht alle Fälle 
berücksichtigen; endlich wären die gegen Sträflinge zulässigen 
Disziplinarmittel gesefelich festzulegen. Die übrigen Ände- 
rungen sind aus dem Texte zu entnehmen. 

Es würden demnach zu lauten haben: 

§ 398. Gegen Geisteskranke, schwer körperlich Kranke 
und Schwangere ist bis zur Behebung dieses Zustandes 
weder die Todesstrafe, noch in der Regel eine Freiheits- 
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strafe in Vollzug zu se^en. An Schwangeren kann jedoch 
eine Freiheitsstrafe in Vollzug gese^t werden, wenn die Voll* 
stredcung noch vor Eintritt der Entbindung und ohne Gefähr- 
dung des Gesundheitszustandes erfolgen kann, an allen 
diesen Personen, wenn im Falle der Untersuchungshaft die 
Strafvollstreckung den Gesundheitszustand nicht gefährdet. 

Der Vollzug einer Freiheitsstrafe kann ferner von 
Amts wegen aufgeschoben werden, wenn der Verurteilte 
oder Personen seiner Umgebung an einer mit der Gefahr 
der Übertragung verbundenen Krankheit leiden oder in 
den Hafträumen eine solche Krankheit ausgebrochen ist. 

§ 399. Die Untersuchungshaft, die der Verurteilte 
vom Zeitpunkte der Rechtskraft des Urteiles erlitten hat, 
ist in die Straf haft einzurechnen, wenn sein Straf antritt 
durch Krankheit oder Schwangerschaft oder durch ein gegen 
seinen Willen eingebrachtes Rechtsmittel gehindert wurde, 
ferner wenn ein zu seinen Gunsten eingebrachtes Rechts- 
mittel wenn auch nur teilweisen Erfolg hatte. 

§ 400. Auf Ansuchen des Verurteilten ist, falls keine 
Fluchtgefahr vorliegt, der Vollzug einer 6 Monate nicht 
übersteigenden Freiheitsstrafe aufzuschieben, wenn der so- 
fortige Vollzug den Erwerb des Verurteilten oder den 
Unterhalt der schuldlosen Familie gefährden würde, oder 
ein solcher Aufschub zur Ordnung von Familienangelegen- 
heiten dringend geboten erscheint. 

Der Vorsi^ende des erkennenden Gerichts kann nach 
Anhörung der Staatsanwaltschaft einen solchen Strafaufschub 
bis zur Dauer von 6 Wochen bewilligen. Findet er einen 
diesen Zeitraum übersteigenden Strafaufschub angemessen, 
so hat er die Akten dem Gerichtshof zweiter Instanz zur 
Entscheidung vorzulegen, andernfalls weist er das Begehren 
zurück. Gegen diese Entscheidungen steht kein Rechts- 
mittel offen. 

Trifft der Verurteilte während des Strafaufschubes An- 
stalten zur Flucht, so ist seine sofortige Vorführung zum 
Straf antritt zu veranlassen. 
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Auf Verlangen der zuständigen Militär^ oder Land« 
wehrbehörde ist der Vollzug einer 6 Monate nicht über- 
steigenden Freiheitsstrafe gegen einen zur militärischen 
Dienstleistung Einberufenen bis zu deren Beendigung auf- 
zuschieben. 

§ 401. Eine Unterbrechung des Vollzuges von Frei- 
heitsstrafen findet nur in folgenden Fällen statt: 

1 . Bei Strafen, die in Gerichtshof gefängnissen oder Straf- 
anstalten vollstredct werden und die Dauer eines Jahres nicht 
überschreiten, kann der mit der Dienstaufsicht betraute 
Staatsanwalt, bei Strafen, die bei Bezirksgerichten vollzogen 
werden, der Bezirksrichter eine die Dauer einer Woche 
nicht übersteigende Unterbrechung des Vollzuges bewilligen, 
wenn ein Krankheitsfall, ein Todesfall oder eine dringende 
Familienangelegenheit die Anwesenheit des Sträflings bei 
seiner Familie geboten erscheinen läßt und weder Flucht- 
gefahr, noch die Gefahr des Rüdcfalles vorliegt. 

2. Bei Gnadengesuchen und Nichtigkeitsbeschwerden 
zur Wahrung des Gesetzes kann der Justizminister die 
Unterbrechung des Strafvollzuges bis zur Erledigung der 
Sache anordnen, wenn sonst der Zweck des Gesuches, be- 
ziehungsweise der Beschwerde vereitelt würde. 

Sträflinge, die während des Strafvollzuges in eine 
Geisteskrankheit verfallen, können während der Dauer der- 
selben in Anstalten oder Abteilungen für verbrecherische 
Irre oder in einer Irrenanstalt angehalten werden. Die 
Zeit dieser Anhaltung ist in die Strafzeit einzurechnen. 
Ist der Sträfling nach Ablauf der Strafzeit noch nicht ge- 
heilt, so ist er nach den bestehenden Vorschriften in die 
gewöhnliche Irrenpflege zu übernehmen. 

§ 402. Freiheitsstrafen, welche die Dauer von 6 Mo- 
naten übersteigen, sind in der R egel in besonderen Straft- 
anstalten, solche <Fön geringerer Dauer im Gefängnisse des 
" Uneilsgerichts zu vollstredcen, Abweichungen von dieser 
Regel sowie die Einlieferungsvorschriften für die einzelnen 
Strafanstalten sind im Verordnungswege festzuse^en. 
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Die Strafanstalten und die dem Strafvollzuge dienen« 
den Abteilungen der Gerichtshofgefängnisse unterstehen dem 
Oberstaatsanwalt, der die unmittelbare Aufsicht durd\ den 
Staatsanwalt des Vollzugsortes ausübt. Den Vollzug der 
Strafe hat der Staatsanwalt des Urteilsgerid\ts zu ver-* 
anlassen. 

Die l>ezirksgerid\tlidien Gefängnisse unterstehen der 
unmittelbaren Aufsid\t des Gerid\tsvorstandes, die Ein« 
leitung des Strafvollzugs obliegt in diesen dem Einzel« 
rid\ter. 

§ 403. Wegen Überfüllung der Hafträume, zur Er« 
sparung von Zureise« und Überstellungskosten und aus 
anderen wichtigen Gründen kann der Oberstaatsanwalt die 
Vollstreckung einer in einem Gerichtshofgefängnis zu voll« 
ziehenden Freiheitsstrafe in einem anderen seines Sprengeis 
anordnen. Bei in bezirksgerichtlichen Gefängnissen zu 
vollstreckenden Strafen trifft diese Entscheidung innerhalb 
des Gerichtshofsprengeis der Präsident des Gerichtshofes 
erster Instanz, innerhalb des Sprengeis des Oberlandes« 
gerichts dessen Präsident. Über die Strafverbüßung bei 
einem außerhalb des Oberlandesgerichtssprengels gelegenen 
Gerichte entscheidet der Justizminister. Befindet sich der 
Verurteilte in einem solchen Falle in Haft bei einem zum 
Vollzuge von Freiheitsstrafen derselben Art zuständigen 
Gerichte, so ist die Strafe einstweilen in Vollzug zu se^en. 

Ist eine vier Wochen nicht übersteigende Freiheits- 
strafe an einer der Militär« oder Landwehrgerichtsbarkeit 
unterstellten Person zu vollstrecken, so kann mit Zustim« 
mung des vorgese^ten Militärkommandos der Oberstaats« 
anwalt, und bei bezirksgerichtlichen Strafen der Oberlandes« 
gerichtspräsident den Vollzug in einem militärischen Straf« 
voUzugsorte bewilligen. 

Gegen diese Entscheidungen findet ein Rechtsmittel 
nicht statt. 
(Der le^te Safe des § 397 ist demgemäß zu streichen.) 
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§ 404. Der Oberstaatsanwalt hat einmal im Jahre die 
Strafanstalten und Gerichtshofgefangnisse seines Sprengeis, 
der Staatsanwalt einmal im Monate die in seinem Sprengel 
gelegene Strafanstalt, und wöchentlich einmal die zum 
Strafvollzug bestimmte Abteilung des Geriditshofgefang' 
nisses zu besuchen. In Bezirksgerichtsgefangnissen hat der 
Gerichtsvorstand wöchentlich einmal samtliche Hafträume 
zu besuchen und den Sträflingen hierbei Gelegenheit 
zu geben, allfällige Bitten und Beschwerden vorzubringen. 

Für den Vollzug in Einzelhaft gelten die Vorschrift 
ten der §§ 5— 16 des Gesefees vom I.April 1872 RGBl. 
Nr. 42. 

§ 405. Als Zuchtmittel bei m Vollzuge von Freiheits- 
strafen haben zu dienen: 1. der Verweis, 2. die Zuweisung 
einer schwereren Arbeit, sofern der Sträfling zur Arbeit ver- 
halten werden kann, 3. die Entziehung von Begünstigungen, 
die den Sträflingen nach den bestehenden Vorschriften ein- 
geräumt werden können, 4. die Verse^ung in eine niedere 
Disziplinarklasse, 5. Fasten mit Beschränkung auf Wasser 
und Brot, 6. hartes Lager auf Brettern, 7. einsame Ab- 
sperrung in dunkler Zelle, 8. Absonderung in einer hierzu 
bestimmten besonderen Zelle, 9. Fesselung als Sicherungs- 
mittel gegen Widersefelidikeiten, Gewalttaten und Flucht- 
versuche auf die Dauer ihrer Notwendigkeit. 

Die unter 5 bis 7 angeführten Zuchtmittel dürfen 
wöchentlich nicht öfter als dreimal und nur an unter- 
brochenen Tagen angewendet werden, es ist jedoch zu- 
lässig, mehrere Verschärfungen zu vereinigen. 

§ 406. Der zu einer Geldstrafe Verurteilte ist nach 
Rechtskraft des Urteils zum 15rlegen cler Geldstrafe binnen 
8 Tagen bei sonstiger zwangsweiser Einbringung aufzu- 
fordern. Im Falle, als die Zahlung der ganzen Geldstrafe 
den Nahrungstand des Verurteilten oder seiner Familie ge- 
fährden würde, ist ihm vo m Vorsitzenden des S enats nach 

Anhörung des Staatsanwalts die Zahlung der Geldstrafe 
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in angemessenen Teilbet r '^gfin v^n Tnindtettne 1 Kr i tu 
gestatten ocÜer die Zahlungsfrist zu verlängern. 

Erweist sid\ eine Geldstrafe im Sinne des § 391 als 
uneinbringlich, so ist über Anordnung des Vorsi^enden die 
Ersa^strafe zu vollstredcen. Andernfalls ist mangels Zah- 
lung mit der zwangsweisen Einbringung vorzugehen. 

Gegen die Entsd\eidung über die Einbringlid\keit der 
Geldstrafe steht dem Staatsanwalt und dem Verurteilten 
die binnen 3 Tagen anzubringende Beschwerde an den 
Gerid\tshof zweiter Instanz zu. 

§ 407. Nad\ Red\tskraft einer auf Verfall von Gegen- 
ständen lautenden Entsd\eidung hat der Vorsi^ende des 
erkennenden Senats nach Anhörung des Staatsanwalts, so- 
fern nid\t besondere Vorsd\riften bestehen, entweder an- 
zuordnen, daß die Gegenstände nad\ den Vorsd\riften über 
die Veräußerung strafgerichtlicher Depositen veräußert wer- 
den, oder daß sie, im Falle sie geeignet erscheinen, die 
öffentliche Ordnung, Sittlichkeit oder Sicherheit zu gefähr- 
den, vernid\tet werden. Er kann jedod\ anordnen, daß 
verfallene Gegenstände in strafgerichtlicher Verwahrung 
bleiben, sofern dies für Zwecke eines Strafverfahrens dien- 
lich erscheint, oder daß sie einer strafrechtlichen Zwecken 
dienenden Sammlung einverleibt werden. 

Gegen diese Beschlüsse steht dem Staatsanwalt die 
binnen 3 Tagen anzubringende Beschwerde an den Ge- 
richtshof zweiter Instanz zu. Der Erlös verfallener 
Gegenstände ist dem gemäß § 7 zu bildenden Fonds zu- 
zuführen. 

§ 408i Über sämtliche Verurteilungen ist ei n Straf? 
register zu führen, dessen innere Einrichtung im Verord- 
nungswege geregelt wird. Die Strafregisterämter dürfen an 
Private niemals, an staatliche Behörden nur innerhalb des 
Wirkungskreises derselben Auskünfte erteilen. 

Von jeder rechtskräftigen Verurteilung, die nach den 
bestehenden Vorschriften Verluste von Rechten und Be- 
fugnissen, von Würden, Amtern und Diensten sowie die 
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Unfähigkeit zur jErlangung von soldien nadi sidi ziehen 
können, ist der politisdien Bezirksbehörde (Polizeidirektion) 
des Siftes des Urteilsgeridits zur weiteren Verfügung Mit- 
teilung zu madien. Die nähere Regelung erfolgt im Ver- 
ordnungswege. 

§ 409. Die für einbringlidi erkannten Kosten des 
Strafverfahrens (§ 389 und 390) sind gkidi den Geld- 
strafen einzubringen. Derart eingebrachte Vertretungs- 
kosten sind an die Bezugsbereditigten abzuführen, alle 
übrigen Kosten des Strafverfahrens unter den Einnahmen 
der Strafreditspflege zu verredinen. 
Nicht in den Rahmen der von mir in diesem Absdinitte 
behandelten Gegenstände fällt eine Änderung, die vor In- 
angriffnahme der übrigen Abänderungen vorgenommen wer- 
den muß. Es ist dies eine Abänderung der Zuständig- 
keitsbestimmungen der Art VI und VIII des Einführungs- 
gese^es zur Strafprozeßordnung. Diese Bestimmungen müssen 
so gefaßt werden, daß sie von selbst audi nach den durch- 
greifenden Änderungen des besonderen Teiles nodi zutreffend 
erscheinen. Es müssen daher zunädist die zahlreichen Auf- 
zählungen weggelassen und durdi eine allgemeine Formel er- 
seht werden. Andernfalls müßte fast bei jeder Änderung 
einer einzelnen Gruppe von Strafarten audi Art. VI geändert 
werden. 

Abgesehen davon, würde ich hier neuerdings vorschlagen, 
die Zuständigkeit in bezug auf die durch den Inhalt einer Drude- 
schrift begangenen Beleidigungen und Verlegungen der öffent- 
lichen Sittlichkeit zu ändern. Die Geschworenengerichte haben 
sich vollkommen unfähig zur Beurteilung dieser. Strafsadien 
erwiesen (ich verweise in dieser Richtung auf meine Aus- 
führungen in Mittermaier, Schwurgerichte und Schöffengerichte 
IV). Man könnte allenfalls die Gesdiworenengerichte auf 
diesem Gebiete durch Sdhöffengerichte ersehen (ich habe 
seinerzeit im Preßausschuß des Abgeordnetenhauses einen 
diesbezüglichen Vorschlag gemacht), aber audi dieser Ausweg 
ist nur ein Notbehelf. Es ist und bleibt grundfalsdi, daß 
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Laien vorurteilsfreier, unbefangener üfber derartige Tatbestände 
urteilen. Es ist überhaupt widersinnig, die Laien als eine 
Kaste den Berufsrichtem als einer anderen Kaste gegenüber* 
zustellen. Die Gesdiworenen der einzelnen Bank gehören 
jeder für sidi engbegrenzten Berufskreisen an, mit n\it- 
gebrachten Berufsanschauungen, Vorurteilen und mit poli- 
tischem Parteigeist. Es fehlt ihnen — von einzelnen Aus- 
nahmen abgesehen — alles, was zum Richterdienst in Straf- 
sadien notwendig ist und gefordert werden muß, juristische 
Ausbildung, juristisdies Denken, kriminalistische Erfahrung 
und psychologische Beurteilung des Menschen und insbesondere 
derjenigen, die dem Straf richter gegenübertreten, sie haben 
dem gegenüber an Unabhängigkeit zum mindesten vor dem 
Berufsrichter nichts voraus. 

Nur nebenbei möchte ich erwähnen, daß der Vorschlag, 
nur die Beleidigungen öffentlicher Funktionäre mit Beziehung 
auf ihre Berufshandlungen den Geschworenen zuzuweisen, 
eine sonderbare Privilegierung dieser Personen wäre. Sie 
haben dasselbe Recht auf Schub ihrer Ehre und Berufsehre 
wie alle anderen Staatsbürger, das Beispiel Fr ankreichs und 

Ü Mams kann in <^ ^i*sp>r RiAfimg nirhf hf^*^^**" 

Richtig ist aber, daß die Übertragung der Rechtsprechung 
über durch die Presse begangene Inhaltsstraftaten an Einzel- 
richter der Bezirksgerichte und in zweiter Instanz an die Be- 
rufungssenate der Gerichtshöfe zu wenig Gewähr für eine 
richtige Erfassung des Tatbestandes und seiner Unterstellung 
unter das Gese6 bietet. Deshalb bin ich der Ansicht, daß 
Inhaltsübertretungen den Gericht3höfen zur Entsidhieidung luy 
zuweisen wären, wodurdfi "sich von selbst der Rechtszug an 
tterrOfcfHreteiT'tTenaifa^ Vergehen bTieSerTwie 

bisher den Gesdiworenen vorbehalten. Unter die Übertretungen 
würden aber, wie sich aus meinen späteren Vorschlagen er- 
geben wird, die Beleidigungen und d ie Verlegungen der 
öffentlichen Sittlichke it falleru ts ist ein ganz unrichdger 
Standpunkt darin, daß künftig diese Straftaten nidit mehr 
als Vergehen erklärt werden, eine Umgehung des Staats- 
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gnindgeseftes über die riditerlidie Gewalt zu erblidcen. Von 
diesem Standpunkte aus könnte man überhaupt keine Milde* 
rung der unhaltbaren hohen Strafsä^e des geltenden Rechts 
eintreten lassen, denn in allen Fällen, in denen jeftt eine 
mindestens fünfjährige Kerkerstrafe angedroht ist und künftig 
eine soldie Strafe unter 5 Jahren angedroht werden soll, tritt 
automatisdi an Stelle des Sdiwurgeridiits das Erkenntnisgeridit , 
Nun ist es Erfahrungssache, daß weder bei Beleidigungen, ^ 
noch bei der Verlegung der öffentlichen Sittlichkeit jemals im 
Rahmen des Strafsa^es von 6 Monaten bis zu 1 Jahre der 
§§ 493 und 516 StG. erkannt wird, weil er eben zu hoch ist. 
Dieser Strafsa^ hat sich also als ganz überflüssig erwiesen 
und ist deswegen zu beseitigen, das heißt, es besteht kein 
Grund, für den Fall der Begehung durch eine Drudcsdirift 
einen höheren Strafsa^ aufzustellen und die Begehung durdi 
dieses Mittel als Vergehen mit der im Jahre 1852 nicht be* 
absichtigten Wirkung der Schwurgeriditsbarkeit zu erklären. 
Die Schwurgerichtsbarkeit ist doch erst in der Folge durch die 
unterschiedslose Unterwerfung aller Inhaltsvergehen entstanden. 
Ich würde demnach für die Art VI bis VIII des Einfüh- 
rungsgese^es folgenden Wortlaut vorschlagen: 

Art. VI. Vor die Geschworenengerichte gehört die 
Hauptverhandlung über alle Anklagen: 

1. wegen der durch den Inhalt einer Drudeschrift ver^ 
übten Verbrechen und Vergehen^ ^ ? f^^^^i4.^.-wJw 

2. wegen der Verbrechen des Hochverrats, der Störung 
der öffentlichen Ruhe und der öffentlicher Gewalttätigkeit 
nad\ den §§ 76 bis 80 StG., der Vergehen der §§ 300 
StG. und Art. 111 u. IV. des Gesetzes vom 17. Dez. 1862 
RGBl. Nr. 8 aus 1863 und des § 302 StG. 

3. wegen solcher Verbrechen, auf welche die Todes^ 
strafe, lebenslängliche Freiheitsstrafen oder eine zeitliche 
Freiheitsstraf e im Mindestmaß von 5 Jahre n angedroht ist 

Art. Vll. Vor die Gerichtshöfe erster Instanz (Landes- 
geridite und Kreisgerichte) gehört die Hauptverhandlung 
über Anklagen: 

Cr.n) 
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I 1. wegen aller nicht vor die Gesdiworenengeridite ge- 

hörigen Verbrechen und Vergehen, 

2. wegen durch den Inhalt einer Drudcschriftbe- 
gangener Übertretungen. 

"^ Art. Vlll. Vor die Bezirksgerichte gehört die Ent- 
scheidung über alle nicht durdh den Inhalt einer Drudc- 
schrift begangenen Übertretungen. 

Zur Erläuterung erwähne ich nur, daß ich in meinen f 
späteren Vorschlägen Hochverrat, Störung der öffentlic hen ^ 
Ruhe und die Verbredien der §§ 7ö bis 80 S tG. unberührt ^^^ 
lassu, und daß im TAlle einer Änderung dieser Tatbestände 
auch Art. VI Z. 2 entsprechend anders gefaßt werden müßte. 
Alle übrigen heute in Art. VI aufgezählten Verbrechen sind 
an sich keine politischen, sie sind mit wenigen Ausnahmen 
wegen des Strafsat^es über 5 Jahre aufgenommen worden und 
fielen daher je^t, soweit dieser Strafsat^ aufrecht bleibt, unter 
Z. 3. In den Fällen, in denen seinerzeit die Verweisung vor 
die Geschworenen ungeadhtet eines geringeren Strafsa^es er- 
folgte, ist diese Verweisung nicht verständlich. 

Schließlich erscheint es notwendig, in die Strafprozeß- 
ordnung Bestimmungen einzufügen, welche sich auf die Ver- 
fall sentscheidung beziehen, wenn diese ohne vorausge- 
gangene Verurteilung zu erfolgen hat. Gegenwärtig ist dieser 
Fall nur im Preßrecht geregelt, er kann aber, abgesehen von 
einzelnen Spezialgesetzen (Tierseuchengesetze, Lebensmittel- 
gesetz) auch in anderen Fällen eintreten. In Deutschland ist 
die Grundlage für solche Entscheidungen im § 42 RStG. ge- 
schaffen und das Verfahren in den §§ 477 bis 480 StPO. 
geregelt, außerdem bezieht sich auch schon die Bestimmung 
des § 94 über die Beschlagnahme auf die Fälle einer künf- 
tigen Verfallsentscheidung. 

Im österreichischen Gerichtshofverfahren kann zur Ver- 
fallsentscheidung ohne Verurteilung füglich nur die Rats- 
kammer herangezogen werden. Bei dieser Gelegenheit wirft 
sidi von selbst die Frage auf, ob es nicht angezeigt wäre, 
gleichzeitig die ziemlich verworrene Verteilung der außerhalb 
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der Veihandlung zu treffenden Entsdieidun^n nadi einem 
einhetdidien Gesiditspunkte zu regeln. Idi gehe dabei von 
dem Gedanken aus, da6 der Ratskanuner alle Entscheidungen 
im Vorverfahren, die Oberwadiung der Untersudiungsriditer 
und jene Entscheidungen zufallen sollen, die in Fallen zu 
treffen sind, in denen eine Anklage nicht eihoben ist oder in 
der Folge durch Einspruch, Wiederaufnahme oder Nichtigkeits- 
beschwerde zur Wahrung des Gesefees beseitigt ist Dagegen 
sollen alle Entscheidungen nach Rechtskraft der Anklage den 
Anklagesenaten, in Schwurgerichtsfallen den zu diesem Zwecke 
zu organisierenden Schwurgerichtssenaten zufallen. Hierdurdi 
wurde der Gesdiaftsgang wesentlich vereinfacht und außer- 
dem der Grundsafe verwirklicht werden, daß stets ein von 
vornherein bestimmter Senat in der betreffenden Strafsadie 
zu entscheiden hatte. Ich würde demnach und mit bezug auf 
die Verfallsentsdieidungen die §§ 9 bis 14, 110, 114 und 481 
StPO. folgendermaßen fassen: 

§ 9. Den Bezirksgerichten als Einzelgerichten liegt ob: 

1. das Verfahren und die Entscheidung Ober die ihnen 
zugewiesenen Straftaten; 

2. die Mitwirkung bei Vorerhebungen und Vorunter- 
suchungen wegen der den Geschworenengerichten und den 
Gerichtshöfen zugewiesenen Straftaten. 

Inwieweit von mehreren in einer Stadt bestehenden 
Bezirksgerichten einem oder einzelnen derselben die Straf- 
gerichtsbarkeit ausschließlidi zustehten soll, wird im Ver- 
ordnungswege bestimmt 

§ 10. Die Landes- und Kreisgerichte üben ihre Ge- 
richtsbarkeit aus: 

1. durch die Untersudiungsrichter (§ 11); 

2. durch die Ratskammem (§ 12); 

3. durch Strafsenate als Erkenntnisgerichte und Be- 
rufungsgerichte (§ 13). 

§11. Die Untersuchungsrichter werden bei den Landes- 
und Kreisgeriditen aus deren Mitgliedern bestellt Ihnen 
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kommt die Führung der Voruntersudhungen und die Mit- 
wirkung bei Vornahme von Vorerhebungen zu. 

Die Zahl der bei einem Geridhtshofe zu bestellenden 
Untersuchungsrichter richtet sich nach dem Umfange der 
Geschäfte des Vorverfahrens. Die Untersuchungsrichter 
dürfen zu den Senaten nur aushilfsweise herangezogen 
werden. 

Die Geschäftsverteilung unter eine Mehrheit von Unter- 
suchungsridhtem hat nach einem für das ganze Kalender- 
jahr im vorhinein festzustellenden festen Schlüssel zu er- 
folgen. 

Eine Zuteilung einzelner Straffälle durch den Präsi- 
denten oder einen hierzu zu bestellenden Richter soll nur 
wegen Überbürdung des zur Erledigung Berufenen oder 
aus anderen zwingenden Gründen erfolgen. 

Jedem Untersuchungsrichter können zur Bearbeitung 
der ihm anfallenden Geschäfte ein oder mehrere Hilfs- 
richter zugeteilt werden. 

§ 12. Die Ratskammern sind aus je drei Richtern zu 
bildende Abteilungen der Landes- und Kreisgeridite. Sind 
infolge des Geschäftsumfanges mehrere Ratskammern bei 
einem Gerichtshofe zu bestellen, so erfolgt die Geschäfts- 
verteilung nach einem für das laufende Kalenderjahr im 
vorhinein festzustellenden Schlüssel. Die Verteilung der 
unter Zahl 4 aufgeführten Geschäfte erfolgt durch Zu- 
weisung der Untersuchungsrichter zu den einzelnen Rats- 
kammern. 

Den Ratskammern kommen zu: 

1. Alle nach den Bestimmungen dieses Gesetzes dem 
Gerichtshöfe I. Instanz zustehenden Beschlüsse, welche 
nicht nach § 13, Z. 1 und 14, Absa^ 2 den Strafsenaten 
und ständigen Schwurgerichtssenaten obliegen; 

2. die Aufsicht über die in ihrem Sprengel anhängigen 
gerichtlichen Vorerhebungen und Voruntersuchungen und 
die Entscheidung über Beschwerden im Zuge derselben. 

Hoegel, Teilreformen. 3 
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3. Die Ratskammer kann auf Antrag des Anklägers 
Voruntersuchungen an ein in ihrem Sprengel gelegenes 
Bezirksgericht übertragen und in der Folge wieder an 
den Untersuchungsrichter zurüdcverweisen. Zur Zurück" 
verweisung ist sie auf Antrag des Anklägers oder des Be- 
schuldigten verpfliditet 

Insofern der Untersuchungsrichter der Beratung der 
Ratskammer nach den Bestimmungen dieses Gesetzes bei- 
zuziehen ist, hat er sich an der Abstimmung nicht zu be- 
teiligen. 

Ergibt sich die Notwendigkeit von Erhebungen zum 
Zwecke einer Entscheidung oder eines Beschlusses, so hat 
die Ratskammer mit der Vornahme derselben eines ihrer 
Mitglieder, einen Untersuchungsrichter oder ein Bezirks- 
gericht zu betrauen. 

§ 13. Die Strafsenate der Erkenntnisgerichte und die 
Berufungssenate sind aus je vier Richtern zu bildende Ab- 
teilungen der Landes- und Kreisgerichte. 

1 . Den Strafsenaten der Erkenntnisgerichte kommt die 
Verhandlung und Entscheidung in allen Strafsachen zu, 
die ihnen nach Rechtskraft der Anklage zugewiesen wurden. 

2. Den Berufungssenaten steht die Verhandlung und 
Entscheidung über Rechtsmittel gegen Erkenntnisse und 
Verfügungen der Bezirksgerichte im Verfahren wegen der 
den Bezirksgerichten zugewiesenen Straftaten zu. Die Be- 
rufungssenate haben in diesen Strafsachen in der Regel 
auch dann zu entscheiden, wenn im Verfahren vor den 
Gerichtshöfen die Entscheidung dem Gerichtshofe II. In- 
stanz zukommt. Ausgenommen von dieser Regel sind 
jene Fälle, in welchen die Entscheidung ausdrücklich den 
Oberlandesgeriditen vorbehalten ist (§ 481). 

Erfordert der Geschäftsumfang die Bildung mehrerer 
Strafsenate oder Beruf ungssenate, so sind die Geschäfte 
unter sie nach einem für das laufende Kalenderjahr von 
vornherein festgestellten, von der Zuteilung der Straffälle 
an die Untersuchungsrichter unabhängigen Sdilüssel zu 
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verteilen. Ein Abgehen von dieser Gesdiäftsverteilung ist 
nur zulässig, wenn die Mitglieder des zur Entsdieidung 
berufenen Senates ausgesdilossen sind. 

§ 14. Die Zusammensetzung und die Zuständigkeit 
der Gesdiworenengeridite riditet sidi nadi den besonderen 
für sie getroffenen Bestimmungen. 

Bei jedem Landes- und Kreisgeridite ist eine ständige 
Abteilung aus vier Riditern mit der erforderlidien Anzahl 
von Ersatzmännern als Sdiwurgeriditssenat zu bilden. 
Dieser Abteilung stehen alle vor und nadi der Haupt- 
verhandlung zu fassenden Besdilusse in jenen Strafsadien 
zu, weldie nadi Reditskraft der Anklage dem Sdiwurgeridite 
zugewiesen wurden. Aus dem Vorsitzenden und den 
Riditem des ständigen Sdiwurgeriditssenats und ihren 
Stellvertretern sind die gemäß § 301 zu bildenden Riditer- 
senate der Gesdiworenengeridite zusammenzusetzen. 

§ 110 (vierter Abfatz neu). Ergibt sidi die Notwendig- 
keit einer Entsdieidung au f Verfall vo n Gegenständen im 
Sinne des letzten Absatzes des § 32 des Strafgesetzes 
während des Vorverfahrens, so nai der Untersucnungsnctiter 
die Entsdieidung der Ratskammer einzuholen. Gegen 
diese Entsdieidung steht dem Ankläger und demjenigen, 
weldier das Eigentum des für verfallen erklärten Gegen- 
standes beansprudit oder weldiem der Gegenstand ab- 
genommen wurde, die binnen 3 Tagen anzubringende Be- 
sdiwerde zu. 

§ 114. Gegen die Entsdieidungen der Ratskammer 
hat außer den im Gesetze besonders bezeidineten Fällen 
die binnen 3 Tagen nadi Eröffnung des Besdilusses beim 
Geriditshofe I. Instanz oder dem mit der Eröffnung des 
Besdilusses betrauten Geridite anzubringende Besdiwerde 
an den Geriditshof 11. Instanz statt: 

1. vom Ankläger und vom Besdiuldigten gegen Be- 
sdilusse auf Aussdieidung oder Vereinigung einzelner Straf- 
sadien, auf Verhängung oder Aufhebung der Haft und 

3* 
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gegen die Bestimmung der Sidierheitssumme oder die Er- 
klärung ihres Verfalles; 

2. vom Ankläger gegen die Ablehnung der Einleitung 
und gegen die Einstellung der Voruntersudiung (§ 92 
und 109); 

3. vom Ankläger und Besdiuldigten gegen die in § 134 
bezeidineten BesdilQsse; 

4. vom Staatsanwalt und jedem Beteiligten gegen die 
gemäß § 110 in bezug auf den Verfall von Gegenständen 
ergehenden Entsdieidungen; 

5. gegen die Entsdieidungen der Ratskammer über 
die Wiederaufnahme eines Strafverfahrens (§ 352). 

Die Besdiwerde hat, sofern nidit aus den besonderen 
Anordnungen das Gegenteil hervorgeht, keine aufsdiiebende 
Wirkung. Wird eine Verfügung oder ein Besdiluß nur zu- 
gunsten des Besdiuldigten angefoditen, so darf der Ge- 
riditshof II. Instanz diese Verfügung oder diesen Besdiluß 
nidit zum Naditeile des Besdiuldigten abändern, «r ist je- 
dodi bereditigt, die Beseitigung wahrgenommener Ge- 
bredien des Strafverfahrens audi von Amts wegen anzu- 
ordnen. 

In Stattgebung der Besdiwerde gegen die Einstellung 
einer Voruntersudiung kann der Geriditshof II. Instanz die 
Voruntersudiung als gesdilossen erklären (§ 111 und 112), 
in weldiem Falle ein Antrag auf Ergänzung unzulässig ist, 
sofern nidit heu hervorkommende Tatsadien eine soldie 
Ergänzung notwendig madien. 

§ 225. Trägt der Vorsitzende Bedenken, einem auf 
Grund der § 222 und 224 gestellten Antrage stattzugeben 
oder alle in einer nidit durdi Einsprudi angefoditenen 
Anklagesdirift namhaft gemaditen Zeugen oder Sadiver- 
ständige vorzuladen, so hat er die Entsdieidung des Straf- 
senats einzuholen. Gegen diese Entsdieidung findet kein 
Reditsmittel statt, es kann jedodi der Beweisantrag in der 
Hauptverhandlung wiederholt werden. 
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§ 227. Tritt der Ankläger vor Beginn oder nadi Ver- 
tagung der Hauptverhandlung von der Anklage zurUdc, so 
besdiließt der Strafsenat die Einstellung. Eine bereits 
angeordnete Hauptverhandlung ist in diesem Falle abzu- 
berufen und sind von der Einstellung des Verfahrens der 
Besdiuldigte, der Privatbeteiligte und sonstige Beteiligte 
zu verständigen. 

Betrifft der Riidctritt nur einzelne Punkte der An- 
klage, so hat sidi die Einstellung auf diese zu besdiränken. 
Ergibt sidi, daß infolgedesssen die örtlidie Zuständigkeit 
des Geriditshofes nidit mehr begründet ist, so ist auf den 
binnen drei Tagen zu stellenden Antrag des Anklägers 
oder des Besdiuldigten die Strafsadie an den gemäß § 51 
zuständigen Geriditshof abzutreten. Gehört infolge der 
Rüdetrittserklärung die Strafsadie zur Zuständigkeit eines 
Bezirksgeridits, so ist sie von Amts wegen an dieses ab- 
zutreten. Dasselbe gilt, wenn der Ankläger nur mehr 
wegen einer zur Zuständigkeit der Bezirksgeridite gehörigen 
Straftat zu verfolgen erklärt. 

Haben nadi der Versetzung in den Anklagestand nodi 
geriditlidie Erhebungen stattgefunden, so hat der Ankläger 
das Redit, vor Beginn der Hauptverhandlung die von ihm 
eingebradite Anklagesdirift unter gleid\zeitiger Einbringung 
einer neuen zurüdczuziehen. Mit der letzteren ist sodann 
nadi Vorsdirift des sedizehnten Hauptstüdces vorzugehen; 
hinsiditlidi der Haft des Angeklagten ist aber von der 
Ratskammer sogleid\ die nötige Verfügung zu treffen. 

§ 481. Gegen alle Entsdieidungen der Bezirksgeridite 
steht, insofern dieselben der Berufung nidit unterliegen, 
den Beteiligten das Reditsmittel der Besdiwerde an den 
Geriditshof 1. Instanz binnen drei Tagen zu. Ausgenommen 
sind Entsdieidungen über den Aufsdiub einer Freiheits- 
strafe oder Geldstrafe sowie über Ansudien um Zahlung 
der Geldstrafen in Teilbeträgen, gegen weldie ein Redits- 
mittel nidit stattfindet. 
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Den Gerichtshöfen II. Instanz ist vorbehalten: 

1. die gemäß § 384 zu erteilende Genehmigung einer 
den Betrag von 50 K. übersteigenden Sachverständigen- 
gebiihr, und zwar audi dann, wenn diese Gebühr von 
dem Gerichtshof I. Instanz als Berufungsgericht zu be- 
messen ist; 

2. die Entsdieidung über Besdiwerden gegen die Be- 
messung von Gebühren von Zeugen, Sadhverständigen und 
Dolmetschen (§ 392), wobei audi in diesen Fällen die Be- 
sdiwerdefrist 3 Tage beträgt; 

3. die gemäß § 410 zulässige Strafmilderung; 

4. die Entsdieidung über den Antrag auf Bewilligung 
eines 6 Wodhen übersteigenden Strafaufschubs (§ 401); 

5. die Entsdieidung über eine Änderung des Straf- 
ortes, sofern diese Entscheidung nicht dem Justizminister 
zusteht (§ 402). 
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Im geltenden Rechte befassen sidi die §§ 1 bis 4 des 
ersten, 233 und 236 bis 238 des zweiten Teiles mit der Frage 
der Zurechnung. Diese Bestimmungen bedürfen zweifellos 
einer Änderung. Zunächst ist der dolus indirectus a us dem 
Strafgesetze ausdrüdclich zu streichen (meiner Ansicht ist er 
mittelbar durch § 258 StPO. aufgehoben, wie ich in meiner 
Gesdiichte des österr. Straf rechts I 136 f. und II 265 f. aus- 
führte, die Frage ist jedoch bestritten). Es ist ferner ein 
Fahrlässi^keitsbegriff aufzunehmen. Endlich sind die Gründe, 
aus denen eine Zuredinung nicht stattfindet, vollkommen neu 
zu fassen. Dabei kann nicht umgangen werden, daß der Ge- 
setzgeber zu den grundlegenden Fragen des Strafrechtes Stel- 
lung nimmt 

Der jüngst vorgelegte Regierungsentwurf eines Gesetzes, 
betreffend die strafrechtliche Behandlung und den strafrecht- 
lidien Schutz Jugendlicher, greift eine einzelne der Fragen 
dieses ueDietes au^. Es hat dies taktisdh den Vorteil, daß 
den übrigen Streitfragen aus dem Wege gegangen wird, und 
daß die Frage der strafrechtlichen Behandlung Jugendlicher 
sich gegenwärtig großer Popularität erfreut. Dagegen ist das 
schwerwiegende Bedenken nicht zu übersehen, daß der Ein- 
fluß des jugendlichen Alters in engem sachlidien Zusammen«* 
hange mit anderen die Einsidit und Willenskraft beeinträch- 
tigenden Momenten steht. Selbst der vollkommen normale 
Mangel an Reife des Unmündigen ist keine isolierte psycho- 
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logische Ersdieinung, ob man die Sadie vom indeterministisdien 
oder vom deterministisdien Standpunkte auffaßt. Nodi sdiärfer 
tritt der Zusammenhang hervor, wenn es sidi um ein Ab- 
weichen von der normalen Entwidcelung zur Verstands- und 
Willenskraft des erwachsenen Mensdien im jugendlidien Alter 
handelt, um eine auf physiologische oder pathologisdie Ur- 
sadien zurückzuführende Verlangsamung dieser Entwidcelung. 
Hier ergibt sidi der Parallelismus in der Kausalität der Ent- 
widclungshemmung auf das Handeln gegenüber anderen Hem- 
mungen, wie bei Taubstummen, dem in absteigender Bewe- 
gung befindlichen Greisenalter, den Schwachsinnigen usw. von 
selbst, im Einzelfalle sind bei Beurteilung der Zurechnung die 
versdiiedenen ausschlaggebenden Ursachen praktisch nicht aus- 
einanderzuhalten. 

Ich werde im nachstehenden versuchen, jene Bestim- 
mungen, die ich zur Regelung der Zurechnungsfrage für nötig 
halte, in dem engen Rahmen der eingangs erwähnten heutigen 
Bestimmungen unterzubringen. 

Zunächst wirft sich die Frage auf, ob die allgemeinen 
Schuldbegriffe, Vorsatz und Fahrlässigkeit, im Gesetze behan- 
delt werden sollen. Ich h^lte dies für notwendig. Die Er- 
fahrung zeigt, daß der Mangel einer gese^lichen Begriffs- 
bestimmung ein Schwanken der Rechtsanwendung nach sich 
zieht. In dieser Richtung verweise ich auf den Mangel einer 
Begriffsbestimmung der Fahrlässigkeit, der sich beispielsweise 
bei Anwendung des Lebensmittelgese^es ergibt. Es ergibt 
sich diese Notwendigkeit aber auch für den Vorsa^begriff, da 
abgesehen von der umstrittenen Lehre des indirekten Vorsatzes 
des geltenden Rechtes, der Gesetzgeber auch gegenüber an- 
deren Lehren auf diesem Gebiete Klarheit schaffen soll, da 
es ja doch nicht gleichgültig ist, ob beispielsweise der dolus 
eventualis entsprechend der einen Theorie als vollwertiger 
dolus anerkannt oder im entgegengesetzten Sinne abgelehnt 
wird. Würde es sich nur um theoretische Schulstreite 
handeln, so könnte sich der Gesetzgeber darüber hinaussetzen, 
tatsächlich machen sich aber die Meinungsverschiedenheiten über 
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den Umfang des Vorsatzes audi in der Reditsanwendung be- 
merkbar. Was die Sadie selbst betrifft, so kommt die Ein- 
beziehung d es dolus eventualis^ wie jene des indirectus auf 
eine Erleidhterung des Beweises der Vorsäftlidikeit hinaus, im 
österr. Redite waren beide Formen bei Beratung der Gesetze 
von 1787 und 1803 geradezu vermengt und in dem Sinne 
einer gese^lidien Beweisregel verwertet worden. Das Gesetz 
soll sid\ aber auf derartige Versudie nidit einlassen, die freie 
Beweiswürdigung madit sie entbehrlidi. Die Aufstellung des 
dolus eventualis erzeugt die Gefahr, daß neben dem beab- 
siditigten Erfolg ein zweiter möglidier Erfolg als vorsätzlich 
herbeigeführt zugeredinet wird, obgleidi der Täter in bezug 
auf diesen Erfolg in Wirklidikeit nur fahrlässig handelte. 

Eine Bestimmung, durdi die der dolus eventualis dem 
dolus directus gleidigestellt wird, wäre nur dann geboten, 
wenn die Berüdcsiditigung des nid\ t beabsiditigten Erfolge s 
'^ / jßf emer Straftat aus derrT^trafrechte ausgeschieden würde und 
" ^ ausgeschieden werden könnte. Ein derartiges Strafgesetz hat 
Bi^hfif nodi niemand zustande g ebracht. Es müßte jeder, der 
einem anderen vorsätzlich einen Messerstidi versetzt, in gleidier 
Weise gestraft werden, ob daraus der Tod, eine schwere, 
leidite oder gar keine Verletzung erfolgt. Ebenso stünde die 
Sache dem Tasdiendieb gegenüber, der nicht weiß, wieviel die 
Geldbörse enthält, auf die er es abgesehen hat. Eine Unter- 
scheidung zwisdien fahrlässiger Tötung, fahrlässiger Körper- 
beschädigung und bloßer Gefährdung ohne Verletzungserfolg 
müßte fallen. Strafgesetze werden aber nidit theoretischen 
Phantasiegebilden zuliebe gemadit, sie müssen dem Volksbe- 
wußtsein und den Bedürfnissen entspredien. In allen diesen 
Fällen übernimmt der Täter das Risiko des schweren Erfolges 
und dankt es dem Zufalle, einer geringeren Strafe ausgesetzt 
zu sein, wenn der sdiwere Erfolg ausbleibt. Es wäre eine 
unlösbare Aufgabe, die Tat derart von allen Begleitumständen 
loszulösen, daß sdiließlidi das Versdiulden des Täters, wie 
ein anatomisches Präparat mit dem, was von der Kausalität 
gegenüber dem Erfolge übrig bleibt, und mit der Möglichkeit 
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einer Kausalität gegenüber nicht eingetretenen Erfolgen dem 
Richter vorgelegt werden kann. Nodi unmöglidier würde 
diese Aufgabe, wenn sie kombiniert würde mit der Ergrün^ 
düng des Zustandes latenter Gefährlidikeit, dem Blicke in 
eine von den verschiedensten Umständen abhängige Zukunft, 
ohne die Erkenntnisquelle der Allwissenheit zu besitzen. 

Daß die Bestimmungen des § 2 des geltenden Gesetzes 
längst unhaltbar geworden sind, bedarf keiner weitläufigen 
Auseinandersetzung. Unrichtig ist sdion die — nur historisch 
zu erklärende Übersdirift „Gründe, die den bösen Vorsah 
aussdhlieQen'', da der Mehrzahl dieser Gründe jede Zurech- 
nung, also auch jene wegen Fahrlässigkeit unmöglich machen. 
In diesem Sinne ist auch die Reditsanwendung vorgegangen, 
obgleich im zweiten Teile des Gesetzes jede Bestimmung über 
den Ausschluß der Zurechnung fehlt. In gleicherweise konnten 
die Fassungen der einzelnen Punkte des § 2 nur dadurch den 
Bedürfnissen des Rechtslebens angepaßt werden, daß ihnen 
in der Rechtsanwendung ein wesentlich anderer Inhalt gegeben 
wurde, ein Vorgang, der in Widerspruch mit den Grundsätzen 
über die Rechtsauslegung steht. 

Unhaltbar ist die Behandlung der psychischen Stö- 
rungen durch die Ausdrücke volle Beraubung des Gebrauches 
der Vernunft, Verübung zur Zeit einer abwedhselnden Sinnen- 
verrückung oder einer Sinnenverwirrung, in welcher der Täter 
sich seiner Handlung nicht bewußt war. Abgesehen von der 
veralteten Ausdrucksweise sind durch diese Umschreibungen 
nicht alle Fälle gedeckt, es ist insbesondere ausschließlich der 
Verstandesseite gedacht. Wesentlich ist die Unfähigkeit, das 
Unrechtmäßige der Tat einzusehen [oder den Willen zu be- 
stimmen. Mit dieser Fassung können sich auch die De- 
terministen abfinden, da auch sie, insbesondere aber die Psy- 
chiater, mit dem unbekannten inneren Faktor rechnen müssen, 
und die Ausdrüdce, die bisher zur sprachlichen Bezeichnung 
dieses Faktors erfunden wurden, nicht brauchbar sind. Ins- 
besondere der Ausdruck ^^Normale Bestimmbarkeit durch Mo- 
tive'' würde der Willkür und allen psychiatrischen Hypothesen 
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freie Bahn sdiaffen, da der Abgang »normaler* Bestimmbar" 
keit ohne große Sdiwierigkeit bei den meisten Mensdien dar*- 
getan werden könnte. Die Handlung selbst könnte nur zu 
leidit bereits als ein Abweidien von der normalen Bestimm" 
barkeit verwertet werden. Mit einem gewissen Sdiein von 
Berechtigung wurde die Forderung aufgestellt, daß hier, wie in 
anderen Fällen ein e relative Unfähigkeit mit Bezie hung auf 
die bestimmte Tat "bereits genügen solle, die Straflosigkeit 
herbeizutühren^ Gewiß ist es richtig, daß die Reaktion so- 
wohl in bezug auf die Einsicht, als auf die Widerstandskraft 
in vielen Fällen hödist verschieden geartet sein kann, je nadi- 
dem Handlungen verschiedener Art in Frage kommen. Leute 
geringerer Intelligenz werden die Bedeutung eines Dieb- 
stahls gewiß leichter erfassen, als jene eines politischen Ver- 
brediens; Personen mit bestimmten krankhaften Trieben 
werden der Versuchung, ein Sittlidikeitsverbredien zu verüben, 
leichter unterliegen, als einer solchen gegen Eigentumsver- 
bredien. In allen diesen Fällen handelt es sidi aber nidit 
um eine Unfähigkeit einzusehen oder Widerstand zu leisten, 
sondern nur um eine Minderung der Einsidit oder Wider- 
standskraft. Weder das eine, nodi das andere kann einseitig 
auf einem bestimmten Gebiete vollständig ausgeschaltet sein. 
Einseitige Minderwertigkeit aber als strafausschließend aner- 
kennen, hieße die Strafreditspflege der Psychiatrie ausliefern, 
bei allen d urch die Pers on oder die Tat einigermaßen be- 
deutende ^ Stra ftaten die Möglichkeit derVerneinung entwecTer 
der Einsicht oder der Widerstandskraft schaffen. Hier gibt es 
keine Brüdce zwisdien den beiden Lagern, am wenigsten eine 
solche, bei der unter dem Scheine einer Verständigung die An- 
wendung des Strafrechtes in Wirklichkeit von der konkreten 
Determinierbarkeit abhängig gemacht wird. Darüber dürften 
sich auch die Gegner klar sein, daß bei niemandem auf einem 
eng umgrenzten Gebiete die Einsicht oder die Widerstands- 
kraft derart ausgeschaltet sein kann, daß er mit Beschränkung 
auf dieses Gebiet abstrakt und absolut „indeterminierbar' in 
allen ihm unterkommenden Fällen sei. Kommt es aber auf 
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konkrete Fälle an, dann gelangt man vom deterministischen 
Standpunkte folgeriditig dahin, dag sidi eben kein straffällig 
Gewordener im gegebenen Falle determinieren ließi wobei die 
inneren Motive eine schwer abwägbare, für den Psychiater 
wie für den Psychologen unergründliche Rolle spielen — und 
dasselbe gilt für die Wirkung der Strafandrohung und des 
Strafvollzuges im Sinne der Spezial" und Generalprävention. 
Vom kriminalistischen Standpunkte muß man sich daher gegen 
jede Neuformulierung der alten Monomanien und der Moral 
Insanity auf das entschiedenste wehren. 

Den die Zurechnung ausschließenden krankhaften Stö*- 
rungen des seelischen Lebens (ob sie nun in einer Erkran" 
kung im engeren Sinne, oder in einem der körperlichen Ver«- 
krüppelung vergleichbaren Defekte bestehen) sind in ihrer 
äußeren Erscheinung und Wirkung jene Mängel ähnlich, die 
sich aus der allmählichen Entwidcelung des Kindes zur Reife 
ergeben. Rasse, Abstammung, Ernährung, Erziehung und Um«- 
gebung gestalten die Entwidcelung rascher oder langsamer. 
Die Unterschiede sind nicht nur rein zeitliche, sondern auch 
zum Teil der Vielgestaltigkeit der Bedingungen entsprechend 
dauernde; es findet eben die Entwidcelung zum Individuum 
statt. Erfaßt der Straf gesetzgeber seine Aufgabe, so legt er 
in der Regel dem Individuum keine größere Verantwortung 
auf, als der Durchschnittsmensch zu tragen vermag. Dies gilt 
von der großen Zahl der Straftaten, die uns beschäftigen. 
Naturgemäß bedarf es dabei nidit eines vollen Erfassens der 
Straftat nach seiner rechtlichen Seite, es genügt die Erkennt- 
nis des Unerlaubten und in diesem Sinne ist der Grundsatz 
zu verstehen, daß Gesegesunkenntnis nicht entschuldige. Dort 
wo der Gesetzgeber ein höheres Maß von Reife verlangt, sei 
es in dem Bereiche der Einsicht, sei es in jenem des Willens 
oder der Widerstandskraft, segt er auch die hierzu nötigen Be- 
dingungen voraus. Idi verweise in diesen Richtungen auf die 
Berufspfliditenverlegungen im weiteren Sinne, auf die Verant- 
wortlichkeit der Beamten, der Handeltreibenden, der Ange- 
hörigen von die körperliche Sicherheit gefährdenden Berufen. 
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Es entspricht deshalb auch bei Beurteilung der Reife Jugend- 
licher den tatsächlichen Verhältnissen nicht, wenn die Frage 
der relativen Reife aufgeworfen wird, da sich regelmäßig höhere 
Anforderungen an Einsicht und Willenskraft mit einem ent- 
sprechenden Entwidcelungsgange dedcen. 

Nur soweit krankhafte Störungen oder Hemmungen der 
natürlichen Entwidcelung in Frage kommen, bedarf es der Bei- 
ziehung ärztlicher Sachverständiger. In anderen Fällen stehen 
dem Richter die gleichen Erkenntnisquellen auf Grund seiner 
Erfahrung zu, vielfach mit Rüdesicht auf seinen Einbilde in die 
betreffenden Lebensverhältnisse und seine kriminalistische Er- 
fahrung in größerem Umfange. 

Mit Rüdesicht auf die große Verschiedenheit der Ent- 
widcelung der einzelnen wurde die Ansicht vertreten, daß 
überhaupt von Altersgrenzen abzusehen und die Feststel- 
lung der Reife im Einzelfall dem Richter zu überlassen sei. 
Diese Ansicht würde praktisch zu unhaltbaren Ergebnissen 
führen, zunächst dazu, daß zahllose Unmündige vor den Straf- 
richter gestellt werden müßten, weil vielleicht in einzelnen 
Fällen eine die strafrechtliche Verantwortlichkeit begründende 
Frühreife festgestellt werden könnte. Umgekehrt würde die 
Prüfung auch in solchen Altersstufen eintreten, in denen er- 
fahrungsgemäß ohne krankhafte Entwidclungshemmungen 
niemals ein Mangel der Reife vorliegt, während bei Vorhan- 
densein solcher die Zurechnungsfähigkeit ohnehin der Begut- 
achtung der Sachverständigen unterworfen werden muß. 

Es müssen daher Altersgrenzen festgestellt werden. Ich 
bin schon seinerzeit (Straffälligkeit und Strafzumessung 1897) 
für eine Hinauf rüdcung der untersten Altersgrenze auf 14 Jahre 
eingetreten, da mit dieser in der Regel die geschlechtliche 
Pubertät vorliegt, die Sdiulpf licht und die zivilrechtlidie Un- 
mündigkeit endet. Auf die Verfolgung der Ausnahmsfälle, in 
denen Frühreife vorliegt, kann verzichtet werden, in schweren 
Fällen wird die Möglichkeit einer Abgabe in eine Besserungs- 
anstalt im Wege des Vormundschaftsgerichtes Abhilfe schaffen. 
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Bei den Unmündigen ergibt sidi für die Fürsorge ein reidies 
und zugleidi unbestrittenes Feld der Tätigkeit. 

Als zweite Altersstufe ist jene von 14 bis 18 Jahren ein- 
zuführen, in welcher der Möglichkeit zurüdcgebiiebener Reife- 
entwidcelung Rechnung zu tragen ist. Die Höchstgrenze 
stimmt mit jener jdes § 56 des deutschen Geseges überein. 
Ober dieses Maß hinauszugehen, wäre gänzlicii verfehlt, da 
erfahrungsgemäß schon in den Altersklassen von 17 bis 18 Jahren 
nur mehr vereinzelte Fälle zurüdcgebiiebener Entwickelung 
vorkommen und Fälle der Unzurechnungsfähigkeit über diese 
Altersgrenze hinaus unbedingt bereits pathologisciier Natur 
sind. Es handelt sich in der Altersstufe der Jugendlichen um 
solche Fälle des Mangels der Zurechnungsfähigkeit, die nicht 
auf pathologische Ursadien, sondern auf zurückgebliebene Ent- 
widcelung zurückzuführen sind. 

Was die Anwendung des § 56 in Deutschland anbelangt, 
so geben darüber folgende Ziffern Aufschluß. 



Von den wegen 
Verbrechens 

oderVergehens 
abgeurteilten 
Jugendlichen 

waren der Tat 
überführt 


Alter von 12 bis 
14 Jahren 


Alter von 14 bis 
18 Jahren 


Zusammen 


über- 
führt 


davon nach 
§ 56 frei- 
gesprochen 


i 

1 


über- 
führt 


davon nadi 
§ 56 frei- 
gesprochen 


8 

•3 

10 


über- 
führt 


davon nach 
§ 56 frei- 
gesprochen 


S 

1 


1894 


9.071 


856 


9.4 


38.096 


789 


1.9 


47.167 


1.615 


3.4 


1895 


8.488 


887 


10.5 


37.474 


691 


1.8 


45.962 


1.578 


3.4 


1896 


8.490 


804 


9.5 


37.366 


777 


2.0 


45.856 


1.581 


3.4 


1897 


9.146 


893 


9.8 


37.847 


767 


2.0 


46.993 


1.665 


3.5 


1898 


10.315 


1.110 


10.8 


39.613 


832 


2.1 


49.928 


1.942 


3.9 


1899 


10.312 


1.146 


11.1 


39.126 


780 


1.9 


49.438 


1.926 


3.8 


1900 


10.992 


1.138 


10.4 


39.635 


832 


2.0 


50.627 


1.970 


3.8 


1901 


10.577 


1.066 


10.1 


41.042 


878 


2.1 


51.619 


1.944 


3.7 


1904 


11.023 


1.123 


10.1 


41.160 


1033 


2.5 


52.183 


2.156 


4.1 


1905 


11.673 


1.141 


9.7 


42.028 


1062 


2.5 


53.701 


2.203 


4.1 



Hier kommen nur die Ziffern für die Altersklasse von 14 
bis 18 Jahren in Betracht, sobald die untere Altersgrenze mit 
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14 Jahren festgesegt wird. Wenn audi bei Berüdcsiditigung 
der Willenskraft neben der Einsicht eine größere Zahl Von Frei" 
sprüdien wahrsdieinlidi ist, so werden dodi diese unter keinen 
Umständen einen sehr hohen Anteil der einer strafbaren 
Handlung überführten Jugendlichen bilden. 

Es kommt nun in Frage, was mit den überhaupt nicht 
zu verfolgenden Strafunmündigen und mit den mangels Reife 
durch Freispruch oder Einstellung des Verfahrens der Verfol- 
gung entledigten, einer Straftat (hier zunächst eines Verbrechens) 
überführten Jugendlichen zu geschehen habe. Bezüglich der 
Straf unmündigen ist es klar, daß sich mit ihnen nur der Vor- 
mundschaftsrichter zu beschäftigen habe, und ist es Sache 
eines Fürsorgegeseges, die in dieser Richtung bestehenden 
Mängel des geltenden Rechtes und noch mehr der tatsäch- 
lichen Einrichtungen zu beheben. Um einem vielfach ver- 
breiteten Irrtum entgegenzutreten, bemerke ich hier, daß in 
England — auf das als Musteriand der Fürsorge mit Vor- 
liebe hingewiesen wird — in die Industrial und Truant Schools 
regelmä ßig nur Unmündige unter i4 Jahre n verwiesen werden 
(im Jahre 1905 waren es 4lii Knaben und 997 Mädchen in 
ganz England und Wales, zusammen 5134 Aufnahmen). Diese 
kommen daher für uns strafrechtlich nicht in Betracht. Wesent- 
lich geringer sind die Verweisungen in die Reformatory Schools 
(im Jahre 1905 mit 1073 Knaben und 113 Mädchen, zusammen 
1186), über deren Alter die Statistik keinen Aufschluß gibt. 

Was nun die mangels Reife freizusprechenden Jugend- 
lichen betrifft, so handelt es sich darum, ob der Straf richter 
oder der Vormundschaftsrichter über die Frage einer allfälligen 
Abgabe in eine Besserungsanstalt zu entscheiden hätte (sons- 
tige Fürsorgemaßregeln müßten unbedingt dem Vormundschafts- 
richter überlassen bleiben). Ich bin bisher für die Zuständig- 
keit des Straf richters eingetreten, da sich dieser bereits mit 
der Sache befaßt hat und insbesondere auch besser die Fälle 
beurteilt, in denen an sich vielleicht keine Verwahrlosung im 
engeren Sinne vorliegt, aber die Schwere der Tat (beispiels- 
weise eines Todschlages) eine Sühne, wenn auch nur in Ge- 
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stalt der Besserungsanstalt erheisdit. Das geht nun ganz 
wider den Stridi der dogmatisdien Gegner des Sühnegedankens 
und der Anhänger der Meinung die Besserungsanstalt sei 
eine Wohlfahrtsanstalt zugunsten der Angehaltenen, für 
welche diese allen Grund hätten dankbar zu sein. Vor solchen 
Illusionen könnten schon die je^igen Erfahrungen bewahren, 
die nicht bloß in Österreich, sondern überall, audi in England 
und Amerika gemacht werden. Der Besserungswert ist in 
Wirklichkeit für die Mehrzahl ein höchst problematisciier, die 
Anhaltung wird als Freiheitsstrafe empfunden. Gerade die 
Engländer haben in dieser Richtung längst angefangen sehr 
nüchtern zu urteilen, obgleich sie in den Anstalten für männ- 
liche Jugendliche den bequemen Ausweg haben, sie als Reser- 
voir für ihre Armee und Marine zu benutzen. Der gegen- 
wärtig herrschenden Strömung gegenüber halte idi es nun für 
das Beste, dem Strafrichter diese Aufgabe ganz abzunehmen 
und auch die mangels Reife freigesprochenen Jugendlichen 
dem Vormundsdiaftsrichter zu überantworten. In einigen 
Jahren wird audi in Österreich auf diesem Gebiete eine 
wesentliche Abkühlung und Ernüchterung eintreten. 

Im übrigen weise ich auf meinen in Abschnitt 1 gemachten 
Vorschlag hin, daß bei Jugendlichen in allen Fällen, in denen 
nur Kerker bis fünf Jahre angedroht ist, statt wegen 
Verbrechens nur wegen Vergehens auf Gefäng- 
nis zu erkennen wäre. Auf die sonstigen besonderen Be- 
stimmungen für Jugendliche werde ich in der Folge zurüdc- 
kommen. 

In einer gewissen Verwandtschaft mit den Jugendlichen 
stehen die Taubstummen. Auch hier handelt es sich um 
einen Mangel an Reife infolge zurüdcgebliebener geistiger 
Entwidcelung. Ich habe sie den Geisteskranken angereiht, da 
bei ihnen eigentliche Psychosen von der den Taubstummen 
eigenen Reizbarkeit, Weltfremdheit und den häufigen Erzie- 
hungsmängeln schwer scharf zu scheiden sind. Hier werden 
stets die Sachverständigen, und zwar Psychiater wie Taub- 
stummenlehrer, Aufschluß geben müssen. 
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Zu erörtern wären noch vorübergehende krank" 
hafte Störungen des Geisteszustandes, welche die Zw 
rechnung aufheben. Abgesehen von solchen Störungen des 
Bewußtseins, die füglich nur bei Unterlassungsstraftaten in Be* 
tracht kommen können, sind solche zu verstehen, welche in 
Begleitung von Erkrankungen, insbesondere auch bei Epilepsie, 
dann unter Einwirkung verschiedener Gifte auftreten. Unter 
den le^teren spielt der Alkohol eine bedeutende Rolle. Der 
Umstand, daß der Übergenuß geistiger Getränke an sich keines- 
wegs zu einer milden Beurteilung der im Rausche verübten 
Straftaten herausfordert, sowie kriminalpolitische Erwägungen 
lassen es nicht ratsam erscheinen, Straftaten solcher Art all" 
zusehr zu privilegieren. Unter keinen Umständen kann aber 
eine Tat als solche zugerechnet werden, deren sich der Täter 
nicht bewußt ist. Ich werde in der Folge (bei den Sittlich- 
keitsverlegungen) eine weitergehende Bestrafung der durch 
Begehung einer Straftat erschwerten Volltrunkenheit vor- 
schlagen. 

In der von mir vorgeschlagenen Fassung des § 3 
soll die Handhabe geschaffen werden, geisteskranke und trunk- 
süc htige Verbrecher auf die Dauer mres gemernff^fAlffTuhe n 
^ Zustandes zu verwahren. Heiner Ansicnt nach empfiehlt es 
sich für Österreich, solc he Anstalten als Abteilungen an ^^^^ze lne 
Gefängnisse anzuglie dern . Die Vielspradiigkeit des Staates 
und der nack cien gemachten Erfahrungen nicht allzugroße 
Belag läßt es nicht ratsam erscheinen, eigene Anstalten zu er- 
richten. Jedenfalls müssen sie dem Staate unterstehen. Diese 
Anstalten hätten auch für die Verwahrung von während der 
Strafe vorübergehend oder dauernd geisteskrank gewordenen 
Sträflingen zu dienen. Daß man sich auch in dieser Richtung 
mitunter irrigen Vorstellungen hingibt, zeigt die englische 
Statistik. Ende 1905 befanden sich in allen Verwahrungsorten 91 3 
(685 männliche und 228 weibliche) irre Verbrecher, davon allein 
in Broadmoor 774, wobei die lange Anhaltungsdauer in Betracht 
kommt. Der Zuwachs war in diesem Jahre 196, der Abfall 192. 
In den Trunkenheitsasylen wurden 91 Männer und 352 Weiber, 
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zusammen 443 aufgenommen, 34 und 241, zusammen 275 
entlassen. 

Obergehend auf die übrigen Fälle des Ausschlusses der 
Zurechnung komme ich zunächst zur Besprechung des Irr* 
t u m s. Die Bestimmung des geltenden Rechtes ist gänzlich 
unzureichend, nach ihrem Wortlaute käme es geradezu auf das 
Erkennen der verbrecherischen Eigenschaft der Tat an — wenn 
nicht § 3 dem vorbeugen würde. Wesentlich ist, daß der Irr- 
tum keineswegs so beschaffen sein muß, daß der Täter über- 
haupt nicht zum Bewußtsein der Unrechtmäßigkeit kommt. Er 
kann sich vor allem nur über einen bestimmten die Strafbar- 
keit nicht begründenden, sondern nur erhöhenden Tatumstand 
irren, z. B. über die straferhöhende Verwandteneigenschaft. Es 
bedarf daher einer dem § 59 des deutschen Gesetzes ähn- 
lichen Fassung, wobei jedoch auch der Fall zu berüdcsichtigen 
wäre, daß sich infolge des Irrtums die rechtliche Unterstel- 
lung ändert, so zwar, daß zugunsten des Täters an Stelle 
des nidit erkannten der irrige angenommene Tatumstand 
tritt, ob er nun den Charakter der Straftat verändert oder 
nicht. 

Geboten erscheint es ferner, an Stelle der unzulänglichen 
und zu großen Auslegungssdiwierigkeiten Anlaß gebenden Be- 
stimmung des unwiderstehlichen Zwanges die einzig in 
Betracht kommenden Fälle des Zwanges durch Gewalt und 
Drohung seitens eines Dritten und des Notstandes zu 
segen. Diese Fälle wären in ihrer Voraussegung gleich zu 
behandeln, insofern als die Abwehrhandlung an sidi notwendig 
gewesen sein, eine Verhältnismäßigkeit zwischen dem drohen- 
den und dem zugefügten Übel bestehen muß und als auch 
die Verhinderung eines drohenden Übels zugunsten eines 
Dritten zulässig erklärt wird. Bei Gewalt und Drohung wird 
häufig die Möglichkeit vorliegen, daß gleichzeitig Notwehr in 
Betracht kommt, wenn nämlich der Gewalt und Drohung selbst 
zunächst Widerstand entgegengesegt werden kann. Die vor- 
geschlagene Bestimmung geht ferner gegenüber dem deutschen 
Gesege insofern weiter, als nicht nur Leib und Leben, sondern 
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audi Freiheit und Vermögen mit einer der Größe des drohen- 
den Übels entsprechenden Verlegung fremder Rechte geschürt 
werden können. Gerade beim Notstande kommen Fälle dieser 
Art in bezug auf den Schug des Vermögens vor, wenn dieses 
durch Aufopferung verhältnismäßig geringer fremder Sadien 
gerettet werden kann. 

Was schließlich die Notwehr betrifft, so stellt sich diese 
an sich als Recht dar und kommt nur in bezug auf die straf- 
lose Überschreitung dieses Rechtes als Entschuldigungsgrund 
in Betracht Im allgemeinen entspricht die von mir vorge- 
schlagene Bestimmung dem geltenden Rechte, nur ist der 
Redaktionsfehler beseitigt, nach welchem nur Angriffe auf das 
Leben und nicht auch auf den Körper die Notwehr rechtfer- 
tigen würden, außerdem ist die Bestimmung wesentlich ge- 
kürzt. Ich werde auf diesen Gegenstand bei den Straftaten 
wider Leib und Leben zurüdckommen. 

Ich würde folgenden Wortlaut der §§ 1 bis 4 des gelten- 
den Rechtes vorschlagen, wobei ich die im Strafprozesse not- 
wendigen Änderungen in bezug auf die Abgabe Geisteskranker 
in Irrenanstalten später behandeln werde. 

§ 1. Vorsafe. Als Verbrechen werden nur mit Vor- 
satz verübte Straftaten bestraft. Vorsah liegt vor, wenn der 
Täter die Verlegung oder Gefährdung, welche die Straftat 
begründet, bedacht und gewollt hat. 

Nadi den Bestimmungen des besonderen Teiles ist zu 
beurteilen, inwiefern zur Zurechnung einer Straftat als Ver- 
bredien erforderlich ist, daß der Täter den Erfolg seiner Tat 
herbeiführen wollte. 

Unkenntnis der strafrechtlichen Bestimmungen sdiließt 
die Strafbarkeit nidit aus. 

§ 2. Ausschluß der Zurechnung: 
1 . Nicht strafbar ist, wer zur Zeit der Tat wegen Geistes- 
krankheit, Schwachsinn, Bewußtseinsstörung, Taubstummheit 
oder Volltrunkenheit unfähig war, das Unrechtmäßige der 
Tat einzusehen oder seinen Willen zu bestimmen. Krank- 
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hafte Neigungen zur Begehung der Tat sind für sidi allein 
dieser Unfähigkeit nidit gleidizustellen. 

2. Nidit strafbar ist ferner, wer zur Zeit der Tat das 
14. Lebensjahr nidit vollendet hatte (Straf Unmündigkeit) 
oder im Alter vom vollendeten 14. bis zum vollendeten 
18. Lebensjahre gestanden ist, jedodi infolge zuriidcgeUie" 
bener Entwidcelung unfähig war, das Unreditmäßige der 
Tat einzusehen oder seinen Willen zu bestimmen. 

3. Wenn der Täter bei Begehung der Tat in Unkennt-' 
nis oder falsdier Auffassung eines Tatumstandes handelte, 
der ein geset(lidies Merkmal der Tat bildet oder die Straf" 
barkeit erhöht, so ist die Tat nadi der Vorstellung des 
Täters zu beurteilen, sofern dies für den Täter günstiger 
ist (Irrtum). 

4. Nidit strafbar ist, wer eine mit Strafe bedrohte Tat 
infolge einer gegen ihn ausgeübten Gewalt, infolge einer ihm 
oder einem andere n angedrohten i'CgW sS Widrigen Verlegung an 
Körper, Freiheit oder Vermögen, oder um" sidi oder einen 
anderen aus einer Gefahr für Leben, Körper, Freiheit oder 
Vermögen zu retten verübt hat (Notstand)," sofern das 
drohende Übel nidit anders abzuwenden war und der von 
ihm zugefügte Naditeil nidit außer Verhältnis zu dem drohen^ 
den Naditeile gestanden ist. 

5. Nidit strafbar ist, wer in angemessener Verteidi- 
gung zur Abwehr eines gegenwärtigen oder unmittelbar 
drohenden reditswidrigen Angriffes auf Körper, Freiheit oder 
Vermögen von sidi oder einem anderen oder in entsdiuld" 
barer Übersdireitung dieses Redites handelt (Notwehr). 
Fahrlässige Übersdireitung des Notwehrredites ist im Falle 
einer verursaditen Körperverletzung nadi den Bestim- 
mungen des aditen Hauptstüdces des zweiten Teiles zu be- 
strafen. 

§ 3. Vorkehrungen gegen Geisteskranke oder 
Trunksüditige. Ist eine Tat gemäß § 2 Z. 1 nidit zuzu- 
redmen, so hat das Strafgeridit die Abgabe des Täters in 
eine Anstalt oder Abteilung für gemeingefährlidie Irre an- 
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zuordnen, falls nadi dem Vorleben, der Tat und dem 
Krankheitszustande des Täters die Gefahr der Verübung 
ähnlicher Straftaten besteht Die Entlassung erfolgt auf 
Anordnung des Strafgerichts, sobald die Gründe der Anhal«- 
tung wegfallen. 

Insoweit staatlidie Anstalten dieser Art nicht bedtehen, 
erfolgt die Abgabe in besondere Abteilungen der bestehenden 
Irrenanstalten oder Anstalten für Trunksüchtige. Ausländer 
sind nur bis zu ihrer Abgabe an den Heimatstaat in solchen 
Anstalten anzuhalten^ 

§ 4. Vorkehrungen gegen Strafunmündige und 
zurechnungsunfähige Jugendliche. Die Vorkehrungen 
gegen Strafunmündige und zurechnungsunfähige Jugendliche 
(§ 2 Z. 2) sind den Vormundsciiaftsbehörden zu über-* 
lassen. , 

Es erscheint nunmehr geboten, diese Bestimmungen auch 
für den zweiten Teil des Strafgesetzes anwendbar zu machen, 
wozu idi bemerke, daß im geltenden. Rechte über die Gründe 
des Ausschlusses, der Zurechnung eine Bestimmung im zweiten 
Teile fehlt,, obgleich sie nicht bloß bei vorsäglichen, sondern 
auch bei fahrlässigen Verlegungen und Gefährdungen in Be- 
tracht notwendig wäre. 

Die Bestimmung über den Vorsatz ist im ÜbertretungS" 
teile durdi eine solche über die Fahrlässigkeit zu er- 
ganzen, die im allgemeinen von dem gleichen Gedanken aus- 
geht, wie § 335 des geltenden Rechtes auf dem engeren 
Gebiete der Körperbeschädigung, daß nämlich die Fahrlässig- 
keit entweder in dem Willensmoment (bewußte Gefährdun g) 
oder in dem EinsiditsAiangel bei vorhandener Pflicht, sidi die 
nötige Kenntnis zu verschaffen, besteht. 

§ 233. Vorsatz und Fahrlässigkeit. Nach den 
Bestimmungen des besonderen Teiles ist zu beurteilen, in- 
wiefern zur Strafbarkeit der Vergehen und Übertretungen 
Vorsafe (§1) oder Fahrlässigkeit erforderlich ist. Fahr- 
lässigkeit liegt vor, wenn der Täter die Verlegung oder Ge- 
fährdung, welche die Strafbarkeit begründet, zwar nicht 
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herbeiführen wollte, aber die Möglichkeit ihres Eintrittes 
vorhergesehen hat, oder infolge einer natürlichen oder über- 
nommenen Pflicht hätte vorhersehen sollen. Wenn nach 
den Bestimmungen des besonderen Teiles das Zuwider" 
handeln gegen ein Verbot oder Gebot mit Strafe bedroht 
ist, so liegt die Fahrlässigkeit in der Niciitbeachtung der 
gehörig kundgemachten Vorschrift. Unkenntnis solcher Vor- 
schriften oder der strafrechtlichen Bestimmungen schließt 
die Strafbarkeit nicht aus. 

Die Bestimmungen der §§ 2 bis 4 über den Aus- 
sdiluß der Zurechnung und über Vorkehrungen gegen Geistes- 
kranke, Trunksüchtige, Strafunmündige und zurechnungsun- 
fähige Jugendliche sind sinngemäß auch bei Vergehen und 
Übertretungen anzuwenden. Die Anordnung der Abgabe von 
Geisteskranken und Trunksüchtigen in eine Anstalt oder Ab- 
teilung für gemeingefährliche Irre darf jedoch durdi das 
Strafgericht nur bei Vergehen stattfinden, die mit mehr als 
sechsmonatlicher Freiheitsstrafe bedroht sind. 

In bezug auf die Abgabe in Anstalten für gemeingefähr- 
liche Irre mußte eine Einsdiränkung gemacht werden, da es 
an sich bedenklidi wäre, einen solchen Ausspruch bei gering- 
fügigen Straftaten eintreten zu lassen, außerdem aber dem 
Einzelrichter der Bezirksgerichte eine so weitgehende Befugnis 
einzuräumen. Ergibt sich in Fällen dieser Art die Notwendig- 
keit oder Zwedcmäßigkeit einer Anstaltspflege, so wird es 
Sache der Verwaltungsbehörde und des Kuratelgerichts sein, 
die weiteren Vorkehrungen zu treffen. In eine Irrenanstalt 
für gemeingefährliche Verbredien gehören solche Personen 
jedenfalls nicht. Es ist übrigens darauf hinzuweisen, daß der- 
artige Handlungen, welche die äußeren Merkmale einer Über- 
tretung bilden, von Geisteskranken selbstverständlidi in großer 
Zahl begangen werden, ohne daß sich die Strafrechtspflege 
damit beschäftigen würde. 

Geboten erscheint es, in das Gesetz eine Bestimmung 
über die Behandlung von Vergehen und Übertretungen auf- 
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zunehmen, die von Sträflingen begangen werden. In dieser 
Riditung besteht gegenwärtig die Bestimmung der M.-V. vom 
4. Juli 1860 RGBl, Nr. 173 (J. M. E. vom 13. Januar 1882 
Z. 264), wonach die von Sträflingen in den selbständigen 
Strafanstalten verübten Vergehen und Übertretungen aus" 
schließlich der Disziplinargewalt der Gefängnisverwaltung unter- 
liegen. Es ist nun begreiflicherweise ein unhaltbarer Zustand, 
daß die Strafbarkeit solcher Straftaten von der Organisation 
des Gefängniswesens, den bestehenden Einlieferungsvorschriften 
und dem Zeitpunkte der Überstellung an eine Strafanstalt ab' 
hängt. Der Widerspruch wird um so schärfer, je mehr der 
Strafvollzug in den Gerichtshofgefängnissen jenem der Straf' 
anstalten sich nähert. Außerdem scheint es mir unzukömm- 
lidi zu sein, schwerere strafbare Vergehen disziplinar abzutun, 
zumal nach meinen Vorschlägen der Kreis der Vergehen 
wesentlich erweitert, jener der Verbrechen eingeengt wird. 
Anderseits ist die disziplinare Behandlung geringfügiger Straf- 
taten von Sträflingen an Stelle der Strafverfolgung aufrecht 
zu erhalten, da sie infolge ihrer Verübung innerhalb der 
Räume eines Gefängnisses an Bedeutung für die Außenwelt 
wesentlich einbüßen. Am besten dürfte dies im Wege des 
Durchbruches des Legalitätsgrundsat^es bei der öffentlichen 
Anklage und des Ausschlusses der Privatanklage erfolgen, 
Idi würde daher vorschlagen: 

§ 236. Verübung von Vergehen und Über- 
tretungen während einer Straf haft. Begeht ein 
Sträfling während des Vollzuges einer Freiheitsstrafe eine 
als Vergehen oder Übertretung mit Freiheitsstrafe bis zu 
6 Monaten oder Geldstrafe bis zu 2000 K. bedrohte Straf- 
tat, so unterliegt deren Ahndung den mit dem Disziplinar- 
rechte betrauten Organen des Strafvollzuges, wenn die Tat 
nur auf Privatanklage zu verfolgen ist oder wenn im Falle 
der öffentlidien Anklage deren Vertreter erklärt, die Straf- 
verfolgung mangels öffentlichen Interesses zu unterlassen. 
Andernfalls kann anstatt einer Zusa^strafe auf eine Ver- 
schärfung des Strafrestes erkannt werden. 
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Es wird sidi ferner darum handeln, weldie besonderen 
Einriditungen in bezug auf strafbare Jugendlidie zu 
treffen wären. Daß idi als Gegner der Rehabilitation, der be- 
dingten Verurteilung und der Jugendgerichte diese Einridi- 
tungen nidit in meine Vorsdiläge aufnehme, ist naheliegend. 

Wird den sdiwerwiegenden Bedenken gegen die Reha- 
bilitation Redinung getragen — wie dies der Regierungs- 
entwurf eines Gesetzes über die strafreditlidie Behandlung 
Jugendlidier tut — so bleibt in Wirklidikeit nur ein Sdiein- 
gebilde übrig. Strafreditsfolgen im Sinne einer Sdimälerung 
der staatsbürgerlidien Redite sind audi nadi dem Regierungs- 
entwürfe gegen Jugendlidie nidit gegeben, zum Zwedce der 
Strafreditspflege und der Anstellung in öffentlidien Diensten 
soll nadi wie zuvor das Strafregister seine Aufgabe erfüllen 
— es bliebe also, abgesehen von der Eidesfähigkeit und 
einigen kaum in Betradit kommenden zivilreditlidien Folgen, 
nur das platonisdie Redit, sidi als unbesdiolten zu erklären, 
dem keine Pflidit der Umwelt entspridit, diese angeblidie 
Unbesdioltenheit gesellsdiaftlidi und wirtsdiaftlidi anzuer- 
kennen. 

Der bedingte Straferlaß ist gegenüber Jugendlidien 
nodi bedenklidier als gegenüber Erwadisenen, da die zu 
setzende Bedingung gerade in der Altersperiode der auf- 
steigenden Straffälligkeit unbedingt zu Mißerfolgen oder zur 
leeren Form herabsinken muß. Es war dies ja der Grund, 
warum selbst v. Liszt, ungeaditet seiner Stellungnahme für 
den bedingten Straferlaß, dessen Einführung bei Jugendlidien 
für bedenklidi eraditete. Die Bestimmung, die idi unter I. 
in der neuen Fassung des § 266 vorgesdilagen habe, nadi 
der bei Straftaten, die bis zu 6 Monaten Freiheitsstrafe oder 
Geldstrafe bis 2000 K. bedroht sind, gegenüber unbesdioltenen 
Erwadisenen und Jugendlidien von einet* Strafe unbedingt 
abgesehen werden kann, erfüllt den Zwedc, Erstverurteilten 
eine Strafe zu ersparen, wenn gegebenenfalls eine soldie 
überflüssig ersdieint, vollständig. Erweist sidi die Voraus- 
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segung als unrichtig und tritt tro6 der Warnung ein Rudcfall 
ein, dann verfällt der Rudcfällige eben der neuen Strafe. 

Nur nebenbei erwähne idi, daß meiner Ansidit nach 
eine bedingte Entlassung bei kurzzeitigen Freiheitsstrafen 
mit dem Wesen dieser Einrichtung in Widerspruch steht, nach 
welchem sich im Strafvollzug die Wahrscheinlichkeit eingetre- 
tener Besserung ergeben haben soll. Die sachgemäße Beur* 
teilung dieser Frage ist nach einigen Monaten ausgeschlossen. 
Daß ich überhaupt an Stelle der bedingten Entlassung die 
unbedingte se^en will, habe ich unter I. ausgeführt. 

Es wären daher die §§ 237, 238 und das ganze dritte 
Hauptstüdc des II. Teiles »Von Bestrafung der Unmündigen* 
(§ 269 bis 273) lediglich aufzuheben, gleichzeitig aber auch 
der damit in Zusammenhang stehende § 8 des Gese^es vom 
24. Mai 1885 RGBl. Nr. 89. 

Der erwähnte Regierungsentwurf enthält unter Art. II 
eine Reihe von Bestimmungen, die den Schutz Jugendlicher 
als gemeinschaftlichen Gesichtspunkt besi^en. Sie betreffen 
die Verwendung Jugendlicher zu öffentlichen Vorführungen, 
Beförderung der Trunkenheit bei Jugendlichen, Vernachlässi- 
gung einer ErziehungS" und Unterhaltspflicht und Entehrung 
jugendlicher Mädchen. Wenn auch gegen diese Bestimmungen, 
deren Fassungen mit einigen Abweichungen mit solchen vor- 
ausgegangener Entwürfe übereinstimmen, eine grundsägliche 
Einwendung nicht erhoben werden kann, so glaube ich, daß 
geset^estechnische Bedenken gegen die Form ihrer Aufnahme 
in den Regierungsentwurf bestehen. Das geltende öster- 
reichische Straf recht ist ohnehin 'bereits in zahllose Einzel- 
geset^e zersplittert, die seine Anwendung erschweren, es würde 
diese Form, neue Bestimmungen zu erlassen, die mit etwa 

Art. 11 § 4 des Geseges vom anzuführen wären 

und aus ihrem Zusammenhange gerissen sind, die be- 
stehenden Schwierigkeiten noch vermehren. Die betreffenden 
Bestimmungen sind auch nicht dringend. Was die Schau- 
stellungen betrifft, so reichen vorläufig die Bestimmungen der 
§§ 94 bis 96 der Gewerbeordnung aus. Die Verführung 
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jugendlicher Mädchen wäre anläßlich der Neufassung der Straf- 
taten gegen die Sittlichkeit zu behandeln, die Bestimmungen 
gegen die Beförderung der Trunkenheit in Zusammenhang 
mit sonstigen Bestimmungen auf diesem Gebiete. 

Gegen die Übertragung der amerikanischen Jugend- 
gerichte auf unsere wesentlich anders gearteten Verhältnisse 
bestehen wesentliche Bedenken. Nach dem anglo-amerika-^ 
nischen Rechte können Kinder von 7 bis 14 Jahren vor den 
Strafrichter gestellt werden. Dies ist allerdings ein ganz un- 
zwedcmäßiges Verfahren, indem Personen dieses Alters über- 
haupt nicht strafrechtlich verantwortlich gemacht werden sollen. 
Für Jugendliche im Alter von 14 bis 18 Jahren steht die 
Frage wesentlich anders, und es ist in hohem Grade fraglich, 
ob in den Vereinigten Staaten nach Ausscheidung der Un- 
mündigen jemals an die Errichtung von besonderen Jugend- 
gerichten gedacht worden wäre. Dazu kommt, daß die Straf- 
gerichtsbarkeit in England und Amerika in bezug auf die nicht 
dem Schwurgerichte überwiesenen Sachen wesentlich anders 
organisiert ist wie bei uns, es fehlt insbesondere die Identität 
der richterlichen Ausbildung der Vormundschaftsrichter und der 
Polizeirichter, die bei unseren bald mit streitiger und außer- 
streitiger Zivilrechtspflege, bald mit der Strafgerichtspflege 
betrauten richterlichen Beamten vorhanden ist. Die Sache 
spielt überhaupt nur in einzelnen großen Städten eine Rolle, 
gerade in diesen ist aber die Ausscheidung des Strafrichter- 
amtes über Jugendliche aus der zuständigen Gerichtsbarkeit 
von Nachteilen für die Straf rechtspf lege begleitet, da sowohl 
der Zusammenhang mit anderen erwachsenen Angeklagten, 
als auch die Kenntnis der für die Strafsache wesentlichen Ver- 
hältnisse in Frage kommt. Im übrigen fehlt uns jeder Nach- 
weis, daß sich diese Einrichtung sowie die sonstigen Einrich- 
tungen auf dem Gebiete des Jugendstrafrechtes in den Ver- 
einigten Staaten wirklich bewährt haben. Die wenigen 
statistischen Daten, die uns vorliegen, besagen das Gegenteil, 
denn Rüdcfallsprozente von 30 bis 40 sind so gewaltig, daß 
aus ihnen nur der Rüdeschluß auf ein Versagen der amerika- 
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nisdien Strafrechtspftege gezogen werden kann. Ich muß mir — 
um meine Ausführungen nicht allzusehr auszudehnen — versagen, 
die Daten, welche seitens verschiedener Theoretiker und Prak- 
tiker zum Nachweis der zunehmenden Straffälligkeit Jugend- 
licher und zur Begründung einer anders gearteten Bekämpfung 
derselben angeführt werden, auf ihr richtiges Maß zurüdczu- 
führen. In dieser Richtung verweise ich auf meine Ausfüh- 
rungen in »Die Straffälligkeit der Jugendlichen'* (Leipzig 1902) 
und »Die Grenzen der Kriminalstatistik'* (Statistische Monats- 
schrift 1907). Es ist naturgemäß und durch die Statistik er- 
härtet, daß die Straffälligkeit in den ausschlaggebenden männ- 
lichen Altersklassen bis zu jener von 21 bis 25 Jahren ansteigt, 
um sodann wieder zu sinken. So war es stets, und so wird 
es immer bleiben, da das jugendliche Alter größeren Antrieb 
zu strafbaren Handlungen und geringere Widerstandskraft gegen 
sie besi^t. Eine Abschwächung der Strafrechtspflege kann nur 
zu einer Erhöhung der Straffälligkeit und Rüdcfälligkeit führen. 
Es ist ferner selbstverständlich, daß, solange ein Anwachsen 
der Beteiligung Jugendlicher am Wirtschaftsleben stattfindet, 
auch ein Anwachsen ihrer Straffälligkeit stattfinden muß. Erst 
wenn in dieser Bewegung ein Stillstand eingetreten sein wird, 
wird dieselbe Erscheinung auf dem Gebiete der Straffälligkeit 
ztage treten. Tatsächlich zeigt sich dieseu Tendenz bereits in 
allen großen Staaten Europas, die eine genaue Straffällig- 
keitsstatistik führen. Es besteht daher kein Grund, mit Maß- 
regeln einzuschreiten, die nur zu leicht das Gegenteil dessen 
erzeugen können, was man erreichen will, eine Verschlechte- 
rung des bestehenden Zustandes. 

Geboten erscheint es dagegen in bezug auf Jugendliche, 
einzelne Mängel des geltenden Strafverfahrens zu beseitigen. 

Dazu gehört, daß im Gerichtshofverfahren dem jugend- 
lichen Angeklagten ein Verteidiger beizustellen wäre (in 
§ 140 des deutschen Verfahrens bis zum 16. Lebensjahr). 
Dagegen empfiehlt sich eine gleiche Bestimmung für das be- 
zirksgerichtliche Verfahren nicht. Abgesehen davon,, daß die 
Beschaffung rechtskundiger Verteidiger auf große Schwierig- 
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keiten stoßen und die Beigabe anderer Vertreter ebenso zur 
Formsadie herabsinken würde, wie bei vielen Bezirksgerichten 
die Vertretung der öffentlidien Anklage durch rechtsunkundige 
Organe, ist es kaum der Sache förderlich, wenn den Jugend" 
liehen allzusehr das Gefühl der Wichtigkeit eingeimpft wird. 
Audi hier ist ein Obermaß bedenklich. 

Ferner wäre, ähnlich wie im deutschen Gese^e (§ 149), 
dem gese^lichen Vertreter die Rolle des Beistandes bei der 
Verhandlung einzuräumen. Ferner wäre die im geltenden 
Rechte bestehende Lüdce betreffend die Vertretung bei der 
Privatanklage und im Anschlußverfahren auszufüllen und bei 
diesem Anlasse die tinzulängliche Fassung des § 46 zu ändern. 
In § 83 wäre die Verständigung der Pflegschaftsbehörde 
und des gese^lichen Vertreters im Laufe des Strafverfahrens 
zu regeln, bei diesem Anlasse die sonstigen Verständigungen 
von Behörden aus dem Gese^e auf den Verordnungsweg zu 
verweisen. Gleichzeitig wäre auch die Abgabe in eine Anstalt 
für gemeingefährliche Irre und durch eine andere Fassung 
des § 134 das Verfahren wegen Begutaditung von einer 
Geisteskrankheit verdächtigen Beschuldigten zu regeln. 

Es besteht seit langem die berechtigte Forderung, daß 
nach Möglichkeit bei Verhandlungen gegen Jugendliche die 
Öffentlichkeit auszuschließen sei, um sie einerseits vor den 
Nachteilen der Öffentlichkeit mit Bezug auf ihr künftiges Fort" 
kommen zu bewahren und anderseits ihnen die Möglichkeit 
zu benehmen, sich in der Rolle des Angeklagten zu gefallen. 
Dabei muß aber im Falle mitangeklagter Erwachsener dem 
Rechte dieser auf Öffentlichkeit des Verfahrens Redinung ge- 
tragen werden. Bei diesem Anlasse wäre auch dem Bedürf- 
nisse Rechnung zu tragen, daß dem Mißbrauche der Öffent- 
lichkeit gegenüber berechtigten Interessen des Verlebten vor- 
gebeugt werden könne. Ebenso soll der Vereitelung des 
Ausschlusses der Öffentlichkeit durch nachträgliche Veröffent- 
lichung der Verhandlungsergebnisse vorgebeugt werden. Ich 
habe diesen Gedanken durdi eine andere Fassung der §§ 229 
bis 231 der Strafprozeßordnung Ausdrude gegeben. 
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Folgende Bestimmungen der Strafprozeßordnung würden 
demnach abgeändert werden: 

§ 41 (neuer vierter Absa^). Angeklagten, welche das 
18. Lebensjahr nicht vollendet haben oder welche vor dem 
Gesdiwornengerichte angeklagt sind, muß bei der Haupt' 
Verhandlung ein Verteidiger zur Seite stehen. Erfolgt 
ihrerseits, oder seitens ihrer gese^lichen Vertreter die Bei" 
Ziehung eines Verteidigers nicht, so ist ihnen ein solcher 
von Amts wegen beizugeben. 

§ 246 (zweiter Absa^). Der Ankläger und der An* 
geklagte können im Laufe der Hauptverhandlung Beweis* 
mittel fallen lassen, wenn der Gegner zustimmt. Dieselben 
sind berechtigt, neue Beweisanträge zu stellen und im 
Vorverfahren gestellte Beweisanträge zu erneuern. Eben* 
so ist dem anwesenden gese^lichen Vertreter eines ohne 
Verteidiger erschienenen minderjährigen Angeklagten die 
Stellung von Beweisanträgen gestattet Dem .gese^lichen 
Vertreter ist femer im Laufe der Verhandlung Gelegen* 
heit zu geben, tatsächliche Umstände anzuführen, die für 
die Beurteilung der Sache von Wert sind. 

§ 46. 1 . Die Privatanklage ist schriftlich oder mündlich 
bei dem Strafgerichte anzubringen. Es genügt ein auf 
strafrechtliche Verfolgung der strafbaren Handlung gegen 
eine bestimmte Person gerichtetes Begehren. 

2. Der Privatankläger ist berechtigt, während der Vor- 
erhebungen und der Voruntersuchung beim Untersuchungs- 
richter (§§ 88, 92 und 95), Anträge zum Zwedce der Fest- 
stellung des Tatbestandes, der Gewinnung von Beweisen 
und der Erforschung unbekannter Täter zu stellen. Der 
Untersuchungsrichter hat solchen Anträgen zu entsprechen, 
wenn sie dem Gese^ entsprechen und zwedcdienlich er- 
scheinen. 

Dem Privatankläger stehen ferner das Recht der 
Akteneinsicht und alle jene Rechte des Staatsanwalts zu, 
welche nicht ausdrüddich oder sinngemäß auf diesen be- 
schränkt sind. 



1^ 61 =a 



Digitized by 



Google 



IL Die Zurechnung der strafbaren Handlungen. 



3. Dem Rüdetritt von der Verfolgung ist es gleichzu- 
halten, wenn der Privatankläger die gese^lichen Fristen 
für die Einbringung der Anklageschrift oder für die zur 
Aufrechterhaltung der Anklage notwendigen Anträge nicht 
einhält, bei der Hauptverhandlung zur festgese^ten Zeit 
nicht erscheint oder bei dieser die Stellung des Schluß- 
antrags auf Bestrafung unterläßt. 

4. Das Verfahren ist einzustellen, wenn der Privat- 
ankläger im Vorverfahren oder vor Eröffnung der Haupt- 
verhandlung von der Anklage zurüdctritt oder die Haupt- 
verhandlung infolge Nichterscheinens des Privatanklägers 
nicht eröffnet wird. Ist der Angeklagte «ur Hauptverhand- 
lung allein erschienen, so hat er das Recht, die Eröffnung 
der Hauptverhandlung und die Schöpfung eines frei- 
sprechenden Urteils (§ 259, Z. 2) zu begehren. 

5. Kann dem Privatankläger eine zur Einhaltung der 
erwähnten Fristen oder zum Erscheinen bei der Haupt- 
verhandlung notwendige Verständigung nicht zugestellt 
werden, so ist das Verfahren einzustellen. Es bleibt je- 
doch in diesem Falle dem Privatankläger die Neuaufnahme 
des Verfahrens innerhalb dreier Monate vom Tage der 
Einstellung vorbehalten. Eine zweite Neuaufnahme aus 
demselben Grunde findet nicht statt. 

6. Stirbt der Privatankläger nach Erhebung der Privat- 
anklage, so steht seinem Ehegatten und den Verwandten 
ersten und zweiten Grades innerhalb dreier Monate das 
Recht zu, das Verfahren fortzuse^en. Nach Ablauf dieser 
Frist ist das Verfahren einzustellen. 

7. Auf Ersuchen des Privatanklägers hat der Staats- 
anwalt dessen Vertretung zu übernehmen, wenn diese Ver- 
tretung im öffentlichen Interesse gelegen ist. 

§ 50. Der Privatankläger und der Privatbeteiligte 
können ihre Sache selbst oder durch einen Bevollmächtigten 
führen oder sich eines Rechtsbeistandes aus der Zahl der 
in die Verteidigerliste Eingetragenen bedienen. Das Gericht 
kann die Vertretung durch einen Bevollmächtigten anordnen, 



1^ 62 =3 



Digitized by VrrOOQlC 



IL Die Zurechnung der strafbaren Handlungen. 



wenn die Partei vom Gerichtsorte abwesend ist, femer die 
Beiziehung eines Rechtsbeistandes, wenn die Partei zur Ab' 
gäbe einer verständlichen Äußerung unfähig ist. 

Für Pflegebefohlene und Körperschaften wird das 
Recht zur Privatanklage und zur Ermächtigung durch deren 
Vertreter ausgeübt, sofern das Strafgese^ nicht das Gegen-* 
teil bestimmt. Im Falle eines Widerstreites der Interessen 
ist nach den Bestimmungen des bürgerlichen Rechtes vor- 
zugehen. Nach diesem ist zu beurteilen, inwiefern Pflege- 
befohlene zum Anschluß an das Strafverfahren des gese^- 
lichen Vertreters bedürfen. 

Minderjährige, welche das 18. Lebensjahr vollendet 
haben, bedürfen zur Privatanklage und zum Anschluß an 
das Strafverfahren keines gesefelichen Vertreters. Sie 
können sich in diesen Fällen auch selbständig eines Ver- 
treters aus der Zahl der in die Verteidigerliste ein- 
getragenen Personen bedienen. Das gleiche Recht steht 
auch dem Minderjährigen zu, der das 18. Lebensjahr noch 
nicht erreicht hat, wenn er nach dem Strafgesefee zur selb- 
ständigen Ausübung des Privatanklagerechtes befugt ist. 
Hierdurch werden die Bestimmungen des bürgerlichen 
Rechtes über den Umfang der Verpflichtungen aus dem Be- 
vollmächtigungsvertrage nicht berührt. 

§ 83. In welchen Fällen von der Einleitung der Vor- 
untersuchung, der Erhebung der unmittelbaren Anklage und 
der Beendigung des auf solche Weise eingeleiteten Straf- 
verfahrens eine andere Behörde zu verständigen ist, bleibt 
dem Verordnungswege überlassen. 

Erfolgt die Beendigung eines Strafverfahrens, weil die 
Strafbarkeit der Tat wegen Unzurechnungsfähigkeit ausge- 
schlossen ist, so hat das Gericht den Sachverhalt der Sicher- 
heitsbehörde und dem Pflegschaftsgerichte mitzuteilen, 
wenn von Seite dieser Behörden eine Vorkehrung mit Bezug 
auf die Person des Angezeigten nötig erscheint. Im Falle 
der Gemeingefährlichkeit des Angezeigten sind die nötigen 
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einstweiligen Sicherungsmaßregeln zu veranlassen und ist 
über die Abgabe in eine Anstalt oder Abteilung für gemein* 
gefährliche Irre zu entscheiden. Gegen diese Entscheidung 
steht die Beschwerde binnen drei Tagen an das Oberlandes* 
gericht offen. 

Von der Einleitung und Einstellung einer Vorunter- 
suchung sowie von der Erhebung einer Anklage und von 
der Anordnung einer Hauptverhandlung gegen Minderjährige 
ist deren gese^licher Vertreter derart rechtzeitig zu verstän- 
digen» daß ihm Gelegenheit gegeben ist, von seinen ihm zu- 
stehenden Rechten Gebrauch zu machen, sofern diese Ver- 
ständigung ohne Verzögerung des Verfahrens geschehen 
kann. Von der Verurteilung sind der gese^liche Vertreter 
und das Pflegschaftsgericht zu verständigen. 

Ist der gese^liche Vertreter der Beteiligung an der 
strafbaren Handlung verdächtig, so haben die vorgeschrie- 
benen Verständigungen zu unterbleiben und ist zum Zwedce 
der nötigen Vorkehrungen im Sinne der §§ 169, 176 bis 
178, 218 und 254 a. b. G. B. das Pflegschaftsgericht zu ver- 
ständigen. 

Die Verständigung des ' Pf legschaftsgeridits hat ferner 
zu erfolgen, wenn der gese^liche Vertreter wegen einer an 
seinem Pflegebefohlenen oder in bezug auf denselben ver- 
übten Straftat verurteilt wurde, oder wenn sich ergibt, daß 
der gesefelidie Vertreter seine Erziehungs- oder Unterhal- 
tungspflichten wesentlich vernachlässigt hat. 

§ 134 (Absa^ 3 bis 5 neu). Befindet sich der Be- 
schuldigte in Haft, so kann die Ratskammer die Überstel- 
lung in das Gefängnis eines anderen Gerichtshofes desselben 
Oberlandesgerichtssprengels, in eine Anstalt für gemeinge- 
fährliche Irre oder bis zur Dauer von sechs Wochen die Ver- 
wahrung in einer öffentlichen Irrenanstalt oder Beobach- 
tungsabteilung zum Zwedce der Beobachtung seines Geistes- 
zustandes anordnen. 

Die Ratskammer ist ferner berechtigt, die Abgabe 
eines auf freiem Fuße befindlichen Beschuldigten in eine 
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Öffentliche Irrenanstalt oder Beobachtungsabteilung auf die 
Dauer von sechs Wochen zum Zwedce der Beobachtung 
seines Geisteszustandes anzuordnen, wenn diese Beobach- 
tung sich auf eine andere Weise nicht mit Sicherheit be- 
werkstelligen läßt. 

Gegen diese Beschlüsse der Ratskammer steht dem 
Ankläger und dem Beschuldigten, sowie dessen Verteidiger 
die Beschwerde mit aufschiebender Wirkung binnen drei 
Tagen zu. Besi^t der Beschuldigte keinen Verteidiger, so 
ist ihm ein solcher von Amtswegen beizustellen. 

§ 229. Die Öffentlichkeit der Hauptverhandlung ist 
auszuschließen: 

1. Auf Antrag oder von Amtswegen, wenn durch sie 
die Sicherheit des Staates, die öffentliche Ordnung oder die 
öffentliche Sittlichkeit gefährdet würde, 

2. auf Antrag des Anklägers oder des Angeklagten (m 
Verfahren gegen Jugendliche, wenn durch die Öffentlichkeit 
des Verfahrens das künftige Fortkommen und die Besse- 
rung des Jugendlichen gefährdet erscheint, wobei im Falle, 
als Erwachsene mitangeklagt sind, deren Zustimmung er- 
forderlich ist, 

3. auf Antrag des durch die strafbare Handlung Ver- 
lebten im Verfahren über Anklagen wegen falscher Anschul- 
digung, Erpressung oder Beleidigung, wenn durch die Öffent- 
lichkeit der Verhandlung der Schu^ des Verlebten gegen die 
Veröffentlichung oder Weiterverbreitung einer ihm vorge- 
worfenen Handlung oder Unterlassung aus seinem Privat- 
oder Familienleben vereitelt würde, die geeignet wäre, ihn 
in der Achtung anderer herabzusehen. 

Der Ausschluß der Öffentlichkeit kann in jedem Zeit- 
punkte der Verhandlung begehrt und auf einen Teil derselben 
beschränkt werden. Die Urteilsverkündung muß jedoch stets 
öffentlich erfolgen. 

Der Gerichtshof entscheidet über den Ausschluß der 
Öffentlichkeit nach Anhörung des Anklägers und des Ange- 

Hoegel, Teilreformen. 5 
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klagten auf Grund geheimer Verhandlung und Beratung mit 
Beschluß. Dieser ist samt Gründen in der öffentlichen 
Hauptverhandlung zu verkünden und unterliegt keinem ab' 
gesonderten Rechtsmittel. 

§ 230. Nach Verkündung dieses Beschlusses haben 
sidi alle Zuhörer zu entfernen. Ausgenommen sind der 
durch die strafbare Handlung Verlebte, der gese^liche Ver" 
treter eines minderjährigen Angeklagten, sofern er nicht ver* 
dächtig ist, an der strafbaren Handlung beteiligt zu sein, 
ferner wirklich angestellte Richter, Konzeptsbeamte der 
Staatsanwaltschaft und des Justizministeriums, endlich die 
in der Verteidigerliste eingetragenen Personen. 

Außerdem kann sowohl der Angeklagte, als der Privat' 
ankläger und der Privatbeteiligte selbst oder durch ihre 
Vertreter die Zulassung von je drei Personen ihres Ver- 
trauens verlangen. Im Falle einer Mehrheit von Angeklagten 
darf die Zahl von zehn Vertrauenspersonen derselben nicht 
überschritten werden. Kann eine Aufteilung dieser Zahl 
nicht stattfinden und eine Einigung der Angeklagten unter 
sidi nidit erzielt werden, so bestimmt der Gerichtshof aus 
der Zahl der Vorgeschlagenen die der Verhandlung beizu- 
ziehenden Vertrauenspersonen. Dasselbe gilt für den 
Fall einer Mehrheit von Privatanklägern oder Privatbe- 
teiligten. 

Die Veröffentlichung von Mitteilungen über den Inhalt 
der Verhandlung, der Anklageschrift oder eines anderen 
Schriftstüdces durdi eine Drudeschrift ist untersagt, soweit 
sich der Ausschluß der Öffentlichkeit auf diesen Inhalt 
bezieht. 

§ 231 . Stellt sich nach den Ergebnissen der Verhand- 
lung heraus, daß die Vorausse^ungen eines auf Grund des 
§ 229 oder 230 gefaßten Beschlusses irrig angenommen 
worden sind, so hat das Gericht auszusprechen, daß die im 
§ 230, Absa^ 3, festgese^te Folge nicht einzutreten habe. 

Das erkennende Gericht kann auch in der Folge auf 
Antrag eines Beteiligten das Verbot der Veröffentlichung 
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aufheben, wenn die Grunde hierfür später weggefallen sind. 
Gegen den auf Grund dieser Bestimmung gefaßten Be*- 
schluß steht den Beteiligten das binnen drei Tagen anzu' 
bringende Rechtsmittel der Beschwerde an den Gerichtshof 
IL Instanz zu. 

§ 259 (neuer zweiter Absa^). Wird der Angeklagte 
freigesprochen, weil die Strafbarkeit gemäß § 2 Z. 1 StG. 
ausgeschlossen ist, so hat der Gerichtshof über eine all" 
fällige Abgabe in eine Anstalt oder Abteilung für gemein* 
gefährliche Irre mit Beschluß zu erkennen (§3 StG.). Im 
Falle der Freisprechung eines Jugendlichen auf Grund der 
Bestimmung des § 2 Z. 2 StG. sind die Akten dem Vor-* 
mundschaftsgerichte zur weiteren Verfügung mitzuteilen. 



5» 

1^ 67 =3 



Digitized by VjOOQIC 



IIL Straftaten gegen Vermögensrechte, 
Urkundenfälschung, falsche Aussage, 
Verleumdung, Nötigung und Drohung. 



Es ist ein bedeutender Irrtum, wenn man vermeint, auf 
dem Gebiete der Straftaten wider Vermögensrechte eine 
den gegenwärtigen Geldverhältnissen entsprechende Änderung 
auf eine höchst einfache Weise dadurch bewerkstelligen zu 
können, daß die heutigen Wertbeträge durch höhere erseht 
werden, daß also derselbe Weg eingeschlagen wird, wie seiner" 
zeit in Kroatien durch das Gese^ vom 29. Dezember 1886. 
Zunächst wäre mit einer mäßigen Erhöhung der für die Ver- 
brechensabgrenzung ausschlaggebenden Wertbeträge wenig ge- ^ ^ 
dient, da hierbei noch immer eine unhaltbare Ausdehnung des (y\f ^ff%'^ 
Verbrechensbegriffes übrig bliebe. Diese Grenzen müssen 
vielmehr sehr erheblich hinauf gerüdct werden. Es ginge aber p^ 2a^ 
anderseits nicht an, unter einem alle Straftaten, die unter 
diese Grenzen fallen, der Rechtsprechung durch die Bezirks- ^i 
gerichte zu überweisen, da diese Rechtsprechung zu wenig Ge- ) "^^ 
währ bietet, sowohl was deren Ausübung durch Einzelrichter, 
als was die Vertretung der öffentlichen Anklage durch die 
staatsanwaltschaftlichen Organe anbelangt. Es müßte daher 
gleichzeitig eine Dreiteilung vorgenommen werden in dem 
Sinne, daß die nichtverbrecherischen Angriffe gegen Vermögens- 
rechte teils als Vergehen den Gerichtshöfen, teils wie bisher, 
wenn auch in erweitertem Umfange, als Übertretungen den 
Bezirksgerichten überwiesen werden. 
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Es ist außerdem jedenfalls sehr zwedcmäßig, bei diesem 
Anlasse sowohl die Begriffsbestimmungen der einzelnen Tat- 
bestände, als die Qualifikationen entsprechend zu ftndern. 
' hine'scharfe Trennung der gegen Vermögensredite gerichteten 
Straftaten von anderen Tatbeständen soll durchgeführt werden, 
da es nidit angeht Eigentumsverbrechen und Straftaten, die 
unter einen wesentlich anderen Gesichtspunkt fallen, nach der* 
selben Bestimmung zu strafen (Beispiele dieser Art bilden 
der Betrug und die Erpressung). Einzelne Qualifikationen 
zum Verbrechen, wie beispielsweise das Dienstverhältnis beim 
Diebstahl, lassen sich nicht mehr aufrechterha lten. U\e Dtrat'* 
sä^e bei anderen Verbrechen sind unabhängig von denWert- 
grenzen zum großen Teile viel zu hoch gegriffen (so beim 
Raub, bei der boshaften Eigentumsbeschädigung u. a.). 

Eine Änderung in allen diesen Richtungen ist aber nur 
möglich, wen n gleichzeitig alle in Zusammenhang stehenden 
Straftaten einer Neuregelung unterzogen werd en. So wie 
die sich gegen das Vermögen ricKtenden Erpressungen in 
Einklang mit Raub und Diebstahl gebradit werden müssen, so 
könnte der übrigbleibende Tatbestand der Nötigung nur gleich- 
zeitig mit jenem der Drohung einer Neuregelung zugeführt 
werden. Es sind dies nur einzelne Beispiele, im übrigen 
^ ^ C^ muß ich auf die folgenden Ausführungen und Vorschläge ver- 
weisen. 

^ Die Ausscheidung einer Reihe von Tatbeständen aus dem 

x^ . Verbrechensteil bringt es femer mit sidi, daß im zweiten Teile 

f f ^^) Raum für die neuen Vergehens- und Übertretungstatbestände 
■^ "^ ^ geschaffen werden muß. Daraus ergibt sich eine Anordnung 
des Stoffes, die der durch die Einfügung in das geltende Ge- 
se6 geschaffenen Zwangslage folgen muß, wobei jedoch schließ- 
lich eine — wenn auch nicht einwandfreie — systematische 
Folge erreicht und außerdem die Möglichkeit geschaffen wird, 
durch spätere Gese^esnovellen neue Bestimmungen einzu- 
schalten. Es bleiben nämlich zu diesem Zwedce einzelne 
Stellen unverwendet 
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Ich beginne mit jenen Änderungen, die an den Bestim* 
mungen gegen den Diebstahl vorzunehmen wären. 

Hier ist vor allem darüber Klarheit zu schaffen, daß es 
sidi um eine Straftat aus Gewinnsucht handelt, es ist daher 
der Ausdrude »Vorteil* durch m rechtswidriger Vermögensvo r* 
teil* z u ersehen. Es kann ferner in Annäherung an § 242 
des deutschen Gese^es die Begriffsbestimmung wesentlich ver* 
einfacht werden. Zugleich wäre die Frage des elektrischen . 
Stromes zu lösen. 

Was die Wertbeträge anbelangt, so ist ein Aufgeben 
solcher sdion mit Rüdesicht auf die Zuständigkeitsabgrenzung 
nicht durchführbar. Außerdem wäre die Gefahr naheliegend, 
daß die Strafzumessung ohne solche Wertbeträge den Halt ver* 
Heren würde, während andererseits die Härte derartiger ziffer* 
mäßiger Abgrenzungen dadurch gänzlich beseitigt wird, daß 
nach den folgenden Vorschlägen die Strafsä^e weit überein* 
andergreifen, und daß bei der ersten Verbrechensabstufung 
nach den unter I zu § 54 una od gemacnten Vorscniagen auf 
Gefängnis erkannt und daher nur wegen Vergehens verurteilt 
werden kann. - 

^ Uie Abstufungen wären im allgemeinen: bis lOOK Über- 
tretung, über 100 bis 500 K Vergehen, bei Vorhandensein be- 
stimmter Erschweruhgsumstände über 50 K, sonst über 500 K 
Verbrechen , j edoch hier wie in vorigem Falle mit der Mög- 
lichkeit auf Vergehen zu erkennen, über 5000 K höherer Straf- 
sa6 des Verbrediens (gegen SU," 10 und 600 K des geltenden 
Rechtes). Die gleichen Wertbetragsabstufungen würden bei 
den anderen Straftaten gegen das Vermögen anzunehmen sein, 
bei denen die Höhe des Vorteiles oder Schadens eine Rolle 
spielt. Beim Diebstahl soll nur in einzelnen Fällen ohne 
Rüdcsidit auf den Wert Verbrediensstrafe eintreten, aber audi 
hier mit der Möglichkeit, im gegebenen Falle nur Vergehens- 
strafe zu verhängen. Mit Rüdesicht auf die im Absdinitt I vor- 
geschlagene allgemeine Bestimmung über die Zusammenrech- 
nung ist § 1 73 anders zu fassen. Das Mindestmaß der höheren 
Verbrechensstrafe wurde von fünf auf drei Jahre herabgerüdct 
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(unbesdiadet des außerordentlidien Milderungsredites des § 338 

StPO.)- Neu eingesdialtet wäre der Diebstahl auf dem Sdiladit" 

felde. Gestridien wird unter anderem die Qualifikation des 

§ 175 I b, da im Falle einer Gefahrdung eines der im §85 c . ^ 

und 89 erwähnten Betriebe eintatiges Zusammentreffen anzu - ^e^dj^r'^i^ 

nehmen ist. 

Ebenso habe idi den Gewohnheitsdiebstahl gestridien /^ ^^^ ^ty 
und den höheren Straf sa6 an das Vorhandensein einer ,jt/jjf^ 
größeren Zahl bestimmter Vergehen, da es auf die Unver- ^^ 
besserlidikeit des Täters und nidit auf eine angeblidie Ge*- 
wohnheit ankommt. 

Außerdem soll Wild er ei und Fisdifrevel aus dem 
Diebstahlsbegriffe ausgesdiieden werden, sofern es nidit um 
Tiere in gesdilossenen Räumen , wie Tiergärten, Fisditeidien 
u. dgl. handelt, da in den Fällen der ersten Art Verlegung eines 
Zueignungsredites und nur in jenen des zweiten Falles in* 
folge vorausgegangenen Eigentumserwerbes oder Besif^erwerbes 
Diebstahl vorliegt. Sdiließlich werden bestimmte geringfügige 
Aneignungen als Entfremdung aus dem Diebstahlsbegriffe aus- 
gesdiieden u. z. in weiterem Umfange, als dies nadi § 370 Z. 5 
des deutsdien Gesetzes der Fall ist Eine mittelbare Einengung 
des Diebstahlsbegriffes erfolgt durdi die Bestimmung gegen 
Gebraudisanmaßung. 

Vollständig neugeregelt ist der Tatbestand der Verun- 
treuung, um die heutigen Zweifel in bezug auf die Aneignung 
von Sadien zu beseitigen, die dem Täter von einem ande ren 
übergeben wurden und die er infolge eines Verpfliditungsver- 
naiinisses an e inen Dritten ab zuliefern hat. Die sogenannte 
Amtsveruntfeuung wird nidit mehr selbständig behandelt, 
sondern die Verübung durdi einen öffentlidien Beamten, ebenso 
wie beim Diebstahl, nur als ein Ersdiwerungsumstand aufge- 
nommen. 

An Stelle des heutigen Teilnehmungsbegriffes soll 
die Hehlerei treten. Sie muß im Verbrediensteile beim Dieb- 
stahle und der Veruntreuung besonders behandelt werden, im 
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zweiten Teile fasse ich sie für alle gewinnsüchtigen Straftaten 
gegen das Vermögen in eine Bestimmung. 

Die Sdiadensgutmachung soll nur mehr bei Vergehen 
und Übertretungen als straf aufhebend wirken, dagegen das 
Familienverhältnis wie bisher in allen Fallen Verfolgung 
auf Privatanklage nur wegen Übertretung nach sich ziehen. 
Beide Einrichtunge n sollen aber nicht bloß für Diebstähle und 
Veruntreuungen, sondern auch für verwandte Straftaten gelten. 

Weit größere gesefeestechnische Schwierigkeiten ergeben 
sich bei der Behandlung des Betruges und der mit ihm ver* 
wandten Fälle. Es ist eine vollständige Umarbeitung der 
Hauptstüdce 23 bis 25 (Betrug, zweifache Ehe und Verleum- 
dung) erforderlich, weil die aus dem Betrugsbegriffe auszu- 
scheidende falsche Aussage an einer anderen Stelle nicht leicht 
untergebracht werden kann. Übrigens besi^t der einzige als 
Verbrechen zu behandelnde Fall der zweifachen Ehe eine der- 
artige Verwandtschaft mit dem Betrüge, daß das System auch 
in Zukunft keinen wesentlichen Schaden nimmt. Für den als 
Vergehen strafbaren Tatbestand der zweifachen Ehe ist in dem 
gegenwärtig ganz überflüssigen, rein erklärenden § 500 des 
zweiten Teiles leicht Raum zu schaffen. Was die aus dem 
Betrüge auszuschaltende Urkundenfälschung betrifft, so werde 
ich in der Folge auf sie zurüdckommen. 

Die Betrugsbestimmung wurde auf das Merkmal der Ge- 
winnsucht abgestellt. Was die Eignung zum Verbrechen betrifft, ^ ) 
so habe ich keinen Fall aufgenommen, in welchem der Betrug r-ymißii^' 
ohne Rücksicht auf den Betraf zum Verbrechen würde. Die ^ 

qualifizierten Fälle schließen sich an jene des Diebstahls in 
bezug auf den Betrag von 50 K an, es sind wie dort Betrug 
im Amte und im wiederholten Rüdcfalle wegen Straftaten aus 
Gewinnsucht aufgenommen. Der gegenwärtige Fall des falschen 
Maßes und Gewichtes ist die gleichlaufende Täuschung durch 
Beilegung einer falschen Wareneigenschaft angereiht. Die 
SträfsS^e stimmen mit Jenen des Diebstahls überein. 

Selbständig wurde der betrügerische Bankerott an 
Stelle der veralteten Bestimmung des § 199 f behandelt Nach 
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der Fassung bleibt er ein Unterfall des Betruges. Der Straf- 
sat( wurde nadi der Höhe des unrechtmäßigen Gewinnes unter^ 
geteilt. ' **^ 

Neu aufgenommen wurde eine Bestimmung gegen die 
Hehlerei, die beim Betrug ebenso wie bei den anderen Straf- 
taten aus Gewinnsucht zu bestrafen wäre, da kein strafpoli- 
tischer Grund vorliegt, hier die Hehlerei straffrei zu erklären. 

Was die nicht verbrecherischen Fälle des Betruges anbe- 
langt, so habe ich dieselbe Unterteilung in Vergehen und 
Übertretung angenommen, wie beim Diebstahl und der Ver- 
untreuung. Ausgeschieden wurden aus dem Betrugsb egriffe als 
milder zu beurte ilen die Frellerei durch Miflbrauch emes 
Automaten, öffentlicher Verkehrsmittel und entgeltlicher Ver- 
anstaltungen, ferner der Bettelbetrug und die Kredit- 
ersd\leid\ung, endlich die Unterschlagung irrtümlidi zu- 
gekommener oder gefundener Sachen. 

Schließlich bemerke ich noch, daß ich an Stelle der kasu- 
istischen Bestimmungen des geltenden Rechtes gegen bedenk- 
lichen Erwerb u. dgl. wesentlich vereinfachte Bestimmungen 
setjte. 

Ich lasse nachstehend die Texte der vorbesprochenen Ände- 
rungen folgen. ^ 

Überschrift des 21. Hauptstücices: Diebstahl und an- 
dere Fälle strafbarer Aneignung. 

§ 171. Diebstahl. Einen Diebstahl begeht, wer 
einem anderen eine fremde bewegliche Sache wegnimmt, 
um sich oder einem Dritten durch deren Aneignung einen 
c^ rechtswidrigen Vermögensvorte il zu verschaffen. 

Die elektrische Kraft ist einer beweglichen Sache gleich- 
/^gestellt. 

§ 172. Verbrechen des Diebstahls. Der Dieb- 
stahl wird zum Verbrechen: q 

I. ohne Rücksicht auf den Wert der Sache, /^/Z/^^t 

1 . wenn der Täter oder mit seinem Wissen einer der'* 



übrigen Beteiligten bei Verübung des Diebstahls mit einer ^ ^^i^-^<c< 
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zur Beseitigung eines Widerstandes oder zur Sid\erung der 
Fludit bestimmten Waffe versehen ist, 

2. wenn der Täter bei seiner Betretung gegen einen 
anderen Gewalt oder Drohung mit Gewalt anwendet, um 
sidi oder einen anderen Beteiligten in dem Besitz der an- 
geigneten Sache zu erhalten, 

3. wenn der Diebstahl an einem auf dem Schlacht- 
felde Gefallenen oder auf diesem befindlichen Verwundeten 
begangen wird, 

II. falls der Wert der Sache SO K übersteigt und der 
Diebstahl verübt wird: 

4. an einer Sache, die sid\ in einem versperrten oder 
verschlossenen Räume oder in einem versperrten oder ver- 
schlossenen Behältnisse befindet, 

5. in Gesellschaft eines Genossen, 

6. während einer dem Verlebten drohenden oder ihm 
zugestoßenen Feuersbrunst, Übersdiwemmung oder eines 
ähnlichen Bedrängnisses, 

7. an Vieh auf der Weide oder auf dem Triebe oder 
an landwirtsd\aftlichen Früchten oder Geräten auf einem 
bearbeiteten Grundstücke, 

8. von einem öffentlid\en Beamten bei Ausübung seines 
Amtes oder Dienstes, 

9. von einem Täter, der wiederholt wegen Raubes, Er- 
pressung, Diebstahls, Veruntreuung, Betruges oder Hehlerei 
vorbestraft ist oder Erpressung, Diebstahl, Betrug oder 
Hehlerei gewerbsmäß ig betreibt, 

III. wbnn der Wert der Sache 500 K übersteigt. 

§ 173. Strafe des Verbrechens des Diebstahls. 
Das Verbredien des Diebstahls wird mit Kerker von 6 Mo- 
naten bis zu 5 Jahren bestraft. 

§ 174. Höherer Strafsat(. Auf Kerker von 3 bis 
10 Jahren ist zu erkennen: 

1. wenn der Wert der Sache 5000 K übersteigt, 

2. in dem Falle des § 172 Z. 9, wenn der Täter be- 
reits mehr als fünfmal wegen Raubes, Erpressung, Dieb- 
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Stahls, Veruntreuung, Betruges oder Hehlerei und darunter 
wiederholt mit Kerker vorbestraft ist. 

§ 175. Zusammentreffen. Wurde der Diebstahl an 
einem Gegenstande, der zum Betriebe eines mit Gefahren 
für die Sicherheit des Lebens oder des Eigentums in 
größerem Umfange verbundenen Unternehmens gehört ^ 



ner aem uonesQienste gewi ameten dacne oaer ari ^ /9j^ 

Leiche verübt , so sind die Bestimmungen über das ^/^ 2 ^A^^ ' 

r 



unter Herbeiführung einer solchen Gefahr bega ngen, odei 

an einer cJem dottesdienste gewi dmeten Sache oder an 

einer 

Zusammentreffen anzuwenden. 

§ 176. Veruntreuung. Wer in der Absicht sidi 
oder einem anderen einen rechtswidrigen Vermögensvorteil 
zuzuwenden eine ihm anvertraute fremde beweglidie Sad\e 
zum Naditeile des Übergebers oder desjenigen, dem abzu- 
liefern er sie verpflichtet ist, sich aneignet, begeht eine 
Veruntreuung. " 

§ 177. Verbrechen der Veruntreuung. Die 
Veruntreuung wird zum Verbredien: 

1. wenn der Wert der veruntreuten Sad\e mehr als 
500 K beträgt, 

2. bei einem Werte von mehr als 50 K, 

a) wenn die Veruntreuung von ei nem öffentlichen 
Beamten oder Bediensteten an einer ihm in 
Ausübung seines Dienstes oder an einer dem 
Täter infolge eines öffentlichen Auftrages anver- 
trauten Sad\e begangen wurde, 

b) wenn die Veruntreuung an versperrtem Gute 
verübt wird, 

c) wenn der Täter wiederholt wegen Raubes, Er- 
pressung, Diebstahls, Veruntreuung, Betruges 
oder Hehlerei vorbestraft ist. 

§ 178. Strafe des Verbrechens der Veruntreu- 
ung. Das Verbrechen der Veruntreuung wird in der Regel 
mit Kerker von sedis Monaten bis zu fünf Jahren bestraft." 

§ 179. Die Strafe ist Kerker von drei bis zu zehn Jahren, 
wenn der Wert der Sache 5000 K übersteigt. 
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§ 180. Wilderei und Fischfrevel. Wer in der 
Abs icht si(h oder einem Dritten einen reditswidrige n Ver- 
I /^ mogensvortell zuzuwenden , ein Tier, dessen Zueignung 

Einern fremden Jagdrechte oder Fischereirechte vorbehalten 
ist, sich ohne Einwilligung des Berechtigten aneignet, be* 
bht eine Wilderei oder einen Fischfrevel. — — — 

Die Aneignung von Wild oder dem Fischereirecht vor- 
behaltenen Tieren wird als Diebstahl bestraft, wenn sich 
diese Tiere in eingefriedeten Waldungen, Tiergärten oder 
in Teichen befinden. 

§ 181. Verbrechen der Wilderei und des Fisch- ' 

freveis. Die Wilderei und der Fischfrevel werden als Ver- 
brechen mit Kerker von sechs Monaten bis zu fünf Jahren 
bestraft: 

1. wenn der Täter Gewalt oder gefährliche Drohung 
gegen eine Person angewendet hat, um sich im Besite des 
angeeigneten Tieres zu erhalten, 

2. bei einem Werte von mehr als SO K, wenn der 
Täter die Wilderei oder den Fischfrevel gewerbsmäßig be- 
treibt oder bereits mehr als fünfmal wegen Raubes, Er- 
pressung, Diebstahls, Veruntreuung, Betruges, Hehlerei, 
Wilderei oder Fischfrevels darunter wiederholt mit Kerker 
vorbestraft ist, 

3. bei einem Werte von mehr als 500 K. 

§ 182. Hehlerei. Wer eine von einem anderen 
durch Diebstahl, Veruntreuung, Wilderei oder Fischfrevel 
angeeignete Sache oder deren Erlös in Kenntnis diese r 
Herkunft ganz oder teilweise an sich bringt; in Pfand 
nimmt oder verbirgt, um sich oder einem Dritten einen y 

rechtswidrigen yermögensvorteii zuzuwenden, m acht ^\Aijf^9j0 
der Hehlerei schuldig. 4 

n f ^ 

§ 183. Verbrechen der Hehlerei. Die Hehlerei ^ } 

wird als Verbrechen mit Kerker von sechs Monaten bis zu *^ ^ 
fünf Jahren bestraft: / 
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1. bei einem Werte von mehr als 50 K, wenn der 
Hehler bereits wiederholt wegen Raubes, Erpressung, Dieb' 
Stahls, Veruntreuung, Betruges oder Hehlerei vorbestraft ist, 

2. bei einem Werte von mehr als 500 K. 

§ 184. Verubung im Familienverhältnisse. Im 
Falle eine der vorbezeichneten Straftaten im Familienver^ 
hältn ig veruT)t wird, ist die Bestimmung des § 474 an- 
zuwenden. 

23. Hauptstüdc: Betrug und betrügerischer 
Bankerott. 

§ 197. Betrug. Wer in derAbsidit sidi oder einem 

Dritten einen rechtswidrigen Vermögensvorteil zuzuwenden, 

jemanden dadurch an seinem Vermögen sd\ädigt, daß er 

jhn oder einen Dritten durdi Vorspiegelung fals^J^ g y pder 

^ A>t- i Unterdrückung wa hrer Tatsachen in Irrtum führt oder dessen 

/ Irrturti unterhak, begeht einen Betrug. 

§ 198. Verbrechen des Betruges. Der Betrug 
/ wird zum Verbrechen: 

I 1. wenn der beabsichtigte oder eingetretene Schaden 

I 500 K übersteigt, 
^ * 2. wenn dieser Schaden mehr als 50 K beträgt und 

a) der Betrug beim gewerbsmäßigen Handel mit 
Waren durch Anwendung von falschem oder ge- 
ringhaltigem Maß oder Gewicht oder durch Bei - 
J egung einer falschen Eigenschaft der Ware be 
i^angen wird. ^ 

b) durch einen öffentlichen Beamten in Ausübung 
seines Amtes oder Dienstes verübt wird, 

c) durch fälschliche Beilegung der Amtsbefugnis eines 
öffentlichen Beamten ausgeführt wird, 

d) der Täter bereits wiederholt wegen Raubes, Er- 
pressung, Diebstahls, Veruntreuung, Betruges oder 
Hehlerei vorbestraft ist oder Erpressung , Dieb- 
stahl, Betrug oder Hehlerei g ewerbsmäfjip hetfeiht . 

§ 199. Strafe des Verbrechens des Betruges. 
Das Verbrechen des Betruges wird, sofern nicht einer der 
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Fälle des § 200 vorliegt, mit Kerker von 6 Monaten bis 
zu 5 Jahren bestraft. 

§ 200. Höherer Strafsat(. Die Strafe beträgt 
Kerker von 3 bis zu 10 Jahren, 
1. wenn der beabsiditigte oder eingetretene Sdiaden 



im Falle des § 198/2, d, wenn der Täter den Betrug 



^^ 'Z ~ / \ 1 • wenn der beaDsi 

?e7>5fe //^ \ 5000 K übersteigt, 

^ ^ l 2. im Falle des § 19^,-.,^, _ _.. « 

^ ^ fy^t^ gewerbsmäßig betreibt u nd bereits mehr als fünfmal 

^ ^ ^^ ^ wegen der dort angeführten Straftaten und deshalb 

wiederholt mit Kerker vorbestraft ist. 
§ 201. Betrügerischer Bankerott. Wer in der 
Absidit, sich oder einem Dritten einen reAtswidri'gen Ver- 
mögensvorteil zu verschaffen durch Verheimlichung, Bei- 
seitesdiaffen oder Veräußerung eines Bestandteiles seines 
Vermögens oder durch Erdiditung oder Anerkennung einer 
nicht bestehenden Schuld oder eines solchen Redits- 
geschäftes seine Zahlungsunfähigkeit herbeiführt oder nach 
bereits eingetretener Zahlungsunfähigkeit den Stand der 
Masse verr ingert, begeht das Verbredien des betrügerischen 
Bankerottes. 

§ 202. Strafe. Die Strafe dieses Verbrechens ist 

Kerker von 6 Monaten bis zu 5 Jahren. Wenn jedodi der 

beabsichtigte oder entstandene Vorteil 5000 K übersteigt, 

so ist auf Kerker von 3 bis zu 10 Jahren zu erkennen. 

§ 203. Hehlerei. Die Hehlerei wird beim Betrüg e 

?und dem betrügerisd\en Baftkerott nach den Bestimmungen 
/ c; ^/^# «^ . der 8 8 186> 187 b estraft. 

An Stelle der §§ 460 bis 485 hätten folgende Bestim- 
mungen zu treten: 

§ 460. Vergehen und Übertretung des Dieb- 
stahls. Diebstähle, die nidit unter die Bestimmungen 
des § 172 fallen, werden als Übertretung mit Gefängnis 
^ von 4 Wochen bis zu 6 Monaten, und wenn der Wert der 
^^q2ö i Sadie 100 K, jedoch ni<3\t 50^ K übersteigt, als Vergehen 
^ ^ mit Gefängnis von 4 Wochen bis zu 1 Jahre bestraft. 
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§ 461. Wilderei und Fisdifrevel. Die Wilderei 
und der Fisdifrevel werden, wenn sie nidit gemäß § 181 ein 
VerbreAen bilden, als Übertretung mit GefäT] gn j«^ odp r 
Arrest von 3 Tagen "bis zu 6 Monat en, und wenn der Wert 
der Tiere 100 K übersteigt, als Vergehen mit Gefängnis 
von 4 Wodien bis zu 1 Jahre bestraft. 

§ 462. Entfremdung. Wer sid\ vorsä^lidi eine 
^.^ fremde bewegliche Sache, insbesondere Lebensmittel und 
^\^ ^W^^ andere Verbrauchsg egensfände von geringfügigem We rte 
m zum uniflittelbaren Verbrauch e widerrechtlich aneignet, wird U^j^ c 

wegen Übertretung der Entfremdung mit Gefängnis oder ^ """ 
Arrest von 3 Tagen bis zu 2 Wochen bestraft. Die Ver- 
folgung findet nur über Privatanklage statt. . 
Die Aneignung von Bodenerzeugn issen geringfügigen (4p \y^^ 



c^' 



Wertes bleibt der Ahndung der politischen Behörden nach 
der bestehenden Vorschrift über Feld- und Forstfrevel vor- 
behalten. 

§ 463. Gebrauchsanmaßung. Wer vorsätzlich eine 
fremde bewegliche Sache einem andern ohne dessen Ein- 
willigung entzieht, um sie zu dessen Nachteil z u einem 

vorübergehenden Gebrauche zu verwende n, wird über dessen 

Privatanklage mit Gefängnis oder Arrest von 3 Tagen bis 
zu 4 Wochen bestraft. 

§ 464. Veruntreuung. Sofern die Veruntreuung 
nicht unter die Bestimmung des § 177 fällt, wird sie als ^/^*> 

Übertretung mit Gefängnis von 1 Woc he bis zu 6 Monaten, ^ >^ 'S ^^ 
und wenn der Wert der Sache 100, jedoch nicht 500 K ^^ y /, 
übersteigt, als Vergehen mit Gefängnis von 4 Wochen bis ^ v-^ ^ ^ ^ 
zu 1 Jahre bestraft. /^ ^ ^^^ J^ 

§ 465. Betrug. Der Betrug wird, wenn er nicht 
unter § 198 fällt, als Übertretung mit Gefängnis von 1 Woch e ^^0 ^ y\ 
bis zu 6 Monaten, und bei einem 100, jedoch nicht 500 K / 

übersteigenden Nachteile als Vergehen mit Gefängnis von 
4 Wochen bis zu 1 Jahre bestraft. 

§ 466. Prellerei. Wer sich vorsätzlich durch eine ^ - 
listige Handlung die Leistung eines Automaten, die Be- /% ^ - 
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förderung auf einem öffentlidien Verkehrsmittel oder den 
Eintritt zu einer entgeltlidien Veranstaltung ohne Entridi' 
tung des Entgeltes erschleicht, wird wegen Übertretung der 
Prellerei mit Gefängnis oder Arrest von 3 Tagen bis 
6 Wochen bestraft. 

§ 467. Bettelbetrug. Wer sich vorsätzlich durch Vor- 
spiegelung falscher oder Unterdrüdcung wahrer Tatsachen 
von einem andern, insbesondere einer öffentlichen Wohl- 
tätigkeitseinrichtung, eine UnterstQtung erschleicht, wird 
wegen Übertretung mit Gefängnis von 3 Tagen bis zu 
6 Monaten bestraft. 
^Jj ^^ § 468. Krediterschleichung. Wer sich vorsä^lich, 

^ /^ - obgleich er die Mittel zur Zahlung nicht besitzt, dadurch, 
daß er sich den Anschein der Zahlungsfähigkeit gibt, oder 
den Irrtum über seine Zahlungsfähigkeit benu^t, eine 
Leistung auf Kredit, ein Darleih en oder eine Leistung, die 
auf sofortige Zahlung berechnet ist, erschleicht, wird über 
•^ /e. bj/'C'X Privatanklage wegen Übertretung mit Gefängnis oder Arrest 
A o ^ * vorTTTagen bis zu 6 Monaten bestraft , sofern nicht de r 
"^ ^^^^^^'^^^ Tatbestand des Betruges, der betrügerischen oder einfa chen 

^ ^ ^'Ji^^ *^"'*^ vorliegt. )^ 

. ^ OJ § 470. Unterschlagung. Wer vorsätzlich eine ihm 

i /^ '^^M. ^9^ irrtümlich zugekommenQ^pder von ihm gefundene fremde ^ x/ ^ 



!~V^^^, 



yP. 



^ ^yu. 



Sache sich aneignet, um sich oder einem Dritten einen ^^^jg> 
rechtswidrigen Vermögensvorteil zu verschaffen, wird wegen^^ ^ 
Übertretung mit Gefängnis oder Arrest von 3 Tagen bis^^"*^ 
zu 6 Monaten, und wenn der Wert 500 K übersteigt, mit *7ft^ . 

Gefängnis von 4 Wochen bis zu 1 Jahre bestraft. — ^- 

§ 471. Hehlerei. Die Hehlerei bei Diebstahl, Wil- • 
derei und Fischfrevel, Veruntreuung, Betrug und Unter- 
schlagung wird, sofern sie nicht ein Verbrechen bildet, als 
Übertretung mit Gefängnis von 3 Tagen bis zu 6 Mo- 
naten, und wenn der Wert der verhehlten Sachen mehr 
als 100 K, bei der Unterschlagung mehr als 500 K beträgt, 
als Vergehen mit Gefängnis von 4 Wochen bis zu 1 Jahre 
bestraft. ^ ^ ^i / 
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§ 472. Bedenklidier Erwerb. Wer eine von einem 
andern durd\ eine Str aftat angeeignete Sa Ae unter ge- 
gründeten Verdacht erweckenden Umständen an sich bringt 
oder in Pfand nimmt, wird wegen Übertretung mit Ge" 
fängnis oder Arrest von 3 Tagen bis zu 6 Wodien oder 
an Geld von 20 bis 1000 K bestraft. 

§ 473. Straflosigkeit wegen tätiger Reue. Die 
Strafbarkeit der nad\ den vorstehenden Bestimmungen der — ^^O ^ *!-<-> 
^CP ^S9 §§ 458 bis 472 a ls Vergehen oder Übertretu ng erklärten ^ 

^ / Straftaten erlischt, wenn der Täter den aus seiner Tat eni" ** /^^ \ 
T / /^C^ standenen Nachteil g ut |{ema<ht ha t, bevor der Verdacht -^^^/ ^ ^^ 
/ seiner Täterschaft einer mit der Strafverfolgung betrauten ^^ ^ 2 

Behörde bekanntgeworden ist. ^ Z6S ^/^ 

§474. Familienverhältnis. Wird eine der in den • * 

§§ 460 bi s 471 bezeichneten Straftaten von einem Ehe- 
gatten an dem andern während des ehelichen Zusammen- 
lebens, von Kindern an den Eltern, von diesen an ihren 
Kindern oder von einem Geschwisterteile an dem andern, 
solange sie in gemeinschaftlichem Haushalte leben, be- 
gangen, so sind diese Straftaten ohne Unterschied des Be- 
trages und der sonstigen Umstände nur auf Privatanklage | 2^S^ 
wegen Übertretung mit Gefängnis oder Arrest von ö l agep J^- 

bis zu 3 Monaten zu bestrafen. 

§ 475. Fahrlässige Gebahrung mit Sperrwerk- 
zeugen. Wer entgegen bestehenden Vorschriften Sperr- 
werkzeuge unbefugt feilhält, an unbekannte oder verdäch- 
tige Personen veräußert oder abgibt, oder fremde ver- 
sperrte Räume auf Aufforderung einer nicht berechtigten 
oder einer ihm unbekannten PerscJh mit einem Sperrwerk- 
zeuge öffnet, wird wegen Übertretung mit Gefängnis oder 
Arrest von 3 Tagen bis zu 6 Wochen bestraft 
Durch diese Änderungen würden zwei Bestimmungen be- 
seitigt, die nicht in den Kreis der bisher behandelten Straf- 
taten aus Gewinnsucht gehören. Die eine derselbe njbetrifft ^^^^^^-K« 
die boshafte Sachbeschädigung (§ 46äj und soirspäter iiTZu- y\ /^ i'/'/r^ 
sammennang mit den ^euergetährlichen Handlungen erörtert (^ 
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werden, die andere ist das Vergehen gegen das Iiterarisd\e 
und artistische Eigentum (§ 467), das bisher zwar nidit aus* 
drüdclidi aufgehoben, aber tatsädilidi durd\ das mittlerweile 
ergangene Geset über das Urheberrecht vom 26. Dez. 1895 
RGBl. Nr. 197 ersetzt wurde und neben diesem keine Bestand- 
berechtigung besi^t. 

Es wäre ferner bei diesem Anlaß das Glücksspiel aus 
den Straftaten gegen die Sittlichkeit als nicht dahin gehörig 
auszuscheiden und mit der Ausbeutung des Aberglaubens 
unter §§ 476 und 477 zu behandeln. 

Was das Hazardspiel anbelangt, so empfiehlt es sich 
nicht, dieses auch fernerhin an sich unter Strafe zu stellen. 
Eine Unterscheidung nach der wirtschaftlichen Gefährlichkeit 
läßt sich nicht mit Erfolg machen, da diese allzusehr von 
dem Verhältnis des Einsames zu dem Vermögen der Spielen« 
den abhängt, die Höhe des Einsames selbst häufig während 
des Spieles wechselt. Außerdem hat die Erfahrung er- 
geben, daß Straf bestimmungen stets ihren Zwedc, die Ein- 
dämmung der Spielleidenschaft, verfehlten, daß eine Abhilfe 
einzig und allein in der gesellschaftlichen Mißachtung des- 
jenigen gesucht werden soll, der aus dem Spiele einen Ver- 
mögensvorteil sucht. Strafrechtlich sollte daher nur gegen den 
gewerbsmäßigen Betrieb von Glücksspielen eingeschritten wer- 
den, der sich als eine Form der Betätigung der Arbeitsscheu 
darstellt. 

Die Ausbeutung des Aberglaubens steht in Verwandt- 
schaft mit dem Betrüge, kann diesen Tatbestand verwirklichen, 
ist aber an sich unter Strafe zu stellen, wenn auch kein Be- 
trug vorliegt. 

Ich würde daher vorschlagen, daß unter Aufhebung des 
§522 StG. nachstehende Bestimmungen aufzunehmen wären: 
§ 476. Gewerbsmäßiges Glücksspiel. Wer ge- 
werbsmäßig Glücksspiele, bei denen Gewinn oder Verlust 
ausschließlich oder vorwiegend vom Zufall abhängt, oder ge- 
werbsmäßig zum Betriebe von Glücksspielen durch Beistellung 
einer Räumlichkeit oder auf andere Weise Vorschub leistet. 
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ist wegen Übertretung mit Gefängnis von 1 Wodie bis zu 
3 Monaten zu bestrafen. Zugleich ist auf Verfall des 
Spielgewinnstes und der zum Spiel verwendeten Geräte zu 
erkennen. 

§ 477. Ausbeutung des Aberglaubens. Wer durdi 
Ausbeutung des Aberglaubens eines anderen oder durch 
Wahrsagen die Mittel zu seinem Unterhalt erwirbt, ist 
wegen Übertretung mit Gefängnis von 1 Wodie bis zu 
6 Monaten zu bestrafen. 

Die nunmehr noch offen gebliebenen §§ 478 bis 485 
wären zunächst durch Bestimmungen gegen Verlegung von 
Gläubigerrechten zu ersetzen, vor allem gegen die fahr* 
lässige Krida (statt § 486), deren heutige Behandlung nach 
den gemachten Erfahrungen den Bedürfnissen des Rechts* 
lebens nicht entspricht. Ich würde folgende Fassungen vor* 
schlagen: 

§ 478. Krida. 1. Wer seine Unfähigkeit, seine Gläu' 
biger vollständig zu befriedigen, ganz oder teilweise durch 
übermäßigen Aufwand, Vernachlässigung seines Geschäfts 
oder Berufs, durch leichtsinnige oder unverhältnismäßige 
Inanspruchnahme oder Gewährung von Kredit, durch Ver«- 
pflichtung für fremde Verbindlichkeiten, Verschleuderung 
von Vermögensstücicen, durch gewagte, zu seinem ordnungs" 
mäßigen Geschäftsbetriebe nicht gehörige oder mit seinen 
Vermögensverhältnissen im auf fälligen Widerspruch stehende 
Geschäfte herbeigeführt hat, 

2. wer nach Eintritt der Unfähigkeit, seine Gläubiger 
vollständig zu befriedigen, in Kenntnis derselben durch 
Eingehung einer neuen Schuldverbindlichkeit, durch Zah*' 
lung einer Schuld, durch andere Vergünstigung eines Gläu* 
bigers oder durch Unterlassung rechtzeitiger Konkursanmel' 
düng die Lage seiner Gläubiger oder eines Teiles derselben 
verschlimmert hat, 

ist wegen Vergehens mit Gefängnis von 4 Wodien bis 
zu 2 Jahren zu bestrafen. 

6* 
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Eine Bestrafung nadi Z. 2 dieser Gesetesstelle tritt 
nidit ein, wenn der Zahlungsunfähige zur Zeit der Ent* 
stehung der Sdiulden aussdiließlidi oder vorwiegend auf 
das Erträgnis seiner persönlichen Tätigkeit angewiesen und 
seinen Verpflichtungen aus diesem Erträgnis nachzukommen 
bestrebt war. 

Der Gläubiger, welcher eine ihn bevorzugende Zah' 
lung oder Sicherstellung einer ihm zustehenden Forderung 
annimmt, ist wegen Mitschuld an der Krida nicht strafbar. 

Die Bestimmungen gegen Krida sind auch gegen 
Leiter, Vertreter oder Verwalter eines fremden Geschäfts* 
Unternehmens anzuwenden. 

§ 479. Mangelhafte Buchführung durch den 
Gemeinschuldner. Wer außerstande, seine Gläubiger 
vollständig zu befriedigen, 

1. über eine erhebliche Schuldverbindlichkeit oder über 
die Verwendung eines erheblichen Empfanges von Geld, 
Geldeswert oder Waren keinen genügenden Aufschluß gibt, 

2. entgegen einer gesetlichen Verpflichtung seine Ver* 
mögensbilanz in der vorgeschriebenen Zeit nicht gezogen 
oder Handelsbücher zu führen unterlassen hat oder die 
vorgeschriebenen Handelsbücher beiseite geschafft, vernichtet 
oder so unordentlich geführt hat, daß sie keine Übersicht 
über den Vermögensstand gewähren, 

ist wegen Vergehens mit Gefängnis von 4 Wochen bis 
zu 1 Jahr zu bestrafen. 

§ 480. Umtriebe im Konkursverfahren. 1. Wer 
in der Absicht, sich dadurch einen ihm nicht zustehenden 
Einfluß auf die Verwaltung, Veräußerung oder Verteilung 
des Konkursvermögens zu sichern, vorsätzlich eine nicht zu 
Recht bestehende Forderung oder eine Forderung in einem 
nicht zu Recht bestehenden Umfange oder Range geltend 
macht, 

2. wer vorsätzlich in einem Konkursverfahren für die 
Ausübung des Stimmrechts in einem bestimmten Sinne 
oder für die Nichtausübung des Stimmrechts sich als Kon- 
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kursgläubiger einen Vermögensvorteil verspredien oder 
gewähren läßtoder einem Kpnkursgläubiger einen Ver* 
mögensvorteil verspridit oder gewährt, 

3. wer vorsä^Iidi für die Zustimniung zu einem Zwangs^ 
ausgleidi oder zu einem andern die Aufhebung des Kon* 
kurses bezweckenden Vertrag zum Naditeil der übrigen 
Gläubiger sich als Konkursgläubiger einen seinen Vertei' 
lungsanteil übersteigenden Vermögensvorteil aus der Kon«- 
kursmasse gewähren oder versprechen läßt oder einem 
Konkursgläubiger einen derartigen Vermögensvorteil ver«- 
spricht oder gewährt, 

4. wer als Konkursmassenverwalter oder Mitglied des 
Gläubigerausschusses sich zum Nachteil der Gläubigerschaft 
einen ihm nicht gebührenden Vermögensvorteil gewähren 
oder versprechen läßt, 

ist wegen Vergehens mit Gefängnis von 4 Wochen bis 
zu 1 Jahr zu bestrafen. 

Hier wäre ferner an Stelle der §§ 1 und 2 des Gese^es 
vom 25. Mai 1883 RGBl. Nr. 73 gegen Vereitlung von Zwangs- 
vollstreckungen eine neue Bestimmung einzufügen, einer- 
seits wegen des sachlichen Zusammenhanges, anderseits, weil 
die bisherige Bestimmung infolge ihrer nicht sehr glücklichen 
Fassung, die zu Abgrenzungsschwierigkeiten Anlaß gibt und 
wegen der nicht mehr aufrecht zu erhaltenden Wertbetrags- 
grenze von SO Gulden einer Änderung bedarf. In dieser 
Richtung würde ich folgende Fassung vorschlagen: 

An Stelle der §§ 1 und 2 des Gesetzes vom 25. Mai 
1883 RGBL Nr. 73 hat folgende Bestimmung des Straf gesetes 
zu treten: 

§481. Vereitelung einer Zwangsvollstreckung. 
Wer in der Absicht, eine ihm oder einem andern drohende 
oder im Zuge befindliche Zwangsvollstreckung oder Geltend- 
machung eines zu Recht bestehenden Anspruches ganz oder 
teilweise zu vereiteln, vorsä^lich eine Sache oder einen 
andern Vermögensbestandteil durch Vernichtung, Beschä- 
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digung, Entwertung, Beiseitesdiaffung oder auf andere 
Weise der Zwangsvollstreckung oder Geltendmadiung des 
Anspruchs entzieht, ist wegen Übertretung mit Gefängnis 
oder Arrest von 1 WoAe bis zu 3 Monaten, und wenn der 
Wert der Sache oder die Höhe des Nachteiles 500 K übersteigt, 
mit Gefängnis von 4 Wochen bis zu 2 Jahren zu bestrafen. 

Schließlich wäre eine im geltenden Recht fehlende Be^ 
Stimmung gegen Verlefeung' von Pfand- und GebraudiS" 
rechten einzufügen, die im deutschen Gese^e anschließend 
an die Zwangsvollstreckungsvereitlung in § 289 im Haupt- 
stücice vom strafbaren Eigennutz behandelt ist. 

§ 482. Verle gung von Pfand* un d G ebrauchs* 
rechten. Wer, um sich oder einem andern einen recdts- 
wiSrigBh Vermögensvorteil zuzuwenden oder um dem 
Berechtigten einen rechtswidrigen Vermögensnachteil zu- 
zufügen, vorsä^lich seine bewegliche Sache oder zugunsten 
des Eigentümers dessen Sache dem Nu^nießer, Pfand- 
gläubiger oder jemandem, dem ein Gebrauchsrecht oder 
Zurückbehaltungsrecht an derselben zusteht, wegnimmt oder 
durch Beseitigung oder Beschädigung ganz oder teilweise 
entzieht, ist auf Privatanklage wegen Übertretung mit Ge- 
fängnis oder Arrest von 1 Woche bis zu 3 Monaten, im 
Falle eines 500 K übersteigenden Nachteiles wegeix Ver- 
gehens mit Gefängnis von 4 Wochen bis zu 1 Jahr zu 
bestrafen. 

Damit ist der Übergang zu anderen Fällen strafbaren 
Eigennutzes gefunden. Es ist einer späteren Gesetzgebung zu 
überlassen, in den noch offenen §§ 483 bis 486 neue Straf- 
bestimmungen gegen Wucher, Preistreiberei, Kurstreiberei, 
Verleitung zum Börsenspiel u. dgl. anzureihen. 

Ich komme nun auf die erforderliche Änderung des 
22. Hauptstückes des ersten Teiles, das in dem Sinne voll- 
ständig umzuarbeiten wäre, daß in ihm Raub und Erpres- 
sung behandelt werden. Die gleichzeitige Aufhebung des 
§ 98 bringt nach sich, daß auch die Bestimmung über die ge- 
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fährlidie Drohung, die ohnehin längst unhaltbar geworden ist, 
durd\ eine Bestimmung des zweiten Teiles erseht, und daß 
die aus dem gegenwärtigen Erpressungsbegriffe auszuschei^ 
dende Nötigung ebenfalls im zweiten Teile behandelt wird. 

Was zunächst die Erpressung betrifft, so sind als deren 
Merkmale Erlangung eines reditswidrigen Vermögensvorteiles 
durch Anwendung von Gewalt oder Drohung mit einer Ver- 
letzung an Körper, Freiheit, Ehre oder Vermögen festzusetzen. 
Ein Fall derselben, die räuberische Erpressung, bei wekher 
die Ausführung einer gegen LeiD ocier Leben gerichteten Ver- 
legung unmittelbar angedroht ist und die Tat auf Entziehung 
einer fremden beweglichen Sache abzielt, soll wie bisher einen 
Unterfall des Raubes bilden. Dieser soll ferner auch durch 
das Mittel der Versetzung in einen Zustand der Wehr- oder 
Bewußtlosigkeit verübt werden können. 

Die Erpressung soll in den nicht weiter erschwerten 
Fällen mit Kerker von 6 Monaten bis zu 5 Jahre n bestraft 
werden, es soll aUer im Qegensafe zum geltenden Recht in- 
sofern eine Übereinstimmung mit den übrigen Verbrechen 
aus Gewinnsucht geschaffen werden, als ein höhe rer gtrafsati. 
unter gleichen Vorausse feungen, wie bei diesen, eintritt. Der 
Mangel eines solchen dtrafsatzes im geltenden Rechte be- 
gründet zweifellos einen Widerspruch. Was de n Rau b be- 
trifft, so ist für die leicht esten Fälle ein Strafsatz von 6 Mo - 
naten bis zu 5 Jahren zu schaff en, tür die erschwerten rälle 
genügt ein höchstnfiaB "von 10 Jahren — es würden nach 



meinen Vorschlägen daher die lebenslängliche und 10- bis 
20jährige Freiheitsstrafe entfallen. Im Falle des vollbrachten 
oder versuchten Raubmordes ist die Strafe des Mordes anzu- 
wenden. 

An Stelle der Bestimmungen des 22. Hauptstückes und 
des § 98 würden daher zunächst folgende treten : 

22. Hauptstücic. Erpressung und Raub. 
§190. Erpressung. Wer in der Absicht, sich oder 
einem Dritten einen rechtswidrigen Vermögensvorteil zu 
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oder Vermögen von felmiTTde^^ine Leistung, Duldung oder 
Unterlassung erzwingt, begeht das Verbrechen der Er- 
pressung. 

§ 191. Strafe. Die Strafe der Erpressung ist Kerker c^ * ^ 



111. Straftaten gegen Vermögensredite usw. 

L/ M I verschaffen durch Anwendung von Gewalt oder durch Be- c/^(A^^^C^ 

^Jjr drohung mit einer Verlegung a n Körper, Freiheit, Ehre — ^^<j 

— ^ -rt*^** ^ Monaten bis zu 5 Jahren. /^ ^^^ 

>^^ ^. / ^' Auf Kerker von 3 bis zu 10 Jahren ist zu erkennen, / ^ 
wenn der beabsichtigte oder erlangte Vorteil den Betrag von >»w> f 
5000 K übersteigt, oder wenn dieser Vorteil den Betrag 
von 50 K ü bersteigt und der Täter die Erpressu ng gewerbs- 
m äflig betreibt un d bereits fünfmal wegen Kaubes, Lr- 
Pressung, Diebstahls, Veruntreuung, Betruges oder Hehlerei 
und darunter wiederholt mit Kerker vorbestraft ist* 

§ 192. Raub. Wer in der Absicht sich oder einem 

/) fyf L f) 1(JX Dritten einen rechtswidrigen Vermögensvorteil zu verschaffen 

» sich einer fremden beweglichen Sache durch Anwendung 

^/•^'(^ - von Gewalt gegen die Person eines anderen oder durch 

Androhung einer unmittelbaren Verlegung am Leben oder 

Körper oder dadurch bemächtigt, daß er diese Person in 

einen Zustand der Wehr- oder Bewußtlosigkeit verseht, 

begeht das Verbrechen des Raubes. 

§ 193. Strafe. Die Strafe des Raubes ist in den 
nicht weiter erschwerten Fällen Kerker von 6 Monaten bis 
zu 5 Jahren. 

§ 194. Auf Kerker von 3 bis zu 10 Jahren ist zu er- 
kennen, 
0^ ^^"-i^ 1. wenn der Raub mit Anwendung einer Waffe oder 

/ in Gesellschaft eines oder mehrerer üen<!>52Stifl VUFUÜl wurde, 

oder * — ■' -- 

2. wenn der Täter bereits wiederholt wegen Raubes, 
Erpressung, Diebstahls, Betruges, Veruntreuung oder Heh- 
lerei vorbestraft ist. 

§ 195. Auf Kerker von 5 bis zu 20 Jahren ist zu er- 
kennen, 
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1. wenn der Beraubte durdi die Anwendung von Ge" 
walt eine sdiwere Körperbesdiädigung erlitten hat, 

2. wenn der Täter bereits fünfmal wegen Raubes, Er- 
pressung, Diebstahls, Betruges, Veruntreuung oder Heh- 
lerei und darunter wiederholt mit Kerker vorbestraft ist, 

3. wenn der Raub an einem Verwundeten auf dem 
Sdiladitfelde verübt wurde. 

§196. Hehlerei bei Erpressung und Raub. Wer 
eine von einem anderen durch Erpressung o der Raub an- (Py l^C>4t / 
geeignete Sadie i n Kenntnis dieser Herkunft p anz oder teil- " 

weise an sidi bringt, in Pfand nimmt, oder verbirgt, um 
sidi oder einem Dritten einen reditswidrigen Vermögens- 
vorteil zu versdiaffen, wird mit Kerker von 6 Monaten bis 
zu 5 Jahren bestraft. 
Es sind nunmehr die Bestimmungen gegen Drohung und 
Nötigung, Urkundenfälsdiung und Sadibesdiädigung im zweiten 
Teile unterzubringen. Hierzu bieten die §§ 317 bis 320 und 
die §§ 434 bis 459 des 11. Hauptstückes Raum, weldie in 
unnötiger Breite und Kasuistik polizeilidie, zum Teil veraltete 
Strafbestimmungen gegen feuergefährlidie Handlungen ent- 
halten. Idi werde in einem späteren Absdinitte zeigen, wie 
hier die gemeingefährlidien Vergehen eingefügt werden kön- 
nen. Vorläufig handelt es sidi nur eine allgemeine Straf- 
androhung gegen fahrlässige Brandstiftung aufzustellen und 
das Hauptstück zu teilen. Idi tue dies auf die Weise, daß 
ich in einem Hauptstücke 10 a (das in der Folge zum 10. Haupt- 
stück werden soll) die Straftaten gegen die Freiheit von § 434 
an behandle, und das 11. Hauptstück mit § 445 beginnen 
lasse, demselben die Übersdirift Straftaten gegen VermÖgens- 
redite gebend. 

Als Straftaten gegen die Freiheit würden in diesem Zu- 
sammenhange nur die Drohung und Nötigung behandelt. 
Was die Drohung mit einem rechtswidrigen Nach teile (einer 
Verlegung) anbelangt, so ist sie meiner Ansidit nadi nur auf 
Verlangen des Bedrohte n, aber dann unterschiedslos zu be- 
strafen, da einerseits die Beurteilung ihrer Wirkung auf den 
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Bedrohten dodi nur von diesem ausgehen kann, andererseits 
aber dieser in allen Fällen einen Anspruch auf strafreditlichen 
Sdiu6 besitzt. Einer besonderen Behandlung bedarf nur der 
sogenannte Landzwang, der gegenwärtig unriditig als er- 
sdiwerte Drohung behandelt ist, während ihm eine wesentlidi 
andere Bedeutung zukommt, als die gegen den einzelnen ge- 
riditete Drohung. Es wäre daher in § 99 nur der Land- 
zwang, in § 434 die Drohung gegen den einzelnen zu be- 
handeln. Die Strafbarkeit der in § 435 aufzunehmenden Nö- 
tigung wäre an die Vorausseguhg der Rechtswidrigkeit des 
>littels und des Mangels eines Redites aul dM QtigtiJislajrd 
^zu knüpfen. Audi andere Arten der Nötigung einzubeziehen, 
unterliegt schweren Bedenken. So anstößig es audi im Einzel' 
fall erscheinen mag, mit einem unzulässigen Mittel einen 
Reditsanspruch durdiset^en zu wollen, oder sid i die Ausfüh - 
rung etwa einer Strafanzeige durdi ei n en Vor t eil abkaufen z u 
lassen, so ist dodi nidit zu übersehen, daß mit einer gegen 
soidi6 Vorgänge gerichteten allgemeinen Bestimmung audi an 
C^-'-J^ ^jT^ sidi nidit verwerfliche Vorgänge getroffen würden. Hier 
js.^ f\ niüssen besondere Bestimmungen einsehen. Eine soldie ist 
^ ^ die bereits behandel te gegen Erpressung, und ähnlidie können 

- ^ gegen Ausbeutungen aut wirtschäfUlAeni Gebiete und auf dem 
Gebiete des Gesdileditslebens gesdiaffen werden. 

Was die Urkundenfälschung betrifft, so gilt es nidit, 
bloß einen Ersatz für § 199 d und e des geltenden Redites zu 
sdiaffen. Sobald eine gefälschte Urkunde zur Ausführung 
eines Betruges verwendet wird, kommt in erster Linie die Be- 
trugsbestimmung in Anwendung und die besondere Bestim- 
mung gegen Urkundenfälsdiung nur auf Grund der allgemeinen 
Bestimmung über das eintätige oder mehrtätige Zusammen- 
treffen. In erster Linie handelt es sidi darum, die Fälsdiung 
selbst, gleidiviel ob sie nur Vorbereitungsmittel zu einem Be- 
trüge oder zu einer anderen reditswidrigen Handlung ist, nadi 
Umständen unabhängig von ihrem Zwedce unter Strafe zu 
stellen. Hier kommt vor allem der Gesiditspunkt der Ge- 
fährdung des Urkundenverkehrs und insbesondere bei öffent- 
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lidien Urkunden jenes der Gefährdung des soldien Urkunden 
zukommenden öffentlidien Glaubens in Frage. Nidit geboten 
ersdieint es zwisdien öffentlidien und privaten Urkunden zu 
untersdieiden, es wird Sadie der riditerlidien Beurteilung sein, 
ob im gegebenen Falle die Eigenschaft der Urkunde als einer 
öffentlidien sidi als ersdiwerender Umstand darstellt. Es sind 
femer die im geltenden Redit e fehlenden Tatbestände der Ur«* 
kunderfälsdiunA und Unterdrudcung und für die l^älsdiung 
von Wer^eiciiefi eine besondere Bestimmung aufzunehmen. 
Sdiließlidi müßte die heut weitaus zu strenge als Verbredien 
des Betruges behandelte Ausweisfälsdiung unter eine beson- 
dere Strafandrohung gestellt und unter einem § 320 f und g 
beseitigt werden. Es kann sodann der ganze § 320 gestridien 
werden, da die Niditbeaditung von Meldungsvorsdiriften ein* 
sdiließlidi der Falsdimeldung sidi als eine von der Polizei zu 
ahndende Ordnungswidrigkeit darstellt. Dasselbe gilt von § 321. 

In bezug auf die Sadibesdiädigung ist es vor allem 
geboten, sie — sofern sie nidit als gemeingefährlidie Straftat 
ersdieint — aus den Verbredien vollständig auszusdieiden und 
sie nur als Vergehen oder Übertretung zu behandeln. Die 
Beseitigung der viel zu weit gehenden Ausle^un g^ der Bes timm 
nriungen der §§ 85 b und 87 St G. muß ei nem späteren Ge- 

.^■■■■■■faw^lMMWMMgtaatawgM M iMBWiiMi wMi ii w i w w L ii' .f wiiawii .K .wj B iiiiM WM iiiwiWwii^^ 11 1 I I ti^ v^ —-fTTTliiiiiii I nuMwiiwitmiiB 

^ *-- sefee vorbehalten bleib en, das die gemeingefährlidien otraf- 
/^ / ^ ^ taten im 'Zusammenhange zu regeln bestimmt wäre. Von 

diesen wäre vorläufig nur (aus tedinisdien Gründen), wie -s. ^ 

9 sdion erwähnt, die fahrlässige Brandstiftung zu behandeln. ^/v#/^f^ 
i:s wären demnadi an Stelle der §§ 85 a, 98 bis 100, 317, 
der ganz überflüssigen §§ 318, 319 und der §§ 320, 321, 434 
bis 466 folgende Bestimmungen zu setzen : 

§99. Landzwang. Wer vorsät^lidi die Bewohner 
einer Ortsdiaft oder Gegend durdi Androhung von Mord- 
taten, Brandlegungen oder anderen zur allgemeinen Be- 
unruhigung geeigneten Verbredien in Furdit oder Unruhe 
verseht, ist wegen Verbrediens mit Kerker von 6 Monaten 
bis zu 5 Jahren zu bestrafen. 
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Hauptstück 10a. Straftaten gegen die Freiheit 
§ 434. Drohung. Wer einen anderen rechtswidri g 
mit einer Verlegung a n Körper, Freiheit, Ehre oder Ver- 
mögen in einer zur Erregung von Besorgnis geeigneten 
Weise bedroht, ist wegen Übertretung mit Gefängnis oder 
Arrest von 1 Wodie bis zu 6 Monaten oder an Geld von 
50 bis 2000 K, und wenn die Drohung mit Mord od er (v 
Brandlegung erfolgte wegen Vergehens mit Gefängnis von \ 
4 Wochen t)is zu \ Jahr zu bestrafen. J 

Die Verfolgung findet nur auf Privatanklape statt , ^y^ 

§ 435. Nötigung. Wer einen anderen vorsätzlich 
durch Anwendung von Gewalt, Versetzung in einen Zustand 
der Wehrlosigkeit oder Bewußtlosigkeit, oder durdi eine 
gegen ihn oder eine ihm nad^fetehende Person geriditete 
Drohung mit einer Verlegung am Körper, Freiheit, Ehre 
oder Vermögen zu einer Leistung, Duldung oder Unter* 
lassung zwingt, zu der dieser nidit verpf liditet ist, ist wegen 
Vergehens mit Gefängnis oder Arrest von 4 Wod\en bis zu 
1 Jahr zu bestrafen. 

§ 317. Urkundenfälsdiung, Urkundenerschlei" 
chung und Urkundenunterdrückung. 1. Wer vorsätZ" 
lidi eine falsche Urkunde anfertigt, eine edite verfälscht 
oder die Ausstellung einer Urk unde durch Erregung oder 
listige Benutzung eines Irrtums des Ausstellers erschleich t, 
um sich oder einem anderen dadurch einen Rechtsanspruch 
oder einen Beweis für einen soldien zu versdiaffen, 

2. wer vorsätzlidi von einer falschen, verfälschten oder 
erschlichenen Urkunde zur Geltendmadiung eines Redits' 
anapruches oder zum Beweise für einen solchen Gebrauch 
madit, 

3. wer vorsätzlich eine fremde oder eine ihm mit einem 
anderen gemeinsame Urkunde ohne Zustimmung des Be* 
reditigten oder Mitberechtigten, ein öffentliches Budi oder 
Register in der Absidit die Geltendmachung eines Redits" 
ansprudies oder den Beweis für einen solchen zu vereiteln 
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verniditet, beseitigt oder unbraudibar madit, ist wegen Ver- 
gehens mit Gefängnis von 4 WoAe n bis izu 1 Jah r zu 
bestrafen. 

§ 318. Grenzzeidienfälsdiung. Wer vorsätzlich 
unbefugt einen Grenzstein oder ein anderes zur Bezeidi" 
nung einer Grenze oder eines Wasserstandes bestimmtes 
Zeichen in der Absidit, sidi oder einem anderen dadurch 
den Beweis eines Reditsanspruches zu versdiaffen oder 
einem anderen die Geltendmachung eines Reditsansprudies 
oder den Beweis für einen soldien zu vereiteln, beseitigt, 
unkenntlidi macht, verrückt oder fälschlidi setzt, ist wegen 
Vergehens mit Gefängnis von 4 Wodien bis zu 1 Jahr zu 
bestrafen. 

§ 319. Allgemeine Bestimmung. Bei den vor- 
stehenden Bestimmungen madit es keinen Untersdiied, ob ^^ y 
sich die Tat gegen eine private, od er inländisdie oder aus- fi^ # 
ländische öffe ntlidie Urkund e richtet, und ob dies Sdirift- x 
stück von vornherein der Bestimmung als Urkunde zu 
dienen hatte oder diese erst in der Folge erlangte. 

Dient eines der vorstehenden Vergehen als Mittel zur 
Begehung einer anderen Straftat, so sind die Bestimmungen 
über das Zusammentreffen anzuwenden. 

§ 320. Wertzeidienfälsdiung. Wer ein zur Ent- 
richtung einer öffentlichen Gebühr bestimmtes Wertzeidien, 
insbesondere Stempelmarken, gestempelte Drucksorten, 
Marken und Drucksorten des Post- und Telegraphenverkehrs 
oder eine als Legitimation zur Benutzung einer öffent- 
lidien Verkehrsanstalt (Eisenbahn, Dampfsdiiff usw.) die- 
nende Drucksache falsdi anfertigt oder verfälsdit, oder das 
an einem solchen Wertzeichen angebrachte Entwertungs- 
zeichen entfernt, um diese Wertzeidien als echt, zu einem 
höheren Werte oder als nodi gültig zu verwenden oder in 
in Verkehr zu setzen, wird wegen Vergehens mit Gefängnis 
von 4 Wochen bis zu 1 Jahr bestraft. 

Im Falle tatsächlidi erfolgter oder versuchter Verwer- 
tung ist außerdem die Bestimmung über den Betrug an- 
zuwenden. 
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§ 321. Gefährdung des Verkehrs mit öffent- 
lichen Wertzeichen und Urkunden. Wer Gegenstände 
oder Drucksachen, die mit Wertzeichen der im § 320 be" 
zeidineten Art verwechselt werden können oder unbefugt 
Werkzeuge, Stempel oder Siegel, die zur Herstellung solcher 
Wertzeidien oder zur Beglaubigung von öffentlichen Ur" 
künden verwendet werden können, herstellt, in Verkehr 
sefet oder feilhält, ist wegen Übertretung mit Arrest von 
3 Tagen bis zu 6 Wochen oder an Geld von 20 bis 1000 K 
zu bestrafen, außerdem ist auf Verfall der betreffenden 
Gegenstände zu erkennen. Statt des Verfalles kann auf Be- 
seitigung der zur Täusciiung führenden Eigenschaft erkannt 
werden. 

§ 322. Ausweisfälsciiung. 1. Wer vorsät^lidi eine 
als Ausweis bei Reisen dienende öffentliche Urkunde (Paß, 
Paßkarte, Heimatschein, Militärabschied u. dgl.) oder ein 
Zeugnis über geleistete Dienste oder Arbeiten oder 
über den Betrieb eines Gewerbes falsdi anfertigt oder 
fälsdit, sich einer soldien falschen oder gefälschten oder für 
einen anderen ausgestellten Urkunde bedient, um sidi sein 
Fortkommen auf der Wandersdiaft, die Erlangung eines 
Dienstes oder einer Arbeit, oder die Zulassung zu einem 
Gewerbe zu ermöglidien oder zu erleichtem, 

2. wer eine soldie Fälschung vornimmt, einem anderen 
ein falsches Zeugnis über geleistete Dienste oder Arbeiten 
ausstellt, oder eine für ihn oder einen Dritten ausgestellte 
Urkunde dieser Art einem anderen überläßt, um diesem 
sein Fortkommen auf der Wanderschaft, die Erlangung 
eines Dienstes oder einer Arbeit oder die Zulassung zu 
einem Gewerbe zu ermöglichen oder zu erleichtem, wird 
wegen Übertretung mit Arrest von 1 Woche bis zu 6 Monaten 
bestraft. 

11. Hauptstück. Straftaten gegen Vermögens- 
redite. 

§ 445. Sadibeschädigung. Wer in der Absicht je- 
mandem einen Sdiaden an seinem Vermögen zuzufügen 
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eine fremde Sache besdiädigt, verniditet oder für den Be" 
reditigten unbraudibar madit, wird wegen Übertretung mit 
Gefängnis oder Arrest von 3 Tagen bis zu 6 Monaten, und 
wenn der beabsiditigte und eingetretene Schaden 100 K 
übersteigt, wegen Vergehens mit Gefängnis von 4Wodien 
bis zu 1 Jahr, im Falle eines 500 K übersteigenden Sdiadens 
bis zu 2 Jahren bestraft. 

§ 446. Fahrlässige Brandstiftung. Wer durch 
eine feuergefährlidie Handlung oder Unterlassung fahrlässig 
die Gefahr einer Feuersbrunst herbeiführt, wird wegen 
Übertretung mit Gefängnis oder Arrest von 3 Tagen bis 
zu 6 Monaten und, falls hierdurdi eine Feuersbrunst ent- 
standen ist, wegen Vergehens mit Gefängnis von 4 Wodien 
bis zu 2 Jahren bestraft. 

Schließlidi wäre im Rahmen der §§ 206 bis 210 die zwei" 
fache Ehe, die falsdie Aussage und die Verleumdung, sofern 
die verbredierischen Tatbestände in Betradit kommen, in § 500 
des Vergehen der zweifadien Ehe zu regeln. 

Die zweifadle Ehe soll nur dann als Verbrechen er- 
klärt werden, wenn der zweite Eheteil in Irrtum geführt wurde. 
In diesen Fällen überwiegt kriminalpolitisdi der Gesiditspunkt 
des strafrechtlichen Schutzes gegen eine derartige betrügerische 
Veranlassung zur Eingehung einer ungültigen Ehe das staatliche 
Interesse an dem Schug der Einriditung der Monogamie. Be- 
sonders scharf tritt dies dann hervor, wenn der weibliche Teil 
getäuscht wurde, da sich in diesem Falle die Tat der Erschlei- 
chung des Beischlafes nähert. In allen Fällen kommen auch 
die Interessen der Kinder aus solchen Ehen in Betracht. 
Es hätten daher die §§ 206 und 500 zu lauten: 

§ 266. Betrügerisciie Doppelehe. Wer vorsäglicii 
den Abschluß einer zweiten Ehe vor Auflösung, Trennung 
oder Ungültigkeitserklärung seiner Ehe oder der Ehe des 
anderen Teiles dadurch bewerkstelligt, daß er dem anderen 
Teile den Bestand der ersten Ehe versciiweigt oder ihm 
den Nichtbestand derselben vortäuscht, wird wegen Ver- 
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brediens der zweifadien Ehe mit Kerker von 6 Monaten bis 
zu 5 Jahren bestraft. 

Die Verjährung beginnt erst mit dem Aufhören des 
Bestandes einer der beiden Ehen. 

§ 500. Vergehen der zweifadien Ehe. Wer vor- 
sätzlich eine Ehe vor Auflösung, Trennung oder Ungültig' 
keitserklärung seiner Ehe oder jener des anderen Teiles 
eingeht, wird wegen Vergehens mit Gefängnis oder Arrest 
von 1 Wodie bis zu 6 Monaten bestraft. 

Die Verjährung beginnt erst mit dem Aufhören des 
Bestandes einer der beiden Ehen. 
Die falsche Aussage vor Gericht wäre in der Richtung 
übereinstimmend mit dem geltenden Rechte (ebenso Art. 214 
des italienischen und § 166 des norwegischen Gesetzes) zu be- 
handeln, daß sie audi dann unter Strafe gestellt wird, wenn 
sie unbeeidet abgelegt wird. Ganz abgesehen von der Frage, 
ob es sich überhaupt empfiehlt, von dem Bekräftigungsmittel 
des Eides im Zivil- und Strafverfahren audi fernerhin so um- 
fassenden Gebrauch zu madien wie bisher, und dadurch den 
Eid durdi die Massenhaftigkeit seiner Anwendung zu einer 
wenig eindrucksvollen Form herabzudrücken, kommt es vor 
allem darauf an, daß der falsdien Aussage, auch wenn sie un- 
beeidet abgelegt wird, im gerichtlichen Verfahren eine sehr 
wesentliciie und vielfach weittragende Bedeutung zukommt. 
Es wäre von großem Nachteil die heute bestehende Überlie- 
ferung in der Bevölkerung in der Richtung abzuschwächen, 
daß an ihre Stelle die Ansicht gesegt wird, unbeeidet dürfe 
man falsch aussagen. Man muß außerdem mit der Tatsache 
rechnen, daß ein Abgehen von dem Inhalte des bisher unbe- 
eidet Ausgesagten, wenn es zum Schwören kommt, eine Willens- 
kraft vorausseht, die bei einem großen Teile der Bevölkerung 
nicht vorhanden sein dürfte. Es wäre jedoch ein höherer 
Strafsag für den Fall der beeideten, außerdem für alle Fälle 
einer zum Nachteil eines Beschuldigten in einem Strafverfahren 
abgelegten falschen Aussage festzusetzen, und die strengste 
Strafe, wenn die Aussage von Bedeutung für die Verurteilung 
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eines anderen zu einer längeren Freiheitsstrafe oder zu Todes- 
strafe war. 

War die falsche Aussage Mittel zur Begehung einer an- 
deren Straftat (z. B. des Betruges), so kommen die Bestim-* 
mungen über eintätiges Zusammentreffen zur Anwendung. 
Notwendig erscheint es, die falsche Aussage in Bezug auf die 
Verjährung dann als Zustandsstraftat zu behandeln, wenn in- 
folge derselben die Verurteilung zu einer Freiheitsstrafe er- 
folgt, da sonst der Fall eintreten könnte, daß die Tat früher 
verjährt, als ihr Opfer die Freiheitsstrafe vollstreckt hat. 

Es erscheint ferner notwendig, für bestimmte Fälle aus- 
drücklich Straflosigkeit festzustellen und zwar für den Fall 
des rechtzeitigen Widerrufes und für jenen der Ablegung der 
Aussage in einem Strafverfahren unter dem Drucke der Zwangs- 
lage, daß der Schwörende selbst an der Tat beteiligt war 
und nur infolge Unkenntnis dieser Tatsache als Zeuge ver- 
nommen wird. 

In dieser Richtung soll gleichzeitig eine prozessuale 
Abhilfe geschaffen werden. Personen, die zweifellos an der 
Tat beteiligt waren — wenn sie auch beispielsweise wegen 
derselben schon abgeurteilt sind — wären niemals als Zeugen, 
sondern nur als Auskunftspersonen mit den gleichen Befug- 
nissen, wie sie Beschuldigte besitzen, zu vernehmen. Besteht 
bloß ein Verdacht dieser Art, so soll, wie bisher die Beeidi- 
gung entfallen. 

Endlich hätte eine Einschränkung der Eidesabiegungen 
durch Änderung der Bestimmung des § 453 StPO. im bezirks- 
gerichtlichen Verfahren zu erfolgen. 

Neue Bestimmungen über falsche Aussagen vor Ver- 
waltiingsbehörden wären einem späteren Gese^e zu über- 
lassen. 

Es hätten daher zunächst an Stelle der Bestimmungen 
der §§ 207 bis 210 folgende zu treten. 

Hoegel, Teilreformen. 7 
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25. HauptstUdc. Falsdie Aussage und Wer- 
leumdung. 

§ 207. Falsdie Aussage. Wer vor einem Geridite 
oder einem Notar als Geriditsabgeordneten in einem Zivil" 
verfahren, Strafverfahren oder Disziplinarverfahren als 
Zeuge, Sadiverständiger oder Dolmetsdi vorsä^lich eine 
falsdie Aussage ablegt, wird wegen Verbrediens mit Kerker 
von 6 Monaten bis zu 1 Jahre bestraft. 

Auf Kerker von 6 Monaten bis zu 5 Jahren ist zu er^ 
kennen, wenn die falsdie Aussage unter Eid oder zum 
Naditeile eines Besdiuldigten im Strafverfahren abgelegt 
wurde. Auf Kerker von 3 bis zu 10 Jahren ist zu erkennen, 
wenn die falsdie Aussage für die Verurteilung eines an- 
deren zu einer 6 Monate übersteigenden Freiheitsstrafe 
oder zur Todesstrafe von entsdieidender Bedeutung war. 

In dem Falle, als die Ablegung der falsdien Aussage 
Mittel zur Begehung einer anderen Straftat war, sind die 
Grundsätze über das Zusammentreffen anzuwenden. Im 
Falle der Verurteilung eines anderen zu einer Freiheits- 
strafe infolge der falsdien Aussage beginnt die Verjährungs- 
zeit erst mit der Beendigung der Freiheitsstrafe zu laufen. 

§ 208. Straflosigkeit. Die Strafbarkeit der falsdien 
Aussage erlisdit durdi reditzeitigen Widerruf, wenn dieser 
vor Entsdieidung der Sadie und bevor für einen anderen 
ein Naditeil entstanden ist und wegen der falsdien Aus- 
sage eine Anzeige erstattet wurde, erfolgt. 

Der Täter ist ferner nidit strafbar, wenn er zu einer 
Aussage als Zeuge in einem Strafverfahren verhalten wurde, 
obgleidi er selbst an der den Gegenstand des Strafverfahrens 
bildenden Straftat beteiligt war und sidi durdi Angabe der 
Wahrheit oder Verweigerung der Aussage der Verfolgung 
ausgesetzt hätte. 

Zu § 151 StPO. wäre als vierter Fall beizufügen: 

4. Personen, die sidi an der Straftat, wegen weldier 
sie vernommen werden sollen, als Mittäter Mitsdiuldige 
oder in anderer Weise beteiligt haben. Soldie Personen 
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sind als Auskunftspersonen mit dem Rechte der Antwort- 
verweigerung nadi § 203 zu vernehmen und zwar audi 
dann, wenn sie bereits wegen ihrer Beteiligung redits" 
kräftig verurteilt sind. 

Ferner hätte § 170 StPO. Z. 1 zu lauten: 
1. welche im Verdachte stehen die Straftat, wegen deren 
sie abgehört werden, begangen oder sidi an ihr als Mit- 
schuldige oder in anderer Art beteiligt zu haben, sofern sie 
überhaupt als Zeugen zu vernehmen sind (§ 151 Z. 4). 
Schließlich würde ich als neue Fassung des § 453 
StPO. vorschlagen: 

Die Zeugen sind, sofern nicht ein gesetzliches Hinder- 
nis (§ 170) entgegensteht, bei der Hauptverhandlung vor 
dem Bezirksgericht in folgenden Fällen zu beeiden: 

1 . wenn der Zeuge zur Überweisung eines leugnenden 
Beschuldigten geführt wird und der Richter die Beeidigung 
für notwendig erachtet; 

2. wenn der Beschuldigte die Beeidigung verlangt. 

In allen anderen Fällen hat sich der Richter mit der 
Wahrheitserinnerung und einem allfälligen Hinweise auf 
die strafrechtlichen Folgen einer falschen Aussage sowie auf 
die Möglichkeit einer späteren Beeidigung zu begnügen. 

Die Beeidigung hat, sofern nicht deren Voraussegungen 
später eintreten, in der Regel vor der Vernehmung zu er- 
folgen. 

Personen, die im öffentlichen Dienst stehen, werden so- 
fern sie für diesen Dienst beeidet sind und über Wahrneh- 
mungen in Ausübung ihres Dienstes auszusagen haben, als 
Zeugen unter Erinnerung an ihren Diensteid vernommen. 
Nach dieser Fassung würde die überflüssige und mit Un- 
zukömmlichkeiten verbundene Förmlichkeit des Handschlages 
ganz entfallen. 

Die Bestimmung über Verleumdung (falsche Anschul- 
digung) wäre vorläufig nur, soweit diese sich auf den Anwurf 
eines Verbrechens bezieht, zu regeln. Ich werde auf die 
weiteren Fälle bei Besprechung einer Änderung des von den 
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Straftaten gegen die Sidierheit der Ehre handelnden Haupt' 
studces zurüdckommen* Es liegt kein Anlaß vor, die Bezeidi^ 
nung der Straftat in »falsdie Ansdiuldigung' zu ändern, da 
diese Benennung in keiner Weise deutli^er ist. Ebenso 
würde idi die Begriffsbestimmung des geltenden Redits nur 
stilistisch ändern, dagegen den Straf sag mit jenem des Mein« 
eides in Einklang bringen und eine Verjährungsbestimmung 
wie bei der falsdien Aussage beifügen. 

§ 209. Verleumdung. Wer einen andern vorsäglidi 
fälschlich wegen einer als Verbrechen strafbaren Handlung 
bei einer Behörde oder in soldier Art beschuldigt, daß die 
Besdiuldigung nach seiner Absicht zur behördlichen Kennt- 
nis gelangen soll, wird wegen Verbreciiens mit Kerker von 
6 Monaten bis zu 5 Jahren, und falls infolge der Be- 
schuldigung die Verurteilung des Beschuldigten zu einer 
mehr als sechsmonatlichen Freiheitsstrafe oder zur Todes- 
strafe erfolgt ist, mit Kerker von 3 bis 10 Jahren bestraft. 
§ 210. Verjährung. Wenn infolge einer falschen 
Aussage oder einer Verleumdung die Verurteilung eines 
andern zu einer Freiheitsstrafe erfolgt ist und diese in 
Vollzug gesetzt wurde, so beginnt die Verjährung erst mit 
der Beendigung der Freiheitsstrafe. 
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Erst n ac h Reform der sich des Mittels der Gewalt und 
Drohung bedienenden Verbrechen der gefährlidien Drohung, 
Erpressung, Einschränkung der persönlidien Freiheit, Entfüh- 
rung und Widerset^ung gegen obrigkeitliche Persone n wird es 
möglich^ auch die Reform der S traftaten wider Leib und 
Leben in Angriff zu nehmen, da andernfalls der Widersprucii 
bestände, daij die Anaronung' eines Übels regelmäßig strenger 
bestraft würde als die vorsät^liciie Zufügung desselben, wäh- 
rend dies doch nur ausnahmsweise, wie bei der Erpressung 
und Notzuciit, mit Rücksicht auf den Endzweck geschehen soll. 

Anderseits läßt sich eine Änderung der Strafbestim- 
mungen gegen vorsätzliche Körperverletzungen nicht ohne gleich- 
zeitige Änderung jener gegen fahrlässige durchführen, weil 
nur die gemeinsame Behandlung beider Gruppen es ermög- 
licht, die Abstufungen vorsägliciie Verletzung mit Absicht auf 
den eingetretenen Erfolg, vorsägliche Verletzung ohne diese 
Absicht, Mißhandlung mit und ohne Verlegungserfolg und 
sonstige fahrlässige Verletzung entsprechend durchzuführen. 

Ich gehe hier auf eine Erörterung des theoretischen 
Streites über di e Erfolgshaftu ng nicht ein, es hat vorläufig 
noch niemand den Versuch gemacht, ein Gesetz zu verfassen, 
in welchem eine das Leben eines andern gefährdende Hand- 
lung mit derselben Strafe bedroht wird, gleichviel, ob nichts 
geschehen oder der Tod des Bedrohten eingetreten ist. Ander- 
seits bedarf es keiner weitern Ausführung, daß die Art, in der 
beispielsweise im geltenden österreichischen und deutschen 
Rechte die vorsätzliche Beschädigung mit beabsichtigtem und 
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nidit beabsiditigtem sdiweren Erfolge zusammengefaßt wird, 
unhaltbar ist. Behandelt man die Fälle der vorsät^Iidien Ver« 
lefeung mit nidit nadiweisbarer Absicht auf den bestimmten 
sdiweren Erfolg als Zwischenstufe zwisdien dem beabsichtigten 
und dem rein fahrlässig — ohne Verlet^ungsabsicht, wenn 
audi anläßlidi einer Mißhandlung — herbeigeführten Erfolge, 
so wird man die Härten der Erfolgshaftung vermeiden, und 
es bedarf keiner Aufstellung des Merkmales der Vorausseh" 
barkeit des eingetretenen Erfolges, da diese Voraussehbarkeit 
regelmäßig in dem tatsädilidien ursächlichen Zusammenhange 
zwisdien Verletzung und Erfolge liegt, einem ausnahmsweisen 
größeren Einflüsse zufälliger Zwisdienursachen durch die Ge- 
staltung der Strafsätze Redinung getragen werden kann. 

Einer Aufhebung des in § 1 enthaltenen indirekten Vor- 
sa^es, der sich auf diesem Gebiete besonders geltend machen 
würde, bedarf es meiner Ansicht nach (siehe meine Gesdiichte 
des osterr. Straf rechts 1, S. 152 u. f. und II, S. 263 u. f.) nidit, 
denn diese Bestimmung ist bereits durdi die Strafprozeßord' 
nung als gesetzlidie Beweisregel aufgehoben. 

Als Verbredi en sollen zunädist die vorsätzliche Tötung 
und die v orsätzliche Körperverlefeung j n ^ beabülüittgte m 
s diweren E rfolge behandelt werden. In ^en Fällen des un- 
b eabsiditigten 'sdiweren oder töd lidien Er folges soll dlSTtÖg- 
lidikeit geschalten werden, sie nach den Umständen des Falles 
als Verbredien oder als Vergehen zu behandeln. In dieser 
Richtung sdiafft die Zweiteilung des geltenden Gesetzes der 
gesegestedinisdien Durchführung des Gedankens erheblidie 
Schwierigkeiten, die audi durch die von mir unter I. vor- 
geschlagene Fassung des § 54 n idit vollständi g beseitigt sind. 

Klar ist, daß demnadi die Hauptstücke id Dis l^ des 
ersten und 8 bis 10 des zweiten Teiles des Geseges 
samt ihren Übersdiriften aufzuheben und vollkom- 
men neu zu fassen sind. Hierbei läßt sidi nidit vermei- 
den, daß die fahrlässigen gemeingefährlichen Handlungen 
neben den Einzelgefährdungen behandelt werden müssen — 
der Schaden ist übrigens in dieser Riditung nidit sehr groß, 
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da die Abgrenzung beider Gebiete praktisdi ohnehin auf große 
Sdiwierigkeiten stößt. Es wird Sadie einer späteren Ges efe- 
gebung sein, einzelne Eigentumsgefährdungen neben der be- 
reits behandelten fahrlässigen Brandstiftung in das Geseö ein- 
zufügen. In bezug auf das System bemerke idi, daß idi nur 
das 8. und 9. Hauptstück des 2. Teiles verwende, so daß das 
10, Hauptstück, mit § 434 beginnend, nun den Straftaten gegen 
die Freiheit gewidmet ersdieint (siehe III). 

Idi beginne mit der vorsä^lidien Tötung. Ihr wäre 
das 15. Hauptstück einzuräumen und in demselben der gegen- 
wärtige Mord und Kindesmord zu behandeln. Bezüglich des 
Mordes handelt es sidi vor allem darum, die Todesstrafe auf die 
erschwerten Fälle zu beschränken. Die Unterscheidung des 
deutschen Rechts (§ 211, 212) je nach dem Vorhandensein 
der Überlegung trifft meiner Ansicht nach den Kernpunkt der 
Sache insofern nicht, als Fälle überlegter Tötung keineswegs 
so geartet sein müssen, daß sie die Todesstrafe verdienen. 
Es kommt in erster Linie auf den Beweggrund zur Tat an, 
dann auf die Begleitumstände und den Umfang der Tat (Be- 
gehung an mehreren Personen). Die nicht besonders er- 
schwerte vorsätzliche Tötung bleibt Mord, ist jedoch nicht mit 
der Todesstrafe zu bedrohen. Neu aufzunehmen wäre (wie 
im deutschen Gesetz) eine mildere Behandlung in Fälle n der 
P rovokation und des Verlangens des Getöteten, beide Fälle 
' wären als Vergehen des Totschlages zu bestrafen. Die sich 
im geltenden Recht beim Morde findende Behandlung der 
Aberratio wäre nicht bloß beizubehalten, sondern auf die 
'^ Körp erverlefeung auszudehne n. Der Täter ist von der ADsicht 
ausgegangen, einen Henschen zu töten oder zu verlegen und 
hat tatsächlich einen Menschen getötet oder verlegt, wenn auch 
nicht denjenigen, gegen den er handeln wollte. 

Was den Kindesmord anbelangt, so ist auch hier in 
der Bestrafung desselben ein Unterschied je nach den Beweg- 
gründen zu machen. Das deutsche Gesetz (§ 217) ermöglicht 
dies dadurch^ daß im Falle des Vorhandenseins mildernder 
Umstände auf Gefängnis von 2 bis 5 Jahren erkannt werden 
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kann. Riditiger ist es, die objektiv abgegrenzten Fälle dieser 
Art von vornherein auszuscheiden und als Vergehen zu be-- 
handeln. In der Tat wurden in Österreich in den Jahren 1896 
bis 1903 von 477 (durdisdinittlidi 59) wegen Kindesmord 
Verurteilten bei einem Stratsage von 5 bis 10 und 10 bis 
20 Jahren (ersterer nur bei absiditlidier Unterlassung des 
nötigen Beistandes anwendbar) und angesichts des einge- 
schränkten Milderungsrechtes des § 339 StPO. nur 33 über 
5 Jahre , 234 über 3 bis 5, 217 über 2 bis 3, 95 über 1 bis 
T2 Jahre, 44 über 6 bis 12 Monate bestraft. In Deutschland 
entfielen im Jahre 1903 von 139 Verurteilten 13 auf Zucht- 
haus von 2 bis 5 Jahren, 111 auf Gefängnis von 2 bis 5 Jahren, 
15 auf kürzere Gefängnisstrafen. Der Unterschied zwischen 
Tötung durch unmittelbare Tötungshandlung und durch Unter- 
lassung des Beistandes wäre fallen zu lassen. 

Die auf Mord, Totschlag und Kindesmord bezüglichen Be- 
stimmungen würden demnach lauten können: 

15. Hauptstück. Vorsätzliche Tötung. 

§ 134. Mord. Wer in der Absicht einen anderen zu 
töten, gegen ihn so hancfelt, dalj daraus dessen oder 
eines Dritten Tod erfolgt, wird wegen Verbrechens des 
Mordes mit dem Tode bestraft, wenn die Tat mit beson- 
derer Grausamkeit oder an mehreren Personen oder in 
der Absicht sich einen rechtswidrigen Vermögens vorteil zu 
verschaffen oder bei Ausführung eines Verbrechens geg en 
die Sittlichk eit verübt wurde. 

Anstiftung , Mitschuld und Versuch werden mit Kerker 
von 5 bis 20^Jahren oder auf Lebensdauer bestraft. 

§ 135. Das Verbrechen des Mordes wird, wenn keiner 
der in § 134 bezeichneten Erschwerungsumstände vorliegt, 
mit Kerker von 5 bis 20 Jahren, Anstiftun g, Mitschuld und 
Versuch mit Kerker von 1 bis fO Jahren bestraft, sofern 
nicht einer der in § 409 behandelten Fälle vorliegt' 

§ 136. Kindesmord. Die Mutter, die ihr Kind bei 
oder unmittelbar nach der Geburt vorsätzlich tötet oder 
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einen anderen zu dessen Tötung bestimmt oder ihm Hilfe 
leistet, ist wegen Verbrediens des Kindesmordes mit 3 bis 
10 Jahren Kerkers zu bestrafen, sofern nidit die in § 410 
angeführten mildernden Umstände vorliegen. ^ 



/ 



9. Hauptstück. Vorsä^lidie Tötung und Körper- 
verlegung. 




CL O/Y \ § ^^' Vergehen des Totsdilages. 1. Wer vor- 

*-v^ ^ säglidi gegen einen anderen in einer durdi diesen h ervor- . 

gerufenen gerechtfertigten heftigea Gemütsbewegung i n der i/* ^\ l^^ 
Absicht ihn zu töten g egen ihn so handelt, daß dadurch ^ / • 

'dessen oder eines DrRten Tod erfolgt, ^\C^ *-2^ i 

2. wer vorsäglich einen anderen auf dessen ernstliches ] ^ 
Verlangen oder aus Mitleid für ihn tötet, 

3. wer sich aus denselben Beweggründen an den vor- 
bezeichneten Handlungen durch Anstiftung oder Mitschuld 
beteiligt, 

Lwird w egen Vergehens des T otechlages mit Gefängnis 
v on 1 bis zu 5 Jahren"iyestraft.> y^ \/2^CC^^^^) t^CjlA 
^ 41U. "yeTgyrreTrd^T-4^f^ Die Mutt6^ ^ 

\ ^ die infolge soiwere^Jotlage oder um ihre Entehrung zu (r^%f^^ 

verheimlichen, ihr Kind bei oder unmittelbar nach der Ge-o^ /^JZL 
burt tötet oder sich durch Anstiftung oder Mitschuld an ,j^ ,^^ 
der Tötung beteiligt, wird wegen Vergehens der Kindes- J- 
tötung mit Gefängnis von 1 bis zu b Jahren bestraft. /^ /^ 
Das in dem 16. Hauptstücke enthaltene Verbrechen der \ • 

Abtreibung der Leibesfrucht muß entsprechend dem 
Kindesmorde behandelt werden, indem einerseits auf den 
I/^^lif/^»^ * Gemütszustand der Schwangeren Bedacht genommen wird. 



\ 




f Aj^j andererseits der Dritte einer wesentlich strengeh Strafe (beim w^ 

^ * Kindesmorde jener des Mordes ode r Totschlage s) unterworfen ^l*^ LtX^ jt * 



wird, wobei insbesondere hier auch das Merkmal der Gewerbs- 
mäßigkeit in Betracht kommt. Noch in einer anderen Rich- 
tung muß hier ein Unterschied gemacht werden. Während bei 
derjenigen, die ihre eigene Leibesfrucht abtreiben will, die 
wirkliche Schwangerschaft Vorausse^ung der Strafbarkeit bilden 
muß (so auch im geltenden Rechte, anders die Auslegung des 
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deutschen Gesetzes § 218), kann die Strafbarkeit des Dritten 
an diese Vorausse^ung nidit gebunden werden, da hier zu* 
gleidi eine Gefahrdung der schwangeren oder vermeintlidi 
schwangeren Frauensperson vorliegt und insbesondere gegen* 
Ober der gewerbsmäßigen Abtreibung die Strafandrohu ng 
s onst ihre Wirkung zum groQen Teile praktisch einbü ßen 
würde. 

on den in den Jahren 1896 bis 1903 zur Verurteilung 
gelangten 636 Fällen des geltenden Rechtes (durchschnittlich 79) 
wurden bestraft 2 mit über 3 bis 5, 7 mit über 2 bis 3, 22 
mit über 1 bis 2 Jahren, 62 mit über 6 bis 12, 154 mit über 
3 bis 6, 305 mit über 1 bis 3 Monaten, und 83 bis zu 1 Monat, 
es hat daher 'auch die bisherige Rechtsanwendung dieser Tat 
gegenüber einen wesentlich milderen Standpunkt eingenomme n 
als das Gese6 (Strafsa^ 6 Monate bis 1 Jahr Kerker für 
den Versuch, 1 bis 5 Jahre für die vollbrachte Abtreibung bei 
der Schwangeren, 1 bis 5 und 5 bis 10 Jahre bei der Abtrei- 
bung ohne Wissen oder Willen der Schwangeren). Über die 
Häufigkeit der Abtreibung ohne Zustimmung der Schwangeren 
fehlen in Österreich statistische Daten. In Deutschland er- 
folgte im Jahre 1904 neben 600 Verurteilungen von Schwan« 
geren oder Dritten bei vorhandener Einwilligung und 33 Ver- 
urteilungen wegen Abtreibung gegen' Entgeld, nur eine Verur- 
teilung wegen Abtreibung ohne Zustimmung der Schwangeren. 

Die Bestimmungen würden daher lauten: 

§144. Abtreibung der Leibesfrucht. Eine Schwan- 
gere, die ihre Leibesfrucht vorsätzlich abtreibt oder im 
Mutterleibe tötet oder durch einen anderen abtreiben oder 
töten läßt, wird wegen Verbrechens mit Kerker von 6 Mo- 
naten bis zu 5 Jahren bestraft, sofern nicht die mildern- 
den Umstände des § 411 vorliegen. 

§ 145. Abtreibung einer fremden Leibesfrucht. 

^ /7 >/ ^^^ vorsätzlich einer Frauensperson zur Abtreibung oder 

^ y^^/j ^/ 1 IyI ''''ötung ihrer Leibesfruch tjiilfe leist et, oder in der Absicht, 

die Leibesfrucht einer Frauensperson abzutreiben oder zu 
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töten hierzu an sidi geeignete Mittel anwendet, wird wegen aA^ y^y{£\//L 

Verbrechens mit Kerker von 1 bis zu 5 Jahren und wenn 

er die Tat gewerbsmäßig oder ohne Einwilligung der f ^ \^ '^ 

Frauensperson begangen hat, mit Kerker vo n 2 bis 5 Jahren ) i&v^i-^^-V * 

bestraft. Ist in den beiden letzteren Fällen der Tod der 

Frauensperson infolge der Tat eingetreten , so ist auf 

Kerker von 3 bis 10 Jahren zu erkennen. 

§ 411. Vergehen der Abtreibung der Leibes-- 
frudit. Eine [Sdiwangere, die infolge sdiwerer Notlage 
oder um ihre Entehrung zu verheimlidien vorsä^lidi ihre 
Leibesfrucht abtreibt oder im Mutterleibe tötet oder durdi 
einen anderen abtreiben oder töten läßt, wird wegen Ver* 
gehens mit Gefängnis von 4 Wodien bis zu 3 Jahren 
bestraft. 

Die Kindesweglegung des heutigen Redites wäre 
(entsprechend § 221 deutschen Gesetzes) durch die Äusserung 
anderer hilfloser Personen zu ergänzen, wenn auch diese Tat 
äußerst selten begangen wird (statistische Daten fehlen auch 
für Deutschland). Beizubehalten wäre die Unterscheidung des 
geltenden österr. Rechtes nach dem Grade der Gefährdung 
und der Schwere des Erfolges. Was die Strafsäge anbelangt, 
so wurden auf Grund jener des geltenden Rechtes (6 Monate 
bis 1 Jahr, 1 bis 5 und 5 bis 10 Jahre) in den 8 Jahren von 
1896 bis 1903 von 213 Verurteilten 5 mit über 3 bis 5 Jahren, 
9 mit über 2 bis 3, 7 mit über 1 bis 2 Jahren, 14 mit über 
6 bis 12, 35 mit über 3 bis 6, 106 mit über 1 bis 3 Monaten 
und 37 bis zu 1 Monat Kerker bestraft. 

Demgemäß würde sich die Überschrift des 17. Hauptstückes 
und dessen Inhalt nachstehend gestalten: 

17. Hauptstück. Kindesweglegung und 
Aussegung. 

§ 149. Kindesweglegung. Wer in der Absicht 
sich eines Kindes zu entledigen, dieses unter Umständen 
weglegt oder verläßt, unter denen dessen Leben gefährdet 
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wird, ist wegen Verbrechens mit Kerker von 6 Monaten 
bis zu 5 Jahren und wenn das Kind eine schwere Körper- 
beschädigung oder den Tod erlitten hat, mit Zuchthaus von 
3 bis 10 Jahren zu bestrafen. 

§ 150. Äusserung. Wer außer den Fällen des 
§ 149 vorsätzlich eine infolge ihres körperlichen oder geis- 
tigen Zustandes zur eigenen Rettung unfähige Person in 
^ eine decken Leben gefährdeii^ Lage bringt , unterliegt yv^"^ 
wegen V^brechens den in § 149 angeführten Strafen. 

§ 151. Zu den Fällen der §§ 149 und 150 tritt die 
Bestrafung wegen Verbrechens nicht ein, wenn die in §412 
angeführten mildernden Umstände vorliegen. 

§ 412. Wer sich einer Kindesweglegung oder 
Äusserung (§ 149, 150) unter Umständen schuldig 
macht, unter denen er die Rettung des Kindes oder der 
ausgesegten Person mit Grund annehmen konnte, wird 
wegen Vergehens mit Gefängnis von 4 Wochen bis zu 
1 Jahr, und wenn das Kind oder die ausgesetzte Person 
eine schwere Körperbeschädigung oder den Tod erlitten 
hat, von 3 Monaten bis zu 3 Jahren bestraft. 
Schon bei Abfassung des Straf geseges von 1803 (siehe 
meine Geschichte des österr. Strafrechtes II S. 295) wurde 
übersehen, eine Bestimmung gegen Anstiftung und Beihilfe 
zum Selbstmord zu schaffen. Die dadurch entstandene 
Lücke wurde von der Rechtsanwendung durch Heranziehung 
der Bestimmung des § 89 II. Teiles und auf Grund des gel- 
tenden Rechtes des § 335 StG. notdürftig ausgefüllt. Es ist 
unabweislich eine besondere Bestimmung zu schaffen, die in 
einer gewissen Beziehung zu der Tötung mit Einwilligung des 
zu Tötenden stünde, wobei die Strafe jedoch milder zu be- 
messen wäre, da der Anstifter und Mitschuldige keine un- 
mittelbare Tötungshandlung vornimmt. Es hätte daher zu 
lauten: 

§ 413. Anstiftung und Mitschuld am Selbst- 
mord. Wer einen anderen zur Vornahme eines Selbst- 
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mordes anstiftet oder ihm hierzu vorsä^lidi Hilfe leistet 
ferner^ wer mit einem anderen die Verübung eines vom 
Eintritte eines zufälligen Ereignisses abhängigen Selbst- 
mordes vereinbart, wird wegen Vergehens mit Gefängnis 
von 3 Monaten bis zu 3 Jahren bestraft. 
Gegenüber dem heutigen Verbrechen des Totsdilages 
und der sdiweren Körperbesdiädigung sdieiden nadi dem ein- 
gangs Erwähnten aus dem Verbrediensbegriff alle jene Tat- 
bestände aus, bei denen d em Täter nur Mißhandlunt^sabsich t 
nachweisbar ist. Die Mißhandlung würde aus der Beleidigung 
ausgeschieden werden, mag sie auch in beleidigender Absicht 
begangen worden sein. Femer soll meiner Ansicht nach bei 
vorhandener Verle^ungsabsicht die Tat nur in den Fällen der 
schwersten Erfolge und erhöhter Gefährlichkeit der Tat als 
Verbrechen behandelt werden, wobei dem Richter immer noch 
im Wege des § 54 StG. die Möglichkeit bleibt, im Einzelfalle 
nur ein Vergehen anzunehmen. Es muß ferner, wie beim 
Morde, die Provokation und die Einwilligung desVerlefet en be- 
rücksichtigt werden. Das Ergebnis würde insofern der heutigen 
Rechtsanwendung entsprechen, als diese bemüht war, die 
Härten des geltenden Rechtes im Wege des außerordentlichen 
Milderungsrechtes zu beseitigen. Andererseits soll bei der 
einfachen Körperverletzung eine übelangebrachte , das Umsich- 
greifen der Straftat fördernde Milde beseitigt werden * die 
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ihren Ausdruck in ganz unzulänglichen Strafen bei der gegen- . ^ 

wärtigen Übertretung des § 41 1 StG. ihren Ausdruck findet, j/^ cT ▼/ J^ ty 
In dieser Richtung sind die statistischen Daten über die ~i •* f 

Strafbemessung lehrreich. 



1896 bis 1903 


Zahl 


Zu Kerker über Jahre 


Kerker beziehungsw. Arrest über 




verurteilt wurden 


Monate 


Tage 


Geld 


wegen 


10 


5—10 


3-5 


2-^ 


1—2 


6-12 


3-6 


1-^ 


8-30 


bis 8 


M. 


Totschlag . . . 
schwerer Körper- 

beschBdigung . 
leichter Körper- 

beschadigung . 


1848 

42604 

635273 


30 


327 
18 


452 
66 


367 
204 


364 
1853 


221 
4218 


74 

10523 

163 


12 

20088 

4742 


5« 

72899 


1 

»32 
444400 


112151 



109 =si 



Digitized by 



Google 



IV. Straftaten wider Leib und Leben. 



110 ^ 



Zu den Übertretungsstrafen bemerke idi, daß die Zäh- 
lung insofern ungenau ist, als von 1902 ab die Strafen nidit 
mehr von »über 1 bis 3 Monaten* usw. gezählt werden, son- ] 

dem von «1 bis unter 3 Monaten'. Das Gesamtergebnis 
ändert sidi dadurdi nidit wesentlidi. Tatsadie ist, daß sowohl | 

beim Totsdilag als bei der sdiweren Körperbesdiädigung in I 

der überwiegenden Zahl der Fälle das außerordentlidie Mil- i 

derungsredit angewendet wurde. ; 

Sdiließlidi ist nodi zu bemerken, daß die Regelung der 
Beteiligung an einer Sdilägerei mit einem keinem der Betei- 
ligten nachweisbaren tödlidien oder sdiweren Erfolge (§ 143 
und 157 StG.) sowohl im österreidiisdien als im deutschen 
Redite nidit befriedigend ist, da keine Rüdcsidit darauf ge- 
nommen wird, ob die Art der Beteiligung in einem ursädi- 
lidien Zusammenhang mit der Art der Verlegung stehen kann, 
und daß dadurdi die Reditsanwendung zu Härten führen muß. 

Meiner Ansidit nadi könnte nun die Regelung im Rahmen 
des geltenden Strafgesetzes nadistehend erfolgen: 

18. Hauptstüdc. Körperbesdiädigung. 

§ 152. Sdiwere Körperbesdiädigung. Wer in der 
Absidit, einen andern am Körper zu verlegen oder an 
seiner Gesundheit zu besdiädigen, diesem oder einem 
Dritten eine Körperbesdiädigung oder Gesundheitsstörung 
zufügt, begeht das Verbredien der sdiweren Körperbesdiä- 
digung, 

1. wenn die Tat mit einem offenbar Lebensgefahr 
nadi sidi ziehenden Werkzeug e oder mit einem das Leben 
Bedrohenden Gifte ausgeführt wurde, 

2. wenn sie den Verlust oder die Unbraudibarkeit 
einer Hand oder eines Fußes, den Verlust der Fortpflan- 
zungsfähigkeit, den Verlust oder die bleibende Sdiwädiung 
des Spredivermögens, des Gehöres an beiden Ohren oder 
des Sehvermögens an einem Auge, ein dauerndes körper- 
lidies oder geistiges Sieditum^ eine Geisteskrankheit oder 
eine dauernde auffällige Verunstaltung zur Folge hatte, 
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3. wenn sie an einer Sdiwangeren verübt wurde und 
den Tod ihrer Leibesfrudit nadi sidi gezogen hat, 

4. wenn sie lebensgefährlich wurde oder mit beson- 
deren Qualen verbunden war. 

§ 153. Strafe. Die Strafe des Verbrechens der 
schweren körperlichen Beschädigung ist, sofern nicht der 
Fall des § 416 vorliegt, Kerker von 6 Monaten bis zu 
5 Jahren; hatte der Täter jedoch eine der in § 152 Z. 2 
angeführten Folgen beabsichtigt, Kerker von 3 bis 10 
Jahren. 

§154. Tödliche Körperbeschädigung. Hatte die 
in § 152 angeführte Tat den Tod des Verlefeten zur Folge, 
so ist die Strafe auße r dem Falle des § 416 K erker von 
1 bis zu 5 Jahren, und wenn die Tat auf die in § 152 
Z. 1 angeführte Art verübt wurde oder eine der in § 152 ^ 

Z. 2 angeführten Folgen beabsichtigt waren, Kerk er von 3 ^ 3 J^ ^^Jß^ " 
bis 10 Jahren. ^ ^ 

9 414. Übertretung der vorsäfelichen Körper- 
beschädigung. Wer in der Absicht, einen andern am 
Körper zu verlefeen oder an seiner Gesundheit zu be- 
schädigen, diesem oder einem Dritten eine Körperbeschä- 
digung oder Gesundheitsstörung zufügt , wird, wenn die 
2u> ^/^lat nichi weiter erschwert ist, mit Gefängnis oder Arrest 
y^l ' von 3 Tagen bis zu 6 Monaten bestraft. 
/,4^%/2^. §415. Vergehen der vorsäglichen Körper- 

beschädigung. Die in § 414 angeführte Tat wird als 
^Ot^*^ Vergehen mit Gefängnis von 4 Wochen bis zu 3 Jahren 
bestraft ^ — — 



% 



rr 



1 . wenn die zugefügte Beschädigung eine Gesundheits- 
störung oder Berufsunfähigkeit von mehr als 3 Wochen 
nach sich gezogen hat, 

2. wenn der Täter gegen einen Blutsverwandten auf- 
steigender Linie handelte. a / \ "* ^ 9 

§ 416. Höherer Strafsaji C/ Wegen Vergehens ist ^ ^ ^ r^ Ha 
auf Gefängnis von 3 Monaten bis zu >3 Jahren zu erkennen, ^ 
wenn bei Vorliegen einender Umstärtde des § 152 oder \H)ä/j7y^ 
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154 (sdiwere oder tödlidie Körperbesdiädigung) der Täter, 
Anstifter oder Mitsdiuldige auf emstlidies Verlangen de s 
Verlebte n oder infolge einer l\ettigen UernTitsoewegim 
hancieuor^ie durdi denjenigen, gegen den sidi seine Tat 
hervorgerufen wurde. 




/ 



§ 416. Beteiligung an einem Raufhandel. Wer 
sidi an einem Raufhandel oder an einem gemeinsamen 
Angriffe gegen einen Dritten mit einer Waffe oder einem 
anderen gefährlichen Werkzeuge beteiligt, wird wegen Über- 
tretung mit Gefängnis oder Arrest von 3 Tagen bis zu 
3 Monaten bestraft, sofern er nidit wegen vorsäglidier Be- 
sdiädigung zu verfolgen ist. 

Derselbe ist wegen Vergehens mit Gefängnis oder 
Arrest von 4 Wodien bis zu 1 Jahr zu bestrafen, wenn 
bei einem soldien Raufhandel oder Angriffe ein Dritter 
eine mit mehr als dreiwödientlidier Gesundheitsstörung 
oder Berufsunfähigkeit verbundene Körperbesdiädigung er- 
litten hat, deren Urheber sidi nidit feststellen läßt, deren 
Zufügung jedodi mit dem verwendeten Werkzeuge erfolgt 
sein konnte. 

War die Körperbesdiädigung eine sdiwere oder tödlidie 
(§ 152, 154), so ist in diesem Falle auf Gefängnis von 
3 Monaten bis zu 2 Jahren zu erkennen. 



Wer einen andern ohne die 
mißhandelt. 



§ 417. Mißhandlung. 
Absidit, ihn am Körper zu verleben, tätlidi 
Wird mit uerangnis oder Arrest von 6 Tagen bis zu 3 Mo- 
naten oder an Geld von 20 bis 1000 K bestraft. 

Hatte die Tat eine mehr als dreiwödientlidie Gesund- 
heitsstörung oder Berufsunfähigkeit zur Folge, so ist wegen 
Vergehens auf Gefängnis oder Arrest von 4 Wodien bis 
1 Jahr, bei einer sdiweren oder tödlidien Körperbesdiädi- 
gung auf Gefängnis von 3 Monaten bis zu 2 Jahren zu 
erkennen. 

Im Falle des Absa^es 1 findet die Verfolgung nur auf 
Privatanklage des Verlebten statt. 
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Unter einem wären in § 496 StG. die Worte «tätlidi 
mißhandelt oder* zu streichen. 

Der Zweikampf wäre selbstverständlidi vollständig in 
den zweiten Teil des StG. zu übertragen, so daß das ganze 
19. HauptstUdt aufgehoben wäre. Der anscheinend im Inter- 
esse der Bekämpfung radikalste Weg, überhaupt keine Sonder- 
bestimmungen zu erlassen und die Strafbestimmungen über 
Körperverlegung anzuwenden, wäre verfehlt. Es müßte näm- 
lidi in jedem Einzelfalle erwiesen werden, daß der Zwei- 
kämpfer die Absidit hatte, den Gegner am Körper zu ver- 
leben, was insbesondere bei Pist6lfindU flllfiJ\ hi dii imme r der 
Fall ist. Die Sonderbehandlung gibt dem Zweikampf die 
Stellung zwisdien einer Verle^ungs- und Gefährdungsstraftat 
entsprechend den tatsächlichen Verhältnissen, und ermöglicht 
auch die sonst straflose Vorbereitungshandlung (Herausforde- 
rung und Vermittlung derselben^ zu bestrafen. Außerdem 
können auch jene eigengearteten Fälle getroffen werden, in 
denen durch besondere Schutzvorrichtungen die Zufügung töd- 
licher Verlegungen regelmäßig ausgeschlossen wird (Mensuren), 
deren strafrechtliche Behandlung heute Schwierigkeiten unter- 
liegt. Das aus dem seinerzeitigen Zusammenhange mit dem 
Mordbegriffe geschichtlich zu erklärende Merkmal der Tödlich- 
keit der Waffen ist zu beseitigen. Die Bestimmungen könnten 
daher lauten: 

§ 418. Vergehen des Zweikampfes. 1. Wer einen 
andern zum Zweikampf herausfordert oder sich auf die 
Herausforderung eines andern zum Zweikampf stellt, ist 
wegen Vergehens mit Arrest von 2 Wochen bis zu 6 Mo- 
naten zu bestrafen. 

2. Wer bei einem Zweikampfe dem Gegner eine 
Körperbeschädigung zufügt, ist mit Gefängnis oder Arrest 
von 4 Wochen bis zu 1 Jahr, und im Falle einer schweren 
oder tödlichen Körperverle^ung (§ 152, 154) von 3 Monaten 
bis zu 5 Jahren zu bestrafen. Auf Gefängnis von 1 bis 
zu 10 Jahren ist zu erkennen, wenn im Falle der Zu- 
fügung einer schweren oder tödlichen Körperverle^ung aus 

Hoegel, Teilreformen. 3 
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den Bedingungen die Absidit hervorgeht, daß einer der 
Streitteile das Leben verlieren soll. 

Als Mitschuldige sind die mit der Überbringung der 
Herausforderung, der Vereinbarung der Bedingungen be- 
trauten Personen sowie die sogenannten Beistände zu be- 
handeln, die Bestrafung der Anstiftung riditet sich nadi 
dea Bestimmungen des allgemeinen Teiles. 

Als Zweikampf ist nur der nadi den herrschenden An- 
schauungen geregelte Kampf mit vereinbarten Waffen an- 
zusehen. Bei vorsä^licher Übertretung der Zweikampf- 
regeln tritt die Bestrafung nach den allgemeinen Bestim- 
mungen über Tötung und Körperverle^ung ein. 

§ 419. Mensur. Wer sich zu einem Zweikampf 
stellt, bei dem nach den vereinbarten Bedingungen ent- 
sprechende Schut^maßregeln gegen den Eintritt schwerer 
Verlegungen getroffen wurden, wird wegen Übertretung 
mit Arrest von 3 Tagen bis zu 3 Monaten, und im Falle 
er seinem Gegner eine schwere oder tödliche Verlegung 
zugefügt hat, wegen Vergehens mit Gefängnis oder Arrest 
von 4 Wochen bis zu 2 Jahren bestraft. 

Wegen Bestrafung der Mitschuld und Anstiftung gilt 
die Bestimmung des Absatzes 3 des § 418. 

§ 420. Straflosigkeit. Wer freiwillig seine Heraus- 
forderung zurückzieht oder sich zum Kampf nicht stellt oder 
nach Stellung zum Kampfe vor dessen Beginn zurücktritt 
oder als Mitschuldiger vor Eintritt des Erfolges seiner Tätig- 
keit zurücktritt, wird straflos, wenn der Rücktritt erfolgt, 
bevor eine der mit der Strafverfolgung betrauten Behörden 
Kenntnis von seiner Tat erlangt hat. 
Als ein Mangel im geltenden Recht hat es sich erwiesen, 
daß die strafbare Überschreitung der Notwehr infolge aus- 
drücklicher Bestimmung des § 2 Schlußabsa^ unter die für 
sie gar nicht passende fahrlässige Körperverletzung gereiht 
wurde, während sie in Wirklichkeit sich als eine vorsätzliche, 
jedoch milder zu beurteilende Körperverletzung darstellt (andere 
Möglichkeiten, wie Notwehr durch Freiheitsentziehung, kommen 
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praktisdi nidit in Betradit). Die heutige Regelung ist ins- 
besondere Ursadie vieler zu unbeabsiditigten Freisprüdien 
führender Mißverständnisse der Gesdiworenen. Anderseits 
hieße es den tatsädilidien Verhältnissen nicht Redinung tragen, 
wenn eine sdiuldhafte Übersdireitung des Notwehrredits als 
die objektiv vorliegende Straftat (Totsdilag, Körperbesdiädi' 
gung) lediglidi mit Annahme mildernder Umstände behandelt 
würde. Es empfiehlt sidi daher eine besondere Strafbestim- 
mung. 

§421. Übersdireitung der Notwehr. Wer in Aus- 
übung des Redites der Notwehr durdi eine nidit entschuld- 
bare fahrlässige Überschreitung dieses Rechts einem andern 
eine Körperbesdiädigung zufügt, wird wegen Übertretung 
mit Gefängnis oder Arrest von 3 Tagen bis zu 3 Monaten 
und, wenn die Beschädigung eine sdiwere oder tödliche 
war (§ 152, 154), wegen Vegehens mit Gefängnis von 
4 Wochen bis zu 1 Jahr bestraft. 

Dem Vorgange des geltenden Rechts entsprechend, wäre 
ferner die Überschreitung des Züchtigungsrechtes be- 
sonders zu behandeln. An sich stellt sich jede solche Über- 
schreitung entweder als Mißhandlung oder als vorsätzliche 
rvorperbeschädigung dar. In äem zweiten "Falle muß nach den 
für die§e1SesfeKSTrderi"Strafbestimmungen vorgegangen werden, 
wobei je nach den Umständen des Falles entweder eine ge- 
rechtfertigte Aufregung als mildernd oder vorliegende Roheit 
und das bestehende Pflichtverhältnis als erschwerend anzu- 
sehen ist. Anders steht es mit einfachen Mißhandlungen bei 
Ausübung des Züchtigungsrechts, bei denen regelmäßig keine 
Mißhandlungsabsicht vorliegt, die vielmehr in der Erregung 
über den den Gegenstand der Züchtigung bildenden Vorfall 
begangen werden. Eine allzu weichliche Auffassung der der- 
artigen Vorfällen zugrunde liegenden Verhältnisse wäre übel 
angebracht, da sich die körperliche Züchtigung in zahllosen 
Fällen als das einzige geeignete Mittel zur Zurechtweisung 
Unmündiger und Jugendlicher darstellt. 

8* 
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Ein körperlidies* Züditigungsredit besteht gegenwärtig nur 
gegenüber Jugendlidien, die übrigen Bestimmungen der 
§§ 413 bis 421 StG. sind veraltet. Was insbesondere die 
gegenseitigen Mißhandlungen bei Eheleuten anbelangt, so 
wären sie künftig wie sonstige Mißhandlungen zu bestrafen. 
Die gegenwärtigen Verurteilungen beziehen sidi in der über^ 
wiegenden Zahl der Fälle auf Mißhandlungen von Kindern, 
sie sind von 1874 bis 1903 erheblidi gestiegen, indem sie in 
den sedis Jahrfünften im Jahresdurdisdinitte 929, 1175, 1248, 
1348, 1844 und 2118 betrugen. Es wäre jedodi gewagt, dieses 
Ansteigen ohne weiteres auf eine Vermehrung der Fälle zurück- 
zuführen, ausschlaggebend dürfte vielmehr sein, daß unter 
dem Einflüsse d er Kinderschufebewegung mehr Anzeige n er- 
stattet werden. 

Die neue Bestimmung müßte dem Umstände angepaßt 
werden, daß gegenüber Ausschreitungen Jugendlicher auch 
Züchtigungshandlungen solcher Personen vorzukommen pflegen, 
denen an sich ein gesetzliches Züchtigungsrecht nicht zukommt. 
Es wäre nun mit den allgemeinen Anschauungen und einer 
gesunden Vernunft kaum zu vereinbaren, wenn in solchen 
Fällen dem Jugendlichen oder seinem gesefelichen Vertreter 
ein unbedingtes Recht zustände, den gegebenen Falles einem 
Allgemeininteresse dienenden Züchtiger auch dann wegen Miß- 
handlung belangen zu können, wenn der Gezüchtigte am / 
Körper keinerlei Schaden genommen hat. Die Bestimmung B4r^zr^ 
könnte daher lauten: ßjff \ / 

§ 422. Überschreitung des Züchtigungsrechtes. ' ^ 
Wer bei Ausübung eines Züchtigungsrechtes durch fahr- Pr^ ^^ 
lässige Überschreitung desselben den Gezüchtigten an ^ 

seinem Körper oder seiner Gesundheit verleöt, wird wegen /* ^7f^ - 
Übertretung mit Gefängnis oder Arrest von 3 Tagen bis ^ 

zu 6 Wochen bestraft. 

Wenn jedoch eine der in den §§ 415 Z. 1, 152 und 
154 angeführten Beschädigungen vorliegt, so sind die all- 
gemeinen Bestimmungen über Mißhandlung und Körper- 
verlegung anzuwenden. 
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Die Bestimmung des § 417 Abs. 1 ist auf Züditigungen 

nidit anwendbar, die zwar nichi m Ausübung eines gesefe- 

lidien Züditigungsredites, aber in durdi die Umstände des 

^ ^ Y ^ t Falles gereditfertigte r Abwehr rechtswic^ er Handlungen 

f ^ ' von der ^uditgewalt eines anaerenTrnterworfene/Y.jugend- 

Ci 7> ^Tt ^ lidiejr\Personen bestehen. 

Eine wesentliche Kürzung müssen die Hauptstücke 8 
und 9 des zweiten Teiles des Strafgesetzes erfahren. Ihre 
heutige Breite erklärt sich historisch dadurch, daß sie vor- 
wiegend für die politischen Behörden bestimmt nicht bloß den 
Zweck hatten die Sicherheit des Lebens und der Gesundheit 
durch Strafbestimmungen zu sichern, sondern auch einschlägige 
Gebots' und Verbotsnormen zu erlassen, die in den Rahmen 
eines Strafgesetzes nicht passen. 

Die §§ 345 bis 555 sind bereits durch § 67 des Apo- 
thekergesefe es vom 18. Oez.T9(J6 RGBl. Nö. 5 beseitigt und 
durch eine einzige Bestimmung (den jegige Wortlaut des § 545) 
ersetzt. Auch diese Bestimmung ist, abgesehen von ihrer Um- 
ständlichkeit, insofern überflüssig, als sie bezüglich eines ein- 
zelnen Gewerbes eine besondere Strafandrohung enthält, statt 
auf die für alle Gewerbe geltenden §§ 451 und 555 StG. zu 
verweisen. Bezüglich des Schlußsages, der vom Gewerbever- 
lust handelt, verweise ich auf das im I. Abschnitte in Vor- 
schlag Gebrachte, nach welchem derlei Verluste vom Straf richter 
überhaupt nicht auszusprechen wären. 

Das Geseg soll auf diesem Gebiete nur solche beson- 
deren Bestimmungen enthalten, die durch die allgemeine 
Strafandrohung nicht überflüssig gemacht sind. Eine solche 
Bestimmung ist die Strafandrohung gegen die Verbreitung von 
Geschlechtskrankheiten, weil in dieser Richtung sich eine un- 
verständliche Mißachtung des bestehenden Gese^es und der 
natürlichen Pflichten gezeigt hat. Es müssen femer Straf- 
androhungen gegen einzelne abstrakte Gefährdungshand- 
lungen aufgenommen werden, die an sich polizeilicher Natur 
sind, aber richtiger den Gerichten zur Entscheidung zuge- 
wiesen werden. Außerdem nehme ich in meinen Vor- 
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sdilagen eine Reihe von Tatbeständen auf, die theoretisdi 
zu den gemeingefährlidien Handlung en und Unterlassungen 
gezählt werden. Abgesehen davon, daß diese Einreihung 
durdi den Aufbau des geltenden Redites gegeben ist, läßt sidi 
— wie bereits hervorgehoben — ohnehin eine sichere Grenz- 
linie zwisdien Einzelgefährdung und Gemeingefährdung nidit 
ziehen, ein großer Teil der theoretisdi als Gemeingefährdungen 
behandelten Straftaten stellt sidi praktisdi im gegebenen Falle 
vielfadi nur als Einzelgefährung dar (wie beispielsweise die 
meisten Fälle von Gesundheitsgefährdungen, die sidi bald nur 
gegen einzelne, bald gegen eine unbestimmte Mehrheit von 
Mensdien riditen). 

Idi muß leider hier verziditen, auf eine gründlidie Rei- 
nigung des Strafredites von den durdi einzelne Spezialgesetze 
( dem Strafredit zugewiesenen rein polizeilidien Vorbeugungs- 

bestimmungen vorzunehmen. Idi würde anderenfalls die Ten- 
denz meiner Vorsdiläge gefährden, nur soldie Gegenstände 
zu behandeln, deren Erledigung auf nennenswerten Sdiwierig- 
keiten nidit stößt. Idi werde in einer Sdilußausfuhrung dar- 
stellen, was nodi alles einer künftigen Reform übrig bliebe. 
Die Grundbestimmung hätte sidi im wesentlidien dem 
Gedankengange des heutigen § 335 StG. anzusdiließen, der 
den Begriff der [Fahrlässigkeit in bezug auf die körperlidie 
Sidierheit riditig, wenn audi zu umständlidi, zum Aus- 
drudce bringt. 

§335. Gefährdung der körperlidien Sidierheit. 
Wer durdi Vernadilässigung einer natürlidien oder über- 
nommenen Pflidit oder durdi Außeraditlassung bestehen- 
der besonderer Vorsdiriften eine G efah r für das Leben, die 
körperlidie Sidierheit oder die Gesundheit eines anderen 
^ j herbeiführt, wird wegen Übertretung mit Gefängnis oder 

Arrest von 3 Tagen bis zu 3 Monaten und wenn durdi 
seine Tat eine mit mehr als dreiwödientlidier Gesundheits- 
störung oder Berufsunfähigkeit verbundene Körperbesdiä- 
digung eines anderen ve rursadit wurde, mit Gefängnis oder 
Arrest von 3 Tagen bis zu 6 Monaten bestraft. 
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Im Falle der Herbeiführung einer schweren oder töd- 
lidien Körperbesdiädigung (§§ 152, 154) ist die Tat als 
Vergehen mit Gefängnis oder Arrest von 4 Wochen bis zu 
1 Jahr zu bestrafen. 

§ 336. Höherer Strafsafe bei Vorhandensein 

besonders gefährlidier Verhältnisse. 1. Wer durch 

n fahrlässige Gefährdung oder Störung des Betriebes einer 

J'"'^ ^ -^urdi mechanisdie Kraft bewegte n Eisenbahn, Werksanlage 

ff^ /^ CUI^odi ex Masdiine, oder eines Bergwerkes^ oder eines anderen 

Ä "^^ mit besonderen üelahren verbundenen Betriebes, durdi 

-^x. x~-*^ ^x^ fahrlässige Herbeiführung einer Übersdiwemm ung , durch 

*g/0 ^4jgS^ fahrlässige Gebarung mi t Sprengmiite ln oder durdi Nicht- 

^ beachtung der bei Bauausf üh rungen nötigen oder vorge- 

fUty J/ iJ^^^ schriebenen Vorsichten eine üeiahr für. das Leben, die ^ 

körperlidie Sicherheit oder die Gesundheit von Mensdien ^^^^^^r»^'*^ ^^ 
^^J^v---«-^ herbeiführt, ^ 

^ 2. wer durdi fahrlässige * Gebarung mit Gift oder 

> ^ C ^ Kf anderen zur Zerstörung der menschlidien Gesundheit ge- 
A ^1 C^ eigneten Stoffen in einem gewerblidien Unternehmen oder 
^ "V ^^ i ^ bei Zubereitung von Heilmitteln eine Gefahr für das Leben 
oder die Gesundheit von Mensdien herbeiführt, 

3. wer durdi Vernachlässigung der gegen die Ausbrei^ 
tung übertragbarer, das Leben gefährdender Krankheiten 
vorgeschriebenen oder natürlichen Vorsiditen die Gefahr j^i^Z% 
^der Verbreitung einer solchen Krankheit herbeiführt, ^^ 



\ 



wird wegen Vergehens mit Gefängnis oder Arrest von 

4 Wodien bis zu 6 Monaten und im Falle der Herbeifüh- 

ung der sdiweren oder tödlidien Körperbesdiädigung eines 

anderen (§§ 152, 154) mit] Gefängnis oder Arrest von 

;3 Monaten bis zu 2 Jahren bestraft. 

Mit diesen beiden Bestimmungen ist die große Zahl der 

Fälle getroffen. Ob in einem gegebenen hier etwa nidit ge^ 

troffenen Falle es vielleicht wünsdienswert wäre, ihn den 

strengeren Strafandrohungen des vorgesdilagenen § 336 zu 

unterstellen, ist wenig entscheidend, denn die Strafsä^e beider 

Bestimmungen ermöglichen es den Umständen des Falles 
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Rechnung zu tragen, so beispielsweise b eim Automobilverkehr 
auf öffentlichen Straß en. Es würden vorläufig bis zur Neu- 
regelung der gemeingefährlichen Verbrechen neben diesen Be- 
stimmungen jene des Sprengmittelgese^es und Lebensmittel- 
gese^es aufrecht bleiben. Es ist nur jene des § 2 des Spreng- 
mittelgeset^es, zum Teil derogiert. Dagegen wären die Straf- 
androhungen des Pestpatentes vom 21. Mai 1805 JGS. 
No. 731 aufzuheben. Einer besonderen Regelung bedürfen 
nach dem eingangs Erwähnten folgende Tatbestände: 

§ 337. Gesundheitsgefährdung durch eine Ge- 
schlechtskrankheit. Wer in Kenntnis, daß er mit einer 
übertragbaren Geschlechtskrankheit behaftet ist, einen Ge- 
schlechtsverkehr ausübt, der die Gefahr der Übertragung 
dieser Krankheit nach sich zieht, ode r wer durch eine an- 
dere Handlung oder Unterlassung, von^der er voraussehen 
konnte, daß sie die Gefahr der Übertragung seiner oder 
eines anderen Geschlechtskrankheit auf einen Dritten nach 
sich zieht, die üesundheit des le^teren gefährdet, wird 
wegen Übertretung mit Gefängnis oder Arrest von 3 Tagen 
bis zu 6 Monaten, und wenn seine Tat eine schwere oder 
tödliche Körperbeschädigung (§§ 152, 154) zur Folge hatte, 
wegen Vergehens mit Gefängnis von 3 Monaten bis zu 
2 Jahren bestraft. 

§ 338. Verunreinigung von Trinkwasser. Wer 
vorsä^lich oder fahrlässig das zum menschlichen Genuß 
oder zur Zubereitung von Lebensmitteln dienende Wasser 
eines Brunnens, eines Wasserlaufes, Wasserbehälters oder 
einer Wasserleitung durch Verunreinigung unbrauch bar 
mach t, ist wegen Übertretung mit Gefängnis oder Arrest 
von 1 Woche bis zu 6 Monaten zu bestrafen. 

§ 339. Kurfuscherei. 1. Wer unbefugt eine ärzt- 
liche oder geburtsärztliche Verrichtung entgeltlich vornimmt 
oder sich zu deren Vornahme anbietet, 

2. wer, ohne hierzu berechtigt zu sein, Heilmittel oder 
wer entgegen einem gehörig kundgemachten Verbote Ge*- 
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heimmittel zu . Heilzwedcen verkauft, feilhält oder deren 
Vertrieb ankündigt, 

wird wegen Übertretung mit Arrest von 3 Tagen bis zu 

2 Monaten bestraft. 

§ 340. Unterlassung der Hinzunahme von Hilfe 
bei einer Krankheit oder Entbindung. 1. Wer ohne 
hierzu genötigt zu sein durdi Unterlassung der Beiziehung 
ärztlidier Hilfe oder Vernachlässigung der Krankenpflege 
für einen Angehörigen oder Schu^befohlenen dessen Ge- 
sundheit gefährdet, 

2. eine Frauensperson, die bei ihrer bevorstehenden 
Entbindung keine Hilfe in Anspruch nimmt, obwohl sie 
eine solche hätte reditzeitig erhalten können, 

wird wegen Übertretung mit Arrest von 3 Tagen 
bis zu 6 Wochen bestraft. 

§ 341. Unterlassung der Hilfeleistung bei Un- 
fällen. Wer bei einer eingetretenen Gefahr für. fremdes 
Mensdienleben es unterläßt Hilfe zu leisten oder Beistand 
herbeizurufen, oDgieicn er dies ohne üetahr für sich oder 
andere tun konnte, ist wegen Übertretung mit Arrest von 

3 Tagen bis zu 6 Wochen zu bestrafen. 
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Von den auf Fahrlässigkeit beruhenden gemeingefähr- 
tidien Straftaten wurden bei den Straftaten gegen das 
Vermögen die fahrlässige Brandstiftung (als § 446), bei den 
Straftaten wider Leib und Leben die Gefährdung der körper- 
lidien Sicherheit unter besonders gefährlidien Verhältnissen 
(als § 336) bereits behandelt. Es wären nun auch die im 
geltenden Uese^e als Verbredien bestraften Gemeingefähr- 
dungen neu zu regeln, es sind dies die Verbredien der öffent- 
lidien Gewalttätigkeit nach § § 85, 87 und 89 un d die Brand- 
legung nadi §§166 bis 170. a ufterdem gehören hierher die 
Straftaten gegen das Sprengmittelgeseg und zum Teil jene 
gegen das Lebensmittelgese^ und die Tierseuchengese^e. 
Sobald die gemeingefährlidKen Verbrechen nadi einheitlichen 
Grundsä^en behandelt werden, ist es zweifellos geboten, audi 
die im Sprengmittelgese^ und Lebensmittelgese^ enthaltenen 
Verbredien in diese Neubehandlung einzubeziehen , dasselbe 
gilt von dem Vergehen des Sprengmittelgesefees, während die * 
in den genannten Gesehen enthaltenen Übertretungen einer 
Einbeziehung nidit unbedingt bedürfen. Es wäre jedoch 
meiner Ansicht nach dieser Anlaß zu benu^en, um wenigstens 
die Übertretungen des § 2 des Sprengmittelgese^es und die 
§§ 9 und 10 des Lebensmittelgeseges und 15 und 17 des 
Margarinegese^es der geriditlidien Rechtsprediung zu ent- 
ziehen, da sidi diese Übertretungsn als reine Zuwiderhand- 
lungen gegen verwaltungsrechtliche Maßregeln darstellen und 
einer geriditlichen Bestrafung nidit bedürfen. 
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Eine Änderung der eingangs erwähnten Bestimmungen 
des Strafgesetzes ist sdion mit Rüdesicht auf die unhaltbar 
hohen Strafsäfee geboten. Außerdem sind die Härten der 
Reditsanwendung zu beseitigen, die sidi aus der auf den 
Wortlaut der§§85b und87 gestuften Auslegung dieser-Geseges'- 
stellen ergeben. Es ist auf die Dauer nidit aufrechtzuer-« 
halten, daß ein Steinwurf in das gesdilossene Fenster eines 
Zimmers, in dem sich Mensdien befinden, ein Verbrechen be- 
gründen soll, während ein gleidier Wurf durdi das offene 
Fenster ohne erfolgte Verlegung nur eine Übertretung be- 
gründet. Ebenso muß die Anwendung d es § 87 auf andere 
Fälle^ qls f wie nach der Entstehung dieser uesefeesstelle aus 
der Kais. Verordnung vom 8. Febr. 1852 RGBl. Nr. 40 anzu- 
nehmen ist) auf solche im Rahmen des § 85 c beseitigt werden 
(ich verweise" des näheren auf meine Ausführungen in den 
Juristisdien Blättern 1892 Nr. 18 und meine Gesdiidite des 
östr. Strafredits 11 S. 311 u. f.). 

Es wären demnadi zunädist die Bestimmungen der 
§§ 85b, c, 86 bis 89, 166 bis 170 StG., der §§ 3 bis 13 des 
Sprengmittelgesefees vom 27. Mai 1885 RGBl. Nr. 134 und des 
§ 19 Abs. 2 des Lebensmittelgeseges vom 16. Januar 1896 
RGBl. Nr. 89 durch neue Bestimmungen zu ersefeen. Es er- 
gibt sich hierbei die Sdiwierigkeit, daß neben unmittelbaren 
Angriffen gegen fremde Rechtsgüter (Brandlegung an fremden 
Sachen) mittelbare einbezogen werden müssen, wenn sie an 
sich eine Reditsgüterverle^ung darstellen (Brandlegung an 
eigenen Sadien mit Gefährdung fremder), und daß in allen 
diesen Richtungen ein größerer Umfang der Gefahr gefordert 
werden muß, um für die Reditsanwendung eine Abgrenzung 
gegenüber Einzelgefährdungen zu ermöglichen. Es empfiehlt 
sich nidit, den Weg der Kasuistik (nadi dem Vorbilde des 
deutsdien Gesetzes) zu betreten. Durdi die Aufstellung des 
Merkmals der Gefährdung von Eigentum in größerem Um-« 
fange ist dem Riditer genügend Anhaltsj3unkt gegeben, ins- 
besondere die einfachen Sadibesciiädigungen auszuscheiden, 
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indem er sich im Zweifel eben für die mildere Beurteilung 
entscheiden wird. 

Wenn die Straftaten des Sprengmittelgese^es einbezogen 
werden, so ist es unabweislich, die Bestimmung des § 8 des« 
selben allgemein zu fassen, indem einerseits die öffentlid ie 
Aufforderu ng zu einem Sprengmittelverbrechen fuglich nicht 
anders behandelt werden soll als solche Aufforderungen zu 
anderen gemeingefährlichen oder anderen sAw f>rp>n Straf tafpi]. 
anderseits die Strafandrohung des § 8 Sprengmittelgeseges 
(5 bis 10 Jahren schwerer Kerker) zu strenge erscheint. In 
gleicher Weise ist die Bestimmung des § 5 des Gese^es gegen 
Komplotte durch eine allgemeine Best immung zu ersetzen. 
Was die Strafandrohung des § 9 des dese^es betrifft, so be- 
steht kein Bedürfnis, diese weiter aufrechtzuerhalten, vorläufig 
genügen für die wenigen erweislichen Fälle solcher Art die 
Bestimmungen der §§ 212 und 213 StG. 

Notwendig erscheinen ferner besondere Bestimmungen 
zur Sicherung der Schiffahrt ohne Unterschied zwischen See- 
und Binnenschiffahrt, da eine allgemein gehaltene Ein- 
beziehung (wie in § 85b durch das Wort »Dampfschiffe*) 
nicht genügt« 

In Frage kommt, ob die durch ^ 168 StG . für die Brand- 
legung und durch § 10 des Spreng mittelgesefees für die 
Sprengmittelverbrechen festgesetzte Straflosigkeit wegen tätig er 
R eue a ufrechterhalten werden soll ^(i n Deutschland § 310 fü r 
* ürancllegung ). Es empfiehlt sich nicht eine solche Bestimmung 
— die sinngemäß für alle gemeingefährlichen Straftaten ein- 
geführt werden müßte — aufrechtzuerhalten, da abgesehen 
von ihrem problematischen kriminalpolitischen Werte in bezug 
auf den Anreiz für den Täter, die Wirkung seiner Tat zu 
beseitigen, ein kaum zu vertretender Widerspruch gegenüber 
Einzelgefährdungen geschaffen würde, und durch eine ent- 
sprechende Gestaltung des Strafsatzes dem Richter die Mög^ 
lichkeit gegeben werden kann, auf eine verhältnismäßige milde 
Strafe zu erkennen (bei Strafsä^en bis zu 5 Jahren bis auf 
einen Tag herab). 
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Für die gemeingefährlichen Verbredien stünden infolge 
der nach meinen Vorschlägen vorausgegangene n Streichung des 
19. HauptstüAes (Zweikampf) neben §§166 bis 170 audi die 
"§§ 158 bis 165 zur Verfügung, ferner im zweiten Teile bei 
den Straftaten gegen das Vermögen die §§ 447 bis 459. Bei 
einer Einreihung der fahrlässigen Gefährdung von Eigentum 
in größerem Umfange in die Straftaten gegen das Vermögen 
müßte im Falle gleichzeitiger Gefährdung von Mensdienleben 
Zusammentreffen mit den neuen Tatbeständen der 6S 33 5 
^ und 336 angenommen werden. 

icn würde sonach vorsdilagen: 

20. Hauptstücic. Gemeingefährlidie Verbrechen. 
§160. Brandlegung. 1. Wer vorsä^lidi eine fremde 
oder seine eigene Sache in Brand sefet, um eine Feuers- 
brunst an fremdem Eigentum zu verursadien, 

2. wer vorsä^lidi in der Absidit, sich einen rechts- 
widrigen Vorteil zuzuwenden oder einem anderen einen 
rechtswidrigen Naditeil zuzufügen, seine eigene Sadie unter 
gleichzeitiger Erregung der Gefahr e iner Feuersbriinst an 
fremdem Eigentum in Brand segt, 

wird wegen Verbrediens der Brandlegung mit Kerker 
von 1 bis zu 5 Jahren bestraft. Wenn der beabsiditigte 
oder erfolgte Schaden 5000 K übersteigt oder durdi die 
Feuersbrunst Mensdienleben gefährdet waren oder ein 
Mensch eine schwere Körperbesdiädigung (§ 152) erlitten 
hat, ist auf Kerker von 3 bis zu 10 Jahren, und wenn die . 
Feuersbrunst den Tod eines Menschen verursachte, v on 5 j^ ^jV^^^iJ^r 
bis zu 2 Jahre n, bei besonders ersdiwerenden Umständen 
gut lebenslänglidie n Kerker zu erkennen. 

§ 161. Vorsätzliche Gemeingefährdung. 1. Wer 
vorsä^lidi durch Besdiädigung eines zum Betriebe ge- 
hörigen Gegenstandes oder durch eine andere Handlung 
oder Unterlassung den Betrieb einer durdi medianische 
Kraft bewegten Eisenbahn, Werksanlage oder Masdiine, 
den Betrieb eines Bergwerkes oder einen anderen be- 
sonders gefährlichen Betrieb in einer mit Gefahr für das 
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Leben von Menschen oder für fremdes Eigentum in 
größerem Umfange verbundenen Art gefährdet oder stört, 

2. wer vorsätzlich durch Zerstörung oder Deschädigung 
einer zum Schule gegen Wassergefahr dienenden Vor- 
richtung oder durch eine andere Handlung oder Unter- 
lassung eine mit Gefahr für das Leben von Menschen oder 
für fremdes Eigentum in größerem Umfange verbundene 
Überschwemmung herbeiführ t, 

3. wer vorsäglich zum menschlichen Genüsse be- 
stimmtes Wasser, Lebensmittel oder andere zum Gebrauche 
für Menschen bestimmte Gegenstände mit Gift oder einem 
anderen als Gift wirkenden Stoffe in einer das Leben oder 
die Gesundheit von Menschen in größerem Umfange ge- 
fährdenden Art verseht, 

wird wegen Verbrechens mit Kerker von 1 bis zu 
S Jahren, im Falle eines 5000 K übersteigenden Schadens 
oder der verursachten schweren Körperbeschädigung eines 
Menschen mit Kerker von 3 bis zu 10 Jahren und im 
Falle der Herbeiführung des Todes eines Menschen mit 
f^ i Kerker von 5 bis zu 20 Jahren und unter besonders er- 
schwerenden Umständen auf Lebensdauer bestraft. 

§ 162. Vorsätzliche Gefährdung der Schiffahrt. 
Mit denselben Strafen wird bestraft: 

1. wer vorsäglich die Sicherheit der Fahrt oder Lan- 
dung eines mit einer größeren Zahl von Menschen be- 
seiten Schiffes durch Beschädigung eines Teiles desselben 
oder eines zu seiner Fortbewegung oder Steuerung not- 
wendigen Gegenstandes oder auf andere Weise gefährdet, 

2. wer vorsätzlich in rechtswidriger Absicht ein mit 
einer größeren Zahl von Menschen besegtes Schiff zum 
Stranden oder Sinken bringt oder in fahrtuntüchtigem Zu- 
stande auslaufen läßt, 

3. wer vorsä^lich die Schiffahrt an der Meeresküste, 
auf einem See oder Flusse durch Zerstören, Beseitigen 
oder Unbrauchbarmachen eines zur Sicherung aufgestellten 
Zeichens oder Signals, durch pflichtwidrige Nichtaufstellung 
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eines solchen Zeichens oder durdi Aufstellen eines falschen 
Zeichens gefährdet. 

§ 163. Vorsätzliche Gefährdung durch Spreng- 
mittel. Ebenso wird bestraft, wer vorsä^Iich in der Ab- 
sicht, fremdes Eigentum zu beschädigen oder zu zerstören, 
oder zum Zwecice der Einschüchterung oder der Beun- 
ruhigung anderer ein Sprengmittel in einer das Leben von 
Menschen oder fremdes Eigentum in größerem Umfange 
gefährdenden Art zur Explosion bringt. 

§ 164. Vorbereitung eines gemeingefährlichen 
Verbrechens. Wer sich mit einem anderen zur Begehung 
eines der in den §§160 bis 163 angeführten Verbrechen 
verabredet oder zum Zwecice der Ausführung eines solchen 
Verbrechens hierzu geeignete Mittel oder Werkzeuge be- 
schafft oder verwahrt, wird wegen Verbrechens mit Kerker 
von 6 Monaten bis zu 3 Jahren bestraft. 

§ 165. Verfall. In dem Falle der §§ 161 bis 164 
ist auf den Verfall der zur Ausführung bestimmten Werk- 
zeuge oder Mittel zu erkennen. 

§ 166. Öffentliche Aufforderung zu einem ge- 
meingefährlichen Verbrechen. Wer öffentlich, vor 
mehreren Leuten, in Drucicsdiriften oder verbreiteten 
Schriftstücicen zur Begehung eines der in den §§160 bis 
163 angeführten Verbrechen unmittelbar oder durch An- 
preisung oder Unterricht auffordert, wird wegen Verbrechens 
mit Kerker von 6 Monaten bis zu 3 Jahren bestraft. 

§ 167. Vorsätzliche Störung eines gemein- 
nügigen Betriebes. Wer vorsäglich durch Beschädigung 
eines zum Betriebe gehörigen Gegenstandes oder durch 
eine andere Handlung oder Unterlassung den Betrieb einer 
öffentlichen Telegraphen-, Telephon- oder Rohrpostanlage, 
einer öffentlichen Wasserleitung, einer öffentlichen Be- 
leuchtungsanlage oderl eines Abfuhrkanales unterbricht, 
wird wegen Verbrechens mit Kerker von 6 Monaten bis 
zu 5 Jahren und im Falle eines beabsichtigten oder ein- 
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V, Gemeingefährliche Straftaten. 



getretenen 5000 K übersteigenden Nachteils mit Kerker von 
3 bis zu 10 Jahren bestraft. 

Die zur Ergänzung dienenden Bestimmungen des zweiten 
Teiles hätten zu lauten: 

§447. Fahrlässige Herbeiführung einer Über- 
schwemmung. Wer fahrlässig eine Gefahr für fremdes 
Eigentum in größerem Umfange durdi Überschwemmung 
herbeiführt, wird wegen Übertretung mit Gefängnis oder 
Arrest von 3 Tagen bis zu 6 Monaten, und falls dadurch 
eine solche Überschwemmung entstanden ist, wegen Ver- 
gehens mit Gefängnis von 4 Wochen bis zu 2 Jahren be- 
straft. Wurden zugleich Menschenleben gefährdet, so ist 
neben dieser Bestimmung auch jene des § 336 anzuwenden. 

§ 448. Fahrlässige Gebarung mit Spreng- 
mitteln. Ebenso wird bestraft, wer durch fahrlässige Ge- 
barung mit Sprengmitteln eine Gefahr für fremdes Eigen- 
tum in größerem Umfange herbeiführt. In diesem Falle 
ist auf Verfall der Sprengmittel zu erkennen, wenn sie im 
Eigentum eines der Täter oder Mitschuldigen stehen. 

§ 449. Fahrlässige Störung eines gemein- 
nügigen Betriebes. Wer fahrlässig den Betrieb einer 
öffentlichen Telegraphen-, Telephon- oder Rohrpostanlage, 
einer öffentlichen Wasserleitung, einer öffentlichen Beleuch- 
tungsanlage oder eines Abfuhrkanals unterbricht, wird 
wegen Vergehens mit Gefängnis oder Arrest von 4 Wochen 
bis zu 1 Jahr bestraft. 

§450. Nichterfüllung von Lieferungsverträgen. 
Wer vorsäglich einen mit einer inländischen Behörde ab- 
geschlossenen Lieferungsvertrag über Bedürfnisse der Armee 
im Kriegs- oder Mobilisierungsfalle, oder über zur Besei- 
tigung eines Notstandes dienende Lebensmittel oder andere 
Verbrauchsgegenstände nicht dem Zwecice entsprechend er- 
füllt oder die Erfüllung eines solchen Lieferungsvertrages 
vorsätzlich vereitelt, wird wegen Vergehens mit Gefängnis 
von 3 Monaten bis zu 2 Jahren bestraft. 
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Im Falle fahrlässiger Begehung ist wegen Übertretung 
auf Gefängnis oder Arrest von 4 Wodien bis zu 6 Mo- 
naten zu erkennen. 

Es wäre ferner in § 2 Absag 1 cles Sprengmittelgeseges 
statt der Schlußworte ,,madit sidi . . ." zu setzen: „wird mit 
Arrest bis zu 4 Wodien oder an Geld bis zu 500 K bestraft" 
und statt des legten Absatzes „Die Bestrafung steht den poli- 
tisdien Bezirksbehörden zu". 

Es wäre ferner di e Bestimmung des ^ 336 in seiner 
n euen Fassung (S. 119) d urch eine solche gegen die fahr- 
lässige uetährdung der Schiffahrt entsprediend den neuen Tat- 
beständen des § 162 zu ergänzen: 

§ 342. Fahrlässige Gefährdung der Sdiiff- 
fahrt. 1. Wer fahrlässig die Sicherheit der Fahrt oder 
Landung eines mit einer größeren Zahl von Mensdien be- 
seiten Sdiiffes durch Beschädigung ei nes Teiles desselben 
oder eines zu seiner rortbewegung oder Steuerung not- 
wendigen Gegenstandes oder auf andere Weise gefährdet,. 

2. wer fahrlässig ein mit einer größeren Zahl von e^^-^t^^^s^Mi^^ «^ 
Menschen besegtes Sdiiff zum Stranden oder Sinken ^ ^ 
bringt oder in fahrtuntüditigem Zustande auslaufen läßt, ^'^^'^^^^ ^A^J 

3. wer fahrlässig die Sdiiff ahrt an der Meeresküste, 

auf einem See oder Flusse durch Zerstören, Beseitigen ^y^ ^^ ^ 
oder Unbrauchbarmadken eines zur Sicherung aufgestellten i""^ /J 

Zeichens oder Signales, durdi pflichtwidrige Nichtaufstellung 
eines solchen Zeichens oder durdi Aufstellen eines falschen 
Zeidiens gefährdet, 

wird wegen Vergehens mit Gefängnis oder Arrest von 
4 Wodien bis zu 6 Monaten, und im Falle der Herbei- 
führung der schweren oder tödlichen Körperverlefeung eines 
anderen (§§ 152, 154) mit Gefängnis oder Arrest von 
3 Monaten bis zu 2 Jahren bestraft. 

Über den Umfang der heutigen Reditsanwendung auf 
dem Gebiete der gemeingefährlichen Straftaten liegen keine 

Hoegel, Teilreformen. 9 
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vollständigen Daten vor. Idi teile die vorhandenen nadi" 
stehend mit: 



Es wurden im Jahres- 
durchschnitt verurteilt 
wegen 



t 

00 



S 



S! 



^ 



00 



1 

00 



s 



Verbrechen nach § 85 c 
sta 

Verbrechen nach §87 StG. 

Verbrechen nach §89 StG. 
(an Telegraphen) . . 

Sprengmittelverbrechen . 

Sprengmittelvergehen 

Sprengmittelüber- 
tretungen 

Brandlegung 

Übertretung durch feuer- 
gefährliche Handlungen 

Vergehen gegen Pest- 
anstalten 



I 



22 



29 
29 



230 
4665 
2 



246 
8146 
4 



31 
31 

5 
0,6 
18 

162 
206 

11554 

1 



40 
37 

6 
1,8 
41 

207 
168 

13015 

1 



41 
68 

14 
0,6 
41 

172 
149 

11754 



9 
106 

13 
77 

259 
134 

11401 

2 



15 
124 

3 

1 

86 

425 
137 

10 032 



5 

138 



77 

245 
148 

11041 

3 



tx=i 130 



Digitized by VjOOQIC 



VI. Straftaten gegen die Staatsgewalt 
und gegen die Freiheit. 



Der Ersatz der Bestimmungen der §§ 98 bis 100 StG, 
durch solche gegen Erpressung, Nötigung und Drohung ermög" 
lidit die Behandlung des Widerstandes gegen obrigkeitliche 
Personen als Vergehen. 

Aufzuheben wäre das ganze 8. Hauptstücic »von dem 
Aufstande und Aufruhr*. Die daselbst enthaltenen zwei Ver- 
brechen sind mit dem Verbrechen des § 81 der »gewaltsamen 
Handanlegung und gefährlichen Drohung gegen obrigkeitliche 
Personen in Amtssachen* aus dem Verbrechensteile auszuschei- 
den, die betreffenden Tatbestände sind als Vergehen zu be- 
handeln, und zwar in Zusammenhang mit dem Vergehen des 
Auflaufes (§§ 279 bis 284), der Wachebeleidigung und Ein- 
mengung (§§312 bis 314). Es dürfte dies am richtigsten im 
S. Hauptstücice des II. Teiles »von den Vergehen und Über- 
tretungen gegen die öffentliche Ruhe und Ordnung* geschehen. 
Dadurch, daß der Aufruhr nur mehr als erschwerter Fall des 
Widerstandes [gegen öffentliche Organe behandelt wird, ent- 
fällt die Möglichkeit, ihn standrechtlich zu behandeln. Es ist 
also § 429 StPO. zu streichen, die folgenden Bestimmungen 

erfahren dadurch sinngemäß eine Einschränkung. f 

9* ^ 
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Der Aufruhr unterscheidet sidi nach meinen Vorsdilägen 
von der öffentlichen Gewalttätigkeit zunädist durdi das Be« 
gehungsmittel (öffentliche Zusammenrottung), den Umstand» 
daß es zu einer Gewalttat nodi nicht gekommen zu sein 
braucht und durch die Androhung einer höheren Strafe. Inner- 
halb des Strafrahmens ist es lermöglidit, im Falle der Be- 
gehung einer öffentlichen Gewalttätigkeit oder einer anderen 
Straftat nadi erfolgter Zusammenrottung unter Anwendung 
der Bestimmungen über das Zusammentreffen eine ent- 
sprechend höhere Strafe zu verhängen. Dasselbe gilt gegen- 
über den Anführern und Anstiftern. Der Möglichkeit, daß 
der Aufruhr auf politisdien oder anderen berüdcsichtigungs- 
werten Beweggründen beruht, ist dadurch Redinung getragen, 
daß nadi den Bestimmungen über das Milderungsredit statt 
auf Gefängnis auf Arrest erkannt werden kann. Beim Aufruhr 
tritt Straflosigkeit im Falle reditzeitigen Rüdetritts ein. 

Fälle der Bestrafung wegen Aufstandes und Aufruhrs 
nach geltendem Rechte kommen selten vor (1881 bis 1903 im 
ganzen 32 Verurteilungen), dagegen ist die Straffälligkeit auf 
dem Gebiete der öffentlichen Gewalttätigkeit nach § 81 StG. 
(mit den Strafsä^en von 6 Monaten bis zu 1 Jahre und 1 bis 
zu 5 Jahren, § 82 StG.) eine sehr bedeutende. 

Die Verurteilungsziffern sind auch im Verhältnis zur Be- 
völkerungsziffer bedeutend angewachsen. 



Wegen öffentlidier Gewalt- 
tätigkeit nach § 81 wurden 
im Jahresdurchschnitt 
verurteilt 


1874 

bis 

1880 


1881 
bis 
1885 


1886 

bis 

1890 


1891 
bis 
1895 


1896 

bis 

1900 


1901 


1902 


1903 


1904 


Zahl 

auf 10 000 Straf mündige . 


1359 


1537 
1,00 


1756 
1,10 


2091 
1,27 


2660 
1,54 


3157 
1,79 


3044 
1,71 


3142 
1,75 


3073 
1,69 



Außerdem erfolgten in den Jahren 1902 bis 1904 als 
Nebentat 254, 218 und 181 Verurteilungen. 

Eine beträchtliche Zahl der Verurteilten ist vorbestraft^ 
wie sidi aus der folgenden Zusammenstellung ergibt: 
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Vi, Straftaten gegen die Staatsgewalt und gegen die Freiheit 



Über die Höhe der verhängten Strafen gibt folgende 
Tafel Aufsdiluß. 











zur Kerkerstrafe in der Dauer 




Nadi 


S 

a 


{ 


S 


von ül>er 


Darunter 


§81 
wur- 
den 


1 


s 

■g 

1 


£ 

■g 

5 


li 


c 

I 


1—3 Monate 
bis 1 Monat 


wegen 
mehrerer 
Straftaten 


1896— 
1900 


18 511 


1919 


13302 


5 


38 


716 


1496 


3 286 


6 172 1 589 


5.5M 


1901 


4552 


473 


3156 


— 


5 


154 


284 


779 


1508 


426 


1,513 


1902 


4273 


594 


3044 


— 


4 


151 


310 


630 


1227 


720 


— 


1903 


4399 


562 


3142 


— 


3 


141 


268 


581 


1241 


<KW 


— 


1904 


4516 


622 


3 073 


~~~ 


7 


129 


328 


623 


1196 


790 


"~~ 




Alle diese Verurteilungen würden aus den Verbrechens- 
Verurteilungen ausscheiden. 

Die Bestimmungen einer darauf abzielenden Novelle 
hätten zu lauten: 

»Die Bestimmungen der §§ 68 bis 75, 81, 82, 278 
bis 284 und 312 bis 314 StG. und des § 429 StPO. wer- 
den aufgehoben*. Es haben nunmehr zu lauten: 

§ 278. Widerstand gegen behördliche Organe. 
Wer durch Anwendung von Gewalt oder durch Bedrohung 
mit einer Verlegung am Körper sich einem in Ausübung 
seines Dienstes befindlichen behördlichen Organ widersetzt, 
um diese Dienstesausübung zu vereiteln, oder wer gegen 
eine Behörde oder ein behördliches Organ Gewalt oder 
Drohung mit Gewalt anwendet, um eine Dienstesverridi- 
tung derselben zu erzwingen, wird wegen Vergehens mit 
Gefängnis von 4 Wochen bis zu 2 Jahren bestraft. 

Als behördliche Organe sind Beamte und Diener der 
Behörden des Staates, der Länder, Bezirke und Gemeinden 
und die Zivil- und Militärwache n, die Befehlshaber mili- 
tärischer Abteilungen sowie deren Manns Aaft, sofern sie 
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VI. Straftaten gegen die Staatsgewalt und gegen die Freiheit. 

im Falle einer Widersegung zur Hilfeleistung beigezogen 
Werden, terner SülA6 Personen anzusehen, die zur Autsicnt 
und zum Betriebe von mit med\anisd\er Kraft betriebenen 
dem öffentlichen Verkehr dienenden Eisenbahnen und 
Schiffen bestellt sind, Leiter und Lehrer öffentlicher 
Schulen, Gemeindevorsteher und ihre Stellvertreter, Ge- 
schworene und andere Laienrichter, das im Privatdienst 
stehende behördlich bestellte Forst- und Feldschugpersonal. 

§ 279. Aufruhr. Wer sich vorsätzlich an der Zu- 
sammenrottung einer Menschenmenge beteiligt, die durch 
Anwendung von Gewalt oder Bedrohung mit Gewalt die 
Vereitlung der Dienstesausübung eines behördlichen Or- 
ganes oder einer Behörde, die Dienstesverrichtung eines 
solchen Organes oder einer Behörde, die Zurücknahme 
oder die Erlassung einer behördlichen Verfügung, einer 
Verordnung oder eines Gese^es zu erzwingen suchft, wird 
wegen Vergehens des Aufruhrs mit Gefängnis von 3 Mo- 
naten bis zu !^ Jahren bestraft. 

Die Strafbarj^t erlischt für Denjenigen , der sich aus 
der Zusammenrottung entfernt, bevor eine Anwendung von 
Gewalt oder Drohung stattgefunden hat und der Zwedc 
der Zusammenrottung, wenn auch nur teilweise erreicht 
wurde, insofern er sich nicht der Anstiftung oder Mitschuld 
an der Beteiligung anderer schuldig gemacht hat. 

§ 280. Auflauf. Wer der an eine zusammenge- 
rottete Menschenmenge gerichteten behördlichen Aufforde- 
rung sich zu entfernen vorsä^lich keine Folge leistet, wird 
wegen Übertretung mit Gefängnis oder Arrest von 3 Tagen 
bis zu 4 Wochen bestraft. 

§ 281. Beleidigung eines behördlichen O r- 

. ä ganes. Wer ein in Ausübung seines Dienstes befindliches 

Xy^C I * behördliches Organ durch eine Tätlichkeit, Bedrohung mit 

emer solchen oder durch eine Beschimpfung beleidigt, wird 

wegen Übertretung mit Gefängnis oder Arrest von 3 Tagen 

bis zu 3 Monaten bestraft. 
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VI. Straftaten gegen die Staatsgewalt und gegen die Freiheit, 

§ 282. Einmengung. Wer sidi in der Dienstes- 
ausübung eines behördlichen Organes unbefugt einmengt, 
um diese zu vereiteln, wird wegen Übertretung mit Ge- 
fängnis oder Arrest von 3 Tagen bis 4 Wodien bestraft. 
Diese Bestimmungen sind auch gegenüber dem deutsdien 
Gesege wesentlich milder und einfacher. Der Aufruhr stellt sid\ 
als eine erschwerte Form der Widersegung dar, für strengere 
Strafen liegt nadi den Ergebnissen der Erfahrung kein Be- 
dürfnis vor. In dem Zeitraum von 1896 bis 1903 wurden 
22644 Personen (jährlich im Durdischnitt 2830) naA § 81 StG. 
verurteilt, davon 5 zu über 3 — ^5 Jahren, 50 über 2— 3 Jahren, 
1162 über 1—2 Jahren, 2358 über 6— 12 Monaten, 10148 über 
1 — 3 Monate, 3643 bis zu 1 Monat Kerker. Es ist mit Sicher- 
heit anzunehmen, daß die zu mehr als 2 Jahren Verurteilten 
gleichzeitig auch wegen anderer Verbrechen verurteilt wurden, 
in welchem Falle die Bestimmungen über das Zusammentreffen 
gelten. Ich bemerke, daß nadi meinen Vorsdilägen diese Be- 
stimmungen insbesondere dann anzuwenden wären, wenn die 
Gewaltausübung für sidi eine besondere Straftat begründet 
( Körperverlefeung) . 

* Was den Kreis der besonders gesdiü^ten Personen be- 
trifft, so ergibt sich eine besondere Sdiwierigkeit in Ansehung 
der im Dienste befindliche n Militärpersone n. Im geltenden Red\t 
sind nur die Militärwadien ausdrücklich einbezogen (ebenso 
nach § 166 des ungarischen Gesetzes). Es geht jedoch nicht 
an einem Abteilungskommandanten und der im Falle einer 
Widersegung zur Hilfeleistung herangezogene Mannschaft den 
Schu^ zu versagen, andererseits ginge es zu weit, jedem im 
Dienst befindlichen Soldaten diesen Sd\u6 zu gewähren (§113 
deutsdies Gese^). 
*-^ Mit demselben Gesefeesentwurfe könnten die gänzlidi 

veralteten Bestimmungen über Geheimbündelei (§§ 285 — 299) 
beseitigt werden. Es würde sich empfehlen unter einem die 
Strafbestimmungen der Gesege über das Vereins- und Ver- 
sammlungsredit derart zu ändern!, daß die reinen Formüber- 
tretungen den politisdien Behörden zur Ahndung überlassen 
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blieben. Es ersdieint weder zwedcmäßig, noch der Natur 
soldier Formverstöße entsprechend, sie der gerichtlidien Be* 
strafung zuzuführen. Es wäre daher als weitere Bestimmung 
zu empfehlen: 

Die Bestimmungen der §§ 285 bis 299 StG. werden 
aufgehoben. Es hat zu lauten: 

§ 283. Übertretung gegen das Vereins* und 
Versammlungsredit. . 1. Wer sich vorsäglich an der Bil' 
düng oder Tätigkeit eines Vereines oder Vereinsverbandes 
beteiligt, der behördlich untersagt wurde, bezüglidi dessen 
die ausdrüdcliche oder stillschweigende Genehmigung noch 
nicht erfolgt ist, der behördlich aufgelöst wurde oder dessen 
Genehmigung von der Behörde durch falsche Angaben er* 
' schlichen wurde, 

2. wer sich vorsätzlich an der Leitung einer Versamm- 
lung beteiligt, die behördlich untersagt oder aufgelöst wurde, 
oder deren erforderliche Genehmigung nicht eingeholt 
wurde oder nicht erfolgt ist, 

wird wegen Übertretung mit Arrest von 3 Tagen bis zu 
6 Wochen oder an Geld von 20 bis 500 K bestraft. 
Es haben ferner zu lauten: 

§ 36 des Geseges vom 15. Nov. 1867 RGBl. Nr. 134. 
Wer den Vorschriften dieses Gesetzes zuwiderhandelt, ist 
von der politischen Bezirksbehörde (Polizeidirektion) an 
Geld bis zu 100 K zu bestrafen, sofern nicht eine nach 
dem Strafgesetz zu ahndende Handlung vorliegt. 

§ 19 des Gese^es vom 15. Nov. 1867 RGBl. Nr. 135. 

Wer den Vorschriften dieses Gesetzes zuwiderhandelt, ist 

von der politischen Bezirksbehörde (Polizeidirektion) an 

Geld bis zu 100 K zu bestrafen, sofern nicht eine nach 

dem Strafgese^e zu ahndende Handlung vorliegt. 

Schließlich würde ich zum Zwecke der Beseitigung der 

gerichtlichen Bestrafung passiven Ungehorsames in einzelnen 

Geset^esnovellen beantragen, daß nachstehende Bestimmungen 

des Lebensmittelgeseges, Margaringeseges und Personalsteuer' 

geseges geändert werden. 
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An Stelle der §§ 9 und 10 des Lebensmitte 1- 
gese^es hätte zu treten: 

§ 9. Wer den Vorsdiriften des § 3 zuwider den Ein- 
tritt in die Räumlidikeiten, die Entnahme einer Probe oder 
die Vornahme der Revision zuzulassen sidi weigert, ist von 
der Gewerbebehörde an Geld bis zu 500 K zu bestrafen, 
sofern die Tat nidit eine nach dem Strafgesetze zu be- 
strafende Handlung begründet. 

§ 10. Wer den auf Grund der §§6 und 7 erlassenen 
Verordnungen oder der Anordnung des § 8 oder wer den 
bereits vor der Wirksamkeit dieses Gese^es erlassenen ge- 
seglidien oder den von der zuständigen obersten Verwal- 
tungsbehörde erlassenen und allgemein kundgemachten 
Vorschriften, womit bisher schon Anordnungeh oder Ver- 
bote im Sinne der §§ 6 und 7 dieses Gese^es erlassen 
wurden, zuwiderhandelt, ist von der Gewerbebehörde an 
Geld bis zu 500 K zu bestrafen, sofern die Tat nicht den 
Tatbestand einer nach dem Strafgese^e zu ahndenden 
Straftat begründet. 

Die Bestimmungen der §§15 und 17 des Margarine- 
gese^es hätten zu lauten: 

§ 15. Wer den Vorschriften des § 13 zuwider den 
Eintritt in die Räumlichkeiten, die Entnahme einer Probe 
oder die Vornahme der Revision zuzulassen sich weigert, 

2. wer den Bestimmungen des § 6 zuwider die von 
ihm geforderte Auskunft verweigert oder wissentlich eine 
falsche Auskunft erteilt, 

ist von der Gewerbebehörde an Geld bis zu 500 K zu 
bestrafen. 

§ 17. Wer den Bestimmungen dieses Geseges oder 
den auf Grund der §§ 4, 9 und 14 erlassenen allgemein 
kundgemachten Verordnungen der Regierung zuwider- 
handelt, ist von der Gewerbebehörde an Geld bis zu 500 K 
zu bestrafen. 
Es handelt sich hier um reine Ordnungswidrigkeiten, be- 
züglich deren eine gerichtliciie Bestrafung niciit am Plage ist. 
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In Zusammenhang steht damit die Bestimmung des 
§ 248 des Personalsteuergeseges vom 25. Okt 1896 
RGBl. Nr. 220, welche die Bestrafung eines ähnlidien passiven 
Widerstandes, wie er in § 9 des Lebensmittelgese^es und 
§ 15 des Margarinegese^es den Gerichten zuweist. Es müßten 
daher in der Strafandrohung |ln § 248 an Stelle der Worte 
«macht sich" das Wort «ist* und an Stelle des Schlusses 
»einer Übertretung schuldig und . . .* die Worte »an Geld 
bis zu 500 K zu bestrafen*. Ferner wäre in § 256 erster Ab- 
satz die Zahl »248* zu streichen, dafür in dem vierten Absag 
von 249 einzusehen. 

Hierher würden ferner an Stelle der dehnbaren Bestim- 
mungen der §§ 300, 301, 302, 305 und 307 StG. und der 
Art. III und IV d. G. v. 17. Dez. 1862 RGBl. Nr. 8 f. 1863 
schärfer abgegrenzte Tatbestände zu ^ggfee n, etw a in nach- 
stehender Weise: C*'^''^ ^"^ 

§ 284. Herabwürdigung der Staatsgewalt. Wer 
öffentlich oder in einer Drudcschrift über die Verfassung, 
ein Gese6, die Regierung, eine Behörde, über eine Ver- 
ordnung, über eine behördliche Anordnung oder Entsdiei- 
dung, über die bewaffnete Macht der Monarchie oder eine 
Abteilung derselben in der Absicht, sie veräd it lich zu 
machen, eine Beschimpfung oder eine unwah re oder en t- 
stellte latsac he vorbringt, ist wegen Vergehens mit Ge- 
fängnis oder Arrest von 3 Tagen bis zu 6 Monaten oder an 
Geld von 100 bis zu 2000 K zu bestrafen. 

Richtet sich eine dieser Straftaten gegen eine Behörde, 
deren Anordnung oder Entscheidung, so findet die Ver- 
folgung nur mit Ermächtigung dieser Behörde statt. Riditet 
sie sich gegen die bewaffnete Macht oder eine Abteilung 
derselben, so findet die Verfolgung nur mit Ermächtigung 
des vorgesetzten Ministers statt. 

§ 285. Aufwiegelung. Wer öffentlich oder in einer 
Drudcschrift auffordert, gesegmäßig auferlegte öffentliche 
Abgaben nicht zu entrichten, die gesetzmäßig obliegende 
Wehrpflicht nicht zu erfüllen oder öffentlich-rechtlichen Ver- 
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pfliditungen aus Gesetien, gültigen Verordnungen oder be- 
hördlidien Anordnungen nidit nadizukommen, ist wegen 
Vergehens mit Gefängnis oder Arrest yon 3 Tagen bis zu 
6 Monaten oder an Geld von 100 bis zu 2000 K zu 
bestrafen. 

§ 286. öffentliche Aufforderung zu einer 
Straftat. Wer öffentlich oder in einer Drudcsdirift zur 
Begehung eines Verbrediens auffordert oder diese anpreist, 
ist wegen Vergehens mit Gefängnis von ö nonaten Dis zu 
1 Jahr zu bestrafen. 

Eine solche Aufforderung oder Anpreisung zu einer 
anderen amtlich zu verfolgenden, mit Gefängnisstrafe be^ 
drohten Straftat oder zu einer nach dem Militärstrafgeset^e 
als Verbrechen behandelten Verletzung der Militärdienst" 
pflicht, ist mit Gefängnis oder Arrest von 3 Tagen bis zu 
6 Monaten oder an Geld von 100 bis zu 2000 K zu 
bestrafen. 

§ 301. Aufreizung gegen einen Teil der Be" 
völkerung. Wer öffentlich oder in einer Drudcschrift 
einen Teil der im Inland befindlichen Bevölkerung zu 
feindseligen, den öffentlichen Frieden bedrohenden Hand- 
lungen gegen einen anderen Teil dieser Bevölkerung, ins- 
besondere gegen einen Volksstamm, eine Religionsgesell" 
Schaft oder einen Stand aufreizt, ist wegen Vergehens mit 
Gefängnis oder Arrest von 3 Tagen bis zu 6 Monaten oder 
an Geld von 100 bis zu 2000 K zu bestrafen. 

§ 302. Beunruhigung der Bevölkerung. Wer 
vorsäglich ein falsches Gerücht, das geeignet ist, in der 
Bevölkerung Furcht oder unbegründete Besorgnisse zu er- 
regen, auf eine hierzu geeignete Art verbreitet, oder durdi 
Mißbraudi von Notsignalen oder auf andere Weise unter 
den Bewohnern eines Ortes oder in einer Mensdienmenge 
unbegründete Besorgnisse vor Gefahren oder Unglücks- 
fällen, den unbegründeten Zusammenlauf einer größeren 
Menschenmenge oder die unbegründete Aufbietung der be- 
waffneten Macht oder eines Wachkörpers verursacht, ist 
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wegen Übertretung mit Arrest von 3 Tagen bis zu 6 Wochen 
oder an Geld von 20 bis zu 500 K zu bestrafen. 

Hierbei müßten in Art. VI des Einführungsgese^es zur 
Strafprozeßordnung statt der §§ 300 und 302 die §§ 284, 
285 und 301 angeführt werden. 

Zu den längst unhaltbar gewordenen Bestimmungen des 
Hauptstüdces von der öffentlichen Gewalttätigkeit gehört jene 
über den Haus- und Landfriedensbrudi (§§ 83, 84 StG.), 
die insbesondere dann nicht mehr aufrechterhalten werden 
kann, wenn die Nötigung und Drohung aus den Verbrechen 
ausgeschieden sind. Es empfiehlt sich eine ähnliche Regelung 
wie im deutschen Rechte. Was die gegenwärtige Rechts- 
anwendung anbelangt, so wurden von 1896 bis 1903 3813 
Personen verurteilt (jährlich im Durchschnitt 476), hiervon 3 
mit über 3 bis 5, 15 mit über 2 bis 3, 119 mit über 1 bis 
2 Jahren, 234 mit über 6 bis 12, 818 mit über 3 bis 6, 2003 
mit über 1 bis 3 Monaten, 621 bis zu 1 Monat. Auch hier 
entfallen die Strafen über 2 Jahre offenbar auf solche Fälle, 
in denen ein Zusammentreffen mit anderen Verbrechen vor- 
lag. Ein Bedürfnis nach einem 2 Jahre übersteigenden Straf- 
sa6e besteht auch für die schwersten Fälle nicht. Die nach 
dem deutschen Gese6e für den Landfriedensbruch bestehen- 
den höheren Strafsäge kommen nur selten zur Anwendung 
(im Jahre 1904 wurden von 83 Verurteilten 7 zu Zuchthaus, 
davon 5 von 2 Jahren aufwärts und 7 mit Gefängnis von 
2 Jahren aufwärts verurteilt,' auch hier dürfte Zusammen- 
treffen |nit anderen Straftaten vorgelegen haben). 

Ich würde die betreffenden Bestimmungen an die unter 
III vorgeschlagenen über Nötigung und Drohung reihen, daher 
als §§ 437 bis 439. In der Fassung gehe ich von dem 
Grundgedanken der §§ 123 bis 125 des deutschen Gesetzes 
und der §§ 143 bis 145 der seinerzeitigen österr. Entwürfe 
aus, insbesondere unterscheide ich — wie die lefeteren — 
zwischen Hausrechtsverle^ung und Hausfriedensbruch, nur 
hebe ich bei dem Hausfriedensbruch die Art der angewendeten 
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Gewalt hervor. An Stelle der §§ 83 und 84 würden daher 
treten: 

§ 437. Hausfriedensbruch. Wer durch Anwendung 
oder Androhung von Gewalt gegen die Person oder das 
Eigentum vorsätzlich in ein fremdes Haus, eine fremde 
Wohnung oder einen fremden Geschäftsraum, eine dazu 
gehörige verschlossene oder eingefriedete Räumlichkeit, 
oder in einen zum öffentlichen Dienst bestimmten Raum 
eindringt, um daselbst an einer Person oder Sache Gewalt 
auszuüben, wird wegen Vergehens mit Gefängnis oder 
Arrest von 4 Wochen bis zu 1 Jahr und, wenn die Tat 
durch Anschluß an eine zu diesem Zwecke zusammen- 
gerottete Menschenmenge verübt wurde, mit Gefängnis 
oder Arrest von 4 Wochen bis zu 2 Jahren bestraft. 

§ 438. Hausrechtsverle^ung. Wer gegen den 
Willen des Berechtigten unbefugt in eine der in § 437 
bezeichneten Räumlichkeiten eindringt oder ungeachtet der 
Aufforderung des Berechtigten sich zu entfernen unbefugt 
darin verbleibt, wird wegen Übertretung mit Arrest von 
3 Tagen bis zu 2 Monaten oder an Geld von 20 bis 
1000 K bestraft. 

§ 439. Landfriedensbruch. Wer sich vorsäglich 
an der Zusammenrottung einer Menschenmenge beteiligt, 
um mit dieser durch Anwendung oder Androhung von 
Gewalt gegen die Person oder das Eigentum fremde Rechte 
an Grund und Boden zu stören, wird wegen Vergehens 
mit Gefängnis oder Arrest von 4 Wochen bis zu 2 Jahren 
bestraft. 

Die Strafbarkeit erlischt unter den in § 279 Absa6 2 
festgestellten Voraussetzungen. 
Unhaltbar sind ferner die Bestimmungen des geltenden 
Rechtes über Einschränkung der persönlichen Freiheit 
(§§ 93, 94) und Entführung (§§ 96, 97) geworden. 

Was das erste Verbrechen anbelangt, so bereitet schon 
die veraltete Fassung „wenn jemand einen Menschen, über 
welchen ihm vermöge der Gesetze keine Gewalt zusteht und 
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weldien er weder als einen Verbrecher zu erkennen, nodi als 
einen sdiädlidien oder . gef ährlidien Menschen mit Grund an" 
zusehen Anlaß hat, eigenmächtig verschlossen hält usw." in 
der Anwendung Schwierigkeiten, da sie auf die gewöhnlichen 
Fälle nicht paßt. Außerdem ist für diese Fälle die Behand' 
lung als Verbrechen zu strenge, wenn auch die angedrohten 
Strafen (6 Monate bis 1 Jahr und 1 bis 5 Jahre) im Wege 
des außerordentlidien Milderungsrechts in der Anwendung 
wesentlich herabgesetzt werden können. In der Tat wurden 
in dem Zeitraum von 1896 bis 1903 von 1887 Verurteilten 
(Jahresdurchschnitt 236) nur 2 mit Kerker über 2 bis 3 Jahren, 
37 mit über 1 bis 2 Jahren, 113 mit über 6 bis 12, 361 mit 
über 3 bis 6, 1000 mit über 1 bis 3 Monaten, 371 bis zu 
1 Monat bestraft. In Deutschland (§ 239), wo nur die er- 
schwerten Fälle als Verbrechen mit Zuchthaus (bei mildernden 
Umständen mit Gefängnis) bedroht sind, ist im Jahre 1904 
bei 233 Verurteilungen keine einzige zu Zuchthaus erfolgt, 
und nur in 9 Fällen auf Gefängnis von 1 bis 5 Jahren er- 
kannt worden. Als unterscheidendes Merkmal zum Zwecke 
der Abgrenzung von Verbrechen und Vergehen wäre wie im 
deutschen Rechte die Dauer der Freiheitsentziehung anzu- 
nehmen, ein höherer Straf sag im Falle der Herbeiführung 
des Todes als ganz unpraktisch jedoch fallen zu lassen. Aus- 
drüddich wäre jedoch der Fall der widerrechtlichen Anhaltung 
in einer Irrenanstalt hervorzuheben, wenn er auch regelmäßig, 
wie jener der Anhaltung in einem Bordell schon mit Rüdcsicht 
auf die Dauer der erfolgten oder beabsichtigten Anhaltung 
unter die Verbrechensstrafe fallen wird. In dem zweiten 
Falle wird, sofern es sich nicht um eine bereits prostituierte 
Frauensperson handelt, in der Regel gleichzeit der Tatstand 
des Verbrechens der Kuppelei oder der Notzucht gegeben sein. 
Was die Entführung anbelangt, so wirft das geltende 
Recht die wesentlich verschieden gearteten Fälle der Ent- 
führung von Minderjährigen beiderlei Geschlechtes, von ver- 
heirateten Frauen mit deren Willen und von Frauenspersonen 
gegen ihren Willen zusammen, obwohl sie sich mit Rücksicht 
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auf das verieftte Reditsgut und den Beweggnmd des Ent- 
fuhrers in ihrer Strafwurdi^eit sehr bedeutend untersdieiden 
können. Ganzlidi zu stre idien wäre ^wie i"» jfiit^^»* P<*#4if^^ 
der Fall aer cnttunrung einer Lhefrau mit ihrem Willen, da 
ctieser sidi regelmäßig als eine Vorbereitungshandlunj^ zum 
gll^l ^piA daratgllt und unter den heutigen Verhältnissen der 
Endzwedc ohne die Romantik einer Entführung im tedmisdien 
Sinne erreidit werden luinn. Die beiden anderen Fälle wären 
ungeaditet der theoretisdien Einwendungen gegen ihre syste- 
matisdie Reihung unter die Straftaten gegen die Freiheit in 
dieser Stellung zu belassen, da die Möglidikeit gesdileditlidier 
und nidit gesdileditlidier Beweggründe eine andere Reihung 
ebenfalls nidit einwandfrei ersdieinen läßt Sofern ein ge- 
sdileditlidier Mißbraudi nadifolgt, liegt mehrtätiges Zusam- 
mentreffen vor. Angesidits der Versdiiedenartigkeit der Fälle 
des geltenden Redites führe idi statistisdie Taten nid\t an. 
Meiner Ansidit nadi wären die Bestimmungen daher zu 
fassen: 

§ 93. Verbredien der Einsdiränkung der per- 
sönlidien Freiheit. Wer, ohne hierzu bereditigt zu sein, 
vorsäglidi jemanden durdi Versdiließung oder auf andere 
Weise des Gebraudies der persönlidien Freiheit beraubt, 
wird, wenn die Freiheitsentziehung eine WoAe übersAritten 
hat oder übers Areiten sollte, oder durA Anhaltung einer 
geistesgesunden Person in eine Anstalt für Geisteskranke 
erfolgen sollte, wegen VerbreAens mit Kerker von 6 Mo- 
naten bis zu 5 Jahren bestraft. 
§ 94 wird aufgehoben. 

§ 440. Vergehen der EinsAränkung der per- 
sönliAenFreiheit. Die EinsAränkung der persönli Aen 
Freiheit wird, wenn keiner der in § 93 angeführten Er- 
sAwerungsumstände vorliegt, als Vergehen mit Gefängnis 
von 4 WoAen bis zu 1 Jahre bestraft. 

§ 96. Entführung. 1. Wer eine minderjährige oder 
geisteskranke Person durA Anwendung oder Androhung 
von Gewalt oder durA List demjenigen, unter dessen 
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reditmäßiger Obhut sie steht, oder mangels einer solchen 
Obhut wider ihren Willen entführt, um sie zu unzuditigen 
oder gewinnsüditigen Zwecken zu mißbrauchen, 

2. wer eine Frauensperson wider ihren Willen durch 
Anwendung oder Androhung von Gewalt oder durcii List 
entführt, um sie zu unzüchtigen Handlungen zu miß" 
brauchen, 

wird wegen Verbrechens mit Kerker von 1 bis zu 
5 Jahren bestraft 

§ 97 wird aufgehoben. 

§ 441. Vergehen der Entführung. 1. Wer vor- 
sä^lich durch Anwendung oder Androhung von Gewalt oder 
durch List eine minderjährige oder geisteskranke Person 
demjenigen, unter dessen reciitmäßiger Obhut sie steht, 
entführt, 

2. wer vorsä^lich durch Anwendung oder Androhung 
von Gewalt oder durch List eine minderjährige oder geistes- 
kranke unter keiner Obhut befindliche Person oder eine 
Frauensperson wider ihren Willen entführt, 

wird wegen Vergehens mit Gefängnis von 3 Monaten 
bis zu 2 Jahren bestraft, sofern nicht die in § 96 bezeich- 
nete Absicht vorliegt. 

Die Strafverfolgung findet nur mit Ermächtigung des 
geseglichen Vertreters oder der entführten Person statt. 
Schließlich wären die veralteten Bestimmungen gegen 
Mensclienraub und Sklavenhandel (§§ 90, 91 und 95) 
durch neue zu ersehen. Es dürfte sich empfehlen, beide wie 
im deutschen Gese^e (§ 234) zu vereinigen. Die Bestimmung 
könnte lauten: 

§ 90. Menschenraub und Sklavenhandel. Wer 
sich eines anderen durch Gewalt, Drohung mit Gewalt oder 
List bemächtigt, um ihn in hilfloser Lage auszusehen, in 
Sklaverei, Leibeigenschaft oder auswärtige Kriegs- oder 
Schiffsdienste zu bringen, sowie wer einen anderen, der 
sich in seiner Gewalt befindet, in Leibeigenschaft oder Skia- 

H o e g e 1 , Teilreformen. 1 
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verei anhält, ist wegen Verbrediens mit Kerker von 5 bis 

zu 15 Jahren zu bestrafen. 
Idi habe hier die im deutschen Gesege fehlende Be- 
stimmung eingefügt, daß jemand ohne nachweisbares Einver- 
ständnis mit denjenigen, welche den Menschenraub vorge- 
nommen haben, in der Folge den Zustand der Leibeigensciiaft 
oder Sklaverei herbeiführt. 

Schließlich bemerke ich für den Fall, daß jemand die An- 
wendung der Geldstrafe bei einzelnen leichteren Tatbeständen 
dieses Abschnittes vermissen sollte, daß nach der neuen Fas- 
sung des § 266 (S. 16) stets an Stelle einer Arreststrafe 
Geldstrafe verhängt werden kann, wenn überwiegende Milde- 
rungsumstände vorliegen. 
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VII. Majestätsbeleidigung ^ 
Straftaten gegen befreundete Staaten 
und Religionsstörung. 



Die Majestätsbeleidigung und die Beleidigung 
von Mitgliedern des kaiserlichen Hauses ist entspre* 
diend den heutigen Anschauungen neu zu regeln. Als Ver^ 
brechen sollen nur die Tätlichkeit und die Androhung einer 
solchen behandelt werden, die wörtlichen Beleidigungen wären 
im zweiten Teile zu behandeln. Hierzu würde sich das 
3. Hauptstück desselben eignen, das infolge Aufhebung der 
strafrechtlichen Verfolgung Unmündiger freigeworden ist (Ab- 
schnitt II). Geboten erscheint ferner eine Einschränkung der 
Verfolgbarkeit in bezug auf Beleidigung verstorbener Mitglieder 
des kaiserlichen Hauses, die am besten dadurch erfolgt, daß 
die Anordnu ng des Justizminist ers gefordert wird. Zu er- 
wählien "Tst, Saß die große ZSkl der Verurteilungen in der 
gegenwärtigen Rechtsanwendung — abgesehen von den Be- 
trunkenen, die meist unter § 523 StQ. fallen — sich auf 
wiederholt vorbestrafte Personen bezieht, die sich auf diese 
Weise entweder eine zeitweilige Unterkunft in der Strafhaft 
oder die Überstellung aus einer Zwangsarbeitsanstalt ver- 
schaffen wollen, oder für welche die Tat lediglich ein Roh- 
heitsausbruch bedeutet. In den fünf Jahren von 1899 bis 
1903 waren von 1477 wegen Majestätsbeleidigung Verurteilten 
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nur 481 nidit vorbestraft, 507 wegen Verbrediens (darunter 
189 mehr als zweimal) vorbestraft. Von 121 wegen Beleidi- 
gung von Mitgliedern des kaiserlidien Hauses Verurteilten 
waren SO nidit vorbestraft, 36 wegen Verbrediens vorbestraft. 
Dementsprechend beziehen sidi längere Freiheitsstrafen vor- 
wiegend auf gänzlidi verkommene, für die mensdilidie Gesell- 
schaft unbrauchbare Individuen, denen meistens gleidizeitig 
auch andere Straftaten zur Last fallen. Auf Kerkerstrafen 
in der Dauer von über einem Jahre wurden in dem ange- 
gebenen Zeiträume in 497 und 21 Fällen erkannt. 

Es hätten meiner Meinung nach an Stelle der §§ 63 und 
64 und der §§ 269 und 270 des 3. Hauptstückes des zweiten 
Teiles nachstehende Bestimmungen zu treten: 

§ 63. Tätliche Majestätsbeleidigung. Wer vor- 
sätzlich gegen den Kaiser eine Tätlichkeit verübt oder ihn 
mit einer Tätlichkeit bedroht, wird wegen Verbrechens mit 
Kerker von 1 bis zu 10 Jahren bestraft. 

§ 64. Tätliche Beleidigung eines Mitgliedes 
des kaiserlichen Hauses. Wer vorsätzlich gegen ein 
Mitglied des kaiserlichen Hauses eine Tätlichkeit verübt 
oder dasselbe mit einer Tätlichkeit bedroht, wird wegen 
Verbrechens mit Kerker von 6 Monaten bis zu 5 Jahren 
bestraft. 

3. Hauptstück. Vergehen der Majestätsbelei- 
digung, der Beleidigung eines Mitgliedes des 
kaiserlichen Hauses. 
§269. Vergehen der Majestätsbeleidigung. Wer 
^ A / ^ vorsätzlich den Kaiser in dessen Gegenwart od er öffentlich , 

n^^^^^^^''^iAf^ ^^' "^^^^'' ^ren Leuten, in DruAschriften oder verbreiteten 
/' ^ ScKrittstücken beleidigt oder bescKimptt,~ wird wegen Ver- 

gehens mit Gefängnis »von 6 Monaten bis zu 5 Jahren 



^^nf^\ 



^ / * bestraft. 



§ 270. Vergehen der Beleidigung eines Mit- 
gliedes des kaiserlichen Hauses. Wer vorsätzlich ein 
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Mitglied des kaiserlidien Hauses in dessen Gegenwart oder 
öffentlidii vor mehreren Leuten, in Drudcsdiriften oder ver- 
breiteten Sdiriftstüdcen beleidigt oder besdiimpft, wird 
wegen Vergehens mit Gefängnis von 6 Monaten bis zu 
3 Jahren bestraft. 

Die Verfolgung wegen Beleidigung verstorbener Mit- 
glieder des kaiserlidien Hauses findet nur auf Anordnung 
des Justizministers statt. j» 



Bei diesem Anlasse empfiehlt es sidi, unter einem die 
Straftaten gegen befreundete Staaten zu regeln, die im gelten- 
den Rechte teils vollständig einer Regelung entbehren, teils 
in hödist unzweckmäßiger Weise behandelt sind. 

Aufzuheben wäre die Bestimmung des § 66 StG. , nadi 
welcher dem Hodiverrat am eigenen Staate gleichkommende 
Handlungen gegen einen deutschen Bundesstaat oder das Ober- 
haupt eines soldien und im Falle der Gegenseitigkeit gegen 
einen andern Staat als Verbredien behandelt ist, und der Schluß- 
satz des § 58, der sich auf den deutschen Bund bezieht. In 
bezug auf die ehemaligen deutschen Bundesstaaten gilt die 
Bestimmung als nicht mehr bestehend, anderseits würde sie 
aber nodi gegenüber Rußland in Frage kommen (JMV. vom 
19. Okt. 1860 RGBl. Nr. 233). Eine Bestimmung dieser Art 
geht jedenfalls weit über das Maß völkerrechtlichen Bedürf- 
nisses. Anderseits wäre eine allgemeine Regelung mit Rück- 
sicht auf die völkerreditlidien Beziehungen geboten. Dasselbe 
gilt in bezug auf Ungarn. Ebenso unzwedcmäßig ist die Be- 
stimmung über die Beleidigung eines fremden Staatsober- 
hauptes und eines fremden diplomatisdien Vertreters, die in 
§ 494a StG. enthalten ist. Diese Bestimmungen wären ent- 
sprechend analogen Bestimmungen fremder Rechte zu er- 
setzen, und zwar im Rahmen der §§ 271 bis 277, da das ganze 
4. Hauptstüdc des zweiten Teiles, das nur eine Übersicht des- 
selben enthält, überflüssig ist. 

Ich würde daher vorschlagen: 
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4. Hauptstück. Straftaten gegen befreundete 
Staaten und die Länder der ungarischen 
Krone. 

§ 271. Völkerreditsverleftung. Wer in der Ab- 
sidit, gewaltsam die Regierungsform oder Verfassung eines 
fremden Staates zu ändern, einen Teil des Gebietes eines 
fremden Staates von seinem Verbände loszutrennen oder 
dessen Gebiet oder einen Teil desselben einem anderen 
Staate einzuverleiben, eine zur Ausführung der beabsich- 
tigten Tat führende Handlung unternimmt, ist wegen Ver- 
gehens mit Gefängnis oder Arrest von 3 Monaten bis zu 
3 Jahren zu bestrafen. 

§272. Beleidigung eines fremden Staatsober- 
hauptes oder des Vertreters eines fremden Staa- 
tes. 1. Wer vorsätzlich gegen das Oberhaupt eines frem- 
den Staates eine Tätlidikeit verübt, es mit einer Tätlidikeit 
bedroht oder in dessen Gegenwart, öffentlidi, vor meh- 
reren Leuten, in Druckschriften oder verbreiteten Schriften 
beleidigt oder besdiimpft, ist wegen Vergehens mit Ge- 
fängnis oder Arrest von 3 Monaten bis zu 2 Jahren zu 
bestrafen. 

2. Wer eine soldie Handlung gegen einen bei der 
Monarchie beglaubigten Gesandten oder Geschäftsträger 
eines fremden Staates verübt, ist wegen Vergehens mit 
Gefängnis von 3 Monaten bis zu 1 Jahre zu bestrafen. 

§273. Bedingung der Strafverfolgung. Die Ver- 
folgung der vorstehenden Vergehen (§ 271, 272) findet 
nur auf Grund Ermäditigung der Regierung des fremden 
Staates und unter Voraussetzung statt, daß die Gegen- 
seitigkeit in einem gehörig kundgemaditen Staatsvertrage 
verbürgt ist und die Monarchie sidi im Frieden mit dem 
fremden Staate befindet. Mangels dieser Voraussetzungen 
findet eine Verfolgung nur nach den allgemeinen Bestim- 
mungen des Strafgesetzes statt. 

§ 274. Neutralitätsbrudi. Wer vorsätzlich einem 
von der Regierung zur Wahrung der Neutralität erlassenen. 
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im Reidisgeset^blatte kundgemaditen Verbote zuwider^ 
handelt, ist wegen Vergehens mit Gefängnis oder Arrest 
von 4 Wodien bis zu 1 Jahre zu bestrafen. 

§ 275. Angriff gegen die Länder der ungari^ 
sdien Krone. Wer in der Absidit, gewaltsam die Ver- 
fassung der Länder der ungarischen Krone zu ändern oder 
einen Teil dieser Länder von dem unter ihnen bestehen- 
den verfassungsmäßigen Verbände zu trennen, eine zur 
Ausführung dieser Tat führende Handlung unternimmt, ist 
wegen Vergehens mit Gefängnis oder Arrest von 3 Mo- 
naten bis zu 3 Jahren zu bestrafen. 

Die Strafverfolgung findet nur mit Ermächtigung der 
ungarischen Regierung und nur insofern statt, als die 
Gegenseitigkeit geset(lidi verbürgt ist. 

§ 276. Verlegung eines Hoheitszeichens. Wer 
vorsätzlich ein öffentlidi und in befugter Weise im Inlande 
angebrachtes Hoheitszeichen der Länder der ungarischen 
Krone oder eines fremden Staates, mit dem die Monarchie 
sich im Frieden befindet, in feindseliger Absicht zerstört, 
beseitigt oder beschädigt, wird wegen Vergehens mit Ge- 
fängnis oder Arrest von 1 Woche bis zu 6 Monaten oder 
an Geld von 100 bis 2000 K bestraft. 

Eine vollständige Änderung muß begreiflicherweise gegen- 
über den Straftaten wider die Religion eintreten. Die Ge- 
sichtspunkte, von denen das Strafgesetz von 1803 ausgegangen 
ist, gehören der Rechtsgeschichte an. Es muß der Mittelweg 
zwischen den in den Art. 13 bis 17 des Staatsgrundgesetzes über 
die allgemeinen Rechte der Staatsbürger aufgestellten Grund- 
sätzen gefunden werden. Durch diese Grundsätze ist einer- 
seits die Freiheit der Meinungsäußerung, volle Glaubens- und 
Gewissensfreiheit und die Freiheit der Wissenschaft und ihrer 
Lehre, anderseits der Schutz der religiösen Überzeugung ge- 
währleistet. Daraus ergibt sich von selbst eine Schranke für 
die Ausübung der einander gegenüberstehenden Rechte, und 
demnach ebenso die Begründung des strafrechtlichen Schutzes 
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gegen Verlegungen der religiösen Überzeugung und ihrer Aus" 
Übung als die Begrenzung dieses Sdiut^es. 

Keinesfalls darf in den Strafbestimmungen auf diesem 
Gebiete zu weit gegangen werden i das Straf geset ist ein 
sdilediter Sdiiedsriditer im Streit der Meinungen. 

Was zunädist den gegenwärtigen Tatbestand des Ver" 
brediens der Religionsstörung betrifft, so handelt es sidi in 
der Oberwiegenden Zahl der Fälle um Roheitsausbrüdie Be-* 
trunkener oder um das Mittel wiederholt Vorbestrafter, einen 
vorübergehenden Aufenthalt im Gefängnis zu erhalten oder 
die Zwangsarbeitsanstalt mit dem Gefängnis zu vertausdien. 
Es ergibt sidi dies statistisdi aus der großen Zahl Vorbestrafter, 
indem 1896 bis 1903 von 1383 Verurteilten nur 529 nidit vor- 
bestraft, 382 wegen Verbrechen, 472 wegen Vergehen oder 
Übertretung vorbestraft waren. Was die hohen Strafsät^e des 
geltenden Redits von 6 Monaten bis 1 Jahr und 1 bis 10 
Jahren anbelangt, so entfielen auf das Strafmaß von über 2 
bis 3 Jahren nur 2, über 1 bis 2 Jahren 45, über 6 bis 12 
Monaten 196, über 3 bis 6 Monaten 355, über 1 bis 3 Monaten 
664, bis 1 Monat 118. Wenn erwogen wird, daß in den C 
wenigen Fällen längerer Strafen regelmäßig Zusammentreffe n ^ 
//> (J^4f "^it anderen Verbredien vorgelegerT sein dürft e, so ergibt sich, ...^ 

/ i (daß mit einem Höchstmaße von einem Jahre vollkommen das 
^ C/ ^^T^ Auslangen gefunden werden kann, um so mehr, als es sich hier 
/ ^/y^Ji r^ ""^ Verbalstraftaten handelt. Diesem Strafsat^e wäre die 
^ f Gotteslästerung, die Verlegung des religiösen Empfindens 

l^f^ ^ » durch in roher Form vorgebrachte Untergrabung des Gottes- 
^ glaubens und die gewaltsame Störung einer Religionsübung 

zu unterwerfen, während andere Verlegungen religiösen Ge- 
fühles unter wesentlicher Einschränkung des gegenwärtigen 
Tatbestandes des § 303 StG. mit einem Strafsafee bis zu 
6 Monaten zu bedrohen wären. 

Unter einem wäre die Bestimmung des § 304 durch 
eine dem Art. 16 des angeführten Staatsgrundgeset^es und 
den konfessionellen Gesetzen entsprechende Fassung zu er- 
sehen, ebenso dem § 306 eine der Sachlage entsprechende 
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Fassung zu geben und die Störung eines Leidienbegängnisses 
einzubeziehen. 

Es hätten demnadi die Bestimmungen eines diesbezUg- 
lidien Gesetzentwurfes unter Verwendung der nach IV. frei- 
gewordenen §§ 284 bis 299 zu lauten: 

«An Stelle der Bestimmungen der §§ 122 bis 124, 
303, 304 und 306 treten folgende Bestimmungen: 

§ 297. Religionsstorung. 1. Wer das religiöse 
G efühl d urdi öffentlidi, vor mehreren Leuten, m Druck- 
schriften oder verbreiteten Sdiriftstüdcen angebrachte be- 
schimpfende Äußerungen über Gott oder durdi Schmähung 
oder Verspottung des Glaubens an Gott verlefet^^ 

2. wer durch Anwendung oder Androhung von Gewalt, 
durdi Beschimpfung oder Erregung von Lärm den Gottes- 
dienst oder eine gottesdienstliche Verrichtung eines im 
Staate bestehenden Glaubensbekenntnisses vorsät^lidi ver- 
hindert oder stört, 

wird mit Gefängnis oder Arrest von 4 Wochen bis zu ^ / 
1 Jahr bestraft. L ^tC^^ ^ ^L ' 

§ 298. Schmähung einer Rel^ionsgesellsdiaft. 
Wer vorsätzlich öffentlidi, vor mehreren Leuten, in DrucJ«- 
schriften oder verbreiteten Schriftstücicen eine gesetzlidi an- 
erkannte Kirche oder Religionsgesellschaft, einen Gebraudi 
oder eine Einrichtung derselben verspottet oder sdimäht, 
oder an einem ihrer Religionsübung gewidmeten Orte oder 
Gegenstände einen die religiösen Gefühle verletzenden 
Unfug verübt, wird wegen Vergehens mit Gefängnis oder 
Arrest von 3 Tagen bis zu 6 Monaten oder an Geld von 
20 bis 2000 K bestraft. 

§ 299. Verbotene Religionsübung. Wer vorsäfe- 
lidi eine Religion verbreitet, deren Ausübung als rechts- 
oder sittenwidrig verboten wurde, oder eine Religionsübung 
derselben veranstaltet oder sich daran beteiligt, wird wegen 
Übertretung mit Gefängnis oder Arrest von 3 Tagen bis 
zu 6 Wochen oder an Geld von 20 bis 500 K. bestraft. 
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§300. Grabsdiändung und Störung einer Lei" 
dienbestattung. Wer vorsät^lidi an einer Leidie, einem 
Leidienteile oder einem Grabe, in einem Friedhofe oder 
bei einem Leidienbegängnis eine das sittlidie Empfinden 
oder das Gefühl der Angehörigen verletzende Handlung 
begeht oder sidi unbefugt Leidienteile aneignet, wird wegen 
Übertretung mit Gefängnis oder Arrest von 3 Tagen bis 
zu 6 Monaten oder an Geld von 20 bis 2000 K bestraft. 



I^ 154 



Digitized by VjOOQIC 



VIIL Mißbrauch der Amtsgewalt und 
Verlegung von Berufsgeheimnissen 

und die Üb. d. §§ 315, 316, 333, 334. 



In Frage kommen die Bestimmungen des 10. Haupt" 
stüdces über den Mißbraudi der Amtsgewalt, des 7. Haupt" 
stüdces des zweiten Teiles, der §§ 498 und 499 StC, des § 16 
des Gewerbeinspektorengeset^es vom 17. Juni 1883 RGBl. 
Nr. 117 und § 246 des Personalsteuergeset^es vom 25. Okt. 
1896 RGBl. Nr. 220, außerdem die Bestimmungen des § 6 d. G. 
z. 27. Okt. 1862 RGBl. 87 zum Sdiufee der persönlidien Frei- 
heit, § 4 d. G. V. 27. Okt. 1862 RGBl. Nr. 88 zum Sdiufee 
des Hausredites und der §§ 1 und 3 d. G. v. 6. April 1870 
RGBl. Nr. 42 zum Sdiut^e des Brief- und Sdiriftengeheim- 
nisses. Es ist jedenfalls wünsdienswert, daß diese gegen- 
wärtig unvollständig uiid widersprudisvoll behandelte Gruppe 
von Straftaten nadi einheitlidien Gesiditspunkten neugestaltet 
wird. Es gilt dies nidit bloß von den Bestimmungen des 
Strafgesetzes, die aus einer längst vergangenen Zeit stammen, 
audi jene der späteren Novellen sind einer Abänderung be- 
dürftig. So ist es unverständlidi und für die Novellengesetz- 
gebung der letzten Jahre nidit gerade sdimeidielhaft, wenn bei 
Abfassung des § 246 des Personalsteuergesetzes einfadi über- 
sehen wurde, daß ein gleidier Vertrauensmißbraudi bereits 
nadi dem Gewerbeinspektorengesetz strafbar erklärt ist, und 
wenn infolgedessen das eine Gesetz eine andere Strafandro- 
hung enthält als das andere, obgleidi es sidi um ganz die- 
selbe Sadie handelt. 
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Einer Regelung in diesem Zusammenhange bedürfen nur 
die sogenannten eigentlidien Straftaten im Amte also mit Aus* 
sdiluß jener Straftaten, bei deren Begehung im Amte oder 
mit Benutzung von Amtsbefugnissen lediglidi ein höherer 
Strafsat^ einzutreten hat (wie bei der sogenannten Amtsver« 
untreuung). Ausdrüdclidi klarzustellen wäre die Strafbarkeit 
der Mitsdiuld Dritter an Straftaten im Amte. Es wäre femer 
eine Aussdieidung der leiditeren Fälle aus dem Verbrediens" 
begriffe dadurdi zu ermoglidien, daß für diese nur ein Straf- 
sat( bis zu 5 Jahren Kerker angedroht wird, das Geridit da- 
her im Wege der Umwandlung wegen Vergehens verurteilen 
kann. In der Behandlung der Bestrafung folge idi dem 
deutsdien Gesetze, jedodi mit einer dem geltenden Redite ent- 
sprechenden Einschränkung in bezug auf die Gesdienkan- 
nahme, indem die leiditeren Fälle der Disziplinarbehandlung 
vorbehalten blieben. 

An Stelle der §§ 101 bis 105 StG. hätten zu treten: 
§ 101. Mißbraudi der Amtsgewalt. Wer die 
ihm als öffentlidien Beamten anvertraute Amtsgewalt vor- 
sä^Iidi mißbraudit, um sidi oder einem Dritten einen redits- 
widrigen Vermögensvorteil zuzuwenden, oder dem Staate 
oder jenem Gemeinwesen, in dessen Dienst er steht, oder 
einem Dritten einen rechtswidrigen Nachteil zuzufügen, wird 
wegen Verbrechens mit Kerker von 1 bis zu 5 Jahren 
bestraft. 

Als öffentlidie Beamten sind die Beamten und Diener 
des Staates, des Landes, Bezirkes und der Gemeinde, 
Lehrer und Leiter öffentlidier Schulen, Notare in ihrer 
Eigensdiaft als Gerichtsabgeordnete, Seelsorger als Matrikel- 
führer, Gemeindevorsteher und sonstige durdi Wahl her- 
vorgegangene, mit der Besorgung einzelner Verwaltungs- 
zweige betraute Organe der angeführten öffentlichen Kör- 
persdiaften, Geschworene und sonstige Laienrichter an- 
zusehen. 

§ 102. Höherer Strafsafe. Auf Kerker von 3 bis 
zu 10 Jahren ist zu erkennen, wenn der beabsichtigte Vor- 
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teil oder Naditeil 5000 K übersteigt oder der beabsiditigte 
Naditeil in der Verurteilung zu einer Freiheitsstrafe, zur 
Abgabe in eine Besserungsanstalt oder eine Anstalt für 
Geisteskranke besteht. Auf Kerker von 5 bis zu 20 Jahren 
ist zu erkennen, wenn dieser Naditeil in der Verurteilung 
zu einer mehr als 10 jährigen oder lebenslänglidien Frei" 
heitsstrafe oder zur Todesstrafe besteht. 

Fand infolge des Mißbraudies der Amtsgewalt eine 
Freiheitsentziehung statt, so beginnt die Verjährung erst 
nadi Ablauf derselben. 

§ 103. Bestedilidikeit. Wer als öffentlicher Be- 
amter vorsät^lidi für eine Verlegung seiner Dienstpflidit 
einen Vorteil begehrt, sidi verspredien läßt oder annimmt, 
wird wegen Verbrediens mit Kerker von 6 Monaten bis zu 
3 Jahren bestraft. Zugleidi ist auf Verfall des erhaltenen 
Vorteiles zu erkennen. 

§ 104. Mi ts diu Id. Die Anstiftung und Mitsdiuld 
an dem Verbredien des Mißbraudies der Amtsgewalt ist 
nadi den allgemeinen Grundsätzen zu behandeln, dagegen 
jene an der Bestedilidikeit nur in dem Falle, als sie eben- 
falls einem öffentlidien Beamten zur Last fällt, andernfalls 
ist die Bestimmung des § 332 anzuwenden. 
An Stelle der §§ 311 und 331 bis 334 StG. sowie der 
§§16 des Gewerbeinspektorengesetzes und des ersten Absatzes 
des § 246 des Personalsteuergesetzes würden treten: 

7. Hauptstüdc. Straftaten gegen Amtspfliditen. 
§ 331. Gesdienkannahme in Amtssadien. Wer 
als öffentlidier Beamter (§101) bei Ausübung der Redits- 
pflege oder Entsdieidung über eine öffentlidie Angelegen- 
heit von einer Partei für die Ausübung seiner Dienstpflidit 
einen ihm nidit zustehenden Vorteil begehrt, sidi ver- 
spredien läßt oder annimmt, ist wegen Vergehens mit Ge- 
fängnis oder Arrest von 4 Wodien bis zu 6 Monaten zu 
bestrafen. Zugleidi ist auf Verfall des erhaltenen Verteiles 
zu erkennen. 

1^ 157 =JI 



Digitized by 



Google 



Vlll. Miflbrauch der Amtsgewalt und Verlegung von Berufsgeheimnissen. 

§ 332. Bestediung. Wer vorsät^lidi einem öffent- 
lidien Beamten oder einem Angehörigen der Armee für 
eine Verletzung seiner Dienstpflidit einen Vorteil anbietet, 
verspridit oder gewährt, ist wegen Vergehens mit Gefängnis 
oder Arrest von 4 Wodien bis zu 6 Monaten zu bestrafen, 
sofern seine Tat sidi nidit als Anstiftung oder versudite 
Anstiftung zum Verbredien des Mißbraudis der Amts- 
gewalt darstellt. 

§ 333. Verletzung des Amtsgeheim-* 
nisses. 1. Wer vorsätzlidi eine geheime Einriditung, 
eine geheime Verfahrensart oder sonstige geheimgehaltene 
EigentUmlidikeit eines gewerblichen Betriebes, die ihm an- 
läßlidi der Ausübung seines Dienstes als öffentlidier Be- 
amter bekannt geworden ist und als geheim bezeidmet 
wurde, vor oder nadi Auflösung seines Dienstverhältnisses 
unbefugt einem anderen mitteilt oder veröffentlidit, 

2. wer vorsätzlidi den Stand der Erwerbs-, Vermögens- 
oder Einkommensverhältnisse eines Steuerpfliditigen, den 
Inhalt der Steuererklärung, des Bekenntnisses oder der 
darüber geflogenen Verhandlungen, der ihm in seiner 
Eigenschaft als Beamter, Angestellter oder Kommissions- 
mitglied der Personalsteuerbemessung bekannt geworden 
ist, vor oder nach Auflösung dieses Dienstverhältnisses un- 
befugt einem anderen mitteilt oder veröffentlidit, 

ist wegen Vergehens mit Arrest von 3 Tagen bis zu 
3 Monaten zu bestrafen, sofern nidit der betreffende 
Gegenstand bereits aufgehört hatte, geheim zu sein. 

Im zweiten Falle findet die Strafverfolgung nur über 
Ermächtigung des Steuerpfliditigen oder des Finanz- 
ministers statt. 

Auf Gefängnis von 4 Wodien bis zu 1 Jahr ist zu er- 
kennen, wenn die Tat verübt wurde, um sich oder einem 
anderen einen rechtswidrigen Vermögensvorteil zuzuwenden, 
oder einem anderen einen reditswidrigen Vermögensnaditeil 
zuzufügen. Audi kann in diesem Falle mit der Freiheits- 
strafe eine Geldstrafe bis zu 5000 K verbunden werden. 
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§ 334. Verletzung der Vorsdiriften zum Sdiu^e 
der persönlidien Freiheit, des Hausredites und 
des Briefe und Sdiriftengeheimnisses. Wer als 
öffentlidier Beamter in Ausübung seines Dienstes ohne 
Vorhandensein der Bedingungen des Gesetzes vom 27. Okt. 
1862 RGBl. Nr. 87 die persönlidie Freiheit eines anderen 
besdiränkt, oder ohne die Bedingungen des Gesetzes vom 
27. Okt. 1862 RGBl. Nr. 88 eine Hausdurdisudiung vor- 
nimmt, oder ohne die geset^lidien Bedingungen der Be- 
sdilagnahme und Eröffnung einen Brief oder ein anderes 
unter VersdiluQ gehaltenes SdiriftstQdc in Besdilag nimmt 
oder eröffnet, ist wegen Übertretung mit Arrest von 3 Tagen 
bis zu 3 Monaten oder an Geld von 500 bis 1000 K zu 
bestrafen. 

Mit RUdcsidit darauf, daß die beiden Gesetze zum Sdiut^e 
der persönlidien Freiheit und des Hausredites durdi Art. 8 
und 9 des Staatsgrundgesetzes vom 21. Dez. 1867 RGBl. 
Nr. 142 über die allgemeinen Redite der Staatsbürger als 
dessen Bestandteil erklärt wurden, wird für die Annahme des 
vorgesdilagenen § 334 eine Zweidrittelmehrheit notwendig 
sein. 

Die erforderlidien Bestimmungen wegen Verletzung von 
Berufsgeheimnissen und Anmaßung öffentlidier Funktionen 
lassen sidi im 6. Hauptstüdce an Stelle der unter IV aufge" 
lassenen §§ 311 bis 314 unterbringen, ohne daß dem System 
des geltenden Redites allzuviel Zwang angetan würde. Sie 
hätten die §§ 498 und 499 und 338 bis 334 StG. den zweiten 
Absatz des § 246 Personalsteuergesetzes, sowie die Bestimmung 
des § 1 des Gesetzes zum Sdiutze des Briefgeheimnisses, 
soweit sie sidi gegen Private riditet, zu ersetzen und wür- 
den lauten: 

§ 311. Verletzung des Briefgeheimnisses. Wer 
vorsätzlidi einen Brief oder eine andere unter Siegel oder 
Versdiluß gehaltene Sdirift, ohne hierzu bereditigt zu sein, 
eröffnet oder untersdilägt, wird über Privatanklage wegen 
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Übertretung mit Arrest von 3 Tagen bis zu 6 Wodien oder 
an Geld von 20 bis 500 K bestraft 

§ 312. Veröffentlidiung von Personalsteuer- 
erhebungen. Wer vorsät^lidi in einer öffentlidien Ver- 
sammlung oder in einer Drudcsdirift aus den in den §§ 58, 
181 und 217 des Personalsteuergesefees bezeidmeten Re- 
gistern und Auszügen zu entnehmende Umstände über 
den Erwerb oder das Einkommen des Steuerpfliditigen 
zum Zwecke eines gehässigen Angriffes gegen einen Steuer- 
pfliditigen, eine Steuerkommission oder ein Mitglied der- 
selben veröffentlidit, wird wegen Vergehens mit Arrest von 
3 Tagen bis zu 3 Monaten oder an Geld von 20 bis 
1000 K bestraft. 

§ 313. Verletzung des Berufsgeheimnisses. 
Wer als Advokat, Notar, Verteidiger, Arzt, Hebamme, Apo- 
theker oder als Angestellter einer dieser Personen ein ihm 
in dieser Eigensdiaft anvertrautes oder bekannt gewordenes 
Geheimnis desjenigen, der seine Berufstätigkeit in An- 
sprudi genommen hat, einem anderen mitteilt oder ver- 
öffentlidit, ohne hierzu durdi seine Berufspflidit oder durdi 
ein öffentlidies oder privates Interesse ermäditigt zu sein^ 
wird wegen Übertretung mit Arrest von 3 Tagen bis zu 
3 Monaten oder an Geld von 20 bis 1000 K bestraft. Die 
Verfolgung findet nur über Privatanklage statt. 

§314. Vortäusdiung eines öffentlidien Dienstes. 
Wer sidi durdi unbefugtes Tragen einer Uniform oder 
eines Dienstabzeidiens oder auf andere Weise fälsdilidi 
die Eigensdiaft eines öffentlidien Beamten beilegt, ist 
wegen Übertretung mit Arrest von 3 Tagen bis zu 6 Wodien 
oder an Geld von 20 bis 500 K zu bestrafen, sofern nidit 
die Tat als Mittel zur Begehung einer sdiwerer strafbaren 
Handlung begangen wurde. 
Unter einem wären die Bestimmungen der §§ 315 und 

316 StG. sowie des § 3 des Zwangsvollstredcungsvereitlungs-^ 

gesefees durdi folgende zu ersetzen: 
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§ 295. Brudi einer amtlidien Besdilagnahme. 
Wer vorsät(lidi die von einer Behörde oder in deren Auf- 
trag vorgenommene Sequestieriing, Pfändung oder Besdilag- 
nahme einer Sadie vereitelt, indem er diese beiseite sdiafft, 
zerstört oder besdiädigt, oder wer vorsät^lidi ein amtlidies 
Siegel oder andere amtlidie Versdilüsse beseitigt, öffnet 
oder besdiädigt, weldie von einer Behörde oder in deren 
Auftrage zur VersdilieQung, Besdilagnahme oder Bezeidi" 
nung von Gegenständen angelegt wurden, ist wegen Über- 
tretung mit Gefängnis oder Arrest von 3 Tagen bis zu 
3 Monaten oder an Geld von 20 bis zu 1000 K zu be- 
ftrafen. 

§ 296. Verlegung einer öffentlidien Kund- 
madiung oder eines öffentlidien Abzeidiens. Wer 
in der Absidit, die öffentlidie Gewalt zu verhöhnen oder 
die Verlautbarung einer Verordnung oder Anordnung zu 
verhindern, einen öffentlidi angebraditen Erlaß oder eine 
öffentlidi angebradite Kundmadiung der Regierung oder 
einer Behörde oder ein öffentlidi angebradites Abzeidien 
der öffentlidien Gewalt zerstört, beseitigt oder besdiädigt, 
ist wegen Übertretung mit Arrest von 3 Tagen bis zu 
6 Wodien oder an Geld von 20 bis zu 500 K zu bestrafen. 



H o e g e 1 , Teilreformen. 1 1 
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IX, Straftaten gegen die Sittlichkeit. 



Einer vollständigen Umarbeitung bedürfen die Straftaten 
gegen die Sittlidikeit Es wären sämtlidie Bestimmungen 
des 14. Hauptstückes des ersten und 13. Hauptstückes des 
zweiten Teiles, sowie des § 5 des Gesetzes vom 24. Mai 1885 
RGBl. Nr. 89 aufzuheben und durdi andere zu ersetzen. Ab- 
gesehen von der Notwendigkeit der Aussdieidung einzelner 
Verbredienstatbestände (Unzucht wiHer d fe Natur und Blut" 
s' diaVide mit Verwandten autsteigender Lin ieJ isi die DehanQ" 
lung dieser Üruppe' ini iä. Hauptstücfce des zweiten Teiles 
unhaltbar. Aus diesem sind alle Tatbestände auszusdiei" 
den, die mit dem Gesdileditsleben in keinem Zusammen-* 
hange stehen (Hasardspiel, Trunkenheit und die Fälle des 
§ 525). Soweit sie überhaupt einer strafreditlidien Behand- 
lung bedürfen, müßten sie im 5. und 6. Hauptstücke des 
zweiten Teiles untergebracht werden. Das Hasardspiel habe 
ich bereits unter 111 in die Straftaten gegen Vermögensrechte 
als Fall strafbarer Ausbeutung eingereiht. Infolge des Systems 
des geltenden Rechtes ist es dagegen unvermeidlich, die Über- 
tretungen, welche sich gegen die bestehende Eheordnung 
richten, im 13. Hauptstücke des zweiten Teiles zu belassen, 
sie wären unmittelbar an das unter 111 vorgeschlagene Ver- 
gehen der zweifachen Ehe (§ 500) zu reihen. Infolgedessen 
muß ich hier — um den Anschluß der eigentlichen Vergehen 
und Übertretungen gegen die Sittlichkeit zu ermöglichen — 
mit diesen Straftaten beginnen. Sie hätten etwa zu lauten: 
§501. Erschleichung einer gesetzwidrigen Ehe. 
Wer mit Verschweigung oder Umgehung eines Ehehinder- 
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nisses oder d urdi Niditbeobaditung der vörgesdiriebenen - 
Formen eine ungültige the, deren Ungültigkeit von Amts 
^ejfiK "^wahrzunehmen ist, eingeht, ist wegen Übertretung 
mit Arrest von 3 Tagen bis zu 6 Wodien oder an Geld 
von 20 bis 500 K zu bestrafen. 

Wer in einem soldien Fal le den anderen Teil durdi 
Erregung oder oehu^ung eines Irrtums über die ent- 
sdieidenden Tatsadien zur Eingehung der ungültigen Ehe 
veranlaßt hat, ist wegen Vergehens mit Gefängnis von' 
4 Wodien bis zu 1 Jahre zu bestrafen. 

Die Verjährung beginnt in beiden Fällen erst mit dem 
Tage der Auflösung der ungültigen Ehe. 
Bei dieser Fassung ist nur die Ersdileidiung einer von 
Amts w egen als ungültig zu erklärenden Ehe unter Strafe ge- 
stellt (ebenso die Mitsdtuld an soldien Ehesdiließungen); an 
die Absdiließung anderer anfeditbarer Ehen strafreditlidie 
olgen zu knüpfen, besteht, keine Notwendigkeit. 

Im Ansdilusse an diese Bestimmung wäre der Ehe- 
brudi zu behandeln. Es ist bekanntlidi gegenwärtig bereits 
bestritten, ob es überhaupt empfehlenswert sei, den Ehebrudi 
strafreditlidi verfolgen zu lassen. Ganz abgesehen davon, 
daß nadi geltendem Redite eine Verfolgung nur in einer ver- 
hältnismäßig geringen Zahl von Fällen erfolgt (in den Jahr- 
fünften 1874 bis 1900 erfolgten durdisdinittlidi 107, 160, 137, 
170 und 240, in den Jahren 1901 bis 1905 299, 325^ 362, 351 
und 331 Verurteilungen), sind gerade die Fälle, in denen es 
zur Verfolgung kommt, zumeist nidit gerade so besdiäffen, 
daß sie vom Standpunkte der öffentlidien Sittlidikeit befriedigen 
könnten. Das Strafverfahren und eine allfällige Freiheitsstrafe, 
sowie die Verfolgung über Privatanklage des Verlebten ent- 
spredien in keiner Weise in jenen Fällen, in denen der Ehe- 
brudi sidi in Wirklidikeit als sdiwere und dauernde Störung 
des Familienlebens erweist. Es wurden deshalb und mit 
Berüdcsiditigung der tatsädilidien Verhältnisse die versdiie- 
densten Versudie gemadit, die Verfolgbarkeit einzusdiränken. 
Als soldie sind zu erwähnen die Bedingung vorausgegangener 

11* 
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Sdieidung, die privilegierte Stellung des Mannes, die Vorschrift, 
daß die Verfolgung sidi auf beide schuldige Teile erstredcen 
müsse. Diese Einschränkungen sind zu verwerfen, dagegen 
ist es geboten eine Verfolgung auszuschließen, wenn der 
verlebte Teil es ebenfalls mit der ehelichen Treue nicht genau 
genommen hat, oder wenn er vorher die eheliche Gemein- 
Schaft aufgegeben hatte , die Che ac i ltfitliCh öA&f im Einve r- 
ständnis beider Teile tatsächlich geschieden war, der angeblich 
verlebte Teil ausdrücklich oder stillschweigend dem Ehebruche 
zustimmte. Eine unvermittelte gänzliche Aufhebung der Str af- 
bestimmung dürfte sich n icht empfehle nd Es würde daher die 
tSestimmung lauten: 

§ 502. Ehebruch. Wer vorsäfelich, obgleich ver- 
heiratet oder mit einer verheirateten Person den außer- 
ehelichen Beischlaf ausübt, wird wegen Übertretung mit 
Gefängnis oder Arrest von 1 Woche bis zu 3 Monaten 
bestraft. Die Verfolgung findet nur auf Grund einer Privat- 
anklage statt. Der Versuch ist nicht strafbar. 

Eine Strafverfolgung ist ausgeschlossen, wenn die Ehe 
gerichtlich oder im Einverständnis beider Teile außer- 
gerichtlich geschieden war, wenn der verlegte Teil dem 
Ehebruche des anderen Teiles zugestimmt hatte, wenn er 
sich selbst eines zur Zeit des Ehebr uches noch nicht ver - 

1 j ährten HEhebruches schuldii^ gemacht oder die eheliche 
Gemeinschaft grundlos aufgegeben hatte. 
Was die eigentlichen Straftaten gegen die Sittlichkeit 
betrifft, so sind zwei Gruppen zu unterscheiden, solche die 
sich auf eigene und auf fremde Unzucht beziehen, wobei in 
der zweiten Gruppe nur jenen Tatbeständen eine selbständige 
Stellung zukommt, die sich nicht als Fälle der Mitschuld an 
Tatbeständen der ersten Art darstellen. Im übrigen muß nach 
dem System des geltenden Rechtes die selbständige Behand- 
lung der Verbrechen einerseits, der Vergehen und Übertre- 
tungen anderseits erfolgen. 

Bei Behandlung der Straftaten gegen die Sittlichkeit liegt 
die größte Schwierigkeit in der Abgrenzung nach unten, gegen- 
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Über Handlungen, die an sidi unzweifelhaft unsittlidi, aber 
nid\t strafwürdig sind, oder solchen, bei denen es entweder 
an sidi zweifelhaft ist, ob sie als unsittlidi zu bezeidinen 
sind, oder bei denen das Vorhandensein dieser Eigensdtaft 
von den Umständen des Falles, den Anschauungen der Um' 
weit und der in Frage kommenden Personen abhängt. 

Eine soldie Schwierigkeit ergibt sich bereits bei den 
voranzustellenden Tatbeständen der Notzucht und gewalt* 
samen Unzucht. Während gegenüber sittenreinen Frauens« 
personen der Schu^ der Geschlechtsehre gegenüber dem Aus« 
führungsmittel in der Regel von überwiegender Bedeutung 
ist, tritt bei ähnlichen Angriffen gegen Prostituierte der erst- 
erwähnte Gesichtspunkt in den Hintergrund und überwiegt 
weitaus jener des Schubes der persönlichen Freiheit. Zwischen 
diesen beiden Extremen ergeben sich kaum übersehbare Ab- 
stufungen. Dazu kommt die weitere Schwierigkeit, die in 
der Geschichte des Tatbestandes der Notzucht stets eine be- 
deutende Rolle spielte, daß die Ernstlichkeit des Widerstandes 
und der Grad der Aufhebung der Widerstandsfähigkeit in 
vielen Fällen schwer zu beurteilen ist. Es soll einerseits 
fälschlichen Beschuldigungen und einer gegebenen Falles zu 
strengen Beurteilung vorgebeugt werden, anderseits aber nach 
Möglichkeit Schutz gegen brutale Vergewaltigung gewährleistet 
sein. Diesen Bedenken kann dadurch nach beiden Rich- 
tungen nach Möglichkeit Rechnung getragen werden, daß für 
die nicht erschwerten Fälle der Notzucht und gewaltsamen 
Unzucht dem Richter die Anwendung des § 54 |(in neuer 
Fassung, also Herabgehen unter das Strafausmaß und Wahl 
der Gefängnisstrafe mit gleichzeitiger Verurteilung nur wegen 
Vergehens) ermöglicht wird, und daß anderseits die Fälle, in 
denen der Täter über die Emstlichkeit des Widerstandes in 
Zweifel sein konnte, aber docJfi verp11i3\tei"^ar,"*1fmt RuüsiHir* 



TZrSBfancPvon seinem Vorhaben abzustehen^ als 
Vergehen ausgeschieden werden. In diesem Sinne sind die 
von mir vorgeschlagenen §§ 125, 126 und 503 zu verstehen. 
Ich bemerke ferner, daß für die nicht erschwerten Fälle der 
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Notzudit ein 5 Jahre übersteigender Strafsa^ nadi den Er- 
fahrungen der gegenwärtigen Redhtsanwendung überflüssig 
ersdieint, und daß dies insbesondere für die zahlreidten 
Fälle zutrifft, in denen es beim Versu dhe geblieben ist. In- 
folgedessen decken sich die Strafsäge für Notzudit und ge- 
walttätiger Unzudit, die inf\ gegebenen Falle brutaler er- 
sdieinen kann, als insbesondere Fälle von Notzudit, in denen 
es zum Vollzug des Beisdilafes nidit gekommen ist. Idi 
habe den Mißbraudi einer Frauensperson einbezogen, die 
sidi in einem vom Täter nidit unmittelbar selbst herbei- 
geführten Zustande der Wehrlosigkeit oder Bewußtlosigkeit 
befindet, da sidi die Fälle dieser Art praktisdi von jenen der 
andern kaum untersdieiden werden; es wird nämlidi in der 
Regel dieser Zustand von anderen Personen zum Zwedce der 
Vergewaltigung herbeigeführt worden sein, ohne daß im ge- 
gebenen Falle ein Einverständnis aller Beteiligten nadi- 
weisbar ist. 

Im.Ansdiluß an diese Straftaten denke idi mir die Fälle 
des Mißbraudies geisteskranker Frauenspersonen oder 
Unmündiger behandelt, und zwar ohne Untersdiied, ob die 
Tat auf Vornahme des Beisdilafes oder einer anderen un- 
züditigen Handlung abzielt. Audi hier sind praktisdie Er- 
wägungen aussdilaggebend , da insbesondere Unmündigen 
gegenüber die Abgrenzung sowohl in bezug auf die äußeren 
Merkmale der Tat als in bezug auf die Absidit des Täters 
häufig großen Sdiwierigkeiten begegnet, ohne daß in der 
strafreditlidien Bedeutung ein wesentlidier Untersdiied zu 
erkennen wäre. Es bleibt dem urteilenden Geridite über- 
lassen, innerhalb des Strafrahmens der Sdiwere des Falles 
audi in der Riditung Redinung zu tragen, wie weit der An- 
griff gegangen ist, und inwiefern das Vorleben und die sitt- 
lidie Besdiaffenheit der mißbrauditen Person die Tat in 
einem milderen Lidite ersdieinen läßt. Idi habe die im 
österr. Redite für die Unzudit an Unmündigen eingebürgerte 
Bezeidinung mit dem Ausdrudce Sdiändung beibehal ten 
(§ 127). ' — 
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In einer gewissen Verwandtsdtaft mit dem Tatbestande 
der Notzucht steht der im geltenden Redite nicht berück- 
sichtigte der Erschleichung des Beischlafes (§ 179 des 
deutschen Gesetzes). Wenn Fälle dieser Art auch selten vor- 
kommen, so erscheint es doch geboten, gegen sie eine Straf- 
bestimmung zu schaffen, da sie in bezug auf ihre Wirkung 
auf die weibliche Geschlechtsehre der Notzucht gleichkommen. 
Ich h abe diesen Tatbestand in §" ^8 au fgüllUiiUiien. 

Ais nächste Gruppe kommen die verscniedenen Arten 
widernatürlicher Unzucht in Betracht. Ich will hier auf 
eine nähere Erörterung der für die Freigebung dieser Un- 
zuchtsformen ins Treffen geführten Gründe nicht eingehen 
(ich verweise in dieser Richtung auf meine Ausführungen 
Gerichtssaal B. 53). Unbedingt falsch ist es, daß der Staat 
kein Interesse an der Bekämpfung dieser Unzuchtsakte habe, 
soweit sie sich nicht etwa gegen Jugendliche richten oder die 
öffentliche Sittlidikeit verleben. Die Gefahr liegt in der durch 
die Duldung geförderten Verbreitung auf weitere Bevölkerungs- 
kreise, insbesondere auf dem Gebiete der sogenannten Homo- 
sexualität, wie die Erfahrung zu allen Zeiten unwiderleglich 
gelehrt hat. Ebenso ist die Aufstellung falsch, dag es sich 
regelmäßig um angeborene krankhafte Veranlagung handelt. 
Wer sich mit den Behauptungen der zur Verantwortung ge- 
zogenen oder aus irgend welchen Gründen ärztliche Hilfe in 
Anspruch nehmenden. Personen begnügt, kann allerdings in 
diesen Irrtum verfallen. Von allen Fällen, die mir in erster 
Instanz vorgelegen sind^ habe ich nur in einem einzigen nicht 
nachweisen können, daß der widernatürlichen Unzucht natür- 
licher Geschlechtsverkehr vorausgegangen und die widernatür- 
liche Unzucht nur das Endergebnis geschlechtlicher Ausschwei- 
fungen war. Aber auch in den Fällen krankhafter Verkehrtheit 
des Geschlechtstriebes kann der Staat ebenso die Enthaltung 
von der Betätigung desselben fordern, wie in den Fällen 
natürlichen Geschlechtstriebes die Enthaltung von Angriffen 
gegen die Geschlechtsehre anderer und gegen die öffentliche 
Sittlichkeit. Auf eine Widerlegung der widerlichen Versuche, 
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diese Unzuditsformen in dem Lidite reiner Liebe ersdteinen 
zu lassen, verzidite idi mit RQdcsidit auf die aufliegende Un* 
aufridttigkeit derselben. Meiner Ansidit nadi sind drei Formen 
der widernatQrlid\en Unzucht unter Strafe zu stellen, die Un^ 
zudit mit Personen desselben Gesdiledits, mit Tieren und 
an Leidien. Sie wären allerdings in der Regel nidit mehr 
als Verbredien zu behandeln, anderseits wäre aber die un- 
haltbare Untersdieidung zwisdien den Formen der Befrie3i- 
^ng des O^^dMfiC hfstrieBes fairefTzü" lassen. Im übrigen ver" 
weiseidTaulaS^ Text des § 504. 

Die Behandlung als Verbredten soll nur bei Unzudit zwisdien 
Personen desselben Gesdiledits in dem Falle stattfinden, als 
die Ausführung unter denselben Umatäriden erfolgt, unter 
denen der Mißbraudi zur Unzudit nadri den §§ 126 und 127 
sidi als Verbredien darstellt. 

Was den Gesdileditsverkehr zwisdien nahen Ver- 
wandten betrifft, so besteht für den Staat im Interesse der 
Erhaltung der Familie die Pflidit, die sdiwersten Fälle mit 
Strafe zu bedrohen. Das geltende Redit geht insofern zu 
weit, als es die Blutsdiande audi an dem Deszendenten als 
Verbredien straft und den Kreis der Sdiwägersdiaft zu weit 
zieht. Es besteht keine Notwendigkeit, über den Umfang des 
§^73 des deutsdien Gesetzes hinauszugehen, es kann ferner 
in den Straf sägen weit herabgegangen werden, da längere 
Freiheitsstrafen audi für die Blutsdiande im Falle der Zu- 
stimmung und des Alters der Mündigkeit jauf selten des Des- 
zendenten nidit geboten ersdieinen, entgegengesetzten Falles 
aber ohnehin eintätiges Zusammentreffen mit sdiwerer straf- 
baren Handlungen vorliegt. In diesem Sinne habe idi die 
§§ 130 und 505 abgefaßt. 

Großen Sdiwierigkeiten begegnet eine einwandfreie Fas- 
sung der strafbar zu erklärenden Fälle der Verführung und 
derAusnügung eines Vertrauensverhältnisses zumZwedce 
der Unzudit. Beide stehen in einem inneren Zusammenhange, 
da audi dem zweiten Tatbestande das Moment der Verfüh- 
rung innewohnen muß, um ihn strafbar ersdieinen zu lassen. 
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Beiden Tatbeständen stehen Bedenken in bezug auf den Be-* 
weis des psydiologisdien Elementes und in bezug auf die 
Gefahr eines Mißbraudtes der Strafbestimmung zu unsaubern 
Erpressungsversudien entgegen. Es muß daher durdi eine 
entsprediende Fassung klargestellt sein, daß es in den Fällen 
der einen Art geradezu auf die Verführung ankommt, in jenen 
der anderen Art zum mindestens nid\t geradezu der Anstoß 
von selten einer angeblich mißbraudtten, tatsädilidi aber sitt- 
lich nicht einwandfreien Person ausgegangen sein darf. 

Unter der Vorausse^ung de r Verführu ng wäre der Bei- 
schlaf mit einem gesdileditlidi unbescholtenen, im Alter unter 
16 Jahren stehenden Mädchen zu bestrafen (so wie im § 182 
des deutschen Rechtes). Am nächsten kommen diesem Falle 
jene Fälle, in denen die Bestimmung zur Hingabe im Wege 
der Ausnu^ung eines wirtschaftlichen Abhängigkeitsverhäl t- 
nisses oder eines durch die Stell ung des Verführers ge gebenen y^j j 9 J 
Einflusses (wie beim Ar2t, Seelsorger unci Lehrer) erfolgt. ^ ^ ^^c* 
Diesen Fällen stehen jene gegenüber, in denen dem einen 
Teil seine Stellung auferlegt, sich auch einem Entgegenkommen 
des andern Teiles gegenüber )eine Zurückhaltung aufzuerlegen 
(im halle eines öffentlichen AMtö^, äiner Vömundsmafl U. d^l.). 
In diesem Sinne habe ich die §§ 506 und 507 abgefaßt. Da- 
bei unterließ ich es, Bestimmungen gegen die Verführung 
unter Zusage der Ehe und im Dienstverhältnisse an minder- 
jährigen weiblichen Hausgenossen aufzunehmen. Die Ver- 
führung unter nicht gehaltener Zusage der Ehe des geltenden 
Rechts ist unhaltbar, da sie auch jene Fälle trifft, in denen 
ursprünglich die Absicht auf Ehe bestanden hatte, in der Folge 
aber aus an sich verständlichen Gründen fallen gelassen wurde. 
Bei einem länger dauernden intimen Verhältnisse kann ebenso 
wie in der Ehe selbst ein Sinneswechsel eintreten, und es 
wäre in einem solchen Falle übel angebracht, die Eheschlie- 
ßung durch die Drohung mit Arrest zu erzwingen. Die Be- 
strafung an die Vorausse^ung zu knüpfen, daß das Ehever- 
sprechen von vornherein nicht ernst gemeint war, würde 
anderseits die Bestimmung wertlos machen, weil es sich hier 
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um einen regelmäßig nidit erweislidten inneren Vorgang han' 
delt. Im Übrigen kann audi gegenüber einem Eheverspredten 
von einem zwingenden Beweggrunde, sid\ hinzugeben, nicht 
gesprodten werden. Was aber die Verführung im Dienstver- 
hältnisse anbelangt, so liegt der Gedanke eines beiderseitigen 
Verschuldens zu nahe, als daß eine Strafandrohung für den 
einen Teil gerechtfertigt erscheinen würde. 

Sdiließlich kommt als Fall der strafbaren Unzucht noch 
die gewerbsmäßige Unzucht in Betraciit. Die Ansicht, die 
Prostitution durcii Strafbestimmungen unterdrücken zu können, 
ist wohl endgültig aufgegeben. Gegenwärtig bewegt sich der 
Streit der Meinungen um die Frage der Notwendigkeit oder 
Ersprießlichkeit der Reglementierung. Mag diese Frage in 
dem einen oder anderen Sinne entschieden werden, so sind 
doch zweifellos einer ausdrücklich oder stillschweigend ge* 
duldeten Prostitution gegenüber gewisse polizeiliche Vor- 
schriften im Interesse der Gesundheitspflege, der öffentlichen 
Sittlichkeit und Sicherheit und des Straßenverkehrs geboten. 
Ich will nur nebenbei erwähnen, daß es ein ganz verkehrter 
Standpunkt ist, wenn in der Auferlegung der Pflicht, sich in 
bestimmten Zeitabschnitten ärztlich untersuchen zu lassen und 
im Falle einer geschlechtlichen Erkrankung einer zwangsweisen 
Behandlung zu unterwerfen, ein Eingriff in die persönliche 
Freiheit oder gar eine Herabwürdigung der weiblichen Gefühle 
erblickt wird. Wer ein mit Gefahren für die Gesundheit 
anderer verbundenes Gewerbe ausübt, muß sich füglich — 
auch wenn das Gewerbe kein sittlich anstößiges ist — ent- 
sprechenden zum Schule der Allgemeinheit dienenden Maß- 
regeln unterwerfen. Um so mehr gilt dies von der gewerb- 
lichen Unzucht, und es ist eine arge Übertreibung, wenn bei 
einem Gewerbe, das in der Preisgebung des Körpers besteht, 
in der ärztlichen Untersuchung etwas Verlebendes gefunden 
wird. Ohne entsprechende Strafandrohung ist die Erfüllung 
einer solchen Pflicht nicht erzwingbar, ebenso sind durch 
Straf bestimmungen gedeckte Vorschriften, die sich auf die 
Ausübung des unzüchtigen Gewerbes, insbesondere die An- 
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Werbung von Besudtern auf der Straße beziehen, geboten, da 
audi soldie Formen der Anwerbung, die an sidi die Sittlidikeit 
nid\t verleben, notwendig gewissen Beschränkungen unterliegen. 
Polizeilidie Strafbestimmungen empfehlen sich auf diesem Ge- 
biete nidit, weil sie die Polizei selbst in eine sdiiefe Stellung 
bringen und deren .Organe Angriffen aussehen. Es geniigt 
eine sogenannte Blankettbestimmung, wie i(h sie in § 508 vor- 
schlage. Sie enthält keine besondere Strafandrohung für den 
Fall der Übertragung einer Gesd\leditskrankheit, da diese, so- 
fern sie nidit ein Zuwiderhandeln gegen die Untersuchungs- 
und Behandlungspflidit beinhaltet, ohnehin unter die allge- 
meine Bestimmung des § 337 in der von mir vorgeschlagenen 
Fassung fällt. Es fehlt audi eine der praktisdien Bedeu- 
tung entbehrende Bestimmung gegen die Verführung Jugend- 
licher (§ 5 Z. 3 und 5 des Ges. v. 24. Mai 1885). Unzweck- 
mäßig ist es, die Verfolgung von einem Antrage der Sicher- 
heitsbehörde abhängig zu machen. 

Schon mit der gewerbsmäßigen Unzucht haben wir uns 
dem Gebiete der Beförderung fremder Unzucht genähert. 
Beiden Gebieten gehört noch die Verlegung der öffentlichen 
Sittlichkeit an, sie kann der Befriedigung der eigenen oder 
der fremden Lüsternheit dienen, außerdem sich lediglich als 
ein Akt der Roheit darstellen. Es ist vollkommen ausge- 
schlossen, eine Fassung zu finden, durch welche ohne Ge- 
fährdung des notwendigen Schutzes gegen schwere Sittlichkeits- 
verlegungen jeder Mißgriff in der Rechtsanwendung unbedingt 
ausgeschlossen erscheinen würcTe. Ist es schon an sich 
schwer, die Grenze des vom künstlerischen Standpunkte Zu- 
lässigen, ästhetisch zu Billigenden allgemein zu ziehen, so 
kommt hier die große Schwierigkeit hinzu, daß dieselbe Hand- 
lung oder Darstellung in dem einen Falle einwandfrei, in dem 
andern mit Rücksicht auf den Ort und die Begleitumstände 
höchst unsittlich erscheinen kann. Man denke nur an die 
Vorführung oder Darstellung des Nackten anläßlich der Stel- 
lung eines Aktes zu künstlerischen Studien oder anläßlich 
einer ärztlichen Behandlung einerseits und auf der Bühne 
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oder Straße anderseits. Es muß femer darauf Bedacht ge- 
nommen werden, daß kein kriminalpolitisdies Bedürfnis dafür 
besteht, jede an sich zweifellos zur Verletzung der Sittlidikeit 
geeignete Äußerung, Darstellung oder Handlung unter Strafe 
zu stellen, audi dann, wenn sie nad\ den Umstanden des 
Falles gar nidit geeignet war, im gegebenen Fall diese Wir- 
kung zu äußern. Id\ habe versudit, in der von mir vprge- 
sdilagenen Fassung des § 509 diesen Schwierigkeiten Redi- 
nung zu tragen, muß aber beifügen, daß auch nach dieser 
Fassung das Schwergewicht in die Beurteilung des Einzelfalles 
durch den Richter gelegt erscheint. Es ist dies ein Grund, 
die Rechtsprechung gegenüber literarischen und bildlichen Dar« 
Stellungen nicht in die Hand eines Einzelrichters, sondern in 
jene eines Richtersenats mit dem Rechtszuge an den obersten 
Gerichtshof zu legen (im Sinne meiner zu I. gemachten Vor- 
schlage auf Abänderung des Art. VI des Einführungsgeseges 
zur Strafprozeßordnung). 

Was nun schließlich die Beförderung fremder Un- 
Zucht anbelangt, so kommt zunächst der Tatbestand der 
Kuppelei in Betracht Es handelt sich vor allem darum, den 
Widerspruch hinwegzuschaffen, daß der Unterschleif zur ge* 
werbsmäßigen Unzucht auch in den Fällen mit Strafe bedroht 
erscheint, in denen die Prostitution selbst geduldet wird. Die 
gleichzeitige Duldung der Kuppelei in solchen Fällen zeigt sich 
— so unsauber das Gewerbe an sich erscheint — als eine 
selbstverständliche Notwendigkeit, solange sie sich in den der 
Prostitution gezogenen Grenzen bewegt und von den auf 
diesem Gebiete zu beobachtenden bedenklichen Auswüchsen 
frei hält. Die gewerbsmäßige Kuppelei ist daher zu bestrafen, 
wenn die im Interesse der Sittlichkeit, Gesundheit und Sicher^ 
heit notwendigen polizeilichen Beschränkungen nicht beobachtet 
werden oder wenn ein Zwang zur Ausübung oder Fortsetzung 
der Prostitution ausgeübt wird oder wenn sie die Formen 
des Mädchenhandels annimmt. Daneben sind jene schweren 
Formen der Beförderung fremder Unzucht als Kuppelei zu 
bestrafen, in denen, gleichviel ob es sich um gewerbsmäßige 
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oder gelegentlidie Unzudit handelt, ein besonderes Verpflidi- ^ 

tungsverhältnis verletzt wird. Eine besondere Bestimmung i l 
wegen Bestimmung jugendlid\er Personen zur Unzudit zu er" 
lassen, ist nidit geboten, da diese entweder unter den Begriff 
der Mitsdiuld an einer an sidi strafbaren Unzudit fällt oder 
aber polizeilidien Vorsdiriften zuwiderläuft, sofern soldie 
gegen Prostitution Jugendlidier möglidi sind und erlassen 
werden. 

Was den sogenannten Mäddienhandel anbelangt, so 
sind bekanntlidi zwisdien den meisten Regierungen auf Grund 
der Besdilüsse der 1902 in Paris abgehaltenen internationalen 
Konferenz zur Bekämpfung des Mäddienhandels Vereinbarungen 
getroffen worden, die es ermöglidien sollen, die Mäddien-* 
händler im Staate des Betretungsortes der sofortigen Be-* 
strafung zuzuführen, wenn audi der eigentlidie Tatort und der 
Bestimmungsort außerhalb dieses Staates liegt. Bisher wur* 
den die Straf bestimmungen gegen Mensdienraub oder gegen 
gewöhnlidie Kuppelei angewendet, die jedodi den Tatbestand 
nidit vollkommen dedcen. Mit Rüdcsidit auf die Gemein- 
gefährlidikeit dieses Treibens wäre der Mäddienhandel als 
Verbredien zu behandeln. 

Endlidi handelt es sidi nodi darum, gegen die Zu- 
hälterei, als eine besondere Form der Arbeitssdieu , in der 
aus der Prostitution seitens Dritter Vorteil gezogen und zu- 
gleidi diese unterstü^t wird, an Stelle der Bestimmung des 
§ 5 Absatz 3 des Ges. v. 24. Mai 1885 eine neue, mit Rüde- 
sidit auf die Gefährlidikeit der in Frage kommenden Indivi- 
duen strengere Bestimmung zu se^en. 

§ 125. Notzudit. Wer vorsäglidi eine . Frauens- * ^ 

person mit Anwendung oder Androhun g von Gewalt oder, ^ /^ • 
nadidem er sie in einen Zustand der Wehrlosigkeit ver- 
^ jt) ^®^* hat, Toder eine Frauensperson, die sidi im Zustande 

^ der Wehrlosigkeit oder Bewußtlosigkeit h^j ^fzum auß er- ■ ^ 

ehelidien Beisdilaf migbraudi t. ist wegen Verbrediens der \^ feb *^ 
Notzucht mit Kerker von 1 bis zu 5 Jahren zu bestrafen. 

I>= 173 =^ 



/^s 



Digitized by 



Google 



90 ^^%/^ >^^ y^ff^"^ 

IX. Straftgt^wr^egen 



"gegen die Sittlichkeit 



^/^'-*'^ 



Wurdp^ie Tat mit besonderer Roheit Verübt oder 
hatte 9(e eine sdiwere Körperbesdiädigung oder die An- 
stedumg der mißbrauditen Person mit einer Gesdiledits- 
kraWkheit zur Folge, so ist auf Kerker von 3 bis zu 10 
Ji^ren, und wenn sie eine tödlidie Verlegung zur Folge 
itte, auf Kerker von 5 bis zu 20 Jahren zu erkennen. 

§ 126. Gewalttätiger Mißbraudi zur Unzudit. 
ieselben Strafen sind gegen denjenigen zu verhängen, 
er auf die in § 125 bezeidinete Art eine Frauensperson 
|ih-einer anderen unzüditigen Handlung m ißbraudit. 
t § 127. Schändung. Wer vorsäglidi eine geistes- 
/"kranke ode r blödsinnige Frauensp erson oder eine unmün- 
dige (im Arter unter 14 Jahren stehende) Person weib- 
^^ — '^ lidien oder männlidien Gesdiledits zum außerehelidien. 
^ ^/^/<-^ T^ Beisdilaf oder zu einer anderen unzüditigen Handlung 
(Tx ^*^^,>*/'^ ^mißbraudit, i^ auf die in § 125 bezeidinete Art zu b^ / 
strafen. /I^^fj:^^;^ ^^ if> 6^.U...-<^ ■ ^^ '^^ 
) § 503. Fahrlässiger M ißbraudi zur Unzudit. 

Wer eine Frauensperson, obgleidi er mit Rüdcsidit auf den 
vo n ihr geleisteten Widerstand oder auf ihren körperlidien 
oder geistigen Zustand Bedenken in bezug auf ihre Ein * 
willigung tragen mußte, oder wer eine geisteskranke oder 
blödsinnige hrauensperson oder eine unmündige Person, 
obgleidi er Bedenken über ihren Geisteszustand ode r ihr 
Alter hätte tragen müssen, zum außerehelidien Beisdilaf 
oder zu einef almJeren unzüditigen Handlung mißbraudit. 






5' 






Ov^^ 



ist wegen Vergehens mit Gefängnis von 3 Monaten bis zu 
1 Jahr zu bestrafen. Im Falle der Anstedcung der miß-* 
brauditen Person mit einer Gesdileditskrankeit, ist auf Ge- 
fängnis von 6 Monaten bis zu 2 Jahren zu erkennen. 

§128. Ersdileidiung des Beisdilaf es. Wer vor- 
säglidi eine Frauensperson zur Duldung des außerehe- 
lidien Beisdilafes durdi Erregung oder Benü^ung eines 
Irrtums über die Ehelidikeit desselben, insbesondere durdi 
Vortäusdiung einer Trauung, bestimmt, ist mit Kerker von 
1 bis zu 5 Jahren zu bestrafen. 
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§ 129. Verbrechen der widernatürlidien Un- 
zudit. Wer vorsäglidt an einer Person desselben Ge- 
sdiledits mit Anwendung oder Androhung von Gewalt oder 
nadidem er sie in einen Zustand der Wehrlosigkeit ver- 
seht hat oder an einer im Zustande der Wehrlosigkeit 
oder Bewußtlosigkeit befindlidien, an einer geisteskranken, 
blödsinnigen oder unmü ndigen P erson desselben Ge* 
sdiledtts eine unzüchtige Handlung zur Befriedigung seine s 
Geschledttstriebes vornimmt, ist wegen Verbrediens mit 
l^fiFKGf von ] bis zu 5 Jahren und wenn die Tat eine 
sdiwere Körperbeschädigung oder die Ansteckung der miß- 
brauditen Person mit einer Geschlechtskrankheit zur Folge 
hatte, mit Kerker von 3 bis zu 10 Jahren, wenn sie eine 
tödlidie Körperverlefeung zur Folge hatte, mit Kerker von 
5 bis zu 20 Jahren zu bestrafen. 

§ 504. Vergehen der widernatürlichen Un- 
zuciit. 1. Wer vorsäglich an oder mit einer Person des- 
selben Geschleciits zur Befriedigun g seine s oder des an- 
deren Gesdilechtstriebes eine unzüchtige Handlung vor- j 2 

"""" nhitrS r"^^ "^ ''--^— ^ ^ ^ß^ c 

ä. wer vorsäglich seinen Gesdileciitstrieb an einem 
Tiere durch eine unzüchtige Handlung befriedigt, 

3. wer vorsäglich seinen Gesciileciitstrieb an einer j^^ 

Leiche durch eine unzüchtige Handlung befriedigt, J ^^ ^^ 

wird wegen Vergehens mit Gefängnis von 4 Wochen ^ ß j^ ^ 
bis zu 1 Jahre bestraft. ^ 

Im Falle 1. sind Personen unter 16 Jahren straflos, | yt^-h? ^^'^^ 
wenn sie von dem andern Teil zur Tat bestimmt wurden. I ^ Z' 

§ 130. Blutschande. Wer vorsäfelich mit einer mit ry^ /Y < / G 
ihm in absteigender Linie blutsverwandten Person den 
y / > ^Beischlaf ausübt, wird wegen Verbrechens mit Kerker von 
a1 j^ Monaten bis zu 1 Jahr bestraft. 

yf ' § 505. Unzucht mit nahen Verwandten und 

Verschwägerten. Wer vorsäfelich mit einer mit ihm in^auf^ 
steigender Linie blutsverwandten Person, mit einer in auf- 
oder absteigender Linie verschwägerten oder im Geschwister- 
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Verhaltnisse stehenden Person den Beisdilaf ausübt, wird 
wegen Vergehens mit Gefängnis von 4 Wodien bis zu 
6 Monaten bestraft 

Verwandte oder Versdiwagerte absteigender Linie, die 
das 18. Lebensjahr nicht vollendet haben, bleiben straflos. 

§ 506. Verführung. 1. Wer vorsaglidi ein gesdiledit- 
lidi unbescholtenes Madchen, welches das 16. Lebensjahr 
nodi nidit vollendet hat, zum außerehelichen Beisdilaf 
i/\^^ /•verfuhrt. 




/ y^ I ^ 2. wer vorsäglidi eine Frauensperson durdi Mißbrauch 

der wirtschaftlidien Abhängigk eit, in der sie oder einer 
ihrer nahen Angehörigen sldi zu ihm befinden, zum außer- 
ehelidien Beischlaf mit ihm bestimmt, 

3. wer als Arzt, Pfleger oder Wärter in einer öffent- 
lidien oder privaten Krankenanstalt eine daselbst zur Pflege 
befindlidie Frauensperson, als Arzt eine seiner Behandlung 
anvertraute Frauensperson, die das 18. Lebensjahr noch 
nidit Ubersdiritten hat, als Lehrer oder Erzieher seinen 
minderjährigen Sdiüler oder Zögling, als Religionsdiener 
eine seiner Seelsorge unterstellte minderjährige Frauens' 
person zum außerehelidien Beisdilaf mit ihm bestimmt, 

wird wegen Übertretung mit Gefängnis oder Arrest von 
i y 1 Wodie bis zu 6 Monaten bestraft. Die Verfolgung findet 
Uyvtt/ «^ '^rXi l f^^^ ^^^ Privatanklage statt. Der Versudi ist nidit strafbar. 

§ 507. Mißbraudi Pflegebefohlener. Wer als 
öffentlidier Beamter, Vormund oder Kurator eine ihm unter- 



f'i 



) A ^/f ^ C ®*^''*® minderjährige oder pflegebefohlene Frauensperson 
^ ^-vXf4 -^ c.t> ^^^^ ^^^ s^Kxv^ minderjährige Adoptiv- oder Pflegetochter 
zum außerehelidien Beisdilaf mit ihm bestimmt, ist wegen 
Übertretung mit Gefängnis von 4 Wodien bis zu 6 Mo- 
naten zu bestrafen. 

§ 508. Gewerbsmäßige Unzudit. Eine Frauens- 
person, die bei Ausübung der gewerbsmäßigen Unzudit 
einer im Interesse der Gesundheitspflege oder der öffent- 
lidien Sittlidikeit oder Sidierheit erlassenen polizeilidien 
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Vorsdtrift zuwiderhandelt, ist wegen Übertretung mit Ge-* 
fängnis von 1 Wodie bis zu 6 Monaten zu bestrafen.' 

§509. Verlefeung der SittliAkeit. 1. Wer durch 
eine unzüdttige Handlung, bildlidie Darstellung oder Äuße* 
rung öffentlidt vor mehreren Leuten oder in Druckschriften J/l c >o 

die Sittlichkeit in einer ärgerni serregenden W eise verlefet, "rV^ ' ^ ^A^ 

2. wer unzüdttige Sdiriften~, bildliche Darstellungen, "^ 

Schriften oder Druckwerke feilhält, zum Verkauf ver- 
kündet, verkauft oder in einer ärgerniserregenden Weise 
verbreitet, 

wird wegen Übertretung mit Gefängnis oder Arrest von 
1 Wod\e bis zu 6 Monaten bestraft. Im Falle, daß die 
Handlung um eines Vermögensvorteiles willen begangen 
wurde, kann mit der Freiheitsstrafe Geldstrafe von 20 bis 
1000 K verbunden werden. 

§ 131. Verbrechen der Kuppelei. Wer vorsäfe- 
lich seine minderjährige ToAter oder Enkelin, Adoptiv- 
oder Pflegetochter, oder eine ihm als Mündel, Kurandin 
oder Schülerin anvertraute minderjährige Frauensperson 
der Unzucht mit einem anderen zuführt oder der Unzucht 
einer solchen Person Vorschub leistet, ist wegen Verbrechens 
mit Kerker von 6 Monaten bis zu 5 Jahren zu be- 
strafen. 

§ 132. Mädchenhandel. 1. Wer vorsätzlich eine 
Frauensperson in einen anderen von ihrem Heimatsstaate 
verschiedenen Staat zu dem Zwecke befördert, daß sie dort 
der gewerbsmäßigen Unzucht zugeführt werden soll, 

2. wer sich mit einem anderen zu dem Zwecke ver- 
bindet, Frauenspersonen in einen anderen von ihrem 
Heimatsstaate verschiedenen Staat zur Ausübung der ge- 
werbsmäßigen Unzucht zu befördern, 

ist wegen Verbrechens mit Kerker von 6 Monaten bis 
zu 1 Jahr und wenn die Frauensperson über den Zweck 
ihrer Beförderung in den fremden Staat in Irrtmn geführt 
oder ein Irrtum derselben über diesen Zweck benü^t 
wurde, mit Kerker von 1 bis zu 5 Jahren zu bestrafen. 

Hoegel, Teilreformen. 12 
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§ 510. Übertretung und Vergehen der Kup- 
pelei. 1. Wer mit Verletzung einer polizeilidien Vorsdirift 
der gewerbsmäßigen Unzudit einer Frauensperson Vor- 
schub leistet, wird wegen Übertretung mit Gefängnis von 
1 Wod\e bis zu 6 Monaten bestraft. 

2. Wer eine Frauensperson durd\ Ausnü^ung ihrer 
Notlage oder wirtsd\aftlid\en Abhängigkeit der gewerbs- 
mäßigen Unzudit zuführt oder zur Ausübung der gewerbs- 
mäßigen Unzudit gegen ihren Willen anhält, ist wegen Ver- 
gehens mit Gefängnis von 3 Monaten bis zu 2 Jahren zu 
bestrafen. 

§ 511. Zuhälterei. Wer die Mittel zu seinem 
Unterhalte ganz oder teilweise aus dem Erträgnisse der 
gewerbsmäßigen Unzudit einer Frauensperson sich von 
dieser als deren Zuhälter zuwenden läßt, ist wegen Über- 
tretung mit Gefängnis von 4 Wochen bis zu 6 Monaten zu 
bestrafen. 

Was nun die aus den Straftaten gegen die Sittlichkeit 
auszuscheidenden Fälle strafbarer Trunkenheit anbelangt, 
so beziehen sich die Bestimmungen der §§ 523 und 524 des 
geltenden Rechtes auf zwei Arten der Gefährdung durch 
Trunkenheit. 

In dem einen Falle gefährdet der sich sinnlos Betrinkende 
die Umgebung in der Richtung, daß erfahrungsgemäß Be- 
trunkene zu Ausschreitungen und daher auch zur Begehung an 
sich strafbarer Handlungen geneigt sind. Kann nun der Be- 
trunkene seines Zustandes wegen für die in Volltrunkenheit 
verübte Tat nicht verantwortlich gemacht werden (§ 2 c StQ.), 
so soll er wegen schuldbarer Herbeiführung des Zu3tandes 
der Volltrunkenheit gestraft werden. Unrichtig ist es, diese 
Strafbarkeit im Sinne des geltenden Rechtes an die Voraus- 
se^ung der Begehung einer verbrecherischen Handlung zu 
knüpfen. Dieser Vorgang befriedigt in keiner Weise. Er 
macht die Strafbariceit von einer rechtlichen Beurteilung der 
im Zustande der Volltrunkenheit verübten Tat abhängig, und 
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trägt der kriminalpolitisdien Erwägung nidit Redinung , daß 
die verschuldete Herbeiführung der Volltrunkenheit im Wege 
einer Strafandrohung zu bekämpfen sei und daß dem Erfolge 
nur soweit eine Bedeutung beigelegt werden soll, als mangels 
irgend eines Erfolges von einer Strafe abgesehen werden kann 
und bei Eintritt eines solchen nur eine Abstufung der Strafe 
nach seiner Schwere stattfinden soll. Eine diesbezügliche Be- 
stimmung kann als neuer § 288 mit gleichzeitiger Aufhebung 
des § 236 in das fünfte Hauptstück eingefügt werden: 

§ 288. Begehung einer Straftat in Volltrunken- 
heit. Wer im Zustande einer die Zurechnung ausschlie- 
ßenden Trunkenheit eine als strafbar erklärte Handlung 
verübt, wird, wenn diese Handlung als Verbrechen erklärt 
ist, wegen Vergehens mit Gefängnis von 4 Wochen bis zu 
6 Monaten, sonst wegen Übertretung mit Geifängnis oder 
Arrest bis zu 3 Monaten oder an Geld bis zu 1000 K 
bestraft. 

Im zweiten Falle darf die Strafe nach Art und Höhe 
nicht überschritten werden, welche für die in der Trunken- 
heit begangene Tat angedroht ist. Nicht strafbar ist der 
Täter im Falle einer ohne jedes eigene Verschulden zu- 
gezogenen Trunkenheit. 
Was die zweite Gruppe von Fällen anbelangt, so bedarf 
es keiner besonderen Bestimmung. Die Trunkenheit bildet 
eine Art der Fahrlässigkeit, die den Täter im Sinne der all- 
gemeinen Bestimmungen gegen gefährdende Handlungen straf- 
fällig macht. Da jedoch nach der bisherigen Erfahrung in 
dieser Richtung Zweifel auftauchen könnten, so würde immer- 
hin eine Verweisungsbestimmung eine Anleitung für die Richter 
geben. In Betracht kommt vor allem die Gefährdung des 
Lebens und der körperlichen Sicherheit anderer, und könnte 
folgende Bestimmung Abhilfe schaffen: 

§ 343. Gefährdung durch Trunkenheit. Wer sich 
während einer mit einer Gefahr für das Leben die körper- 
liche Sicherheit oder die Gesundheit eines anderen ver- 
bundenen Verrichtung in den Zustand der Trunkenheit 

12* 
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verseht oder eine sold\e Verriditung in trunkenem Zustande 
vornimmt, ist nad\ den vorstehenden Bestimmungen ins^ 
besondere der §§ 335 und 336 zu bestrafen. 
Eine besondere Bestimmung gegenüber Eigentumsgefähr^ 
düngen sdieint nid\t geboten zu sein, da hier regelmäßig erst 
eine das Eigentum gefährdende Handlung seitens des Trun- 
kenen hinzutreten muß und er wegen dieser ohnehin verant- 
wortlidi wird, die Trunkenheit daher nur mittelbar bei Beur- 
teilung der Fahrlässigkeit in Betracht kommt. 
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Verhältnismäßig einfadi ist die Änderung der auf Kredit« 
papier' und Münzverfälsdiung bezüglidien Bestimmungen 
der Hauptstücke 11 und 12 des ersten und der §§ 325 und 
329 des zweiten Teiles. Die §§ 326 bis 328 stehen zwar mit 
der Münz- und KreditpapierfälsAung in keinem sad\lid\en Zu- 
sammenhang, sind aber im zweiten Teile des geltenden Straf- 
gese^es derart in Zusammenhang behandelt, daß die gleidi- 
zeitige Aufhebung die Redaktion wesentlich erleiditert, sie sind 
ferner gegenwärtig durch die tatsächlichen Verhältnisse längst 
überholt, da das unbefugte Halten von Preß- und Stoßwerken 
und von Winkelpressen nur mehr gewerbrechtliche Bedeu- 
tung hat. 

Was zunächst die eingangserwähnten Verbrechen betrifft, 
so sind vor allem die hohen Strafsäge (bis lebenslänglichem 
schweren Kerker) gänzlich veraltet. Die einfachsten Fälle 
nähern sich dem Betrüge durch Urkundenfälschung, wenn auch 
stets der Gesichtspunkt der Gefährdung des Geldverkehres 
und des öffentlichen Kreditwesens nebenher zu beachten ist. 
In den Fällen dieser Art muß den Gerichten die Möglichkeit 
gegeben werden, allenfalls auch auf die Vergehensstrafe des 
Gefängnisses zu erkennen (§ 54 der neuen Fassung). Aber 
auch die schwersten Fälle haben angesichts der heutigen Tech- 
nik nicht mehr die Bedeutung, di6 sie seinerzeit besessen 
hatten. Entsprechend der Unterteilung des geltenden Rechtes 
behandle ich in den nachstehenden Vorschlägen die Kredit- 
papierfälschung abgesondert von der Münzfälschung und so- 
dann die als Vergehen zu bestrafenden Fälle der Gefährdungs- 
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handlungen. In Frage kommt, ob wie bisher die ohne Ein^ 
Verständnis mit dem Fälsdier, einem Mitschuldigen oder Teil' 
nehmer erfolgte Verausgabung falscher Kreditpapiere oder 
Münzen als Betrug oder als eine besondere Straftat behandelt 
werden soll. Es ist in dieser Richtung insbesondere auf die 
Bestimmung des Art. 258 des italienischen Strafgese^es zu 
verweisen, nach welcher in allen Fällen, in denen der Ver- 
ausgeber die gefälschten Wertzeichen aus dritter Hand (ein^ 
schließlich des Teilnehmers) erhalten hat, eine besondere 
Strafe festgese^t ist, im Falle des gutgläubigen Erwerbes aber 
eine niedrigere Strafe angedroht ist. Es läßt sich nicht ver^ 
kennen, daß in den Fällen der lefeten Art für den Veraus- 
geber infolge der vorausgegangenen eigenen Täuschung eine 
besondere Verlockung besteht, sich der falschen Stücke wieder 
zu entledigen. Nichtsdestoweniger glaube ich, daß von einer 
solchen Bestimmung abzusehen sei, da alle Merkmale des 
Betruges vorliegen und nicht einzusehen ist, weshalb in diesen 
Fällen der Täter besser behandelt werden soll, als ein an- 
derer, der beispielsweise ein falsches Schmuckstück als echt 
gekauft hatte und nach Wahrnehmung seiner Schädigung nun 
einem Dritten denselben Streich spielt. 

Es hätten sonach an Stelle der §§106 bis 121 und 325 
bis 330 StG. und der Ministerialverordnung vom 27. April 
1854 RGBl. Nr. 107 folgende auf die Fälschung von Münzen 
und Kreditpapieren bezügliche Bestimmungen zu treten: 

§ 106. Öffentliche Kreditpapiere. Als öffentliche 
Kreditpapiere sind anzusehen: inländische oder auslän- 
dische Banknoten oder Staatsnoten, denen kraft eines Ge- 
setjes die Eigenschaft eines öffentlichen Zahlungsmittels 
beigelegt ist, vom Staate oder einer zur Ausgabe berech- 
tigten öffentlichen Kasse, Gemeinde oder Körperschaft aus- 
gestellte inländische oder ausländische für den allgemeinen 
Verkehr bestimmte, auf mechanischem oder chemischem 
Wege vervielfältigte auf den Inhaber lautende Zahlungs- 
anweisungen, Schuldverschreibungen, Renten und Aktien, 
an ihre Stelle tretende Interimsscheine oder Quittungen, 
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dazugehörige Zinssdieine, Gewinnanteilsdieine oder Er^ 
neuerungssdieine (Kupons und Talons). 

Die handsdiriftliche Beise^ung der Untersdirift des 
Ausstellers, einzelner Worte oder der Nummern benimmt 
diesen Papieren die Eigenschaft des öffentlidien Kredit- 
papieres nid\t. 

§ 107. Kreditpapierfälsdiung. 1. Wer ein fal- 
sches öffentlidies Kreditpapier anfertigt, um es als ed\tes 
in Verkehr zu se^en, 

2. wer ein echtes öffentliches Kreditpapier durch eine 
an ihm vorgenommene Veränderung den Schein eines 
höheren Wertes beilegt, um es mit diesem in Verkehr zu 
segen, 

3. wer aus einer bestimmten Zahl von öffentlichen 
Kreditpapieren durch Zerschneiden eine größere Zahl her- 
stellt um diese in Verkehr zu se^en, 

4. wer einem nicht mehr gültigen öffentlichen Kredit- 
papiere durch eine an ihm vorgenommene Veränderung den 
Schein eines gültigen beilegt, ist wegen Verbrechens mit 
Kerker von 6 Monaten bis zu 5 Jahren, und wenn die Fäl- 
schung den Betrag von 5000 K übersteigt oder mit zur 
Vervielfältigung auf mechanischem Wege geeigneten Mitteln 
verübt wurde, mit Kerker von 3 bis 15 Jahren zu bestrafen. 

§ 108. Verausgabung falscher oder gefälschter 
Kreditpapiere. 1. Wer vorsä^lich ein falsches oder ge- 
fälschtes öffentliches Kreditpapier (§ 107 Z. 1 — 4), das er 
in Kenntnis der Unechtheit von dem Fälscher, einen Mit- 
schuldigen desselben oder einer anderen Mittelsperson er- 
worben oder übernommen hat, ausgibt, 

2. wer vorsäglich zum Zwecke der Verausgabung ein 
falsches oder gefälschtes öffentliches Kreditpapier von dem 
Fälscher, einem Mitschuldigen desselben oder einer anderen 
Mittelsperson an sich bringt, 

ist wegen Verbrechens nach den Bestimmungen des 
§ 107 zu bestrafen. 
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X. Münz- und Kreditpapierfalschung. 



Die Verausgabung falscher oder gefälschter öffentlicher 
Kreditpapiere I die ohne Kenntnis der Unechtheit erworben 
wurden sowie die ohne vorausgegangene Veränderung vor^ 
genommene Verausgabung außer Kurs gesetzter Kredit« 
papiere ist nach den Bestimmungen über den Betrug zu 
bestrafen. 

§ 109. Vorbereitung der Kreditpapierfälchung. 
Wer zum Zwecke der Verfertigung eines falschen oder der 
Fälschung eines echten öffentlichen Kreditpapieres (§ 107 
Z. 1 bis 4) Vorrichtungen, Werkzeuge oder Stoffe, die 
hierzu geeignet sind, anfertigt, an sich bringt, oder einem 
anderen verschafft, wird wegen Verbrechens mit Kerker von 
6 Monaten bis zu 3 Jahren bestraft. 

§ 118. Münzfälschung. 1. Wer inländisches oder 
ausländisches Metallgeld nachahmt, um es als echtes in 
Verkehr zu sefeen, 

2. wer echtem inländischen oder ausländischen Metall^ 
gelde durch eine Veränderung den Schein eines höheren 
Wertes beilegt, um es zu diesem Werte in Verkehr zu 
setzen, 

3. wer einem nicht mehr gültigen inländischen oder 
ausländischen Metallgelde durch eine Veränderung den 
Schein eines noch gültigen Metallgeldes beilegt, um es als 
solches in Verkehr zu segen, 

4. wer einem inländischen oder ausländischen Metall- 
gelde einen Teil des Metallgehaltes entzieht, um es nach 
Verwendung des entzogenen Metalles als vollwertig in Ver- 
kehr zu sefeen, 

wird wegen Verbrechens mit Kerker von 6 Monaten 
bis zu 3 Jahren und wenn die Fälschung den Betrag von 
5000 K übersteigt oder mit zur Vervielfältigung auf mecha- 
nischem Wege geeigneten Mitteln verübt wurde, mit Kerker 
von 3 bis 10 Jahren bestraft. 

§119. Verausgabung falschen oder gefälschten 
Metallgeldes. 1. Wer vorsätjlich falsches oder gefälschtes 
inländisdies oder ausländisches Metallgeld (§ 118 Z. 1 bis 4), 
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X. Münz- und Kreditpapierfnlschung. 



das er in Kenntnis der Uneditheit von dem Fälscher, 
einem Mitschuldigen desselben oder einer anderen Mittels" 
person erworben oder übernommen hat, ausgibt, 

2. wer vorsä^Iich zum Zweck der Verausgabung 
falsches oder gefälschtes inländisches oder ausländisches 
Metallgeld von dem Fälscher, einem Mitschuldigen des^ 
selben oder einer anderen Mittelsperson an sich bringt, 

ist wegen Verbrechens nach den Bestimmungen des 
§ 118 zu bestrafen^ 

Die Verausgabung falschen oder gefälschten inländischen 
oder ausländischen Metallgeldes, das ohne Kenntnis der 
Unechtheit erworben wurde, oder die ohne vorausgegangene 
Veränderung vorgenommene Verausgabung außer Kurs ge« 
selten Metallgeldes ist nach den Bestimmungen über den 
Betrug zu bestrafen. 

§ 120. Vertrieb des Metalles von verringer- 
tem Metallgelde. Wer vorsäglich Metall, das auf die in 
§ 118 Z. 4 bezeichnete Art gewonnen wurde, von dem 
Fälscher, einem Mitschuldigen desselben oder einer Mittels- 
person an sich bringt, um es zu verwerten, oder in Kennt- 
nis der Herkunft verwertet, wird wegen Verbrechens mit 
Kerker von 6 Monaten bis zu 1 Jahre und wenn der Wert 
50 K übersteigt mit Kerker von 1 bis zu 5 Jahren bestraft. 

§ 121. Vorbereitung der Münzfälschung. Wer 
zum Zwecke der Anfertigung falschen oder der Fälschung 
echten inländischen oder ausländischen Metallgeldes (§118 
Z. 1 bis 4) Vorrichtungen, Werkzeuge oder Stoffe, die 
hierzu geeignet sind, anfertigt, an sich bringt oder einem 
anderen verschafft, wird wegen Verbrechens mit Kerker 
von 6 Monaten bis zu 1 Jahre bestraft. 

§ 325. Gefährdung des Verkehres von öffent- 
lichen Kreditpapieren oder Metallgeld. 1. Wer ein 
öffentliches Kreditpapier oder ein Metallgeld des Inlandes 
oder Auslandes fälscht oder verfälscht (§ 107 und 118) 
ohne zu beabsichtigen dieses Kreditpapier oder Metallgeld 
sodann in Verkehr zu sefeen. 
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X. MflnZ' und Kreditpapierfalsdiung. 



2. wer Dnicksadien oder Gegenstände verfertigt, in 
Verkehr set^t oder feilhält, die bei oberflächlidier Betradi- 
tung mit einem öffentlichen Kreditpapier oder mit Metall- 
geld verwechselt werden können, 

3. wer unbefugt Stempel, Stid\e, Platten oder Formen, 
die zur Verfertigung falscher oder Fälschung echter öffent- 
licher Kreditpapiere oder Metallgeldmünzen geeignet sind, 
anfertigt, an sich bringt oder anderen verschafft, 

ist wegen Übertretung mit Arrest von 3 Tagen bis zu 
6 Wochen oder an Geld von 20 bis 500 K zu bestrafen. 
Zugleich ist auf Verfall dieser Gegenstände oder auf Be- 
seitigung der die Täuschung ermöglichenden Eigenschaft 
derselben zu erkennen. 
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XL Vorsdiubleisfung und Straftaten 
gegen die Wehrmacht. 



Zu den verworrensten Tatbeständen des österreid\isd\en 
Straf redites gehören jene, die unter dem Sammelnamen Vor- 
sdiubleistung in den §§ 211 bis 222 (26. Hauptstück des 
1. Teiles) und 307 behandelt sind. Der erste Fall betrifft eine 
mittelbare Beförderung des Verbrechens durd\ boshafte Unter- 
lassung der Verhinderung (§§ 212 und213)i die bei einzelnen 
Verbrechen geradezu als Mitschuld behandelt wird. Der zweite 
Fall betrifft teils persönliche Begünstigung nach der Tat, teils 
Unterschleif bei fortgesefetem verbrecherischem Treiben, beide 
Fälle sind als Verhehlung bezeichnet (§§ 214 bis 216). Der 
dritte Fall (§§ 217 bis 219) ist der der Begünstigung der 
Gefangenenentweichung. Die §§ 220 bis 222 endlich behan- 
deln neben der Begünstigung des Deserteurs die Mitschuld 
und Anstiftung bei Militärverbrechen. In § 307 sind die Tat- 
bestände der §§ 214 und 217, sofern sie sich auf Vergehen 
und Übertretungen beziehen, zusammengefaßt. 

Diese Tatbestände sind einerseits systematisch zu trennen, 
anderseits regelmäßig nur als Vergehen zu behandeln. Es 
würde daher zunächst das ganze 26. Hauptstück des ersten 
Teiles verschwinden. Die Fälle der persönlichen Be- 
günstigung wären als Straftaten gegen die Rechtspflege am 
besten an die unter VI. vorgeschlagenen Bestimmungen der 
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XI. Vorschubleistung und Straftaten gegen die Wehrmacht. 

§§ 278 bis 283 (Widerstand gegen obrigkeitlidie Personen) 
zu reihen, es ist für sie in den beseitigten §§ 289 bis 294 
Raum geschaffen. Unter einem wären die im geltenden Red\te 
fehlenden Tatbestände der fälsd\lid\en Anzeigeerstattung 
(Selbstbesdiuldigung oder Vorspiegelung einer Straftat ohne 
Beschuldigung eines Dritten), der Unterlassung der Mitteilung 
von Entlastungsbeweisen sowie der Winkelsdireiberei neu auf- 
zunehmen und die Bestimmungen der §§ 301 und 308 sowie 
der §§309 und 310 (unbefugte Veröffentlidiungen und Samm- 
lung für Geldstrafen) sowie ferner der Art. VII und VIII des 
Gesetzes vom 17. Dez. 1862 RGBl. Nr. 8 f. 1863 in anderer 
Fassung einzureihen. 

Leider müssen die Bestimmungen in dem engen Rahmen 
von sechs Paragraphen untergebracht werden. 

Es wären daher die Bestimmungen der §§ 211 bis 222 
und 301, 307 bis 310 StG., der Ministerialverordnung vom 
8. Juni 1857 RGBl. Nr. 114 und der erwähnten Art. VII und 
VIII aufzuheben und hätten zu lauten: 

§289. Begünstigung. 1. Wer vorsäglidi jemanden, 
der eine Straftat verübt hat oder gegen den ein Strafverfahren 
anhängig oder ein Straf urteil ergangen ist, durch Beförde- 
rung der FluAt, Verbergen vor den nachforschenden be- 
hördlichen Organen, Beseitigung oder Fälschung eines Be- 
weismittels oder auf andere Weise Vorschub leistet, um ihn 
dem Strafverfahren oder dem Strafvollzug zu entziehen 
oder seine mildere Bestrafung herbeizuführen, ist wegen 
Vergehens mit Gefängnis von 4 Wochen bis zu 1 Jahr zu 
bestrafen, und wenn der Begünstiger in Kenntnis der Tat- 
sache handelt, daß es sich um ein mit mehr als Sjähriger 
oder lebenslänglicher Freiheitsstrafe oder mit Todesstrafe 
bedachtes Verbrechen handelt, mit Gefängnis von 3 Mo- 
naten bis zu 3 Jahren. 

Die Begünstigung einer Person, mit der der Be- 
günstiger im Verhältnis des § 152 Z. 1 StPO« steht, ist 
nicht strafbar. 

^ 188 =^ 



Digitized by VrrOOQlC 



XL Vorschubleistung und Straftaten gegen die Wehrmacht. 

2. Wer vorsäglidi eine über einen anderen verhängte 
Freiheitsstrafe an dessen Stelle abbüßt, ist wegen Ver- 
gehens mit Gefängnis von 1 Woche bis zu 6 Monaten zu 
bestrafen. 

3. Wer vorsäglidi eine öffentlidie Sammlung zum 
Zwecke der Deckung der Geldstrafe eines anderen ver- 
anstaltet oder fördert, ist wegen Übertretung mit Arrest 
von 3 Tagen bis zu 4 Wochen oder an Geld von 20 bis 
500 K zu bestrafen. 

§290. Befreiung eines Gefangenen oder eines 
in einer Heilanstalt Angehaltenen. Wer vorsäfelich 
die Flucht eines Gefangenen aus der Haft des Strafver- 
fahrens oder aus der Strafhaft, eines in einer Zwangs- 
arbeitsänstalt oder Besserungsanstalt Angehaltenen oder 
eines den geseglidien Vorschriften entsprechend in einer 
Anstalt für Geisteskranke oder Trunksüchtige Angehaltenen 
befördert, ist wegen Vergehens mit Gefängnis von 4 Wochen 
bis zu 2 Jahren zu bestrafen. 

Im Falle der Verübung durch einen öffentlichen Be- 
amten mit Verlegung seiner Dienstpflicht sind die Bestim- 
mungen über das Zusammentreffen anzuwenden. 

§ 291. Unerlaubter Verkehr mit Gefangenen. 
Wer entgegen den hierfür bestehenden Vorschriften heim- 
lich mit einem in der Haft des Vorverfahrens, in Straf- 
haft, in einer Zwangsarbeitsanstalt oder Besserungsanstalt 
Angehaltenen in Verbindung tritt oder ihm Gegenstände 
verschafft, ist wegen Übertretung mit Arrest von 3 Tagen 
bis zu 4 Wochen oder an Geld von 20 bis 500 K zu be- 
strafen. 

§292. Gefährdung der Straf rechtspflege. 1. Wer 
in der Absicht, eine Behörde irrezuführen, fälschlich eine 
Strafanzeige erstattet, ohne einen andern zu beschuldigen 
oder zu verdächtigen, oder in dieser Absicht sich fälschlich 
einer Straftat beschuldigt, ist wegen Übertretung mit Ge- 
fängnis oder Arrest von 1 Woche bis zu 6 Monaten zu be- 
strafen. 
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2. Wer es vorsät^lidi unterläßti Beweismittel, weldie 
geeignet sind, die Sdiuldlosigkeit eines anderen dar^ 
zutun, gegen den ein Strafverfahren anhängig oder ein 
Straf urteil ergangen ist, der Besörde, dem Beschuldigten 
oder seinem Vertreter mitzuteilen, ist wegen Übertretung 
mit Gefängnis oder Arrest von 3 Tagen bis zu 6 Wod\en 
zu bestrafen. 

Der Täter ist nicht strafbar, wenn für ihn einer der 
Fälle der §§ 151 bis 153 StPO. vorliegt oder wenn die 
Mitteilung eine ernstliche Gefahr für ihn oder eine zu 
ihm im Verhältnis des § 152 Z. 1 StPO. stehende Person 
nach sich ziehen würde. 

§ 293. Unbefugte Veröffentlichung aus einem 
gerichtlichen Verfahren. 1. Wer durch eine Druckschrift 
aus einem anhängigen Strafverfahren die Anklageschrift 
oder das sie ersehende Erkenntnis oder den Inhalt einer 
Beweisaufnahme vor deren Vorbringung in der Hauptver- 
handlung, oder zur Beeinflussung der öffentlichen Meinung 
geeignete Erörterungen über den Wert der Beweise, die 
Ergebnisse oder den vermutlichen Ausgang des Strafver- 
fahrens vor Fällung des Urteils erster Instanz veröffentlicht, 

2. wer durch eine Druckschrift aus einem Zivil- oder 
Strafverfahren einen durch den Ausschluß der Öffentlich- 
keit getroffenen Gegenstand veröffentlicht, 

3. wer durch eine Druckschrift die Abstimmung von 
Richtern oder Geschworenen veröffentlicht, 

ist wegen Übertretung mit Arrest von 3 Tagen bis zu 
3 Monaten oder an Geld von 20 bis 1000 K zu bestrafen. 

§ 294. Winkelschreiberei. Wer unbefugt gewerbs- 
mäßig zur Überreichung bei Gericht bestimmte Eingaben 
verfaßt oder als Bevollmächtigter bei Gericht auftritt, ist 
wegen Übertretung mit Gefängnis oder Arrest von 3 Tagen 
bis zu 3 Monaten zu bestrafen. 

§ 287. Unterlassung der Hinderung eines 
schweren Verbrechens. Wer es vorsäglich unterläßt, die 
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XL Vorschubleistung und Straftaten gegen die Wehrmadit 

Verübung eines Hodwerrats, Mensdienraubes, Mordes, 
Raubes, einer Notzucht , einer Brandlegung oder vorsäfe- 
liehen Gemeingefährdung (§§ 161 bis 163) durd\ einen 
andern zu hindern, obgleich er dies ohne ernstliche Ge- 
fahr für sich oder eine ihm nahestehende Person tun 
konnte, ist wegen Vergehens mit Gefängnis von 4 Wochen 
bis zu 2 Jahren zu bestrafen. 
Im Anschluß hieran wäre nun die strafbare Beteiligung 
an Militärverbrechen zu behandeln. Eine weitere Begrün- 
dung dürfte überflüssig erscheinen, da sie sich aus der Ver- 
gleichung der heutigen Tatbestände mit den vorgeschlagenen 
von selbst ergibt. 

§308. Beförderung der Fahnenflucht. . Wer vor- 
säglich eine eidlich verpflichtete Militärperson der Mon- 
archie zur Fahnenflucht verleitet, zu verleiten sucht oder 
ihr bei Ausführung der Fahnenflucht mit oder ohne vor- 
gängiges Einverständnis Hilfe leistet, ist wegen Vergehens 
mit Gefängnis oder Arrest von 4 Wochen bis zu 1 Jahre 
zu bestrafen. Im Falle der Verübung zur Zeit einer Mo- 
bilisierung oder eines Krieges ist auf Gefängnis von 3 
Monaten bis zu 3 Jahren zu erkennen. 

Liegt nur Hilfeleistung nach bereits ergriffener Fahnen- 
flucht vor, so ist der Täter nicht strafbar, wenn er zu dem 
Flüchtigen im Verhältnisse des § 152 Z. 1 StPO. steht. 

§309. Beteiligung an einem Militärverbrechen. 
Wer vorsätzlich eine eidlich verpflichtete Militärperson der 
Monarchie zur Ausführung eines Militärverbrechens ver- 
leitet oder zu verleiten sucht oder ihr bei der Ausführung 
Hilfe leistet, ist wegen Vergehens mit Gefängnis oder Arrest 
von 4 Wochen bis zu 1 Jahre und im Falle d^r Verübung 
zur Zeit einer Mobilisierung oder eines Krieges mit Ge- 
fängnis von 3 Monaten bis zu 3 Jahren zu bestrafen. 
An Stelle der §§ 305 bis 307 wären die im Wehrgesetje 
enthaltenen Vergehen einzufügen. Bei dem Umstände, als sie 
ohnehin anläßlich einer Reform dieses Geseges neu zu be- 
handeln sind, kann vorläufig auf eine solche Einreihung ver- 
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ziehtet werden. Dagegen sdieint es geboten zu sein, das 
einer langst vergangenen Zeit angehörige Verbredien der un- 
befugten Werbung (§ 92 StG. und § 7 des Ges. v. 30. Mai 
1869 RGBl. Nr. 78) durd\ eine den heutigen Verhaltnissen 
entsprediende Bestimmung zu ersehen. Idi wurde daher an 
dessen Stelle vorsdilagen: 

§ 310. Unbefugte Werbung. Wer vorsät(lid\ einen 
Angehörigen der Monardiie fQr fremde Kriegsdienste an- 
wirbt oder einen soldien Angeworbenen dem fremden 
Kriegsdienste zufuhrt, ohne hierzu eine behördlidie Be- 
willigung erhalten zu haben, ist wegen Vergehens mit Ge- 
fängnis oder Arrest von 4 Wodien bis zu 1 Jahre zu be- 
strafen. 

Der Fall einer betrügerischen Anwerbung fällt unter die 
betriigerisdie Verleitung zur Auswanderung. 
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XII. Vergehen der Verleumdung und 
Beleidigung. 



Die Tatbestände der Beleidigung des österr. Rechtes 
stehen in einem engen Zusammenhange mit jenem der Ver- 
leumdung (der falschen Anschuldigung). Es ist dies historisch 
leicht zu erklären, da noch in der Theresiana (Art. 100 und 101) 
Verleumdung und verleumderische Beleidigung verquicict 
waren und auch das Josefinische Gese^ und jenes von 1803 
von dem inneren Zusammenhange beider ausgegangen waren. 
Die Verleumdung war als eine erschwerte Beleidigung aufge- 
faßt worden und nicht als Straftat, die sich gegen die Rechts- 
pflege richtete, obgleich wie in der Vorzeit, die geradezu den 
Talionsgedanken ausgeführt hatte, die über die Schädigung 
der Ehre hinausgehende Gefährdung des einer Straftat fälsch- 
lich Bezichtigten berücicsichtigt wurde. 

In der Tat läßt sich ein innerer Zusammenhang zwischen 
falscher Anschuldigung und Beleidigung nicht in Abrede stellen. 
Er ergibt sich schon aus der Schwierigkeit der tatsächlichen 
Abgrenzung. So einfach sich die Sache scheinbar gestaltet, 
wenn an eine unmittelbar bei der Behörde gemachte falsche 
Anschuldigung gedacht wird, so stellt sich bereits die Schwie- 
rigkeit der Abgrenzung bei der mittelbaren falschen Anschul- 
digung heraus, bei welcher die Unterstellung von dem meist 
schwierigen Nachweise abhängt, daß die Anschuldigung nach 
Absicht des Täters zur behördlichen Kenntnis gelangen sollte 
— sofern man nicht diesen Fall, wie in § 209 des geltenden 
Rechtes, vollständig als Gefährdungsstraftat behandelt, wodurch 

Hoegel, Teilreformen. ^3 
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die Abgrenzung im gegebenen Falle keineswegs erleiditert 
wird. Dazu kommt, daß an sidi der Nachweis, ob vorsäglidie 
oder bloß fahrlässige falsche Anschuldigung vorliegt, auf Be' 
Weisschwierigkeiten stößt, und daß in zahlreichen Fällen der 
Übergang der Beschuldigung einer strafbaren und jener einer 
ehrenrührigen oder unsittlichen, aber nicht strafbaren Hand- 
lung ein gleitender ist, außerdem eine solche Beschuldigung 
in dem Vorwurfe einer Eigenschaft oder in' einer Beschimpfung 
liegen kann. 

Es ist daher keineswegs unzulässig, Fälle der falschen 
Anschuldigung in Zusammenhang mit der Beleidigung zu be- 
handeln. Im Rahmen des geltenden Gesetzes, das weder im 
ersten noch im zweiten Teile die Straftaten gegen die Rechts^ 
pflege gemeinsam behandelt, empfiehlt es sich, die nicht ver* 
brecherische falsche Anschuldigung als Vergehen der Verleum** 
düng den Beleidigungen voranzustellen. Dazu leitet auch die 
Erwägung, daß der fälschliche Vorwurf einer nur auf Privat-* 
anklage zu verfolgenden Straftat auch kUnftig der Privat^ 
anklage unterstellt werden soll. Es ginge nicht an, solche 
angebliche oder wirkliche falsche Anschuldigungen amtlich zu 
verfolgen, auch wenn sie bei Gericht angebracht wurden (z. B. 
im Wege einer Beleidigungs^ oder Ehebruchsklage), während 
die angeschuldigte Tat selbst nur Gegenstand einer Privat" 
anklage bildet und nach rechtskräftiger Erledigung dieser 
durch Freispruch möglicherweise beide Teile kein Interesse 
daran haben, die Sache nochmals gerichtlich auszufechten. 

Die nicht hierher gehörige Verlegung des Berufsgeheim^ 
nisses der §§ 498, 499 wurde bereits unter VllI ausgeschieden. 
Es wäre daher neu zu regeln neben dem Vergehen der Ver- 
leumdung der fälschliche Vorwurf einer strafbaren oder ehren- 
rührigen Handlung, der Vorwurf einer verächtlichen Eigenschaft, 
der Eingriff in das Privat- und Familienleben, die Beschimpfung 
und der Vorwurf einer ausgestandenen Strafe. In allen Fällen 
wäre der Tatbestand auf den Angriff gegen die persönliche 
Ehre zu beschränken, da Angriffe gegen Körperschaften oder 
Behörden nicht in diesen Zusammenhang gehören, es würde 
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denn in einem solchen Angriffe zugleich eine Verlegung der 
persönlichen Ehre der einzelnen Mitglieder der Körperschaft 
oder Behörde liegen. Da jedoch durch diese Ausscheidung 
eine Lücice im Gesege entstünde, wäre eine entsprechende 
Bestimmung an Stelle des in VII beseitigten § 304 aufzu^ 
nehmen. 

Notwendig erscheint es, bei* bestimmten Beleidigungen 
und Beschimpfungen dem Richter die Möglichkeit zu geben, 
zwar zu verurteilen, aber doch keine Strafe auszusprechen, 
wenn nämlich der Beileidigte den Beleidiger durch sein un-* 
gebührliches Benehmen in eine gerechtfertigte Aufregung ver* 
segt hatte. Es beruht dies auf ähnlichen Erwägungen, wie 
die besonderen Bestimmungen gegenüber der Provokation bei 
der Körperbeschädigung. Der Ausweg, den die deutsche Ge*^ 
set^gebung gefunden hat (gegenseitige Aufhebung oder ein^ 
seitige Straffreiheit § 199), dürfte weniger zu empfehlen sein, 
da er allzusehr zur Annahme der Kompensation leitet. 

Was den Beweis der Wahrheit oder des guten Glaubens 
betrifft, so besteht im geltenden Rechte insofern ein Wider- 
spruch, als in den §§487 und 488 von fälschlichen Anwürfen 
die Rede ist, während folgerichtig die Unwahrheit seitens des 
Klägers zu erweisen wäre, bei der gegenwärtigen Fassung des 
§ 490 aber unter Umständen das Merkmal der Fälschlichkeit 
nicht erwiesen erscheint und trotzdem mit Recht die Verur- 
teilung erfolgen muß. Die Fassung soll daher derart gestaltet 
werden, daß von dem Grundgedanken ausgegangen wird, es 
dürfe an sich niemand des anderen Ehre angreifen, sofern 
nicht das Gese^ Ausnahmen schafft. Eine solche Ausnahme 
besteht in den Fällen des Vorwurfes einer strafbaren oder 
ehrenrührigen Handlung oder einer verächtlichen Gesinnung, 
wenn der Täter hierzu berechtigt ist oder die Wahrheit seines 
Vorwurfes erweisen kann. Unter dieser Vorausse^ung soll 
er auch bei Tatsachen des Privat- und Familienlebens und 
unter bestimmten Bedingungen straffrei werden. Der gute 
Glaube soll für sich allein nicht zu Beleidigungen berech- 
tigen, vielmehr soll die Straflosigkeit an ähnliche Bedingungen 
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geknüpft werden, wie beim Wahrheitsbeweis über Tatsachen 
des Privatlebens. Diese Bedingungen gipfeln in der Wahrung 
eines berechtigten Interesses. 

Die Führung des Beweises der Wahrheit und des guten 
Glaubens muß befristet werden, da sonst stets im Wege der 
Wiederaufnahme neuerlich der Versuch eines solchen Beweises 
gemacht werden könnte. 

Eine besondere Behandlung der üblen Nachrede oder 
der verieumderischen Beleidigung empfiehlt sich nicht, da dem 
Richter innerhalb des allgemeinen Strafrahmens Gelegenheit 
gegeben ist, allen Umständen des Falles, daher auch dem 
schwereren subjektiven Verschulden Rechnung zu tragen, ander-* 
selts aber der Unterscheidung zwischen zwei Tatbeständen 
nach rein subjektiven Momenten praktische Bedenken ent- 
gegenstehen. 

Beschimpfungen wären stets unter Strafe zu stellen, so" 
fern nicht Provokation sie entsciiuldbar macht. Dabei wäre 
aber dem Richter die Handhabe zu geben, den Umständen des 
Falles in der Richtung Rechnung zu tragen, daß er zu beur- 
teilen hat, ob ein an sich nicht beschimpfender Ausdrucic mit 
Rücicsicht auf den Zusammenhang als beschimpfend, oder ein 
an sich beschimpfender als harmlos anzusehen sei. 

Es wären ferner die sogenannten Ehrenkränkungen der 
Rechtsprechung der Gerichte an Stelle jener der politischen 
Behörden zu unterwerfen. 

Es würden sich demnach folgende Fassungen ergeben: 
§ 304. Schmähung eines öffentlichen Vertre- 
tungskörpers, einer öffentlichen Behörde oder 
eines Teiles der bewaffneten Macht. Wer öffentlich, 
vor mehreren Leuten, in einer Drucicschrift oder verbrei- 
teten Schrift gegen eines der beiden Häuser des Reichs- 
rates oder einen Landtag, gegen eine Abteilung derselben 
oder gegen die Delegation des Reichsrates, gegen eine 
Gemeinde oder Bezirksvertretung, gegen eine öffentliche 
Behörde, gegen die Armee oder Marine oder eine selb- 
ständige Abteilung oder Behörde derselben eine Be- 
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sdiimpfung oder einen unwahren die betreffende Körper- 
schaft der Mißachtung aussehenden Anwurf ohne zurei- 
chenden Grundi ihn für wahr zu halten, vorbringt, ist wegen 
Vergehens mit Gefängnis oder Arrest von 1 Woche bis zu 
6 Monaten oder an Geld von 100 bis 2000 K zu bestrafen. 
Die Verfolgung findet nur mit Ermächtigung des be- 
leidigten Vertretungskörpers, der beleidigten Behörde oder 
im Falle der Beleidigung der Armee oder einer Abteilung 
oder Behörde derselben mit Ermächtigung des vorgesegten 
Ministers statt. 

12. Hauptstücic. Vergehen der Verleumdung 
und Straftaten gegen die Ehre. 

§487. Vergehen der Verleumdung. Wer einen 
anderen vorsä^lich fälschlich wegen einer als Vergehen 
oder Übertretung strafbaren Handlung bei einer Behörde 
oder in solcher Art beschuldigt, daß die Beschuldigung 
nach seiner Absicht zur behördlichen Kenntnis gelangen 
soll, ist wegen Vergehens der Verleumdung mit Gefängnis 
von 4 Wochen bis zu 3 Jahren zu bestrafen. 

In bezug auf die Verjährung ist die Bestimmung des 
§ 208 anzuwenden. 

War die angeschuldigte Straftat nur auf Privatanklage 
zu verfolgen, so findet auch die Verfolgung wegen Ver- 
leumdung nur auf Privatanklage des fälschlich Beschul- 
digten statt. 

§488* Beleidigung. Wer einem anderen vor oder 
gegenüber einem Dritten, in einer einem Dritten zugäng- 
lichen Mitteilung, öffentlich oder in einer Drucicschrift den 
Vorwurf einer strafbaren Handlung oder einer Berufs- 
pflichtenverle^ung, oder einer solchen Handlung oder 
Eigenschaft macht oder weiterverbreitet, die geeignet ist, 
den Angegriffenen in der Achtung Dritter herabzusehen, 
ist über Privatanklage wegen Übertretung mit Gefängnis 
oder Arrest von 1 Woche bis zu 6 Monaten oder an Geld 
von 100 bis 2000 K zu bestrafen. 
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Eine strafbare Beleidigung liegt nid\t vor, wenn der 
Anwurf innerhalb der Grenzen einer Dienstpflicht oder 
eines Aufsidits^ oder Erziehungsredites erfolgte. 

§ 489. Straflosigkeit wegen Erbringung des 
Beweises der Wahrheit. Wegen Beleidigung ist nicht 
strafbar, wer den Beweis der Wahrheit seiner Beschuldigung 
erbringt. Nach rechtskräftiger Verurteilung wegen Belei' 
digung ist die Führung des Wahrheitsbeweises zum Zwecice 
der Wiederaufnahme unzulässig. 

Der Beweis der Wahrheit des Vorwurfes einer straf- 
baren Handlung wird durch die strafgerichtliche Verurteilung 
des Angegriffenen erbracht. Ein anderer Nachweis ist nur 
zulässig, wenn das Strafverfahren wegen Todes, unbe- 
kannten oder ausländischen Aufenthaltes, Ausschluß der 
Strafverfolgung oder Aufhebung der Strafbarkeit oder aus 
Gründen des Prozeßrechts nicht eingeleitet oder fortgeführt 
werden kann. Ist das Strafverfahren über öffentliche An- 
klage durchzuführen, so kommt dem Träger des Wahrheits- 
beweises die Stellung des Privatbeteiligten zu. Ist die 
angeworfene strafbare Handlung nur auf Privatanklage 
oder über Ermächtigung eines Dritten verfolgbar, so ist 
die Führung des Wahrheitsbeweises im Verfahren wegen 
Beleidigung nur mit Zustimmung des zur Privatanklage 
oder zur Erteilung der Ermächtigung Berechtigten oder 
eines von mehreren Berechtigten zulässig. 

Hängt der Wahrheitsbeweis von dem Ausgange eines 
Strafverfahrens oder eines anderen Verfahrens ab, so ist 
das Verfahren wegen Beleidigung bis zur Beendigung des 
anderen Verfahrens zu unterbrechen. 

Der Beweis einer Eigenschaft ist durch den Nachweis 
von Tatsachen, die auf diese Eigenschaft schließen lassen, 
zu erbringen. 

§ 490. Straflosigkeit wegen guten Glaubens. 
Wegen Beleidigung ist nicht strafbar, wer den beleidigenden 
Anwurf zum Zwecice der Wahrung berechtigter Interessen 
vorgebracht hat, nach Inhalt und Art seines Vorbringens 
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über diesen Zwedc nidit hinausgegangen ist und den Nach- 
weis erbringt, daß er zureichende Gründe hatte, den Anwurf 
für wahr zu halten. 

§ 491. Ausschluß des Beweises der Wahrheit 
oder des guten Glaubens bei Tatsachen des Privat- 
lebens. Handelt es sich um den Anwurf einer Tatsache 
des Privat- und Familienlebens, so ist aucii der Beweis 
der Wahrheit nur zulässig, wenn der Anwurf zum Zwecice 
der Wahrung berechtigter Interessen erfolgte und nach 
Inhalt und Art seines Vorbringens nicht über diesen Zwecic 
hinausgegangen wurde. 

Der Beweis des guten Glaubens ist unzulässig und 
zieht keine Straflosigkeit naci\ sich, wenn der Anwurf 
öffentlich oder in einer Drucicschrift erfolgte. 

§ 492. Beschimpfung. Wer einen anderen vor oder 
gegenüber einem Dritten, in einer einem Dritten zugäng- 
lichen Mitteilung, öffentlich oder in einer Drucicschrift durch 
eine Äußerung, bildliche Darstellung oder Handlung be- 
schimpft, ist auf Privatanklage wegen Übertretung mit 
Gefängnis oder Arrest von 3 Tagen bis zu 3 Monaten oder 
an Geld mit 50 bis 1000K zu bestrafen. 

Ob eine Beschimpfung vorliegt, ist nach der Art des 
Vorbringens und den persönlichen und örtlichen Verhält- 
nissen zu beurteilen. Die Bestimmung über Beleidigung 
ist anstatt jener wegen Beschimpfung anzuwenden, wenn 
sich die Beschimpfung als ein unter § 488 fallender An- 
wurf darstellt. 

Nicht strafbar ist, wer sich zu einer Beschimpfung 
eines anderen hinreißen läßt, die infolge einer strafbaren 
oder die Sittlichkeit verlebenden Handlung desselben ent- 
schuldbar erscheint. 

§493. Ehrenkränkung. Wer einen anderen ohne 
die in § 488 und 492 aufgestellten Merkmale der Verübung 
durch den Vorwurf einer strafbaren Handlung, einer Berufs- 
pflichtenverle^ung oder einer solchen Handlung oder Eigen- 
schaft, die geeignet wäre, ihn in der Achtung Dritter 
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herabzusehen, beleidigt oder durch eine mündliche oder 
sdiriftUdie Äußerung, bildliche Darstellung oder Handlung 
beschimpft , ist auf Privatanklage wegen Übertretung mit 
Gefängnis oder Haft von 3 Tagen bis zu 6 Wochen oder 
an Geld von 50 bis 500 K zu bestrafen. 

Die Strafbarkeit ist ausgeschlossen, wenn im Falle 
einer Beleidigung die Voraussegungen des Schlußabsa^es 
des § 488 oder der §§ 489 bis 491 , im Falle einer Be- 
schimpfung jene des Schlußabsa^es des § 492 vorliegen. 

§494. Vorwurf einer Strafe. Wer einen anderen 
eine strafgerichtliche Verurteilung nach vollzogener oder 
nachgesehener Strafe vorwirft, ohne hierzu einem gerecht- 
fertigten Anlaß zu haben, ist auf Privatanklage mit Ge- 
fängnis oder Arrest von 3 Tagen bis zu 6 Wochen oder 
an Geld von 50 bis 500 K zu bestrafen. 

§495. Veröffentlichung des Strafurteiles. Wenn 
eine Beleidigung oder Beschimpfung durch eine Drucicschrift 
oder in einer öffentlichen Versammlung begangen wurde, 
so ist auf Begehren des Privatanklägers auf Veröffent- 
lichung des Strafurteiles auf Kosten des Verurteilten in 
einer durch das Gericht zu bestimmenden periodischen 
Drucicschrift zu erkennen. 

§ 496. Angriffe gegen die Ehre Verstorbener 
oder Verschollener. Im Falle eines Angriffes gegen die 
Ehre eines Verstorbenen oder Verschollenen steht das 
Recht zur Privatanklage dem Ehegatten und den Verwandten 
bis zum zweiten Grade zu. 
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XIII. Verjährung, Erlöschung der 

Privafanklage, Wiederaufnahme des 

Strafverfahrens. 



Zu den Partien des österr. Straf rechtes , die unbedin gt 
einer Reform bedürfen, gehört die Regelung der Verjäh- 
nr ung. * 

Es sind die Verjährungsfristen unzwedcmäßig und wider« 
Spruchs voll festgese^t, die Bestimmungen über die Unter« 
brechung stehen nicht in Einklang mit dem geltenden Straf« 
verfahren, es fehlt eine Bestimmung über die Hemmung der 
Verjährung, endlich sind die sogenannten Verjährungsbedin« 
gungen unhaltbar. Es muß klar gestellt werden, daß es sich 
um eine Erlöschung des Strafverfolgungsrechtes und nicht um 
einen Fall der Aufhebung der Strafbarkeit handelt, so daß 
zunächst dem Gedanken Rechnung getragen wird, daß bei An« 
nähme der Verjährung über die Schuldfrage nicht entschieden 
wird und daß die Verjährung in erster Linie dem Schule 
gegen die durch den Zeitablauf geschaffene Erschwerung des 
.Entlastungsbeweises dient. Dabei werden auch die übrigen 
Verjährungsgründe berücicsichtigt werden. Auch hier muß ich 
es mir versagen auf den Gegenstand ausführlicher einzugehen 
(ich habe meine Anschauung in der Abhandlung „die Ver« 
jährung im österr. Straf rechte* Juristische Blätter 1889 Nr. 36 
bis 45, und in einem Gutachten zum 24. Deutschen Juristen« 
tag XIII niedergelegt). 

In meinen Vorschlägen beabsichtige ich folgende Grund« 
sä^e zu verwirklichen. Der Verjährungsbeginn soll mit dem 
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Ende des Tages zusammentreffen, an dem die Tat vollendet 
wurde, wodurch die mitunter spi^findige Berechnung des Zeit- 
Punktes hintangehalten werden soll. Die Verjährungsfristen 
sollen sich den Strafandrohungen besser anschließen, als bis- 
her. Die U nterbrechung der Verjährung durch ein Strafv er- 
fahren soll gä nzlich beseitigt werden und an dessen S telle 
die Hemmung treten. Diese soll auch bei Flucht und be- 
slimmten änderen Verfolgungshindernissen eintreten. Die 
Verjährungsbedingungen sind zu beseitigen. Auch die mit 
Todesstrafe bedrohten Verbrechen sollen der Verjährung 
unterliegen. 

Ich würde demnach an Stelle der §§ 227 bis 232 und 
530 bis 532 zunächst folgende Bestimmungen segen: 

§ 227. Verjährung der Strafverfolgung. Die 
Strafverfolgung erlischt durch Verjährung bei Verbrechen, 
die mit der Todesstrafe oder lebenslänglichen Kerkerstrafe 
bedroht sind, in 20 Jahren, bei allen anderen in einem 
das angedrohte Höchstmaß um 1 Jahr übersteigende n 
Zeitraum. 

' § 22i3. Beginn der Verjährung. Die Verjährung 
beginnt mit dem der Vollendung der Straftat nachfolgenden 
Tage, sofern nicht im besonderen Teile Ausnahmen fest- 
gesegt sind. 

§ 229. Hemmung der Verjährung. Die Hem- 
mung der Verjährung bewirkt, daß die Zeit, während 
welcher sie dauert, in die Verjährungszeit nicht eingerechnet 
wird. Die Verjährung ruht: 
y'^P^^^ 1. während der Dauer eines gegen den Täter anhän- 

\ \ gigen Strafverfahrens von dem Tage der ersten gegen ihn 

^\^^ Xunternommenen gerichtlichen Verfolgungshandlung bis zum 
Ende des Tages, an dem das Strafverfahren durch Ein- 
stellung (§ 90, 109, 227, 412, 422, StPO.) oder durch Ur- 
teil rechtskräftig beendet wurde, 

2. wenn der Täter in der Absicht, sich der Strafver- 
folgung zu entziehen, sich in das Ausland geflüchtet hat, 
während der Dauer seiner Abwesenheit, 
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3. wenn kraft einer gesetzlichen Vorschrift die Einlei^ 
tung oder Fortsegung des Strafverfahrens gehemmt ist, 
während der Dauer des die Hemmung bewirkenden Hin- 
dernisses, insbesondere während der Dauer des über eine 
Vorfrage durchzuführenden Verfahrens, und wenn im Falle 
einer Auslieferung der Vollzug einer ausländischen Strafe 
entgegensteht, bis zu deren Durchführung. 

§ 530. Verjährung der Strafverfolgung. Die j^ 
Strafverfolgung erlischt durch Verjährung bei Vergehen und 
Übertretungen: 

1. wenn das Höchstmaß der angedrohten Freiheits- ^^(fft>0 K 
strafe 6 Monate übersteigt in einem das Höchstmaß um ^^^ 
1 Jahr übersteigenden Zeitraum, ^"^^t^Jy ^ c ""t^ 

2. im Falle eine Freiheitsstrafe im Höchstmaße von 
6 Monaten angedroht ist, in 1 Jahre, 

3. in allen anderen Fällen in 6 Monaten. 
§531. Beginn un^d Hemmung der Verjährung. 

Die Vorschriften der §§ 228 und 229 über den Beginn 

und die Hemmung der Verjährung sind bei Vergehen 

und Übertretungen sinngemäß anzuwenden. 
In bezug auf die Privatanklage wären im Straf gese^e 
nur jene Fälle der Erlöschung zu regeln, die sich vor Geltend- 
machung dieses Rechtes ereignen, die anderen sind in § 46 
StPO. nach den von mir im II. Abschnitt gemachten Vor- 
schlägen enthalten. Neu zu regeln wäre die Möglichkeit, eine 
Privatanklage nach Ablauf der Frist im Falle wechselseitig zu- 
gefügter strafbarer Handlungen einzubringen, der Fall einer 
Mehrheit von Berechtigten und jener einer Konkurrenz mit 
der öffentlichen Anklage. Außerdem wäre die zu kurz bemes- 
sene sechswöchentliche Frist auf 3 Monate zu verlängern. 

§532. Erlöschung der Privatanklage. Das Recht 

zur Privatanklage erlischt: 

1. durch ausdrücklichen Verzicht, 

2. durch Nichtausübung innerhalb dreier Monate nach 
Ablauf des Tages, an welchem dem Berechtigten die Straf- 
tat und die Person des Täters bekannt geworden sind, 
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3. durch Rüdetritt von der Verfolgung (§§ 46 und 259, 
Z. 2 StPO.). 

Wurde in einem Falle wechselseitiger durch Privat- 
anklage zu verfolgender Straftaten die Anklage nur von 
Seite eines der beiden Berechtigten erhoben, so ist sein 
Gegner bis zum Schlüsse des Beweisverfahrens erster In- 
stanz berechtigt, seinerseits die Anklage zu erheben, wenn 
auch in der Zwischenzeit die dreimonatliche Anklagefrist 
verstrichen wäre. Er wird andererseits ungeachtet des Fort- 
bestandes dieser Frist des Anklagerechtes verlustig, wenn 
er die Anklage nicht bis zu dem angeführten Zeitpunkte 
erhebt. 

Die Erlöschung des Privatanklagerechtes eines Berech- 
tigten berührt das Recht der übrigen Berechtigten nicht. 
Ist jedoch eine Privatanklage durch Urteil rechtskräftig er- 
ledigt, so kann sie von einem anderen Berechtigten nicht 
mehr erhoben werden. 

Wurde eine Straftat zuerst im Wege der öffentlichen 
Anklage verfolgt, das eingeleitete Strafverfahren jedoch in 
der Folge eingestellt, so erlischt das Recht zur Erhebung 
der Privatanklage nach Ablauf von 3 Monaten nach 
Einstellung des Strafverfahrens. Dasselbe gilt, wenn in 
einem auf Grund öffentlicher Anklage durchgeführten Straf- 
verfahren bei der Hauptverhandlung ein Freispruch erfolgt 
und der wegen derselben Tat zur Privatanklage Berech- 
tigte abwesend war oder im Falle seiner Anwesenheit über 
sein Recht nunmehr die Privatanklage erheben zu können, 
nicht belehrt wurde, sofern er nicht ausdrüciclich auf die 
Erhebung der Privatanklage verzichtet hatte. 
In Zusammenklang mit der Erlöschung der Strafverfol- 
gung steht die Einrichtung der Wiederaufnahme, insofern 
sie zu Ungunsten des Beschuldigten zulässig erscheint. Die 
Wiederaufnahme ist im österr. Rechte unzweckmäßig geregelt, 
indem nämlich gegenüber rechtskräftigen Urteilen deren Auf- 
hebung vorzeitig, bei Bewilligung der Wiederaufnahme erfolgt, 
statt die Entscheidung dieser Frage erst im wiederaufgenom- 
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menen Verfahren erfolgen zu lassen, so daß das Urteil einst^ 
weilen nur bedingungsweise außer Wirksamkeit gesegt ist 
(nadi dem Vorbilde des §413 des deutschen Prozesses). Neu 
aufzunehmen wäre der Fall der Aufhebung von Urteilen in- 
folge naditräglidien Hervorkommens von Umständen, zufolge 
deren die Militärgerichtsbarkeit begründet ist. Gegenwärtig 
muß stets die Aufhebung im Wege der Nichtigkeitsbeschwerde 
zur Wahrung des Geseges erfolgen. Ferner wäre die Ein- 
Stellung des Strafvollzuges ausdrüciclich zu regeln, sowie das 
Verfahren im Falle der Wiederaufnahme zugunsten eines Ver- 
storbenen, indem hier das geltende Gese6 den Richter voll- 
ständig im Stich läßt. Im übrigen verweise ich auf den Wort- 
laut meiner Vorschläge, die mit Rücicsicht auf die Erfahrung 
des geltenden Rechtes eine Reihe neuer Einzelheiten ent- 
halten. Ich habe auch die außerordentliche Wiederaufnahme 
erweitert, indem dieses Recht dem Kassationshof bei jeder 
aus was immer für einem Anlasse vorgenommenen Aktenprü- 
fung zustehen und die sofortige Fällung eines Urteiles nicht 
an die Einstimmigkeit geknüpft sein soll. Der Privatankläger 
soll insofern geschürt werden, als ihm Wiederaufnahme zu 
bewilligen wäre, wenn er schuldlos bei der Hauptverhandlung 
nicht erschienen ist oder eine Fallfrist versäumt hat. 

Endlich würde ich das Recht der Wiedereinse^ung auf 
den Fall einer unrichtigen Rechtsbelehrung ausdehnen, die 
dem Beschuldigten gegeben wurde. 

Die Bestimmungen der Strafprozeßordnung hätten dem- 
nach zu lauten: 

§ 357. Wiederaufnahmsanträge, welche sich auf die 
Bestimmungen der §§ 353 bis 356 stützen, sind beim Ge- 
richtshofe I. Instanz anzubringen. Sie sind sofort zurücic- 
zuweisen, wenn sie von einer zur Antragstellung nicht be- 
rechtigten Person ausgehen. 

Der Strafsenat kann bei Vorliegen ausreichender 
Gründe im Falle einer zugunsten des Angeklagten bean- 
tragten Wiederaufnahme die Hemnvung eines noch nicht 
eingeleiteten Strafvollzuges beschließen. Gegen diesen 
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BesdiluQ steht dem Staatsanwalt die binnen drei Tagen 
anzubringende Beschwerde an den Gerichtshof II. Instanz 
zu. Gegen die Verweigerung der Hemmung findet kein 
Rechtsmittel statt. 

Zunächst ist die Erhebung jener Tatsachen und Be- 
weismitteU auf welche sich der Antrag stützt, durch den 
Untersuchungsrichter zu veranlassen, sodann im Falle des 
§ 353 der Staatsanwalt oder der Privatankläger, im Falle 
der §§ 355 und 356 der Beschuldigte zu vernehmen. 

Liegt einer der Haftgründe des § 175 Z. 2 bis 4 vor, 
so kann bei einer zum Nachteil des Angeklagten bean- 
tragten Wiederaufnahme dessen Verwahrung durch den 
Untersuchungsrichter verfügt werden. 

Handelt es sich um eine zugunsten eines Verstorbenen 
beantragte Wiederaufnahme, so sind die neuen Tatsachen 
und Beweise für sich und in ihrer Beziehung zu den Be- 
weisen des vorausgegangenen Verfahrens unter sinngemäßer 
Anwendung der Vorschriften des 10. Hauptstücices festzu- 
stellen und kommen in diesem Verfahren dem Antrag- 
steller die Rechte des Beschuldigten zu. 

Nach Abschluß dieses Vorverfahrens beschließt der 
Strafsenat in nichtöffentlicher Sitzung über den Wieder- 
aufnahmsantrag. Gegen diesen Beschluß steht den Be- 
teiligten die binnen drei Tagen nach seiner Bekannt- 
machung beim Gerichtshof I. Instanz anzubringende Be- 
schwerde zu. 

Über die Beschwerde entscheidet der Gerichtshof 
11. Instanz. Dieser kann, im Falle er eine vom Gerichts- 
hof I. Instanz zurücicgewiesene Wiederaufnahme bewilligt, 
einen anderen Gerichtshof seines Sprengeis zur Durdi- 
führung des weiteren Verfahrens bestellen, sofern nidit 
nunmehr ohnehin ein anderes Gericht zuständig erscheint. 

§ 358. Durch einen die Wiederaufnahme bewilligenden 
Beschluß wird das frühere Urteil nur so weit vorläufig außer 
Wirksamkeit gesegt, als dasselbe durch die Wiederaufnahme 
berührt ist. In dem Beschlüsse ist in dem Falle, daß er 
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nur. einen Teil des Urteiles betrifft, zugleich auszuspredien, 
auf welchen Teil sidi der Besdiluß bezieht. 

Nach Rechtskraft eines solchen Beschlusses ist der 
Strafvollzug einzustellen, sofern er nicht durch einen un- 
berührt gebliebenen Teil des Urteiles begründet bleibt. 
Handelt es sich um eine wegen Zusammentreffens mehrerer 
strafbarer Handlungen ausgesprochene Gesamtstrafe, so ist 
die vorläufige Einstellung des Strafvollzuges anzuordnen, 
wenn der bereits verbüßte Teil der Strafe dem unberührt 
gebliebenen Teile des Strafurteiles offenbar entspricht. 

Ein die Wiederaufnahme bewilligender Beschluß be- 
wirkt, daß die durch denselben berührte, im Anschlußver- 
fahren ergangene Entscheidung während der Dauer des 
wiederaufgenommenen Verfahrens nur bis zur Sicher- 
stellung vollstredcbar ist (§371 Z. 4, EO.). 

Mit Ausnahme des in § 360 angeführten Falles ist 
das Verfahren nach Rechtskraft der Wiederaufnahme nach 
den für die Voruntersuchung bestehenden Vorschriften fort- 
zuführen. Diese hat sich auf die durch die Wiederaufnahme 
notwendig gewordene Ergänzung der Beweise zu be- 
schränken. Auf ihre Führung und Erledigung durch Ein- 
stellung oder Anklage, sowie auf eine neu durchzuführende 
Hauptverhandlung, auf das über sie ergehende Urteil und 
auf die gegen dasselbe zustehenden Rechtsmittel sind die 
allgemeinen Vorschriften anzuwenden, soweit nicht im 
§ 359 eine Ausnahme festgesetzt wird. 

§ 359. Für die Erledigung des wiederaufgenommenen 
Verfahrens gelten folgende besondere Grundsä^e: 

1. Wird das wiederaufgenommene Verfahren durch 
Einstellung (§ 109, 213, 277) erledigt, so ist in dem Ein- 
stellungsbeschlusse auszusprechen, daß ein vorausgegangenes 
freisprechendes Urteil hierdurch wieder in Wirksamkeit ge- 
se^t, ein vorausgegangenes Straf urteil aber aufgehoben 
wird. In dem zweiten Falle kann der Beschuldigte die 
öffentliche Bekanntmachung des Beschlusses verlangen. 
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Dieses Redit geht nadi seinem Tode auf die in § 354 ge" 
nannten Personen über. 

Gibt im Falle einer gemäß § 356 bewilligten Wieder- 
aufnahme der Staatsanwalt die Erklärung ab, daß er von 
der weiteren Verfolgung wegen der schwereren Straftat 
abstehe, so ist mit Beschluß auszusprechen, daß das frühere 
Strafurteil wieder in Wirksamkeit trete. 

2. Wird der Angeklagte freigesprochen, so ist gleich- 
zeitig im Urteil auszusprechen, inwieweit das seine Ver- 
urteilung enthaltende frühere Strafurteil aufgehoben wird. 
Hatte auch das vorausgegangene Urteil auf Freispruch ge- 
lautet, so ist in dem nunmehrigen Urteil auszusprechen, 
daß das vorausgegangene wieder in Wirksamkeit tritt. 

3. Wird der Angeklagte verurteilt, nachdem er im 
früheren Urteile freigesprochen war, so ist im Strafurteile 
auszusprechen, daß und inwieweit das freisprechende Urteil 
aufgehoben wird. War der Angeklagte im vorausgegangenen 
Verfahren ebenfalls verurteilt worden, so ist auszusprechen, 
daß das vorausgegangene Strafurteil wieder in Wirksamkeit 
trete, beziehungsweise inwieweit dasselbe abgeändert wird. 

Im Falle einer vorausgegangenen Strafverbüßung ist 
ferner auszusprechen , ob und inwieweit die verhängte 
Strafe als verbüßt anzusehen ist. Nach einer nur zugunsten 
des Angeklagten bewilligten Wiederaufnahme darf gegen 
diesen keine strengere Strafe verhängt werden, als im auf- 
gehobenen Urteile ausgesprochen worden war (§ 290, Ab- 
satz 2). 

4. War die Wiederaufnahme nur in bezug auf eine 
von mehreren zusammentreffender Straftaten bewilligt 
worden, so ist zu erkennen, ob und inwieweit infolge des 
neuen Urteils eine Herabse^ung oder Erhöhung der im 
früheren Urteile ausgesprochenen Gesamtstrafe einzutreten 
habe und ob die Strafe ganz oder teilweise als verbüßt 
anzusehen sei. Wird in einem solchen Falle das wieder- 
aufgenommene Verfahren durch Einstellung erledigt, so ist 
darüber durch Beschluß des Strafsenats zu erkennen, gegen 

t>= 208 =^ 



Digitized by 



Google 



XIII. Verjährung, Erlöschung der Privatanklage usw. 

weldien der Beteiligten die binnen drei Tagen nadi der Er- 
öffnung anzubringende Besdiwerde an den Gerichtshof 
IL Instanz zusteht. 

5. Der BesdiluS im Sinne des ersten Absa^es ent" 
fällt, wenn das Verfahren nur deshalb nicht fortgeseöt 
werden kann, weil der Beschuldigte unbekannt, ausländi' 
sehen oder unbekannten Aufenthaltes oder gestorben ist, 
oder weil seit Fällung des aufgehobenen Urteils ein die 
Strafverfolgung ausschließender Umstand eingetreten ist. 

§ 360. Wird die Wiederaufnahme zugunsten des An- 
geklagten bewilligt, so ist, insofern die Vorausse^ungen 
zur sofortigen Entscheidung vorliegen, mit Einverständnis 
des Anklägers sofort in nicht öffentlicher Si^ung mit der 
Urteilsfällung vorzugehen: 

1. wenn der Angeklagte gänzlich freizusprechen ist; 

2. wenn die dem Angeklagten zur Last fallende straf- 
bare Handlung gemäß § 353, Z. 2, einem milderen Straf- 
gesetze zu unterwerfen ist. 

Die vorbezeichnete Entscheidung ist auch dann zu- 
lässig, wenn die Tat nunmehr zur Zuständigkeit eines 
Bezirksgerichtes gehören würde, ferner wenn eine zugunsten 
eines Verstorbenen beantragte Wiederaufnahme vorliegt 
oder der Angeklagte nach Einleitung des Wiederaufnahme- 
verfahrens gestorben ist. 

Gegen ein solches freisprechendes Urteil steht dem 
Ankläger die Nichtigkeitsbeschwerde zu, wenn dasselbe 
ohne sein Einverständnis gefällt wurde. Außerdem ist nur 
die Nichtigkeitsbeschwerde zur Wahrung des Gesetzes zu- 
lässig. Der Freigesprochene kann die Veröffentlichung 
des Urteils verlangen. 

Gegen ein Urteil, mit welchem die Tat einem milderen 
Strafgesetze unterworfen wird, stehen dem Ankläger und 
Verurteilten die Rechtsmittel der Nichtigkeitsbeschwerde und 
der BeruJFung offen, erstere dem Ankläger insbesondere 
auch aus dem im vorigen Absage bezeichneten Grunde. 

Ho e gel, Teilreformen. j4 
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Das Verfahren über diese Reditsmittel riditet sidi nadi 
den Vorsdiriften der §§ 284 bis 296. 

§ 361. Ist ein auf Privatanklage eingeleitetes Straf- 
verfahren durdi Einstellung (§ 46) oder Freisprudi (§ 259, 
Z. 2) beendet worden : 

1 . infolge nidit rechtzeitiger Einbringung der Anklage- 
sdirift; 

2. infolge nidit rechtzeitiger Stellung von Anträgen, 
weldie zur Aufrediterhaltung der Anklage notwendig sind; 

3. infolge Niditersdieinens des Privatanklägers bei der 
Hauptverhandlung, 

so ist dem Privatankläger die Wiederaufnahme des 
Strafverfahrens zu bewilligen, wenn er na(h\yeist, daß die 
Versäumnis durdi unabwendbare Umstände ohne sein oder 
seines Vertreters Versdiulden eingetreten ist; wenn er 
ferner um die Wiederaufnahme binnen drei Tagen nach 
Aufhören des Hindernisses angesucht hat und wenn er 
gleichzeitig in den Fällen 1 und 2 die Anklageschrift oder 
den versäumten Antrag nachholt 

Ober ein solches Begehren ist nach Einvernehmung 
des Beschuldigten und Vornahme allenfalls nötiger Er- 
hebungen mit Beschluß zu erkennen, gegen welchen bei- 
den Teilen nur die binnen drei Tagen beim Gerichtshofe 
I. Instanz anzubringende Beschwerde an den Gerichtshof 
IL Instanz zusteht. 

§ 362 (Absa6 1 und 2). Der Kassationshof ist be- 
rechtigt, über Antrag oder von Amts wegen nach Anhörung 
des Generalprokurators die Wiederaufnahme des Straf- 
verfahrens zugunsten des Verurteilten zu verfügen, ohne 
an die Bedingungen des § 353 gebunden zu sein, wenn 
sich ihm bei einer aus was immer für einen Anlaß vor- 
genommenen Prüfung der Akten erhebliche Bedenken gegen 
die Richtigkeit der dem Urteile zugrunde gelegten Tat- 
sachen ergeben. Der Kassationshof kann zu diesem Be- 
hufe auch Erhebungen veranlassen. 
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Der Kassationshof ist ferner bereditigt, in soldien 
Fällen mit Einverständnis des Generalprokurators sofort ein 
neues Urteil zu schöpfen, wodurdi der Besdiuldigte frei' 
gesprochen oder einem milderen Strafgese^e unterworfen 
wird. 

(Absa6 3 bis 5 bleiben unberührt.) 

§ 363 (Z. 1, 4 und 5). »1. gegen denjenigen, gegen 
weldien bisher weder die Voruntersuchung eingeleitet, noch 
die Anklage eingebracht, noch während der Vorerhebungen 
mit seiner gerichtlichen Vernehmung, Vorladung oder In« 
haftnahme vorgegangen worden war;'' 

.4. wenn eine strafbare Handlung durch unrichtige 
Gese^esanwendung von einem Bezirksgerichte als zu seiner 
Zuständigkeit gehörig behandelt wurde und seit der Ent" 
Scheidung des Bezirksgerichts nicht mehr als sechs, im 
Falle der Zuständigkeit des Geschwornengerichts nicht mehr 
als zwölf Monate verstrichen sind.'' 

5. wenn die Straftat zur Zuständigkeit der Militär- 
gerichte gehört und das zuständige Militärgericht die Auf- 
hebung des Urteils verlangt. 

In den Fällen 4 und 5 hat die Aufhebung des Urteils 
durch das dem Urteilsgericht nächst übergeordnete Gericht 
zu erfolgen. 

§ 364. (Der Eingang hat zu lauten:) 

Wider die Versäumung der Frist zur Anmeldung oder 
Ausführung eines Rechtsmittels kann das zur Entscheidung 
über das Rechtsmittel berufene Gericht dem Beschuldigten 
die Wiedereinse^ung in den vorigen Stand erteilen, sofern 
er die Frist infolge unrichtige!* Rechtsbelehrung seitens des 
Gerichts versäumt hat oder sofern er: 
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Es dürfte angezeigt sein, in einer Qbersiditlidien Zu- 
sammenstellung ansdiaulidi zu madien, wie das heutige 
österr. Strafgese^ nadi DurdifUhrung der vorgesdilagenen 
Teilreformen gestaltet wäre. Idi stelle die unveränderten, 
abgeänderten und ohne Ersa6 aufgehobenen Stellen neben- 
einander. 



Haupt- 
stOdc 


unverfindert 


neu (oder abgeändert) 


aufgehoben 


I. 1. 


(Von Verbredien über- 
haupt) 


— 






5—11 Mitschuld, Ver- 


1 — 4 Vorsafe und Zurech- 
nung 






such ' 




2. 


(Von Bestrafung der 
Verbredien über- 
haupt) 


— 






12, 13 Hauptstrafen, 


14—16 Kerkerstrafe 


17, 18, 19c u.f 




Todesstrafe 








19ajb,dj20,21,23Ver- 


24 Aufhebung der Rechts- 


22, 25 bis 33 




sdiärfungen 


folgen 




^ 


ja 


34, 35 Zusammentreffen 




36—41 örtliche Geltung 






«k des Strafredites 








42 Entschädigung 






3. 


(Von erschwerenden 
Umständen) 


— 






43, 44 


45 Erlöschung der Rüdc- 
fallsfolgen 
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Haupt- 
stück 



I. 4. 



5. 



6. 



unverändert 



if 



r 
^ 






10, 



(Von Milderungsum- 

ständien) 
46, 47 

(Von Anwendung der 
Ersdiwerungs- und 
Milderungsumstände 
bei Bestimmung der 
Strafe) 

48 bis 52, 53 



(Von den verschiedenen 
Gattungen der Ver- 
brechen) 

56, 57 

(Von den Verbrechen 
des Hochverrats usw.) 
58—62 Hodiverrat 



neu (oder abgeändert) 



65, 66 Abs. \ Störung 
' der gifeni^Huhe 



6y Musspfihung 



(Von öffentl. Gewalt- 
tätigkeit) 

7 6—80 gegen Behörden 
und Körperschaften 



(Von dem Mißbrauche 
der Amtsgewalt) 



53 Einrechnung der Unter- 
suchungshaft 
54, 55 Milderungsredit 



63, 64 tätliche Majestäts- 
beleidigung 



90 Menschenraub u. Skla- 
venhandel 
93 Freiheitsbeschränkung 
96 Entführung 
99 Landzwang 



101—104 Mißbraudi der 
Amtsgewalt usw. 



aufgehoben 



46k 



58 Sdilußabsafe 
66 Absafe 2 



68—75 



81—89 



91, 92, 94, 95, 
97, 98, 100 



105 
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Haupt- 
stOdc 


unverändert 


neu (oder abgeändert) 


aufgehoben 


I. 11. 


(Von der Verffilsdiung 
der öffentL Kredit- 
pApiere) 


106-109 


110-117 


12. 


(Von der Münzverfäi- 
sdiung) 


118-120 


121 


13. 


— 


— 


122—124 


14. 


(Von der Notzucht usw.) 


125-132 Sittlichkeitsver. 
brechen 


133 


15. 


— 


(Vorsatfidie Tötung) 
134, 135 Mord, 136 Kindes- 
mord 


137-143 


16. 


(Von der Abtreibung 
der Leibesfrucht) 


144, 145 


146—148 


17. 


— 


(Kindesweglegung u. Äus- 
serung) 
14^-151 




18. 


— 


(KörperbesdiSdigung) 
152-154 sAwere und töd- 
liehe Körperbes(h8digung 


155—157 


19. 


— 


— 


158, 159 


20. 


— 


(Gemeingefährliche Ver- 
brechen) 
160-167 


168—170 
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Haupt- 
stode 


unverändert 


neu (oder abgeändert) 


aufgehoben 


1. 21. 




(Diebstahl und andere 
Fälle strafbarer An- 
eignung) 
171—175 Diebstahl 
176—179 Veruntreuung 
180, 181 Wilderei und 

Fischfrevel 
182, 183 Hehlerei 
184 Familienverhältnis 


185—189 


22. 




(Erpressung und Raub) 
190, 191 Erpressung 
192—195 Raub 
196 Hehlerei 




23. 




(Betrug und betrügerischer 

Bankerott) 
197—200 Betrug 
201 , 202 betrügerischer 

Bankerott 
203 Hehlerei 


204, 205 


24. 


(Von der zweifachen 
Ehe) 


206 betrügerische Doppel- 
ehe 




25. 




(Falsche Aussage und Ver- 
leumdung) 
207, 208 falsche Aussage 
209, 210 Verleumdung 




26. 


— . 


. — 


211—222 


27. 


(Von Erlöschung der 
Verbrechen und Stra- 
fen) 

223—226 


227—229 Verjährung 


230—232 
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Haupt- 
stadc 


• unverändert 


neu (oder abgeändert) 


aufgehoben 


IL 1. 


(Von Vergehen und 
Übertretungen über- 
haupt und deren Be- 
strafung) 


233 Vorsah und Fahrläs- 
sigkeit 






234, 235 örtliche Geltung 


236 Verübung von Straf- 
taten während einer 
Strafhaft 


237, 238 




239 Verweisungs- 








bestimmung 






2. 


(Von den Strafen der 
Vergehen und Über- 
tretungen) 


— 








240 Strafen 


247—252, 256, 




241 Verfall 


242 Gefängnisstrafe 


258, 260-262, 






243 Arreststrafe 


268 






244, 245 Vollzugsbestim- 








mungen 








246 Aufhebung der Rechts- 








folgen und Abschaffung 






253-255, 257 Verschär- 








fungen 








263 Erschwerende 


263b Wiederholung 






264 Mildernde Um- 


266 Milderungsrecht 






stände 


267 Zusammentreffen 






265 Strafausmessung 






3. 


— 


(Majestätsbeleidigung u.) 
269, 270 




4. 


• — 


(Straftaten gegen befreun- 
dete Staaten u.) 








271-276 


277 
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Haupt- 
stOdc 


unverändert 


neu (oder abgeändert) 


aufgehoben 


II. 5. 


(Von den Vergehungen 


__ 






und Übertretungen 


278—282 Widerstand gegen 






gegen die öffentlidie 


behördliche Organe, Auf- 






Ordnung) 


ruhr, Auflauf, Beleidi- 
gung behördlicher Or- 
gane, Einmengung 

283 Vereins- und Ver- 
sammlungsredit 

284—286 Herabwürdigung 
der Staatsgewalt, Auf- 
wieglung, öffentliche Auf- 
forderung zu Straftaten 

287 Unterlassung der Hin- 
derung eines Verbrechens 

288 Begehung einer Straf- 
tat in Volltrunkenheit 

289—291 Begünstigung 
usw. 

292 fälsdilidie Anzeige 
usw. 

293 unbefugte Veröffent- 
lichung 

294 Winkelschreiberei 
295, 296 Bruch einer Be- 

sd\!agnahme und Ver- 
legung von Kundmachun- 
gen 

297—300 Straftaten gegen 
die Religion 

301 Aufreizung gegen einen 
Teil der Bevölkerung 








302 Beunruhigung der Be- 


303 






völkerung 








304 Schmäihung von Ver- 


305—307 






tretungskörpern, Behör- 








den usw» 








308, 309 Beteiligung an 

Militarverbrechen 
310 unbefugte Werbung 


: 
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Haupt' 
Stade 



II. 6. 



unverändert 



neu (oder abgeändert) 



8. 



9. 



323,324verboteneRadc- 
kehr 



(Von den Vergehen und 
Übertretungen gegen 
die Sidierheit des 
Lebens) 



(Verlegung von Geheimnis- 
sen» Urkundenfälschung 
usw.) 

311—313 Verlegung von 
Geheimnissen 

314 Vortäusdiung eines 
öffentlidten Dienstes 

317—322 Urkunden- 
fälsdiung 



325 Gefährdung des Geid- 
verkehrs 

(Straftaten gegen Amts- 
pflichten) 
331—334 



aufgehoben 



315, 316 



326—330 



335, 336 Gefährdung der 
körperlidien Sicherheit 

337 Gefährdung durch eine 
Geschlechtskrankheit 

338—341 andere Fälle 

342 Gefährdung der Schiff- 
fahrt 

343 Gefährdung durch 
Trunkenheit 

(Vorsäfelid^e Körperver- 
le^ung und Tötung) 

409 Vergehen des Tot- 
schlages 

410 Vergehen der Kindes- 
tötung 
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Haupt- 
stüdc 


unverändert 


neu (oder abgeändert) 


aufgehoben 


IL 9. 




411 Vergehen der Frudit- 
abtreibung 

412 V^gehen der Kindes- 








weglegung 

413 BeteUigung am Selbst- 
mord 

414-^15 vorsä6lid\e Kör- 
perverletiung 








416 Raufhandel 

417 Miehandlung 








418—420 Zweikampf und 

Mensur 
421 Überschreitung der 

Notwehr 








422 Überschreitung des 


423—431 






Züditigungsredites 




10. 


— 


(Straftaten gegen die Frei- 
heit) 








434, 435 Drohung, Nöti- 
gung 

437—439 Haus- und Land- 
friedensbrudi 

440 Freiheitseinschränkung 


436 






441 Entführung 


442—444 


11. 


— 


(Straftaten gegen Vermö- 

gensredite) 
445 SadibQSchädigung 








446—450 gemeingefähr- 


451-459 






liche Sachbeschädigung 








460 Diebstahl 








461 Wilderei, Fischfrevel 


\\ 






462 Entfremdung 


: 






463 Gebrouchsanmaßung 








464 Verunta'euung 








465 Betrug 








466 PrelleTei 


' 



919 «si 



Digitized by 



Google 



XIV. RüdcbUdc. 



Haupt- 
stOdc 


unverändert 


neu (oder abgeändert) 


aufgehoben 


II. 11. 




467 Bettelbetrug 








468 Krediterschleichung 


469 






470 Unterschlagung 








471 Hehlerei 








472 bedenklicher Erwerb 








473 tStige Reue 








474 Familienverhältnis 








475 fahrlässige Gebahrung 








mit Sperrwerkzeugen 








476, 477 Glücksspiel und 








Ausnu^ung des Aber- 








glaubens 








478 — 482 Verlegung von 


483-486 






Glfiubigerrechten 




12. 


— 


(Vergehen d. Verleumdung 
und Straftaten gegen die 
Ehre) 

487 Verleumdung 








liflft 40fi ^ff siff»^*n ««i«An 


dQ7^-KK) 






^oo Tsfo oiraiiaicn gegen 
die Ehre 


■fjf f •fafsf 


13. 


(Von den Vergehen und 
Übertretungen gegen 
die Öffentliche Sitt- 
lichkeit) 


500 zweifache Ehe 

501 Eheerschleichung 

502 Ehebruch 

503 fahrlässiger Mißbrauch 

504 widernatürliche Un- 
zucht 

505 Unzucht zwischen Ver- 
wandten 

506, 507 Verführung und 
Miflbrauch Pflegebefoh- 
lener 

508 gewerbsmäßige Un- 
zucht 
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Haupt- 
Stück 


unverändert 


neu (oder abgeändert) 


aufgehoben 


11. 13. 




509 Verlegung der Sitt- 
lichkeit 

510 Kuppelei 








511 Zuhälterei 


512—525 


14. 


(Von Erlöschung der 
Vergehen und Über- 
tungen und ihrer 
Strafen) 


^^ 






526-529 


530, 531 Verjährung 
532 Erlöschung der Privat- 
anklage 





Aus dieser Zusammenstellung ergibt sidi, daß von dem 
alten Strafgesetze _"'^f ^''^^ riKrJ^Kl^ihf gs ist selbstver^ 
ständlich möglidi, schließlich auch den Rest zu beseitigen und 
im Wege einer Gese^esnovelle noch Ausgleichungen in bezug 
auf die Systematik vorzunehmen und das Gese6 zu ergänzen, 
so unter anderem auf de m Gebiete der wirtschaftlichen Aus** 
beutung. Auch nach dieser Operation wird das Gese6 an be- 
deutenden Schönheitsfehle rn leiden, diese kommen jedodi 
gegenübe r der raschen Beseitig un g der unerträglichsten Härten 
des geltenden Rechtes kaum in Betracht. Ich habe ferner 
vorläufig aus den Nebengesefeen nur dort, wo sich dies ein- 
fach bewerkstelligen ließ, die Einfügung in das Strafgese^ 
vorgenommen. Auch in dieser Richtung bliebe der späteren 
Gese^gebung noch ein reiches Feld der Tätigkeit, wobei meiner 
Ansicht nach darauf Bedacht zu nehmen wäre, die reinen 
Polizeiübertretungen den Gerichten abzunehmen und unter 
gleichzeitiger Schaffung eines geordneten verwaltungsstrafrecht- 
lichen Verfahrens jenen Verwaltungsbehörden zuzuweisen, die 
mit der Handhabung der betreffenden Normen betraut sind. 
Ich halte es einerseits für unzwedcmäßig, die Gerichte mit der- 
artigen in alle möglichen Verwaltungszweige eingreifenden, 
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die Kenntnis der einsdilagigen Normen und Verhaltnisse 
voraussehenden Übertretungen zu belasten, und anderseits 
den Übertretern statt einer Ordnungsstrafe eine geriditlid\e 
Strafe nach vorausgegangenem gerichtlichen Verfahren aufzu- 
erlegen. 

Es wird sidi femer Gelegenheit finden, audi jene Vor- 
sdiriften der Strafprozeßordnung zu ändern, die auf Grund 
der gewonnenen Erfahrungen einer Änderung bedürfen. Einen 
Teil dieser Änderungen habe ich bereits in meinen Vorschlägen 
beriidcsiditigt. Bezüglich der übrigen nahm idi davon Ab- 
stand, die von mir ausgearbeiteten Abänderungsvorschläge 
aufzunehmen, weil sie mir minder dringlich erschienen sind. 
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In engem Zusammenhange mit der Reform des Straf- 
rechtes steht jene des Preßrechtes. Es ist kaum angängig, 
den jetzigen haltlosen Zustand fortbestehen zu lassen. Man 
darf nicht übersehen, daß die wesentliche Milderung der Härten 
des heutigen PVeßrechtes nur atif eine Rechtsanwendung zu- 
rüdezuführen ist, die sich von dem Wortlaute und dem Sinne 
des Gese^es entfernt hat, daß » aber diese Milderung eben 
deshalb gewissermaßen in der, Luft hängt Es darf auch femer 
nicht übersehen werden, daß ein wirklicher Schu^ gegen Aus- 
schreitungen der Presse auf Grund des geltenden Rechtes 
nicht gewährt ist. 

Ich werde in den folgenden Ausführungen das Preß- 
gewerberecht von dem Preßrecht selbst getrennt behandeln^ 
da, wie sich zeigen wird, meine Ansicht dahin geht, daß zwi^ 
sehen diesen beiden Gebieten ein endgültiger Schnitt zu 
machen sei. In dieser Frage trenne id% mich grundsä^lich von 
dem seinerzeitigen vom Ministerpräsidenten D. v. Koerber 
eingebraditen Preßgese^entwurf, den ich im übrigen meinen 
Vorschlägen nach Aufbau und Inhalt zugrunde lege. Ich be- 
merke hierzu, daß dies nicht bloß deshalb geschieht, w^il ich 
an diesem Entwürfe und an den Beratungen im Abget)rineten- 
hause als damaliger Referent des Justizministeriums be- 
teiligt war. 

A. Das Preßgewerberecht. Die Gewerbeordnung vom 
15. März 1883 RGBl. Nr. 39 in ihrem durch das Geseg vom 
5. Februar 1907 RGBl. Nr. 26 teilweise geänderten Wortlaute 
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enthält in den §§ 15 Z. 1 und 2, 21, 22, 23 und 57 auf das 
Preßgewerbe bezügliche Bestimmungen. 

In § 15 Z. 1 und 2 werden alle Gewerbe, die «auf 
mechanischem oder chemischem Wege die Vervielfältigung von 
literarischen oder artistischen Erzeugnissen oder den Handel 
mit denselben zum Gegenstande haben' (folgt die Auf zäh' 
lung), sowie die Unternehmungen von Leihanstalten für derlei 
Erzeugnisse und von Lesekabinetten als konzessionierte 
Gewerbe erklärt. 

In dem nunmehrigen Wortlaute des § 21 wird fest- 
gese^t, an welchen Orten die mit der Vervielfältigung und 
den Handel von literarischen und artistischen Erzeugnissen 
befaßten Gewerbe betrieben werden können, welche Ausnahmen 
von der Regel (Si6 der politischen Bezirks* oder landesfürst- 
lichen Polizeibehörde) bestehen, bei welchen Preßerzeugnissen 
der ^Handel überhaupt keiner Konzession bedürfe. In Ab- 
sa6 4 wird bestimmt, daß das Preßgese^ bestimme, wieweit 
ferner ein Verkauf von Preßerzeugnissen außerhalb des Rah- 
mens der Gewerbeordnung stattfinden könne. In § 23 wird 
bestimmt, daß der Nadiweis einer besonderen Befähigung, 
soweit er nicht sdion im Gese^e festgese^t sei, im Verord- 
nungswege festgese^t werden könne. 

In § 57 wird angeordnet, daß die Entziehung des Ge- 
werbes stattfinden könne, wenn nachträglich der Mangel eines 
gese^lichen Erfordernisses hervorkomme, und insbesondere 
wenn das Gewerbe nidii binnen 6 Monaten nach Konzessions- 
erteilung in Betrieb gesetzt oder durch ebensolange Zeit der 
Betrieb unterbrochen wird. 

Negative Bestimmungen enthalten Art. V p des Einfüh- 
rungsgeseöes und § 59 d (Ges. v. 25. Febr. 1902 RGBl. Nr. 49), 
insofern b^züglidi der Herausgabe periodisdi^r Drudeschriften 
und des Vertriebes von Drudeschriften durch Sammlung von 
Bestellungen auf das Preßgeseö verwiesen wird. 

Meiner Ansicht nach soll nun ebenso wie in Deutsch- 
land das ganze Preßgewerberedit in die Gewerbeordnung 
verlegt werden, es sollen demnadi in dieser Richtung nur ge- 
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werbereditlidie Rücksichten ausschlaggebend sein, eine volN 
ständige Loslösung von der Preßpolizei stattfinden. In Öster- 
reich macht hierbei die Frage Schwierigkeiten, ob die Preß' 
gewerbe aus den konzessionierten Gewerben auszuscheiden 
wären. Diese Frage ist eine rein wirtschaftliche und muß von 
den beteiligten Faktoren gelöst werden. 

In den nachfolgenden Vorschlägen schließe ich mich im 
allgemeinen an den seinerzeitigen Preßgesefeentwurf unter 
Bedachtnahme auf das Ergebnis der Kritik und der nadi" 
gefolgten Beratungen des seinerzeitigen Preßausschusses an, 
glaube aber in erster Linie wesentlich kürzen zu sollen. Das 
Geseö» mit welchem die bezüglichen Bestimmungen der Ge- 
werbeordnung abgeändert würden (ob ein Teil besser in das 
Hausiergese6 gehören würde, lasse ich als eine untergeordnete 
Frage beiseite), hätte meiner Ansicht nach zu lauten: 

I. Die Bestimmung des Art. V p des EinführungS" 
gesefees wird aufgehoben. 

II. Es haben ferner zu lauten: 

§ 21 Absa6 4. Jedermann ist berechtigt, von ihm 
allein oder unter Mitwirkung anderer verfaßte Schriften 
oder geschaffene bildliche Darstellungen und Tonwerke in 
Selbstverlag zu nehmen und in bestimmten Lokalen zu 
verkaufen. Er ist jedoch verpflichtet, die Errichtung eines 
solchen Lokales der landesfürstlichen Sicherheitsbehörde, 
in deren Sprengel das Lokal gelegen ist, anzuzeigen. 

§ 21 Absa6 6 (neu). Ebenso ist der Vertrieb perio- 
discher Drucicschriften als ein freies Gewerbe anzusehen. 

§ 59 d. Das Sammeln von Abnehmern von Druck- 
schriften im Umherziehen ist nur den nach der Gewerbe- 
ordnung zum Handel mit Druckschriften befugten Gewerbs- 
leuten, und für inländische periodische Druckschriften den 
Verwaltungen (Administrationen) der letzteren gestattet. 

Für die zur Vornahme der Sammlung bestimmte 
Person ist eine behördliche Legitimation einzuholen, welche 
für den Bereich der im Reichsrate vertretenen Königreiche 
und Länder Gültigkeit hat. 

H e g e 1 , Teilreformen. 1 5 
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§60c. Drudcsdiriften können nach Maßgabe der fol^ 
genden Bestimmungen audi auf öffentlichen Straßen und 
Plänen sowie mittels Automaten vertrieben werden. All' 
gemein zugängliche Räumlichkeiten sind unbeschadet gese^- 
licher Verfügungsrechte den öffentlichen Straßen und Plänen 
gleichgehalten. Die Befugnisse der zur Handhabung der 
Verkehrspolizei berufenen Behörden und Organe werden 
durch diese Bestimmungen nicht berührt. Der Verkauf 
von Druckschriften von Haus zu Haus ist verboten. 

§ 60 d. Periodische Druckschriften, deren Käufern be- 
sondere Vorteile (Prämien) versprochen werden, sind vom 
Straßenverkaufe ausgeschlossen, wenn diese Prämien nicht 
ausschließlich in das Fach des Buchdruckergewerbes ein- 
schlagen. 

Wer periodische Druckschriften auf der Straße zu ver- 
kaufen beabsichtigt, hat dies der landesfürstlichen Sicher- 
heitsbehörde des Bezirks anzuzeigen, in welchem er den 
Straßenverkauf zu betreiben beabsichtigt. 

Die Anzeige muß Namen, Vornamen, Wohnsi6> Alter 
und Heimatszuständigkeit des Anzeigers enthalten, ist ge- 
bührenfrei und kann schriftlich oder mündlich erstattet 
werden. 

Der Anzeiger erhält, wenn kein gese^licher Abweisungs- 
grund vorliegt, sofort und kostenfrei die Bestätigung seiner 
Anzeige und die für den Bereich der ausstellenden Be- 
hörde gültige Legitimation zum Straßenverkaufe, welche 
auf seinen Namen zu lauten hat und von ihm auf Ver- 
langen den behördlichen Organen jederzeit vorzuweisen ist. 

Wenn ein Ausschließungsgrund nach erfolgter Ausstel- 
lung der Legitimation bekannt wird, kann diese zurück- 
genommen werden. 

§ 60e. Der Straßenverkauf nichtperiodischer Druck- 
schriften steht nur den nach der Gewerbeordnung zum 
Handel mit solchen Erzeugnissen befugten Gewerbsleuten 
zu und ist für jeden derselben auf den politischen Bezirk, 
in welchem sich der Standort seines Gewerbebetriebes 
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befindet, und auf die unmittelbar angrenzenden politi^ 
sdien Bezirke beschränkt. 

Behufs Ausübung des Straßenverkaufs hat der Unter- 
nehmer bei der landesfürstlichen Sicherheitsbehörde des 
Standortes seines Gewerbebetriebes jene Personen münd- 
lich oder schriftlich anzuzeigen, durch welche er den Straßen- 
verkauf auszuüben beabsichtigt. Die Anzeige muß Namen, 
Vornamen, Wohnsitz, Alter und Heimatszuständigkeit des 
Verkäufers enthalten und ist gebührenfrei. 

Der Anzeiger erhält, wenn kein gesetzlicher Abweisungs- 
grund vorliegt, sofort und kostenfrei die Bestätigung seiner 
Anzeige und eine Legitimation, welche auf den Namen des 
Verkäufers zu lauten hat und von diesem auf Verlangen 
den behördlichen Organen jederzeit vorzuweisen ist. 

Wenn hinsichtlich des angemeldeten Verkäufers ein 
Ausschließungsgrund nach erfolgter Ausstellung der Legiti- 
mation bekannt wird, kann diese zurückgenommen werden. 

§ 60 f. Vom Straßenverkaufe von Druckschriften sind 
Personen ausgeschlossen, die das Alter von 18 Jahren 
nicht vollendet haben, an einer Geisteskrankheit, ekel- 
erregenden oder übertragbaren Krankheit leiden oder in 
abschreckender Weise entstellt sind. 

Die Befugnis zum Straßenverkauf kann Blinden oder 
Taubstummen sowie Personen verweigert werden, die wegen 
Raubes, Diebstahls oder Betrugs zu einer mehr als sechs- 
monatlichen Freiheitsstrafe verurteilt wurden, wenn seit 
der Verbüßung der Strafe noch nicht zwei Jahre verflossen 
sind. 

§ 60 g. Auf einer zum Straßenverkauf bestimmten 
Druckschrift muß der Preis des einzelnen Exemplars deut- 
lich erkennbar an der Spi^e desselben angegeben sein. 

Der Straßenverkauf ist auf die Zeit von 5 Uhr mor- 
gens bis 12 Uhr abends zu beschränken. Für Bahnhöfe 
und Schiffsstationen gelten diese Zeitbeschränkungen nicht. 

Druckschriften dürfen im Straßenverkaufe nur mit 

ihrem Titel, ihrem Preise, der Angabe ihrer Meinung oder 
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dem Namen ihrer Verfasser und Ihres verantwortlichen 
Redakteurs angekündigt oder ausgerufen werden. 

In unmittelbarer Nähe von Wohngebäuden des kaiser- 
lidien Hofes ist der Straßenverkauf ausgeschlossen. 

§ 60 h. Wer zum Verkaufe von Drucksdiriften Auto- 
maten aufstellen will, hat dies vorher der landesfiirstlichen 
Sicherheitsbehörde des Ortes anzuzeigen. 

Zum Vertriebe nichtperiodischer Drucksdiriften durch 
Automaten sind nur zum Handel mit solcheil Erzeugnissen 
nach der Gewerbeordnung befugte Gewerbsleute bereditigt; 
diese Berechtigung ist auf den im § 60 e bezeichneten 
örtlichen Umfang beschränkt 

Vom Straßenverkauf ausgesdilossene periodische Druck' 
Schriften sind auch vom Vertriebe mittels Automaten aus- 
geschlossen. 

Auf dem Automaten muß die Liste der in demselben 
enthaltenen Druckschriften ersichtlich sein. 
Unter eine besondere Strafandrohung ist die Beobach- 
tung dieser Bestimmungen nicht zu stellen, da die allgemeine 
Bestimmung des § 132 der Gewerbeordnung genügt, nach 
welcher eine Geldstrafe von 3 bis 500 K gegen Verlegung der- 
artiger Bestimmungen angedroht ist. 

Was den Straßenverkehr anbelangt, so habe idi die im 
Preßausschuß viel umstritten gewesene Bestimmung betreffend 
den Verkauf vor Amtsgebäuden und Kirchen gestridien. So- 
weit dieser Verkauf eine Verkehrsstörung verursadit, kann er 
im Wege der Straßenpolizei gehindert werden, und dasselbe 
gilt, wenn sich unnötiges Gesdirei bemerkbar madit. 

B. Das Preßgese^. Vorausschicken will idi, daß meiner 
Ansicht nach mit der Handhabung der Preßpolizei ausschließ- 
lidi die politischen Behörden und die staatlidie Polizei zu be- 
trauen wäre. Die Handhabung der Preßpolizei ist eine dem 
Wirkungskreise der Staatsanwaltschaften fremde Aufgabe. 
Diese hätten, wie bei aifideren Gesefeesverletjungen, erst ein- 
zusdireiten, wenn ihnen eine Anzeige vorliegt. Es gilt dies 
ebenso von den Tatbeständen, die sidi auf die Ordnung in 
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Preßsadien beziehen, als von jenen, die durch den Inhalt der 
Druckschriften begründet werden. 

Im übrigen beschränke ich mich auch hier, nur dort eine 
Bemerkung zu machen, wo meine Vorschläge von den Ent- 
würfen wesentlich abweichen. 

In den allgemeinen Bestimmungen stridi ich im § 1 
(3 des Reg.-Entw.) den Schlußsa^» da die Haftung für straf- 
bare Handlungen selbstverständlich ist. Ich folgte sonst in 
der Regel der Fassung des Ausschusses. Nicht der Fall war 
dies in meinem § 5, da die Gestattung der Ausgabe von 
Extrablättern für besonders wichtige Ereignisse schließlich ein 
Extrablatt über die Erfindung des Sciiießpulvers oder der 
Dampfmaschine ermöglidien würden. 

Im zweiten Abschnitte, der von der Ordnung in Preß- 
sachen handelt, habe iA den Redakteur in Scliriftleiter um- 
gesetzt, da es nicht einzusehen ist, warum im deutschten Text 
ein Fremdwort stehen soll. Ich habe ferner alle Strafbestini- 
mungen vereinigt, sie betreffen reine Ordnungswidrigkeiten, 
die man allerdings der Reciitsprechung durch die Gerichte 
unterwerfen kann, bezüglich deren aber weitere Unterscliei- 
dungen überflüssig sind. Zugleicii habe ich das Mindestmaß 
der Geldstrafe mit Rücksicht auf das bestehende richterliche 
Milderungsrecht erhöht. 

Vollkommen schließe ich mich der im Preßausschuß zu- 
tage gekommenen Anschauung an, daß Abgeordnete während 
der Dauer der Session nicht verantwortliche Schriftleiter sein 
können. Es ist ein Widersprucii, daß sich jemand verantwort- 
lich nennt, der tatsächlich nicht verantwortlich gemacht werden 
kann. Nur habe ich eine andere Fassung gewählt, da es sid% 
hier um keinen Fall der Immunität, sondern nur um einen 
solchen der zeitlichen NichtVerfolgbarkeit handelt. 

Zum § 12 bemerke idx, daß auch die Weiterverbreitung 
einer Druckschrift unter Strafe zu stellen war, gegen die eine 
Verfallsentscheidung erflossen ist, sofern der Verbreiter von 
dieser Kenntnis besitzt. Es würde sonst die Verbreitung nach 
Beendigung der Besciilagnahme infolge rechtskräftigen Ab- 
schlusses des Verfahrens straflos sein. 
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Was die sogenannte Berichtigung anbelangt, so stehe 
ich auf dem Standpunkte des seinerzeitigen Preßausschusses. 
Die heutige österreichische Einrichtung laßt sich in dieser Ge- 
stalt nicht aufrechterhalten. Richtiger ist die französische Form 
der Erwiderung, die dem Angegriffenen lediglich das Redit 
gibt, an demselben Orte, an dem er angegriffen wurde, zu 
Wort zu kommen. Bei diesem System wird die Frage, wel- 
cher von beiden Teilen Recht hat, in keiner Weise entschie- 
den, das Lesepublikum soll sich seine Meinung selbst bilden. 

Aus der eingangs vorangestellten Bemerkung ergibt sich 
gegenüber dem geltenden Rechte und § 27 des legten Re- 
gierungsentwurfes, daß die Abgabe eines Pflichtexemplares an 
die Staatsanwaltschaft zu entfallen hatte. Es ist Sache der 
Sicherheitsbehörde, im Falle des Verdachtes einer strafbaren 
Handlung rechtzeitig die Anzeige an die Staatsanwaltschaft zu 
erstatten, und es unterliegt keiner Schwierigkeit, den Dienst 
bei der Staatsanwaltschaft so einzurichten, daß zur Entgegen- 
nahme solcher Anzeigen jederzeit ein Beamter der Staats- 
anwaltschaft zur Verfügung steht. 

Schließlich ist zu erwähnen, daß ich in der Bestimmung 
über die Verjährung an Stelle der Unterbrechung der Ver- 
jährung ein Ruhen derselben einsehen mußte, um diese Be- 
stimmung mit meinem Vorschlage zur strafrechtlichen Verjäh- 
rung in Einklang zu bringen. Würde das Preßgeseö voAier 
in Angriff genommen, so könnte die Bestimmung des Ab- 
sa^es 3 des § 29 des Reg.^Entw. wiederhergestellt werden. 

Übergehend auf die durch den Inhalt einer Druckschrift 
begangenen Straftaten ist vorerst zu erwähnen, daß sich gegen- 
wärtig, abgesehen von den Stellen des Straf gese^es, die im 
Falle der Verübung durch eine Druckschrift einen höheren 
Strafsa6 feststellen oder diesen Fall lediglich der öffentlichen 
Begehung gleichstellen, mit dem Gegenstande Art. II und die 
§§ 7 und 10 StG., der Absdinitt 3 des Preßgeseöes und 
Art. III des Geseftes vom 15. Okt. 1868 RGBl. Nr. 142 be- 
fassen. 



230 ^ 



Digitized by 



Google 



XV. Die Reform des PreQrechtes. 



Aufzuheben ist Abs. 2 des Art. II des Einfuhrungsgese6e3 
zum Straf gese^e, da es nicht angeht» daß das Straf gese^ 
einen Begriff der Druckschrift aufstellt, der über den Rahmen 
der Erzeugnisse der Drudkerpresse geht, die unter das Preß' 
gese6 fallen könnte. Die beiden Begriffe müßten sich decken. 
Aufzuheben sind ferner die §§ 7 und 10 StG., da es weder 
geboten noch rätlich ist, über Versuch, Mittäterschaft und Mit" 
schuld bei Inhaltsstraftaten einen anderen Maßstab aufzustellen, 
als im allgemeinen. 

In der Reihenfolge des seinerzeitigen Entwurfes nimmt 
den ersten Pla6 die Verweisung auf das Strafrecht und die 
Haftung für Geldstrafen ein. Der Preßausschuß hat neben 
dem Herausgeber den Eigentümer haftbar gemacht. So an^ 
erkennenswert die Tendenz dieser Erweiterung ist, so wenig 
läßt sie sich vom Standpunkt des Gese^es rechtfertigen, denn 
der Eigentümer steht außerhalb der preßrechtlich und strafe 
rechtlich für den Inhalt 4er Druckschrift verantwortlichen Per- 
sonen. Er hat keine Pflicht den Inhalt zu prüfen oder für 
die Auswahl der verantwortlichen Personen zu sorgen, mag er 
auch der unsichtbare Lenker sein. Läßt sich ihm diese füh' 
rende Stelle beweisen, dann ist er strafrechtlich haftbar, ohne 
diesen Nachweis würde die Geldstrafenhaftung einen Grund' 
sa6 schaffen, der kaum auf andere Gebiete, z» B. einen Fa- 
briksbetrieb, übertragen werden würde. 

Was die strafrechtliche Haftung der verantwortlichen 
Personen betrifft, so stehe ich — mit Ausnahme der Nicht- 
einbeziehung der Übertretungen — auf dem Standpunkte der 
Begründung der seinerzeitigen Regierungsvorlage. Nach der- 
selben war 

„der Entwurf bemüht, die Fahrlässigkeitshaftung der 
preßrechtlich verantwortlichen Personen nach den allgemeinen 
strafrechtlichen Grundsä^en über das Verschulden abzugrenzen. 
Nicht die fahrlässige Begehung der durch den Inhalt der Druck- 
schrift begründeten strafbaren Handlung bildet den Tatbestand, 
sondern jene Vernachlässigung pflichtmäßiger Obsorge, die 
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das Zustandekommen des strafbaren Inhaltes, seine Veröffent^ 
lichung oder Verbreitung ermöglidit hat. Der Entwurf fordert 
daher einen ursädilidien Zusammenhang zwischen der Fahr" 
iässigkeit der verantwortlichen Person und dem Erfolge, be^ 
handelt jedoch diese Fahrlässigkeit als eine nicht dem Straf" 
rechte, sondern dem Preßrechte angehörige, in der Verlegung 
der preßrechtlichea Pflichten bestehende strafbare Handlung, 
bei welcher der Erfolg zugleich Tatbestandsmerkmal und 
Strafzume$sungsgrund ist. 

Die Strafbarkeit ist ausgeschlossen, wenn die Vernach" 
lässigung der pflichtmäßigen Obsorge sich als eine unver" 
schuldete darstellt, außerdem unter bestimmten Voraus" 
Setzungen infolge Namhaftmachung eines Vormannes. Diese 
auch im geltenden Rechte vorfindliche Regelung beruht keines" 
wegs auf dem Grundsätze einer nur bedingten Strafbarkeit, 
sondern auf der Erwägung, daß die preßrechtliche Verant" 
wortlichkeit für den Inhalt in einem inneren Zusammenhange 
mit der Entstehung der Druckschrift stehen muß. Der Ver- 
breiter und der Drucker kann sich mit Recht auf den Verleger, 
ebenso wie bei periodischen Druckschriften auf den verant- 
wortlichen Redakteur berufen, weil in erster Linie dem Ver- 
leger, beziehungsweise verantwortlichen Redakteur die Inhalts- 
pröfung obliegt und alle anderen preßrechtlich verantwort- 
liciien Personen befugt sind, anzunehmen, daß die ordnungs- 
mäßige Prüfung durch die vorangeführten Personen erfolgt 
sei. In gleicher Weise soll es dem Verbreiter, Drucker oder 
Verleger gestattet sein, sich auf einen inländischen Verfasser 
oder Einsender zu berufen. Nur dann, wenn sie dies nicht 
können, sind sie haftbar, weil es dann ihre Sache war, die 
Prüfung vorzunehmen. Anders verhält es sich bei dem ver- 
antwortliciien Redakteur, in dessen Beruf es liegt, unter allen 
Umständen zu prüfen, ob die Einsendungen einen strafbaren 
Charakter besi^en, und der sich daher durch die Bekanntgabe 
des Verfassers oder Einsenders von der Fahrlässigkeitsver- 
antwortung nicht befreien kann. 
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Den Verbreiter befreit ferner von der Verantwortung 
wegen Vernachlässigung der pflichtmäßigen Obsorge, wenn 
ihm eine ausländische Druckschrift im Wege des Buchhandels 
zugekommen ist. Ausschlaggebend für diese Bestimmung sind 
die tatsächlichen Verhältnisse des Buchhandels, die eine Prü^ 
fung der im Buchhandel befindlichen Werke auf ihren Inhalt 
durch den Assortimentsbuchhändler unmöglich erscheinen 
lassen, sofern nicht etwa schon der Titel oder andere Um^ 
stände auf einen strafbaren Inhalt hinweisen, in welchem 
Falle regelmäßig strafrechtliche Haftung eintreten wird/ 

Die Unterwerfung der verantwortlichen Personen unter 
die Bestimmungen des Strafgese^es für den Fall, daß sie den 
Vordermann nicht namhaft machen, ist ganz und gar unhaltbar. 
Man kann den Nachweis der Täterschaft oder Mitschuld nicht 
ersehen durch den Verdacht einer solchen, der in der Weige^ 
rung den Vormann zu nennen liegen kann, aber keineswegs 
liegen muß. Man darf dies ebensowenig, als man etwa einen 
Zeugen, der den Dieb kennt, aber ihn zu nennen sich weigert, 
wegen Diebstahls verurteilen kann. 

Vollkommen stimme ich dem seinerzeitigen Preßaus' 
Schusse zu, daß er auch die Übertretungen einbezogen hat. 
Außerdem ist es möglich, die Namhaftmachung des Vormanns, 
als dessen Angestellter der Beschuldigte handelte, bis zum 
Schlüsse des Beweisverfahrens erster Instanz zu ermöglichen, 
obgleich nicht zu verkennen ist, daß diese Erweiterung zu Schi^ 
kanen führen kann. 

Dem heutigen Mißstande der sogenannten Immunisierung 
von Druckschriften strafbaren Inhaltes beugt weder der Re^ 
gierungsentwurf, noch die Fassung des Ausschusses (§ 32) vor, 
da derartige Beschlüsse der betreffenden Körperschaft ohne 
Lahmlegung ihrer Tätigkeit kaum zu erreichen wären. Vor^ 
zuziehen ist die Fassung des Ausschusses, da sie keinen 
Unterschied zwischen den einzelnen Tatbeständen macht. 

Die Bestimmungen strafrechtlichen Inhaltes, die in den 
§§33 bis 37 des RE. enthalten waren, lasse ich zur Gänge 
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hinweg. Dabei denke ich mir aber, daß das Preßgese^ gleidi^ 
zeitig mit der von mir im Abschnitt I vorgesdilagenen Ände-* 
rung des Art. 6 des Einführungsgeseftes zur Strafprozeßordnung 
und des Hauptstüdtes über Ehrenbeleidigungen abgeändert 
wird, oder dieser Änderung nachfolgt. 

Es käme daher nur mehr die strafrechtliche Verjährung 
der Inhaltsstraftaten in Betracht. In dieser Richtung halte ich 
die Verjährungsfrist von 3 Monaten für entschieden zu kurz. 
Es ist zu bedenken, daß insbesondere bei Buchern eine Ver- 
breitung erfolgt sein kann, von der die Verfolgungsbehörden 
monatelang keine Kenntnis besi^en. Auch hier se^e ich an 
Stelle der Unterbrechung der Verjährung durch die Einleitung 
des Strafverfahrens das Ruhen derselben unter der Voraus- 
se^ung der gleichen Änderung im Strafrecht. 

Aus dem 4. Abschnitte des Preßgese^es, der die Bestim- 
mungen des 27. Hauptstückes der Strafprozeßordnung ersehen 
soll, lasse id% die Bestimmungen des Reg. -Entw. über die 
sachliciie Zuständigkeit unter der Voraussetzung beiseite, daß, 
wie oben erwähnt, Art. 6 des Einführungsgeset^es und das 
Hauptstück über Ehrenbeleidigungen geändert wird. Die 
Unterscheidung zwischen Beleidigung von Privatpersonen und 
solciien, die im öffentlichen Leben stehen, halte ich für unzu- 
lässig, gleichviel ob sie in der Fassung des französischen oder 
ungarisdien Rechtes, oder in jener des Preßausschusses erfolgt. 
Die Ehre ist ein höchst persönliches Gut, auf dessen Schutz 
jedermann ohne Unterschied gleiciies Recht besi^t. Wer die 
Sciiranken zulässiger Kritik überschreitet, muß aud% den 
Mut besi^en, dieses zu verantworten. 

Im übrigen halte ich mich — von jenen Änderungen, 
welclie die Aussciialtung des Preßgewerberechtes mit sich 
bringt, und von einer späteren zu erörternden Ausnahme ab- 
gesehen — an die Fassung des Reg.-Entw., der im Preßaus- 
schusse keinen wesentliciien Einwendungen begegnete. Ich 
kann dies um so mehr tun, als ja meine Autorsciiaft in bezug 
auf diese Vorschläge bekannt ist. \d% habe jedoch einzelnen 
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vorwiegend stilistischen Änderungen des Preßaussdiusses 
Rechnung getragen. 

Zu § 27 (vorläufige Beschlagnahme) ist zu bemerken, 
daß ich die Ausführung des geltenden Strafgese^es be^ 
lassen habe, daß sie jedoch naturgemäß durch die neuen Be-* 
Stimmungen insofern zu ersehen wäre, als die Änderung vor 
Zustandekommen des Preßgese^es erfolgt. Ich habe entgegen 
den Beschlüssen des Preßausschusses Art. 7 und 8 des Ge- 
se^es vom 17. Dezember 1862 RGBl. Nr. 8 aus 1863 belassen, 
da ohne Möglichkeit der Beschlagnahme das in diesen Stellen 
enthaltene Verbot nicht wirksam aufrechterhalten werden 
könnte. Dagegen wäre allerdings § 67 StG. zu streichen, da 
eine Ausspähung durch das Mittel einer Druckschrift kaum 
denkbar ist. Die Beschlagnahme im Falle der Aufforderung 
zu einem Verbrechen durch den Beisat) „dringend" zur Gefahr 
der Herbeiführung der Ausführung zu beschränken, halte ich 
für überflüssig, da dieser Beisaö nichtssagend ist. Ebenso ist 
der Beisa^ „unmittelbar" zum Worte „Folge" überflüssig, da 
es sich doch um die Möglichkeit eines künftigen Ereignisses 
handelt, deren Beurteilung mehr oder minder von der Ansicht 
des Beurteilenden abhängen muß. 

Die von mir vorhin erwähnte Abweichung vom Reg.-Entw. 
besteht darin, daß die unmittelbare staatsanwaltschaftliche 
Beschlagnahme zu entfallen hätte. Der Staatsanwalt 
soll erst zur Sache Stellung nehmen, wenn ihm entweder eine 
Strafanzeige oder eine polizeiliche Beschlagnahme vorliegt. 
Im ersterem Falle kann er die richterliche Beschlagnahme, im 
zweiten die Bestätigung der polizeilichen beantragen oder 
deren Aufhebung verfügen. 

Außerdem sind die dem Staatsanwalt gese^ten Fristen 
zu kurz. Wenn beispielsweise die Mitteilung von der poli- 
zeilichen Beschlagnahme um 7 Uhr abends an den Staats- 
anwalt einlangt, so könnte er bei einer 12 stündigen Frist 
überhaupt keinen Antrag bei Gericht einbringen, da dies weder 
in der Nacht, noch um 7 Uhr früh möglich ist. Es wäre ihm 
daher ein voller Tag einzuräumen. Die Frist, nach welcher 



235 «a 



Digitized by V^OOQIC 



XV; Die Reform des Preßrechtes. 



die Beschlagnahme erlischt, wenn das Gericht seine Ent- 
scheidung nicht getroffen hat, wurde vom Preßausschusse 
selbst auf 5 Tage erweitert. 

Ich habe ferner auch den Fall der richterlichen Beschlag- 
nahme ausdrücklich geregelt, da es geboten erscheint, einer- 
seits zu verlangen, daß ein Strafverfahren entweder schon 
anhängig ist oder doch gleichzeitig anhängig gemacht wird, 
andererseits im Gerichtshofverfahren auch hier die Zuständig- 
keit der Ratskammer an Stelle des Untersuchungsrichters klar- 
zustellen. 

Der Text des ganzen Gesetzes würde demnach lauten: 

I. Allgemeine Bestimmungen. 

§ 1. Das gegenwärtige Gese^ ist auf alle Erzeug- 
nisse der Buchdruckerpresse, sowie auf alle 2ur Verbreitung 
bestimmten, durch andere mechanische oder chemische 
Mittel erzeugten Vervielfältigungen von Schriften, bildlichen 
Darstellungen und Tonwerken mit Text oder Erläuterungen 
anzuwenden. 

Ausgenommen hiervon sind Zeitungskorrespondenzen, 
welche ausschließlich an die Redaktionen von Zeitungen 
abgegeben werden. 

§ 2. Die staatlichen Behörden , die Delegation des 
Reichsrates, der Reichsrat, die Staatsschuldenkontrollkom- 
mission des Reichsrates, die Landtage, die Landesausschüsse, 
von der Regierung einberufene Enqueten, sowie die Aka- 
demien der Wissenschaften sind bezüglich derjenigen Druck- 
schriften, die sie in ihrem eigenen Wirkungskreise veröf- 
fentlichen, an die Bestimmungen des zweiten Abschnittes 
dieses Preßgese^es nicht gebunden. 

Die Bestimmungen dieses Preßgese^es mit Ausnahme 
der Strafbestimmungen finden auch auf die unter Militär- 
und Landwehrgerichtsbarkeit stehenden Personen, unbe- 
schadet der mit Rücksicht auf das Militärverhältnis dieser 
Personen geltenden Vorschriften, Anwendung. 
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§ 3. Wenn in diesem Qese^e dem Drucker eine Ver-* 
pfliditung oder Verantwortlichkeit auferlegt wird, so ist 
darunter der Inhaber der Druckerei oder, sofern er zur 
Besorgung derselben einen verantwortlichen Geschäftsleiter 
bestellt hat, der letztere zu verstehen; doch haftet der In- 
haber der Druckerei für alle vom Gerichte verhängten 
Geldstrafen. 

Die preßrechtliche Haftung des Druckers trifft auch 
denjenigen, der, ohne das Gewerbe eines Druckers auszu" 
üben, die Drucklegung einer Druckschrift vornimmt. 

Erscheint als Inhaber einer Druckerei eine Gesellschaft, 
eine Genossenschaft oder ein Verein, so sind sämtliche 
Personen, welche gese^' oder statutengemäß zur Vertretung 
der Gesellschaft, der Genossenschaft oder des Vereines 
nach außen berechtigt sind, verantwortlich, sofern der Be- 
trieb nicht ausschließlich einem oder mehreren von ihnen 
oder einem verantwortlichen Leiter übertragen ist; für alle 
vom Gerichte verhängten Geldstrafen haftet jedoch die Ge- 
sellschaft, die Genossenschaft oder der Verein. 

Diese Bestimmungen sind auf den Verleger sinngemäß 
anzuwenden. 

§ 4. Als Verbreitung kann im Sinne dieses Gese^es 
nur der Vertrieb, Verschleiß, Straßenverkauf oder die Ver- 
teilung von Druckschriften an Personen, die an der Her- 
stellung derselben nicht beteiligt sind, sowie das Anschlagen, 
Aushängen oder Auflegen der Druckschriften an einem öf- 
fentlichen Orte, in allgemein zugänglichen Räumlichkeiten, 
Lesevereinen in einer Bibliothek und dergleichen ange- 
sehen werden. 

§ 5. Als periodische Druckschriften sind anzusehen: 
Zeitungen und Zeitschriften, welche in monatlichen oder 
kürzeren, wenn auch unregelmäßigen Fristen erscheinen. 

Darunter sind jedoch in Lieferungen erscheinende 
Werke, die ein abgeschlossenes Ganzes zu bilden bestimmt 
sind, nicht inbegriffen. 
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Als zugehöriger Bestandteil eines Blattes oder Heftes 
ist jede Beilage anzusehen, die mit demselben gleidizeitig 
ausgegeben und nidit abgesondert verkauft wird. 

Zu einer periodischen Drudcsdirift können Extrablätter 
ausgegeben werden, welche als Bestandteile der Drudc' 
Schrift behandelt werden, wenn sie sich auf die Bekannt' 
gäbe plö6li<h eingetretener, besonders wichtiger Tages" 
ereignisse oder im Falle eines Krieges auf Nachrichten 
über dessen Verlauf beschränken. 

IL Die Ordnung in Preßanstalten. 

§ 6. Auf jeder Drucicschrift muß nebst dem Drucicorte 
der Name (die Firma) des Drucicers, außerdem auf jeder 
nicht periodischen Drudcschrift der Name (die Firma) des 
Verlegers, auf jeder periodischen der Name eines für den 
Inhalt der Drucicschrift , verantwortlichen Schriftleiters an- 
gegeben werden. 

Es ist zulässig, für einzelne, bestimmt zu bezeichnende 
Teile einer periodischen Drucicschrift besondere, für den 
Inhalt dieser Teile verantwortliche Schriftleiter zu bestellen, 
in welchem Falle deren Namen und die Teile, für welche 
sie verantwortlich sind, auf der Drucicschrift angegeben 
werden müssen. Ein solcher Schriftleiter hat für den In- 
halt des von ihm geleiteten Teiles der periodischen Drucic- 
Schrift jene Verantwortung zu tragen, welche nach diesem 
Gese^e dem verantwortlichen Schriftleiter auferlegt ist. 

§ 7. Die Bestimmungen des § 6 finden keine An- 
wendung auf: 

1. die nur zu Zwecicen des Verkehrs und des Gewerbes 
oder des häuslichen und geselligen Lebens dienenden 
Drucicerzeugnisse, als Formulare, Preiszettel, Marktberichte, 
Kurszettel, Tarife, Musterzeichnungen, Visitkarten, Fahr- 
pläne, Vergnügungsprogramme ohne Vortragstexte, Theater- 
zettel, Kalender ohne literarischen oder artistischen Inhalt 
und dergleichen, wenn sie ausschließlich die ihrem Zwecice 
entsprechenden Mitteilungen enthalten; 
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2. Stimmzettel, wenn sie nur die für die Wahl not' 
wendigen Angaben enthalten; 

3. Wahlaufrufe, sofern sie lediglidi Zeit, Ort und Zwedc 
der Wahl, den Namen, Stand und Wohnort des oder der 
zu Wählenden, die Angabe über die Parteirid^tung und die 
Aufforderung zur Wahl enthalten. 

§ 8. Wer eine periodische Drudcsdirift herauszugeben 
beabsichtigt, hat dies der landesfUrstlichen Sicherheits' 
behörde des Bezirkes, in welchem, der Erscheinungsort der 
Drucicschrift gelegen ist, mindestens 48 Stunden vor der 
Ausgabe der ersten Nummer der Drucicschrift anzuzeigen. 

Die Anzeige hat zu enthalten: 

1. die Bezeichnung (den Titel) der periodischen Drucic^ 
Schrift, die Zeitabschnitte ihres Erscheinens und die Auf' 
Zählung der Gegenstände (Programm), welche sie zu be^ 
handeln bestimmt ist; 

2. den Namen und Wohnort eines verantwortlichen 
Schriftleiters, nebst der Eritlärung, daß er die gese^liche 
Befähigung besi^t; falls für einzelne Teile der Drucicschrift 
besondere verantwortliche Schriftleiter bestellt werden (§ 8 
zweiter Absa6)> dieselben Angaben bezüglich dieser Per' 
sonen unter Bezeichnung jener Teile der Drucicschrift, für 
welche sie verantwortlich sind; 

3. den Namen (die Firma) und Wohnort des Drucicers 
und den Ort, wo die Drucicerei sich befindet, in welcher 
die periodische Drucicschrift hergestellt werden soll. 

Tritt während der Herausgabe einer periodischen 
Drucicschrift in einem dieser Punkte eine Veränderung ein, 
so ist hiervon in der Regel noch vor der weiteren Heraus' 
gäbe, wenn aber die Veränderung eine unvorhergesehene 
ist, binnen drei Tagen die Anzeige an die genannte Be' 
hörde zu erstatten. 

§ 9. Verantwortlicher Schriftleiter einer periodischen 
Drucicschrift kann nur ein österreichischer Staatsbürger sein, 
welcher eigenberechtigt ist und innerhalb der im Reichs' 
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rate vertretenen Königreidie und Länder seinen ständigen 
Wohnsi6 hat. 

Unfähig zum verantwortlichen Schriftleiter einer perio- 
dischen Drucicschrift sind: 

1 . Mitglieder des Reichsrates und der Landtage, wäh- 
rend der Zeit, in der sie ohne Zustimmung des Vertretungs- 
körpers nicht verfolgt werden können; 

2. wer infolge einer strafgerichtlichen Verurteilung die 
Wählbarkeit in die Gemeindevertretung verloren hat, auf 
die Dauer dieses Verlustes ; 

3. wer sich in Verwahrungs- oder in ordentlicher 
Untersuchungshaft befindet, während der Dauer dieser 
Haft. 

In den Fällen einer zeitweiligen Verhinderung des 
verantwortlichen Schriftleiters an der Führung der verant- 
wortlichen Schriftleitung oder seiner zeitweiligen Unfähig- 
keit hierzu, ist vom Herausgeber für die Dauer der Ver- 
hinderung ein Stellvertreter zu bestellen, als solcher auf 
der Drucicschrift namhaft zu machen und den im § 8 be- 
zeichneten Behörden anzuzeigen. Auf diesen Stellvertreter 
sind während der Dauer seiner Führung der verantwort- 
lichen Schriftleitung die Vorschriften anzuwenden, welche 
sich auf den verantwortlichen Schriftleiter beziehen. 

§ 10. Der Drucicer, welcher der Vorschrift des § 6, 
der Herausgeber, welcher jener der §§ 8 und 9 nicht nach- 
kommt, ist wegen Übertretung an Geld von 20 bis 500 K 
zu bestrafen. 

Wer entgegen diesen Vorschriften eine wissentlich 
falsche Angabe macht, ist wegen Übertretung an Geld von 
100 bis 1000 K zu bestrafen. 

§11. Der Vertrieb von Drucicschriften richtet sich nadi 
den Vorschriften der Gewerbeordnung. 

Die nicht gewerbsmäßige Verteilung von Drucicschriften 
ist nur insofern einer Beschränkung unterworfen, als die 
unentgeltliche Verteilung auf öffentlichen Straßen, Plänen 
und Lokalen den sich aus der Handhabung der Verkehrs- 
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polizei ergebenden, sowie jenen Beschränkungen in bezug 
auf die Auswahl der Personen, Zeit und Ort der Verteilung 
unterliegt, denen der Straßenverkauf unterworfen ist. 
Einer vorherigen Anzeige und der Ausstellung einer Legi' 
timation bedarf es nicht. 

Das Aushängen oder Anschlagen von Drucicschriften 
an öffentlichen Orten bedarf unbeschadet gese6li<her Ver- 
fUgungsrechte über die Anschlagsstellen keiner behördlichen 
Bewilligung, doch steht der landesfürstlichen Sicherheits' 
behörde und deren Organen die Entfernung der Plakate 
zu, wenn durch dieselben der Tatbestand einer strafbaren 
Handlung begründet wird. 

§ 12. Wer eine Drucicschrift während der Dauer einer 
gegen sie erfolgten Beschlagnahme oder nach Ausspruch 
des Verfalles in Kenntnis dieses Umstandes weiterver- 
breitet oder deren Inhalt durch Abdrucic der durch die Ver- 
fügung getroffenen Stelle veröffentlicht, ist wegen Über-* 
tretung an Geld mit 20 bis 200 K zu bestrafen. Diese 
Bestimmung schließt die Verfolgung wegen einer durch 
den Inhalt begangenen Straftat nicht aus. 

§ 13. Durch Beschluß des Ministerrates kann die 
Verbreitung einer ausländischen periodischen Drucicschrift 
innerhalb der im Reichsrate vertretenen Königreiche und 
Länder verboten werden. 

Ein solches Verbot ist in allen amtlichen Landes- 
Zeitungen kundzumachen und hat auch den Ausschluß der 
Drucicschrift von der Beförderung mit der Post, mit Eisen- 
bahnen und Dampfschiffen zur Folge. 

Wer eine Drudeschrift gegen ein solches Verbot im 
Inlande verbreitet, wird wegen Übertretung an Geld mit 
20 bis 200 K bestraft. 

§ 14. Eine Behörde, Körperschaft oder Privatperson, 
die in einer periodischen Drudeschrift mittelbar oder un- 
mittelbar Gegenstand einer Erörterung war, ist binnen 
6 Wochen berechtigt, die Aufnahme einer Erwiderung zu 
verlangen, sofern sich diese auf die Bezeichnung vorge- 

Hoegel, Teilreformen. 16 
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braditer Tatsachen als unwahr oder auf Anführung von 
Tatsachen zur Widerlegung der vorgebrachten beschränkt. 

Die Aufnahme hat in der dem Einlangen der Erwi" 
derung folgenden oder zweitnächsten Nummer, in der 
gleichen Abteilung und derselben Schrift, wie die Ursprung" 
liehe Mitteilung zu erfolgen. 

Die Aufnahme von Erwiderungen bis zum doppelten 
Umfange der ihren Gegenstand bildenden Stelle erfolgt 
unentgeltlichi für ein Mehr an Raum sind die üblichen Ein- 
rUdcungsgebühren zu bezahlen. 

Der verantwortliche Schriftleiter ist berechtigt die Auf- 
nahme zu verweigern, wenn die Erwiderung der im ersten 
Absage angeführten Bedingung nicht entspricht, das Drei- 
fache des Raumes der ursprünglichen Stelle übersteigt, den 
Tatbestand einer strafbaren Handlung begründet oder in 
einer anderen Sprache, als die ursprüngliche Mitteilung ab- 
gefaßt ist. 

§ 13. Der verantwortliche Schriftleiter einer perio- 
dischen Drudcschrift, welcher unbegründet die Aufnahme 
einer Erwiderung verweigert oder seiner Pflicht zur Auf- 
nahme einer solchen nicht rechtzeitig nachkommt, ist wegen 
Übertretung an Geld von 20 bis 1000 K zu bestrafen und 
ist im Straf urteile auszusprechen, daß er die Erwiderung 
in die der Rechtskraft des Urteils folgende nächste Nummer 
der periodischen Drudcschrift aufzunehmen habe, widrigens 
er für jede die Erwiderung nicht enthaltende Nummer der 
Drudcschrift eine zwischen 20 bis 1000 K zu bemessende 
Geldstrafe zu erlegen habe. 

Die Verfolgung erfolgt in Fällen behördlicher Erwide- 
rungen durch den Staatsanwalt, sonst im Wege der Privat- 
anklage des Berichtigers. 

Die Hauptverhandlung ist auf längstens 3 Tage an- 
zuordnen. 

Ein freisprechendes Erkenntnis hat zur Folge, daß 
der verantwortliche Schriftleiter zur Annahme einer von 
derselben Beteiligten ausgehenden Erwiderung derselben 



D=a 242 «=a 



Digitized by 



Google 



XV. Die Reform des PreQredites. 



Stelle der periodisdi^sn Drudcsdirift nidit mehr ver^ 
pfliditet ist. 

§ 16. Von jeder nichtperiodisdien Drudcsdirifti deren 
Umfang drei Drudebogen nidit übersdireitet und weldie 
nidit unter die in § 7 bezeidineten Ausnahmen fällt, 
dann von jedem einzelnen Blatte oder Hefte einer perio- 
disdien Drudcsdirift' hat der Drudcer zugleidi mit dem Be* 
ginne der Austeilung, der Versendung oder des Verkaufes 
bei der landesfürstlidien Sidierheitsbehörde des Ausgabe* 
ortes ein Exemplar zu hinterlegen. Bei Drudcsdiriften, 
weldie im Auslande hergestellt, aber im Inlande verlegt 
oder herausgegeben werden, geht diese Verpfliditung auf 
den inländisdien Verleger oder Herausgeber über. 

Wer entgegen dieser Vorsdirift das Pfliditexemplar 
nidit reditzeitig vorlegt, ist an Geld von 20 bis 200 K zu 
bestrafen. 

§ 17. Von jeder zum Verkaufe oder zur allgemeinen 

Verbreitung bestimmten Drudcsdirift, weldie im Inlande 

verlegt oder gedrudct wird, ist, insofern sie nidit unter die 

im § 7 erwähnten Ausnahmen fällt, audi je ein Exemplar 

an die k. k. Hofbibliothek in Wien und an jene Univer* 

SiitätS" oder Landesbibliothek, weldie durdi besondere 

Kundmadiung in jedem Verwaltungsgebiete als hierzu be* 

reditigt bezeidmet wird, zu überreidien. Von jeder perio- 

disdien Drudcsdirift ist überdies je ein Exemplar an das 

Ministerium des Innern und an die politisdie Landesbe^ 

hörde einzusenden. Die Zusendung dieser Exemplare, 

weldie die Portofreiheit genießt, hat bei periodisdien 

Drudcsdiriften zu den regelmäßigen Zeitabsdinitten ihres 

Ersdieinens, bei anderen Drudcsdiriften binnen längstens 

8 Tagen, von der Ausgabe der Drudcsdirift an geredinet, 

zu gesdiehen, und werden Drudewerke, deren Preis 20 K 

übersteigt, mit der Hälfte des Ladenpreises vergütet, wenn 

nidit die Rüdcstellung des Exemplares innerhalb MonatS" 

frist erfolgt. 

16» 
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Die Ablieferung dieser Exemplare liegt dem Verleger, 
bei Drudcsdiriften jedodi, auf weldien ein gewerbsmäßiger 
Verleger nidit genannt wird, dem Drudcer ob. 

Zur Ablieferung dieser Exemplare ist der Drudcer 
audi dann verpfliditet, wenn die Drudcsdirift oder das 
Drudewerk im Auslande ersdieint. 

Wer entgegen dieser Vorschrift diese Vorlage der ab- 
zuliefernden Exemplare unterläßt, ist wegen Übertretung 
an Geld von 20 bis 200 K zu bestrafen. 

§ 18. Die Strafverfolgung der in diesem Abschnitte 
angeführten Übertretungen verjährt in drei Monaten von 
dem Ende des Tages, an welchem die strafbare Handlung 
begangen worden ist. 

In die Verjährungszeit ist der Zeitraum nicht einzu' 
rechnen, während dessen das Strafverfahren kraft gese^" 
licher Vorschrift gehemmt war. 

Die Verjährung ruht ferner während der Dauer des 
gegen den Täter anhängigen Strafverfahrens. 

III. Durch den Inhalt einer Drucicschrift begangene 

Straftaten. 

§ 19. Auf die durch Drucicschriften begangenen straf" 
baren Handlungen sind, sofern in diesem Gese^e nicht 
Ausnahmen festgese^t werden, die allgemeinen strafrecht- 
lichen Bestimmungen anzuwenden. 

Unberührt bleibt ferner das Recht des durch den straf- 
baren Inhalt einer Drucicschrift in seinen Rechten Verlebten, 
sich wegen seiner privatrechtlichen Ansprüche dem Straf- 
verfahren anzuschließen (§ 47 StPO.). 

Der Herausgeber einer periodischen Drucicschrift, durch 
welche eine strafbare Handlung begangen wird, ist für die 
Geldstrafen haftbar. 

§ 20. Der verantwortliche Redakteur, Verleger, Drucicer 
oder Verbreiter, welcher durch Vernachlässigung der ihm 
obliegenden Sorgfalt die Herstellung, Veröffentlichung oder 
Verbreitung einer Drudcschrift ermöglicht hat, deren Inhalt 
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den Tatbestand eines Verbrechens, eines Vergehens oder 
einer Übertretung begründet, ist, soweit er nidit als Täter 
oder Mitschuldiger zu bestrafen ist, wegen Übertretung, 
und zwar, wenn die strafbare Handlung den Tatbestand 
eines Verbrechens begründet, an Geld von 50 bis zu 2000 K 
oder mit Arrest von 3 Tagen bis zu 3 Monaten, in allen 
anderen Fällen an Geld von 20 bis 1000 K zu bestrafen. 

Wenn die durch den Inhalt begangene strafbare Hand' 
lung der Privatklage vorbehalten ist, findet die Verfolgung 
nur auf Grund einer Privatanklage statt. 

Die Strafverfolgung wegen der vorbezeichneten straf" 
baren Handlung ist gegen denjenigen ausgeschlossen, 
welcher an der Anwendung der ihm obliegenden Sorgfalt 
durch einen von ihm nicht abzuwendenden Umstand ge- 
hindert war, oder welcher eine ihm in der Reihenfolge der 
Aufzählung des ersten Absa^es vorausgehende, preßrecht' 
lieh verantwortliche Person namhaft macht. 

Die Strafverfolgung ist ferner gegen den Verleger, 
Drucker und Verbreiter ausgeschlossen, wenn er den Ver- 
fasser oder den Einsendet*, mit dessen Einwilligung die 
Veröffentlichung erfolgte, oder die preßrechtlich verantwort- 
liche Person namhaft machte als deren Angestellter er ge- 
handelt hat. Die Namhaftmachung muß längstens bis zum 
Schlüsse des Beweisverfahrens der Hauptverhandlung der 
ersten Instanz erfolgen und die namhaft gemachte Person 
muß sich im Inlande befinden oder, falls sie gestorben ist, 
sich zur Zeit der Veröffentlichung im Inlande befunden 
haben. 

Die Strafverfolgung ist auch hinsichtlich des Verbrei- 
ters ausländischer Druckschriften ausgeschlossen, wenn ihm 
diese im Wege des Buchhandels zugekommen sind. 

§ 21. Für wahrheitsgetreue, vollständige oder teil- 
weise Mitteilungen aus öffentlichen Verhandlungen des 
Reichsrates, der Delegation des Reichsrates, der Landtage, 
sowie aus den Publikationen der Staatsschuldenkontroll- 
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kommission des Reidisrates in einer Drudcsdirift findet 
weder eine strafgeriditlidie Verfolgung noch das in § 34 
vorgezeidinete Verfahren statt. Hiervon ausgenommen ist 
die Mitteilung jener Bestandteile der Verhandlung, deren 
Veröffentlichung durdi einen Beschluß der betreffenden 
Körperschaft ausgeschlossen ist. 

§ 22. Die Strafverfolgung der durch eine Drudcschrift 
begangenen strafbaren Handlungen verjährt in sechs Mo- 
naten von dem Ende des Tages, an welchem die Verbrei- 
tung im Inlande begonnen hat. Die allgemeinen straf- 
rechtlichen Grundsä^e sind anzuwenden, wenn sie dem 
Beschuldigten günstiger sind, sowie wenn keine Verbrei- 
tung im Inlande stattgefunden hat. 

In die Verjährungszeit ist der Zeitraum nicht einzu- 
rechnen, während dessen das Verfahren kraft gese^Hcher 
Vorschrift gehemmt war. 

Die Verjährung ruht ferner während der Dauer des 
gegen den Täter anhängigen Strafverfahrens. 

IV. Das Strafverfahren in Preßsachen. 

§ 23. Die sachliche Zuständigkeit in Preßsachen 
richtete sich nach den Bestimmungen des Art. 6 des Ein- 
führungsgese^es zur Strafprozeßordnung. 

§ 24. Örtlich zuständig in Preßstrafsachen ist der 
Gerichtshof erster Instanz, in dessen Sprengel die zu 
seiner Zuständigkeit gehörige Straftat begangen wurde, 
und das Bezirksgericht am Si^e des Gerichtshofes erster 
Instanz für die im Sprengel dieses Gerichtshofes be- 
gangenen, der Aburteilung durch die Bezirksgerichte zu- 
gewiesenen Straftaten. Befinden sich mehrere mit der 
Strafrechtspflege betraute Bezirksgerichte am Si^e des Ge- 
richtshofes erster Instanz, so ist jenes zuständig, in dessen 
Sprengel das Amtsgebäude des Gerichtshofes erster Instanz 
gelegen ist. 
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Wird die strafbare Handlung durch den Inhalt einer 
Drudcsdirift begangen, so ist der Drudeort als Tatort an" 
zusehen. Ist der Drudeort unbekannt oder im Auslande 
gelegen, so gilt der Ort der Verbreitung als Tatort. Er« 
sdieinen in diesem Falle mehrere Geridite zuständig, so 
entsdieidet unter ihnen das Zuvorkommen. 

Im übrigen sind die Vorsdiriften des sedisten Haupt- 
stüdces der Strafprozeßordnung sinngemäß anzuwenden. 

§ 25. Für das Strafverfahren in Preßsadien gelten 
die Vorsdiriften der Strafprozeßordnung, sofern in diesem 
Gese^e nidit besondere Bestimmungen getroffen sind. 

§ 26. Die Besdilagnahme einer Drudcsdirift erstredet 
sidi nur auf die zur Weiterverbreitung bestimmten Exem" 
plare, sowie auf die zu ihrer Vervielfältigung dienenden 
Platten und Formen. 

Letztere sind jedodi auf Antrag der Beteiligten frei' 
zugeben, wenn sie durdi Ablegen des Sa^es oder auf 
andere Weise zur Vervielfältigung unbraudibar gemadit 
werden und nidit zu Zwedcen des Beweises notwendig er* 
sdieinen. 

Bei jeder durdi den Inhalt einer Drudcsdirift begrün* 
deten Besdilagnahme sind die Stellen der Drudcsdirift, auf 
weldie sidi die Besdilagnahme bezieht, zu bezeidmen und 
ist anzugeben, weldie strafbare Handlung durdi ihren In" 
halt begründet wird. 

Trennbare Teile der DruAsdirift, deren Inhalt nidits 
Strafbares enthalten, sind von der Besdilagnahme auszu" 
sdiließen. 

§ 27. Eine vorläufige Besdilagnahme von DruA" 
sdiriften ohne riditerlidie Anordnung findet statt: 

1. wenn in bezug auf die Drudcsdirift den Vorsdiriften 
der §§ 6, 8, 12, 13 und 16 dieses Gesetzes zuwider* 
gehandelt wurde; 

2. wenn durdi die Drudcsdirift eine der in den Ar* 
tikeln Vll, Vlll und IX des Gese^es vom 17. Dezember 1862, 
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RGBl. Nr. 8 für 1863, bezeidineten strafbaren Handlungen 
begründet wird; 

3. wenn durdi den Inhalt der Drudcsdirift das Ver^ 
brechen nadi §§ 58, 63, 64, 122 a StG. oder das Verbrechen 
nach § 8 des Gesefees vom 27. Mai 1885, RGBl. Nr. 134, 
oder das Vergehen gegen die öffentliche Sittlichkeit nach 
§ 516 StG. oder das Vergehen des § 305 StG. durch Auf- 
forderung zu einer als Verbrechen strafbaren Handlung 
begründet wird, in diesem Falle aber nur insofern, als 
Gefahr besteht, daß die Aufforderung die Verübung des 
VeArechens zur Folge haben werde. 

§ 28. Die vorläufige nicht richterliche Beschlagnahme 
kann durch die landesfürstliche Sicherheitsbehörde vorge- 
nommen werden. 

In diesem Falle hat sie hiervon dem Staatsanwälte 
binnen längstens zwölf Stunden Mitteilung zu machen. 
Dieser hat binnen 24 Stunden nach Erhalt der Mitteilung 
entweder die Aufhebung der Beschlagnahme anzuordnen 
oder die gerichtliche Bestätigung der Beschlagnahme zi^ 
beantragen. 

§ 29. Über einen solchen Antrag hat die Ratskammer 
des zuständigen Gerichtshofes, beziehungsweise das zu- 
ständige Bezirksgericht binnen 24 Stunden nach Einlangen 
des Antrages zu entscheiden. 

Ist die Entscheidung binnen 5 Tagen nicht erfolgt, so 
ist die Beschlagnahme erloschen] und sind die in Beschlag 
genommenen Exemplare der Drudcschrift zurüdczustellen. 

Die vom Gerichte bestätigte Beschlagnahme erlischt, 
wenn der Staatsanwalt nicht binnen acht Tagen nach der 
Bestätigung die Einleitung des Strafverfahrens oder des 
Verfahrens nach § 34 beantragt. 

§ 30. Eine richterliche Beschlagnahme findet auf An^ 
trag des Staatsanwaltes oder des Privatanklägers wegen einer 
durch den Inhalt einer Drucicschrift begangenen Straftat 
nur dann statt, wenn wegen dieser Straftat ein Straf ver- 
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fahren anhängig ist oder gleichzeitig ein Antrag auf Ein- 
leitung des Verfahrens gestellt wurde. 

Im Verfahren vor den Gerichtshöfen entscheidet über 
einen soldien Antrag die Ratskammer. 

§ 31. Gegen eine die nicht richterliche Beschlag- 
nähme aufhebende oder den Antrag auf Beschlagnahme 
abweisende Entscheidung findet kein Rechtsmittel statt. 

Gegen die Bestätigung oder Bewilligung der Beschlag- 
nahme ist die binnen drei Tagen nach erfolgter Verstän- 
digung anzubringende Beschwerde zulässig. Diese Be- 
schwerde gehti je nachdem die Entscheidung von einem 
Bezirksgerichte oder einem Gerichtshofe erster Instanz ge- 
schöpft wurde, im ersten Falle an den Gerichtshof erster, 
im zweiten Falle an den Gerichtshof zweiter Instanz. Ein 
weiterer Rechtszug steht nicht offen. 

§ 32. Im Falle der Erlöschung oder Aufhebung einer 
auf Grund des § 27 vorgenommenen Beschlagnahme ge- 
bührt dem durch sie Beschädigten der Ersa^ des erlittenen 
Schadens aus der Staatskasse. Der Ersa^anspruch ist bei 
dem zuständigen Gerichte (§§23 und 24) binnen 14 Tagen 
nach erfolgter Verständigung oder Kenntnisnahme von der 
Erlöschung oder Aufhebung zu stellen. 

Über den gestellten Anspruch hat die Ratskammer des 
zuständigen Gerichtshofes, beziehungsweise das zuständige 
Bezirksgericht nach Anhörung des Staatanwaltes zu ent- 
scheiden, und ist gegen die Entscheidung die binnen drei 
Tagen anzubringende Beschwerde zulässig. Diese Be- 
schwerde geht, je nachdem die Entscheidung von einem 
Bezirksgerichte oder einem Gerichtshofe erster Instanz ge- 
schöpft wurde, im ersten Falle an den Gerichthof erster, 
im zweiten Falle an den Gerichtshof zweiter Instanz. Ein 
weiterer Rechtszug steht nicht offen. 

§ 33. Wird jemand wegen einer durch den Inhalt 
einer Drudcschrift begründeten oder wegen einer im § 27 
Z. 1 und 2 bezeichneten strafbaren Handlung oder wegen 
Übertretung des § 20 verurteilt, so ist auf Begehren des 
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Anklägers im Urteile zugleidi auf den Verfall der Druck- 
schrift und die Zerstörung der zu ihrer Herstellung be- 
stimmten Formen und Platten zu erkennen. 

Die Verfallsentsdieidung erstreckt sich nur auf die zur 
Weiterverbreitung bestimmten Exemplare der Druckschrift. 
Ist die Ausscheidung des die strafbare Handlung begrün- 
denden Teiles der Druckschrift möglich, so ist der Verfall 
nur für diesen Teil der Druckschrift auszusprechen. In 
gleicher Weise ist die Verfallsentscheidung in bezug auf 
die zur Herstellung der Druckschrift dienenden Platten 
und Formen einzuschränken, oder es ist in bezug auf 
diese auszusprechen, daß der betreffende Teil dieser Platten 
und Formen unbrauchbar zu machen sei. 

Die auf Verfall lautende Entscheidung ist dem im 
Inlande befindlichen Verleger, beziehungsweise Herausgeber 
zuzufertigen. Ist derselbe unbekannt, im Auslande oder 
unbekannten Aufenthaltes, so erfolgt die Zustellung an 
einen für ihn von Amts wegen gemäß § 42 StPO. aufzu- 
stellenden Verteidiger. 

Gegen den auf Verfall lautenden Teil des Urteiles 
steht, wenn dasselbe von einem Gerichtshofe erster Instanz 
geschöpft wurde, dem Verurteilten und dem Verleger, be- 
ziehungsweise dem Herausgeber die Nichtigkeitsbeschwerde 
nach § 281 Z. 9 a und Z. 10 StPO. zu. Wurde das Urteil 
von einem Bezirksgerichte geschöpft, so ist die Berufung 
an den Gerichtshof erster Instanz zulässig. 

Nach eingetretener Rechtskraft des Urteiles ist die auf 
Verfall lautende Entscheidung im Amtsblatte der „Wiener 
Zeitung" und in der amtlichen Zeitung jenes Landes, in 
dem die Entscheidung erfolgt, kundzumachen. 

§ 34. Der Verfall einer Druckschrift, deren Inhalt eine 
strafbare Handlung begründet, oder durch welche eine in 
dem § 27 unter Z. 1 und 2 vorgesehene strafbare Handlung 
begangen wurde, kann vom Ankläger auch ohne strafgericht- 
liche Verfolgung oder Verurteilung einer bestimmten Person 
beantragt werden, wenn 
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1. der Täter unbekannt und der verantwortliche Re^ 
dakteur, der Verleger oder der Drudcer nicht nadi § 20 
dieses Gese^es zu bestrafen sind, oder wenn der Täter 
im Auslande oder unbekannten Aufenthaltes ist; oder 

2. Umstände vorliegen, vermöge deren die Strafbarkeit 
des Täters aufgehoben oder seine Strafverfolgung ausge^ 
schlössen ist. 

Über einen solchen Antrag ist eine Verhandlung an" 
zuordnen, die bei den Gerichtshöfen unter sinngemäßer 
Anwendung der Vorschriften des 18. Hauptstüdces der 
Strafprozeßordnung und bei den Bezirksgerichten nach den 
Vorschriften der §§ 454 bis 458 der Strafprozeßordnung 
durchzuführen ist. 

Zu dieser Verhandlung ist bei nichtperiodischen Drudc- 
schriften der Verleger, bei periodischen Drudcschriften der 
Herausgeber zu laden, und stehen diesen Personen bei 
der Verhandlung die Rechte cles Beschuldigten zu. Ist der 
Verleger, beziehungsweise der Herausgeber unbekannt, im 
Auslande oder unbekannten Aufenthaltes, so ist für ihn 
von Amts wegen ein Verteidiger zu bestellen (§ 42 StPO.). 
Das Ausbleiben des ordnungsgemäß verständigten Verlegers 
oder Herausgebers oder des für ihn bestellten Verteidigers 
hindert die Vornahme der Verhandlung nicht. 

Bei dieser Verhandlung ist die Aufnahme von Be^ 
weisen zulässig, die sich auf das Vorhandensein der Voraus- 
se^ungen dieses Verfahrens oder auf den Tatbestand der 
in dem Antrage bezeichneten strafbaren Handlung beziehen. 

Auf Grund des durchgeführten Verfahrens ist mit Ur^ 
teil zu erkennen. 

§ 35. Findet das Gericht, daß die Vorausse^ungen 
des Verfahrens nicht gegeben sind oder daß der Inhalt 
einer Drucicschrift keine strafbare Handlung begründet, be^ 
ziehungsweise, daß keine der im § 27, Z. 1 und 2, auf" 
geführten strafbaren Handlungen vorliegt, so weist es den 
Antrag zurück und verurteilt, wenn dieser Antrag von einem 
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Privatankläger ausgegangen ist, le^teren in die Kosten des 
Verfahrens. 

Im entgegengese^ten Falle hat das Urteil auszu' 
sprechen, welche strafbare Handlung begründet ist, und 
ist zugleich auf den Verfall der Drucicsciirift zu erkennen. 
Eine Verurteilung in den Ersa6 der Kosten findet in diesem 
Falle nidit statt. 

Gegen das Urteil steht im Falle der ZurQcicweisung 
des Antrages dem Antragsteller, im Falle der Stattgebung 
dem Verleger (Herausgeber), beziehungsweise dem für. ihn 
bestellten Verteidiger die Nichtigkeitsbeschwerde im Sinne 
des § 281 Z. 9a und 10 und § 468 Z. 3 StPO. zu. Die 
Nichtigkeitsbeschwerde ist auch zulässig, wenn das Gericht 
bei der Entscheidung über die Frage, ob die Voraus* 
se^ungen dieses Verfahrens gegeben sind, das Gesetz ver- 
lebt hat. 

Das Urteil ist nach eingetretener Rechtskraft im Sinne 
des legten Absa^es des § 33 kundzumachen. 

§ 36. Das im vorhergehenden Paragraphen vor- 
gesehene Verfahren ist ohne weiteres einzuleiten, wenn in 
Kriegszeiten durch eine Drucicschrift der Tatbestand eines 
Vergehens nach Artikel IX des Gese^es vom 17. Dezember 
1862, RGBl. Nr. 8 für 1863, begründet ist. 

§ 37. Auf Antrag des Anklägers hat das Gericht auf 
die Veröffentlichung des Straf urteils, durch welches aus- 
gesprochen wird, daß der Inhalt einer Drudcschrift eine 
strafbare Handlung begründe, im Urteile unter Bestimmung 
des Zeitpunktes der Veröffentlichung zu erkennen. Die 
Veröffentlichung erfolgt auf Kosten des Verurteilten durch 
einmalige Einschaltung in eine periodische Drudcschrift. 

V. Schlußbestimmungen. 
§ 38. Die Strafbestimmungen des gegenwärtigen Ge- 
setzes finden auf strafbare Handlungen, welche vor dem 
Tage des Beginnes seiner Wirksamkeit begangen wurden, 
nur insofern Anwendung, als der Schuldige nach den bis- 
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herigen Gesehen einer strengeren Behandlung unterliegen 
wurde. 

Die Bestimmungen des vierten Absdinittes über das 
Strafverfahren in Preßsadien sind nidit anzuwenden, wenn 
das Verfahren bereits vor dem Tage des Beginnes der 
Wirksamkeit dieses Gesetzes eingeleitet wurde, und ist in 
diesem Falle das Verfahren nach den bisherigen Vor- 
sdiriften zu beenden. Es ist jedoch ein Verbot der Weiter" 
Verbreitung nicht mehr zu erlassen. Ist vor dem Inkraft- 
treten des neuen Gesetzes über eine Beschlagnahme das 
Verbot der Weiterverbreitung ausgesprochen worden, so ist 
über den Einspruch (§ 493 StPO.) das Verfahren nach 
§ 34 dieses Gesetzes einzuleiten und kann ein Verfall nur 
unter den Voraussetzungen dieses Gesetzes ausgesprochen 
werden. 

Vom Tage des Beginnes der Wirksamkeit dieses Ge- 
setzes treten alle auf Grund der bisherigen Preßgesetze er- 
lassenen Verbote der Weiterverbreitung außer Wirksamkeit 
und bleibt nur der mit diesem Verbote verbundene Aus- 
spruch des Verfalles und der gänzlichen oder teilweisen 
Vernichtung der Druckschrift aufrecht erhalten. 

§ 39. Das Preßgesetz vom 17. Dezember 1862, RGBl. 
Nr. 6 für 1863, das Gesetz vom 15. Oktober 1868, RGBl. 
Nr. 142, das Gesetz vom 9. Juli 1894, RGBl. Nr. 161, das 
27. Hauptstück der Strafprozeßordnung vom 23. Mai 1873, 
RGBl. Nr. 119, die Bestimmungen des zweiten Absatzes 
des Art. II des Einführungsgesetzes zum Strafgesetze und 
der §§ 7 und 10 des Strafgesetzes sowie alle Bestim- 
mungen anderer Gese^e» welche mit den Anordnungen des 
vorliegenden Gese^es in Widerspruch stehen, sind auf- 
gehoben. 

§ 40. Mit dem Vollzuge dieses Gesetzes sind meine 
Minister der Justiz und des Innern im Einvernehmen mit 
den übrigen beteiligten Ministern beauftragt. 
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Helwlngscbe Yerlagsbuchbandlung, Hannoyer. 

(e««n1tndet Tor 1606.) 

Zur Justizreform «^«1^^«°«^ folgende 
zß - wichtigen Beiträge: 

Die Weltanschannng der Jnrispnideiiz> 

Von Alfred Bozi, Oberlandesgerichtsrat in Hamm. IV, 227 S. 
gr. 8^ in vornehmer Ausstattung. Preis Kr. 6. — . 

WohldurchdAchte geistvolle Anregungen modernsten Grepräges! 
Die überaus gedankenreiche Schrift bUdet einen wichtigen Beitrag 
znr Durchführung einer volkstümlicken Justizreform. Die vor- 
nehme Ausstattung läßt das Buch als Geschenk für jeden Gebil- 
deten geeignet erscheinen. 

Tl1Mfi7ffl^N11Tldl111ff Eine Programmschrift über Gerichts- 
^ ^* Organisation, Trennung der Straf- und 

Streitgerichte, Gesetzessystematik und Richterstudium. 
Von Dr. jur. Klaus Wagner. 96 S. gr. 8». Preis Kr. 1.80. 
Eine Arbeit über leitende Grundsätze einer großzügigen Justiz- 
reform und Strafreform; eine Programmschrift, keine Unterhaltung 
über die Einzelheiten der augenblicklichen Teilreformen! 

Yorschläge zur Justizreform. P^aJ^tische wi^ie 

^ furdenGhesetzgeber 

und Richter. Von Dr. Holtgreven, Wirkl. Geh. Oberjustiz- 
rat, Oberlandesgerichtspräsident in Hamm. Preis Kr. 0.72. 

Znr Frage einer durchgreifenden Justiz- 

-■•A-P/^ttm Von A. NIedner, Oberlandesgerichtsrat in KieL 
I^l2EBl Preis Kr. 0.72. 

Für die Banfor demngen, ^^"1"^,!' ^^' ^"«f" 

2 entwurf . Von W.Ch.Francke, 

Oberlandesgerichtsrat a. D. 68 S. gr. 8^ Preis Kr. 1.44. 

Verfasser stellt gegen den Entwurf aus 42 Paragraphen einen 

Gegenentwurf in 6 Paragraphen auf, den er in wohldurchdachten und 

scharfsinnigen Ausführungen begründet. Jurist Literaturblatt 15. 2. 08. 

Die Patentgerichte. Em Beitrag zur Bessenmg der 

^ Rechtsprechung m Patent-, Mu- 

ster- und Warenzeichensachen. Von B. Tolksdorf, Patent- 
anwalt in Berlin. Preis Kr. 1.80. 

Die Porderung nach Sondergerichten, die aus Juristen und 
Technikern zusammengesetzt sind, findet hier ihre überzeugende 
Begründung. 
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Helwingsche Yerlagsbucbbandlung, HaimoYer. 

(Gegrrttndet Tor 1606.) 

TIaN Tillftsrlliff ^ völkerrechtlicher und strafrecht- 
— — ^-^— — — licher Beziehung, Von Dr. Grünwald, 

Kriegsgerichtsrat bei der 1. Garde -Division in Potsdam. 

Preis Kr. 1.20. 

Der Aafschwnng, den die Luftschiffahrt in letzter Zeit ge- 
nommen, läßt es zweckmäßig erscheinen, einige Fragen zn erörtern, 
deren Beantwortung bei umfangreicherem Luftschiffverkehr eine 
zwingende Notwendigkeit sein Wird. Die Studie ist interessant und 
berührt Prägen, an welche die Praxis kaum schon gedacht haben 
wird, da ihre Lösung gegen die zurzeit interessierende praktische 
Ausführbarkeit der verschiedenen Systeme der Luftschiffahrt selbst 
zurücktritt. 

Die Beendigung des kanfmännischen Lehr- 
Verhältnisses ^^^ ^^' *'^* ***"' ^*''"*^pp ^^ Plauen. 

' Preis Kr. 1.44. 

Das Büchlein gibt eine übersichtliche Darstellung des Gegen- 
standes. 

Begriff nnd Recht des Domizilwechsels 

auf Gnindlagederallgememen deutschen Wechselordnung, 
Von Hermann Mayer. Preis Kr. 1.44. 



Sofort nach Gesetzwerdung der deutschen Novelle 
zum Wettbewerbgesetz wird erscheinen: 

Das 

Reichsgesetz zur Bekämpfung 
des unlauteren Wettbewerbs, 

Erläutert von Justizrat Dr. L. Fuld, 

■ Rechtsanwalt in Mainz. === 

Ca. 400 Seiten. Preis geb. ca. Kr. 6.-^. 

Der Verfasser war in die Sachverständigenkonferenz für die Vor- 
bereitnng der Novelle zum Wettbewerbgesetz berufen. Seinem 
Kommentar wird daher eine größte Beachtung und Berück- 
sichtigung zuteil werden. 



Digitized by VjOOQIC 



Helwingsche Yerlagsbucbhandlung, Hannoyer. 

(GegTibidet Tor 1606.) 

Unentbehrlich fDr den Arbeitstisch des Richters und Rechts- 
anwalts ist das in anserem Verlage erschienene Werk:. 

Das Speditionsgeschäftiadi dentschem Recht 

Von Dr. Richard Sencicpiehi, Amtsrichter in Kolmar i. P. 
1907. XVI, 454 S. 8^. Preis in Ganzleinwand gebunden 
Kr. 12.—. 

Das einem dringenden Bedürfnisse abhelfende Werk gibt in 
knapper nnd klarer, trotzdem aber doch vollsländiger Darstellung 
auf alle die täglich im Speditionsgeschäft vorkommenden Rechts- 
fragen Auskunft. 

Osteuropälscho Tarif-Rundschau (Wien. 15. 6. 1907). 

Seit Burchards 1894 erschienenem Werke die erste große er- 
schöpfende Monographie über das Speditionsgeschäft. Die mit 
rühmenswerter Sorgfalt und praktischem Verständnis durchgeführte 
Darstellung wird der Wissenschaft und Praxis des Speditionsrechtes 
in gleichem Maße gerecht. 

Beichsgerichtsrat Dr. DOringer 
in der „Leipziger Zeitsciirifl" Nov. 1907. 

Der Verfasser hat seine Aufgabe, ein das Recht der Spedition 
nach allen seinen Beziehungen umfassendes und erschöpfendes 
Handbuch zu bieten, in vortrefflicher Weise gelöst. Neben einer 
vollständigen Berücksichtigung der Literatur und Bechtsprechung 
läßt die Arbeit auch ein großes praktisches Verständnis für die 
Bedürfnisse des Verkehrs erkennen. 

Begierungsrat im Eisenbahnministerium Dr. Reindl, München, 
in „Das Reciif ' 1907 No. 17. 

Wissenschaftliche G-ründlichkeit, klare und gediegene Dar- 
stellung, volle Beherrschung des ihm durch fortgesetzte Arbeiten 
auf diesem Bechtsgebiete vertrauten Stoffes zeichnen das Werk des 
Verfassers in hohem Grade aus. Die umfangreiche Literatur, die 
Bechtsprechung und die Materialien sind auf das sor^ltigste be- 
nutzt und alle wichtigeren Streitfragen eingehend behandelt. 

Dr. Eger, Berlin 
in „Eisenbaiinreciitliciie Entsclieidungen und Abbandlungen" XXTTT, 4. 

Das Werk bildet ein vorzügliches umfassendes Handbuch für 
das gesamte Speditionsgeschäft, das den ganzen Stoff nach seiner 
praktischen und juristischen Seite beherrscht, — ein ausgezeich- 
neter Behelf für den praktischen Juristen. 

Seufferts Blätter f. Rechtoanwendung 1907 No. 21. 
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